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85. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz 
am 13. Juli 1950 

Beginn: 9.15 Uhr 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! D!e 85. Sitzung des Land
tages Rheinland-Pfalz ist eröffnet. Beisitzer zur heu
tigen Sitzung sind die Abgeoi·dneten Gänger und Selzer. 
Die Rednediste führt der Abgeordnete Gänger. Ent
~chuldigt fehlen : die Abgeordneten Bögler, Böhm, De
wald, Drahl~n. Lenz, Röhle, Rörig, Steffan, Steger. 
Trapp, Wetzel, Gibbert, Betz, Buschmann, Baumgärtner, 
Beckenbach und Dr. Wuermeling 

M~ine Damen und Herren! Wir haben heute noch 
E:i!1en arbeitsreichen Tag vor uns. Der Ältestenrat hat 
sich gestern abend mit dem Ablauf dieser Tagesordnung 
für heute befaßt und schlägt dem Hohen Hause vor, wie 
folgt zu vel'fahren: Zunächst die Behandlung des Ein
zelplanes VI1I „Ministerium für Landwirtschaft, Wein
bau und Forsten·· mit einer Redezeit für die einzeln!:-'11 
Parteien bis zu 45 Minuten; dann Einzelplan XI „Rech
nungshof" olrnt! Debatte nach der Berichterstattung; 
dann Einzelplan XII ,,Landeskommissar: für politische 
Säuberung", nach Möglkhkeit ohne Debatte, sonst bis 
?.u fünf Minuten; dann Einzelplan IV ,,Ministerium für 
Finanzel" und Wiederaufbau". Redezeit 30 Minuten. 
Beim Einzelplan IV soll gleichzeitig der außerordent
liche Etat mitbehandelt werden. 

Ich stelle f.est, das Hohe Haus ist damit eineverstan
den. (Abg. Diel: Ministergesetz!) Es ist der Wunsch 
an mich herangetragen worden, das Ministergesetz 
noch einmal zur Bearbeih.mg an den Ausschuß zu 
überweisen. Auch damit ist das Hohe Haus einver
standen. 

Meine Damen und Herren! Der Abgeordnete Feller 
zur Geschäftsordnung. 

Abg. Feller : 

Wir können uns mit de1· Verkürzung -der Redezeit 
ni<.:ht einverstanden erklären; schon aus dem ein
fachen Grunde .... 

Präsident: 

Zu welchem Eim:elplan? 

Ab g. F e 11 e r : 
Beim .,Rechnungshof" und weiter bei de:r „poii

tisch.en Säuberung", da wir leider nicht im Ausschuß 
vertreten sind und keine Gelegenheit haben, unseren 
Sta.ndpunkt daraulegen. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Wk ha·ben dazu noch 
heute das Gesetz, das wi.r am ersten Tag der Beratun
gen an den Ausschuß überwi..esen ·haben, zu verab
schieden und noch einen kurzen Bericht <ies Ge~ 
schäftsOTdnungsausschu.sses über den Antrag der SPD 
„Einsetzung eines Sonderausschusses" zu beraten. Wir 
werden das innerhalb -der Tagesortlnung nach den 
Zeitverhältni..ssen noch einbauen. Der Abgeordnete 
Hertel zur Tagesordnung. 

Ab g. Her tel : 

Ich darf bezüglich der Erklärong des Herrn Kol
leg,en Feller folgendes ,bemerken: Die Au'Sschußver
handlungen haben eine gewisse Vertraulichkeit; ins
besondere wird der Öffentlkhkeit nich.t darüber bc-

richtet, welche Stellungnahme die einzelnen Parteien 
sich zurechtgelegt haben. Wenn demnadl. die großen 
Partein heute im Plenum aus den beniits gesagten 
G;i:i.l.od,-en, .. au:f. ei,w:; . Aussprache verzichten, dann stehen 
sie nicht besser 'Und nicht schlechte1: da als die KPD 
auch. 

Präsident : 

Dann da.llf ·icll zunächst einmal a:bstimmen lassen 
über den Aptrag des ÄltesLem-aLes, und zwar habe ich . 
Lh.nen ,vorgeschlagen, den „Rechnungshof" ohne De
batte, die „politische Säuberung" bis zu fünf Minuten 
und Verkürzung der Redezeit beim Etat des Finanz
ministeriums au.f 30 Minuten. 

Ab g. Fe 11 e r : 

kh wollfo zur GeschäJitsot-dnung noch eine Bemer
kung machen. Wfr sind nkht dagegen, daß die Regi,e
ru,ngsparteien auf ihre Redezeit verzichten, denn sie 
ha.ben die Möglichkeit, in den Ausschußsitzungen Stel
lung , zu nehmen, wir nicht. Also, lassen Sie uns auch 
Sbell'ürig nehmen! 

P ,t:ä3id en t : 

.Meine Damen und Herren! Wir müssen zur Abstim
mung kommen. Wer dem Antrag des Ältestenrates 

. .zustimmen will, den bitte ich um Erhebung der rech
ten l~nd. - Das ist . die überwiegende Meh-rhEdt. Es 
ist .also so ,beschlossen. 

DeL· Abg~r,dnete Diel hat das Wort zur Tages
ordnuog. 

A 0b.g."Üi.el: 
Meine Damen und Herren! Es ist noch ein Punkt 

zu erledigen, nämlich der Antr ag der SPD auf Ein
setzung ei.ner Kommission. (Präsident: Das habe ich 
ja sci1o:n„ e~l.däti', lierr Abgeordneter Diel!) Soll um 
11 Uhr zusammentreten? 

':• ,,/•• l l! 'l"U:("•t,,: :111"1" 1 '' ":"•' ' "' ' ,' ' 
Pi1:ä.si<len'f: ,: · 

Jawohl! Das habe ich .ei·klärt; der Vol'sitzende des 
· Gesicbäftso:rdnungsausS<:husses beruft diesen Ausschuß 
im Laufe der Tagung ein. (Abg. Diel: Das wiTd also 
unmirttelbar .. ... ) Jawohl, d-as macht der Vorsitzende 
des Aussc!nüsses. 'Also um 11 u'hT im Regierungszim
mer tagt der Geschäftsordnungsausschuß. 

Meine Damen 1.md Herr.en! Wir treten in die Be
ratung ~in, Ein'Lelplan VIII, Ministerium für Land
wirts~aft, Weinbau und Forsten. Berichterstatter 
ist der Abgeordnete Ziegler vom Haushalts- und 
FinanzauS6chuß. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg, Zi~gie r : 
Meine· ·Datn~n und Herren! Ich habe hier vor dem 

Plenum die Ft?$tstellungen des Haushalts- und Finanz
a:usschu.sses zum Einzelplan VIII des Ministeriums für 
Landw~ds~ft, Weinbau und Forsten und der dem 
Ministe1"iuro nachgeordneten Dienststellen vonutragen. 

Der . Hausb.a.l.ts~. und Finanzausschuß ihat in zwei 
Tagen de:J:'!. Einzelplan bearbeitet. Die näheren Unter
lagen finden Sie im Protokoll des Ausschusses sowie 
in den Drucksachen II/1457 und Il .'1490. Über Einzel
heiten muß ich mich dann noch bei den einzelnen ~a
piteln verbreLlen. Ehe ich jedoch auf d1e Kapi tel ein
gehe, will ich einiges Grundsätzliche kurz ,und knapp 
ausfüllren. 

Seitdem' der Ha'ushaltsplan des Landwirtschafts
ministeriums im Jahre 1948 hier behandelt worden ist, 
hat sich im Wirkun.gsbe-rei-ch des Ministeriums manches 
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geändert. Dazwischen liegt nämHch einmal die Wäh
rungsreform und die Tatsache des Übergangs von einer 
planwlrtscha!Uichcn Struktur der Wirtschaf.t zur 
sozialen Marktwirt.s(.:ha!t. Damals im Jahre .1947/48 
unterlag noch die gesamte nützliche Flora und Fauna 
den l'lanbestrebungen des ganzen He~res von staat
lichen und kommunalen Erfassungs- und Bewirtscha!
tungsbeamten und -angestelLteo.. Das hat sich in der 
Zwischenzeit völlig gewandelt, und nach dem über
gang zur Marktwirtscl1a!t erwies sich der Bewirtscha r
tun:sapparat i.ehr bald als überflüssig. Heute ist de1• 
Abbau der bctn~f!enden Stellen auf diesem Gebiet s-o 
weil vorgeschl'iten, daß in dem neuen Haushalt 1950 
lediglich noch, man könnte sagen, Rudimente perso
neller Ansätze und einzelne finanzielle Merkpoi;ten zu 
Cinden sind. 

Ein weiters Moment, meine Damen und Herren, das 
zu einer Strukturverlinderung des Aufgabenkreises 
und damit des Haushalts des Landwirtsd1a!tsministe
riums geführt hat, ist die inzwisi.:hen erfolgte Schaf
fung -einer Bundesregierung. Der Bund hat seinen 
eigenen Landwlrlsdi.afü;minister erhalten, der im Rah
men des Bundes im großen und ganzen di,e früheren 
Zuiständigkeilen des ReiCh$landwirtschaftsministen 
übernommen hat. Die Finanzauswkkungen vieler vom 
Reich übernommenen neu aufgelegten oder neu auf
zulegenden Gesetze im ~reiche der Landwirt.schart, 
des Weinbaues und der Forsten haben unseren 
eigenen Landwirtschait:,etal bald in der einen, bald 
in der anderen Richtung beeinflußt oder werden es 
noch tun. 

In der Zwischenzeit sind auch endlich im Lan:3e die 
drei Landwirtschaflskammern konstituiel'l worden. Die 
Kammern Cinanzieren sich aus den Einnahmen a-us 
dem Landwirtscbafüibeitrag, der· nunmehr direkt die
sen Institutionen zumeßt. Pie Kammern haben auch 
einige Au!gabcn von übernommen, die seither im 
Einzelplan VIII Lht·e eigenen Kapitel hatten. 

Wenn das Minlsteriwn den ausgedehnten Sektor 
der Ernähmngswit·tsd1art vel'loren hat, so soll damit 
nicht gesagt sein, daß die Gesamtarbeit, das Gesamt
arbcfü;pcnsum geschmälert worden wäre. Das Mini
slerium ist vielmehr jetzt wieder mehr seiner eigensten 
und ursprünglichen Aufga~e zurückgegeben. Während 
ihm in der Zeit der sogenannten Zwangswirtsdw.rt eine 
mehr passive Rolle zugefallen war, muß es nun daran 
denlren, die Landwkt..schaft und die sonstigen ihm 
unterstellten Gebiete zu aktivieren. Die Namensände- 1 
rung des Ministeriums von einem Ministerium für J 

LandwirtS1.:hafl, Ernij,hrung und Forsten zu einem 1 

Ministerium !Ur Landwirtschaft, Weinbau und Forsten 1 
bringt dieos auch äußerlich deutlich zum Ausdruck. 

Un:3 hierru ein Wort: Das größte Weinbauland · ! 
Deutschlands, das sich uns in Rheinland-Pfalz präsen
tiert, dessen „copia vini" schon einmal Geschichte 
machLe, dul'!t.e sich diesen Weinbauminister be1legen, 
der wohl der einzige seiner Art in Deutschland auch 
blefücn wird. 

Die Au!gabe-nvcrlagerung von einer in erster Linie 
ernährungswirtschartlichen von der Landwirtscha!L 
her zu einer landwirts, .. :ht1rtlilfö1'<iernden und subidlären 
Landwirtsdla!w;politik zur Landwirt.s<.:haft und Forst
wirt,scha!t hin huben für den Haµsha!tsplan einen 
völlig vcränder-len Hintergrund abgegeben. 

Ich bitte um Nachsicht, wenn ich diese grundsätz
lichen Dinge doch etwas breiter ausgeführt habe. Aber 
schließlich ist ein Elat nicht nur ein Schaubild von 
iTgendwelchen Zahlen, losgelöst vo.n dem Gesamt
geschehen und ins Abstrakte hinein, sondern leben.s-

··-----·------------

nahe - und in unserem Falle hier - sinnvolle Dar
stellung der fürsorgenden Förderung konkreter prak
tischer Aufgaben der Bodenbewirtschaftung und ihrer 
vielen Zweige und Abwandlungen und, 'SO gesehen, ins
besondere auch die Darstellung der staaUichcn Förde
rung unseres bäuerlichen Menschen <selbst. 

Meine Damen und Herren! Im Jahre 1947/48 wies 
_der Einzelplan VIII noch 30 Kapitel aus. Durdl den 
Wegfall der ernäht·ung:,wirtscha!Uichen Einrichtungen, 
durch Zusammenlegung von Kapiteln, durch die Über
tragung von Auf.gaben an die Landwirts..::hartskammem 
und Verlagerung eines Kapitels auf einen Sektor halb
ö!fenUicher Art verringerte sich diese Zahl der Kapitel 
erhebHch. Neu hinzugekommen ist ein Kapitel „Jagd
verwaltung". Der Haushalt weist nach diesen Ände
rungen für l950 nur noch 21 Kapitel aus, welche fol
gende Nummern tragen: 1 bis 14, 20, 21, 22, 30, 32, 33 
und 34. Dle dazwischenliegenden Nummern fehlen. 
Ausgeschieden sind folgende Kapitel: Tierzuchtämter, 
Weinbauämter, die Kapitel für die beiden Außen
s~llen !n Kaiserslautern, das Kapitel Milchel'fassung 
und Viehkontrolle, das Kapitel Imkerschule in Mayen 
und das Kapitel Holzb,ewirlscha!tung. 

Ich halte es nun für richtig, die im Einzelplan VIII 
etwas zerstreut aufgeführten Kapitel nach sachlichen 
Gesichtspunkten zu ordnen und sie auch so vorzu
t~~gen. An der Spitze steht das Ministerhirn. Dann 
!'/11gt das Schulweisen. die Biol~e Anstalt in Bern
k1istel-Kiucs, der Wctte1·dierut, Landes,p!Janzenschul:t, 
Moorwirtschaftsstelle, Gestüte, Verwaltung der Do
mänen und St:reugrundstücke, Staa!Jsweil1:tüte.r, Reb-
1.ausbdilimpfung und Rcblausabwehr, Untersuchun.gs
an.stalt in Mamz, e>ndlich die Lan.dc~kul turvcrwaltung 
und die Wasserwirtscltaftsverwaltung. Dann korrunt 
der Wald mit folgenden Kapiteln: Ortlicht' Forstver
\1,-alt,,inig, Forstschulen, Fischereivcrwaltun,g wid .Jugd
vmwaltung. 

Jetzt :z.u den ein.z.elnen Kapi.teln! Das Minis t e -
r : um weist an Einnahmen rund 330 000 DM aur, 
d!e in der Hauptsache dw·chlaufende Posten sind. In 
den Einnahmen befindet sich ein Posten von 26 000 DM, 
der vom Bund - Jch erwähinc das ausdrücklich - als 
Zuschuß 2JU den ,,Kosten dc-r ErntcermitUun.g" ge
währt wird. Von den Ausgaben in einer Gesamthöhe 
von etwa 3,7 Millionen DM sin:d zunächst 1,2 Mil
lionen DM Personal.ausgaben. Fol,gendc Posten sind 
erwähnenswert: FÖl'derungsmlttel der Landwlrtscha!t: 
200 000 DM, Förderungsmittel der Tierz;ucht: 150 000 
DM. Förderung des Weinbaues: 100 000 DM, cin.malig,er 
Zuschuß für we[.nwirtscha!tliche Zwecke: 200 000 DM 
- wie ich hfü'e, .ist in2wiscl1.:n der Bctra~ au.r 300 000 
DM festgesetzt worden -, Zuschuß für ~n Beziiwks.
wrband Pfalz, :für dessen landwirtsclu.i!Uiche Insti
tutionen: 148 000 DM, Darlehen an clie Landwlrt
echaIM!:am.mem: 600 000 DM zur Ü'bet'brück~ der 
eunnah.rnel0:oen Zeit von April bis Oktober d·icses Jah
res. Dieser Darl~heru;.betrng ist in Einnahmen mit 
einer Rate von 100 000 DM angesetzt. 

Hierzu forderten die landwirtsdi.artlichen Vertrete.( 
t'ine Erhöhwi..g der Förderu.ngsmittd. Der Beschl!Ull 
konnte jedoch nicht durchgebracht werden, da andere 
Posi.tiomn 7lU stark heraufgesetzt waren. w daß !ür 
d'.ese Zv.'E!Ck,e Mittel nicht übri.g blieben. 

Die fünf ,.höheren Le~ranstaltt.n" Neustadt, Oppen
hüm, Ahrweiler, Bad Kreuznach ·Und Trier, die In 
Kapitel 8 zusammengefaßt sind, \\ei~n eine Ge.samt
einnahme von rund 6:iO 000 DM auf. Damnter sind 
d:ie rositionoo Wirtsclrnft::einn~hme aus dem Wefn
b.iu von 280 000 DM, d~e Wirtscliafü;einnahme a!US dc·m 

· Obst- und Gemüsebau mit rund 100 000 DM die wich-
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tigßten. Die durchschnittlich 530 Schüler dneser wruf 
Ll'hr.anstaltien ~usammen zalhlen runtl 25 000 DM 
Sch.'l.11geld. Neben den Personalkosten V10il rurud 500 000 
DM fai!'len insbesondere die Bew.i,rtscha:fümgS!I)Osten 
d:er ·ei'Illzelnen ,Güter, die .den eia:.lzel.ne.n Anstalten bei
gegeben ·sil'lid, in,s ~a.,,icht. Diese Betrri.ebsausgahen 
uberstiegen ur,sp.r'ilngHch in den Ans,ätzen diie Be- . , 
triebserunnahmen •um rund 100 000 DM. Dem Asusschiuß 
'l'.iru" <liese Tataaclte Anlaß, rue Betri-ebsausg,aben glob-'11 
um 100 000 DM zu k!ürzen. 

Allgem°"<i,n hat de,r Ausschluß sich auf den Stand
pt.nkt gestellt, daß unsere staatlichen, landw.ilrtschaft
lichen und forstlichen Unternehmen ~n ihrer Wirt
Bchaftsgebarung endlich wieder so 'weit kommen mÜ!s
sen, daß sie si:ch wen~gsteri,s tragffll., wenn sie schon 
k€\ine Erträge a:bwerifen. 

Die 49 „Landwirt.scha:fmschulen" und zwei „Wein
bauschulen" in Kapitel 2 vereinnahmen rund 800 000 
DM. ~ Slind in den Schulen :rus:ammen etwa 2200 
Schüler. Die Hauptemi!ahme :i:n Höhe von rund 700 000 
DM steuern die Landwirtschaftskammern. ibei aus 
:ifhren Landwirtschaftsbeiträgen. Diese Summe von 
700 000 DM, die ich erwälh.nt habe, stellt ein Drittel 
de.;; Gesamtbedarfes der Schulen in Hölhie von 2,2 Mil
lionen DM, so lda.ß das Land s-e}bst noch 1,4 MilHonen 
DM ,aufzu-za!hlein hat. 

In Kapitel 3 wird die „Landfrauenschule" in Bop
pard beha:ndeU. Es s1iJnd hier durchscllnittlLch 30 Sch'i:l:
!lerinne,n unterigeöracht. Die SchJule erfordert ein'ell 
Zuschuß des Landes von rund 30 000 DM. 

Als weiter.es, un<l zwa:r ,als ausgespt'OChenes För
derungslnstltut in önologiischer Hinsicht ist die .,Bio
logische Anstalt" in Bernkastel-Kues zu werten. Die 
Eirmahm€'l'l ,aus dem WeinJbau Vl"l\rden auch htier :ziu.m· 
Ausgleich der Wirtschaftsausg;aiben auf 25 000 DlM her
aufgesetzt. Neu anigeg;1'iedert wird dem Institut e'in 
wichtLge.s Laboratorirum für Reblaiusd:or.s.m'Ull'l:g. Der 
GE:samtaufwaa'lld beträgt r,un;d 120 000 DM bei ein'i!r 
Gesamteinnahme von rund 30 000 DM. 

Und ,vetll nrun in der Werkstfltt des .ßauern der 
Erfolig fo erster Linie vom Wetter abhän,gig rist, hat 
man in Kapitel 6 den „Wetterdienst" in den Land
vrirtschaftsetat ·hiLnoeLngienommen. Der Wetterdienst 
soll in Z.ukunft zru zv.,,ei Drlitteln vom Bunld, zu ein,em 
Dl".ittel vom Land fänanziiell getNlJgen werden. Die 
Be-aimten und Angestelltfill sollen dann in den Bundes
dienst übetigeführt werd-en. Bei den ganz .gerlng,en 
'E'Jninahmen aus den Veröff€'lltlichun.gen der Wetter
meldun,g("n i,St vor.läufig d€'.r Gesamtaufwa'tld für den 
Wetterdilen1St mit l"Und 450 000 DM in dem Haiuslhalts
plan .a.usge·Vv1iesen. Die Hauptste,lle des Wetterdienstes 
befilnodet skh Jn N~stadt ,an der H.aardt. 

Die Plagegeister der Landwirtschaft in der F1o,r,m 

vcn tieris-chen und p:fLanrzlichen Schädlin:g,en·, von denen 
uns der Hen- Fmanzminiister einige in s,eliner Etat
l"€.'de UiebesE>.m erwähnt hat, finden ilwe G:€genspdelei
m Kapitel 4 n:lit der Überschrift „Landespflanzen
schutz". Die Einnahmen aus diesem Kapitel sind um 
wesentliche B€träge enhöht worden. 60 000 DM SOllilJeal 
,·on denen a,ufgebracht werden, welche die Ma.n.zen.
$Ch<utzbehörde privat in Anspruch nehmen. Vom Burd 
erhofft man einen Zruschuß für d'ie Sain-Jooe-Schliild-
1au,s - d . h . für deren Bekämpfun:g - in Höhe von 
12 000 DM, und für d!i'e Bekä!lll))fung des Kartoffel
käfors -in Höhe von 100 000 DM. Der ursprüngliche 
'Plan in den V,e,1;1gütungsgruppen .v'Urde \,\,<OOentUch 
be1'albgesetzt vom Aus.schuß, dem~ntsprechen<l a1Uch 
dH Geldansatz., \,\,,eil der Ausschuß doer .Ansä.cht war, 
daß, wenin schon E1<höhung, dlieseilbe ,unbedenklich auf 
mehrere .Jahre verteilt werden kann. Für die Be- · 

kämpfun;g des Kartoff<::lkäfers und anderer Schädliinge 
sind 1u.. ,den Ausgaben 600 000 DM trusätzlich eiinige

se-tzt Vi"Orde-n. 

Von ideJl landwirtschaftlichen Zweckunternehmen 
nenne ich als erstes die „Moorwirtschaftilsbelle" in 
Landstuhl. 1920 g,egründ-2t, ihatt.e sie d!ie Aufgabe. 
die Moor~ und Slt.n'npfg1eläru:l.e der P:falz z,u kultivieren. 
Dieser Auf'gabe Vi'.i:rd sie entledii;gt .sei!n, wenn sie die 
r.ti't r:<>ch 160 'he. er!:'ed1.'tleten Sumpfgelände der Pfalz 
e1•sichJosk.il haben wiro. Die staatliche SteHe als solche 
kostet etwa 40 000 DM, der Wrirtschafts,bet.rieb selbst 
gleicht sich in Eininahme und Ausgabe ungefähr a:us. 

Das Kapitel 7 „Gestüte", unter das die Unternehmen 
ir, Zwellirüclren un<l ElicheLscheruder Hof, also beide in 
der Pfalz, fallen, löste eine lebhafte Debatte .aus. Der 
Ausschuß kam Z'U d,e,m Schluß. daß ·2ll.l~ätr1.liche Er
weitel'Un~n in diesem ,und iilm nächsten Ja,hr nicht 
mehr erf,öiLgen ~len und daß eine Dberprüfung der 
Verhältnisse auf dem Pferdemarkt vorgenommen wer
den sdll, um das Maß der ferneren Existenzberech
tigung der Gestüte fest.stellen :z,u können. Denn uber
all wird ooute .das P.fel"d oorch die MotoriS'i-eTlmg ver
drängt. Auf -aille FäUe ooll zug'1e<kh dias Zuchtz.:i.eil 
mehr auf schwerere Rass<:'n umgestellt werden. Der 
7.u:schuß'bedarf der beiden Gestüte, d1e aucll. ·einen er
heblichen Land- UTIJd Forstbesi tz aufweisen,. beträgt 
iiurud 200 000 !DM. 

Wcitere Unt~n,e,hrnean stnd dle staatseigenen Grund
stücloo, die in den beiden Kapiteln 22 ,und 9 zusarn
mei.gefaßt sind unter den Be:z.eichnungen „Verwal
tung der Dom~nen und SireugrundstlickE:" ~nerseits 
und .,Sta::\t.Swein,güt..er" andererseits. 

Die Güter der vel."wailteten Domänen und Streu
gruoostück<e ·si:nd verpachtet. IDe,r Pachterlös beträgt 
run'd 62 000 OM. fämd -&ie Hälfte dieser Eirul.ahmen 
ist aJ:J.ein al·s Soforthilfeabgabe seitens des Landes :z.u 
,:z.a!h.len. Außerdem si-nd als einmal:ige Ausgaben für 
Neuerrichtung von Wohnsungein und E~iterun,g be
s~hende, WasserversoPgungsanlagen auf d€'11 Guts
Jhöfen 50 000 DM vorgeoohen. Der Gesamtz,uschuß
bedarf dieser ve1-pachteten Grund<itücke beträgt also 
i.J,:.merhi-n noch rll'l'ld 30 000 DM. 

Die Staatsweingilt<t!r in Kapitel 9 bi-eien dagegen 
eher einen LkhtbHck. Der .A.us.schu,ß sah ,s,icll aber 
auch -hier genötiigt, die :.Eitnnahmesätze sowool bei den 
f!'ilhe~n pr-eußische-n Domänen als auch bei den 
rheiln.hess!ischen Dom:inen um je 100 000 UM zu er
höhen. Dies~ Erhöhung dier Einnlahme ist dadu,rch 
.realimevbar, :daß von den alten Weifnheständen end
l!dl. größere Men,gen ~bg,esetzt werden. Damit \Verden 
die. ~tq.atsv,re~ter vorauss,ichtlicl1 ei,nen Gesamt
überschuß v,on 300 000 DM e11brit1Jgen. 

Von diiiesiem l~rohen Kapitel 1'.l.er Staatswein
.güter Ul1JSte~es Landesetats kOlffime ich zu einem der 
tra'urlgsten, nämlich zu dem, d.a,s d:ie Reblaus und 
ihre Bekämpfung behandelt. Dieses Insekt erfordert 
in Kapitel 12 „Reblausbckämpfung" rund 1,9 Mil
famen DM a-us üindesmitte<ln. Mit dieser Summe ist 
aHerdin,gis. wie wir wissen, bei ~item der Geld
oodarl noch nicht ,giedeckt, de-r auf Grund der alten 
igMetz.I.icb,cn Bestimmun;gen von 1904. und 1936 z,u 
z.=:thlen wäre. Bei der weiten Verbrei.tun,g ,der Reblaus 
muß eine solche gesetzliche Regrlung für den Reb
Lausdi.enst gefunden werden, daß sie der filln:a.,nz:iellen 
Leistn.vngsfählgkeit angepaßt ;iJSt. Ein Beschluß d~!' 
Finan2lalliSSch!usses spricht die Erwartung aus. daß 
unser~ Latn:des,1:egier:ung sich so.gleich um eine Ab
änderung der reb1ausgesetzlichen Bestimmun~en beim 
Bunde bemüht. Außerdem soH be~ Bunde nach
haltig der berechtigten Fordet•urng Geltung verschafft 
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w.e:rdcn, daß der Bund selbst einem namhaften Zu
sctruß für Reblausbekämpfungszwcd..:e dem Lande zu
kommen Läßt. 

DIE cinzl.g,e v<>rfäufigc Möglichkcit, die Verbreitung 
der Reblaus elnz.udämmen - ich verweise, in diesem 
ZUS'aJl'm'l'Clnhang z.B. darauf, daß im letzten Jahr .in 
der P!ali. aJJL,eJ,n 52 000 Rcb.;;töc:ke mahr als verseucht 
.f'.u;t.gestellt ww'<ien als in den letzten 50 Jahren z.u
Slli1llllletn! -, besteht in der Verwendung der Pfropf
rebe, die aus einer resistenten Hybridf' besteht und 
einem eua-,opä:lschcn Edelauge. 

Für diese „Rcbenvc.1:edlung" hat unser Land in 
Kapitel 10 des Ifäusihalts eine Ausga:be vorgesehen 
von rund' 600 000 DM bei einer 'Ein.>1ahme von r.unrl 
SfO 000 DM. Dli.e staabliche Rebveredelrun,g selibst wird 
In den zwei staatlichen Anstalten Rhodt und Berg
zabern in der Ptal;z sowie in den beiden Anstalten 
Bernkastel und Oberlahnstt!in hier im Norden betrie
ben. 

Die Rebcnzucht wit1d aus dem Kapitel 11 finanziert. 
Eine Anstalt in Alzey, die der Zucht neuer eu1·opäi
scher Reben dient, soll vom Land auf die hessische 
Kammer übergehen. F.s bleibt dann noch das For
schungsinstitut für Rebenzüchtung auf dem Geilwei
lerer Hof, dem als Ziel clie Züchtung einer gegen alle 
Ini'ektionskrankheiten und gegten die Reblaus wider
standsfähigen Rebe vorsch~t. Der Ausschuß 
glaubte, nicht in der Lage zu sein, den Gesamtbedarf 
in Höhe von 450 000 DM zur Ver!ü.glllg stellen zu 
können. Da das Arbeitsziel ein gesamtdeutsches, ja 
ein internationales Interesse beansprucht, muß vom 
Bund ein Zuschuß von der Hälfte des Gesamtbedarfes 
erwartet werden. Vorläufig sind die Leistungen un
ee:res Landes au! 230 000 DM bmnessen mit der Wei
sung, die Züchtun.gsat·bcit.cn auf die Herausbildung 
geeigneter Unterlagsreben zu beschränken und die 
Züchtung der ·sogenannten !dl;8.lrebe - vorläufig we
nigstens - als Fernziel zu betrachten. 

Wir verlassen dieses Kapitel und fügen hier das 
Kapitel des „Chemischen Untersuchungsamtes" in 
Mainz ein, das hier als staatliches Institut ~t!"ielxm 
wlrd ncl.J~n den drei Schwesterinstituten in Speyer, 
Koblenz und Trier, dle auf kommunaler Grundlage 
beruhen. Die Einnahme m.it 150 000 DM überwiegt 
mit rund 30 000 DM die Ausgaben von 120 000 DM. 
Die Einnalunen i-esultieren aus Gebühren und Straf
geldern au! Grund cines im letzten Jahr vom Landtag 
verabschiedeten Gesetzes. 

Die „Landcskulturverwa'ltung" kunn in ihre1· Be
deutung im Rahmen der Beric:hrerstattung unmöglieh 
auch nur andeutungsweise gewürdigt werden. Die 
Bedeutung wird herausgestellt schon durch die Tat-
1!18che einer Gesmntausgabe von 6,3 Millionen DM fü1' 
dieses Institut. Die Landeskulturverwaltung hat zu 
ihren l:lCitherigen bedeutenden Aufgaben· neue hinzu.
bekommen auf Grund des Bodcnrefor~csctzes und 
des Flikhtlingssiad.lun.gsgesctzes. z. Z. slnd in Bear
beitung 99 Verfahren mit zusammen 260 000 Hektar. 
Der hohe Ausgabensatz bezi.f!el't sich auf die hohe 
Summe- von 8,~ M'illionen DM, denen im Vergleich zu 
dieser Zf!!er nennerusw~e Einnahmen nicht ge,gen
übcr~tchcn. Die Stellenpläne der elf Kulturämter im 
Lande und des Großkulturamtes in Neustadt fü1• die 
P!alz haben eine wesentliche El'höhung erfahren. 
Unter den allgemeinen Haushalisawgaben ragen die 
beiden Posten: .,Beihilfän :lU den Aus.!ührungskosten 
der Umle.,"'Ung" mit einer halben Million DM und 
„Zuschüsse für landwirt.sd1a!tliche Siedlungen und 
Bodcnre!o1'm" mit 1,5 Millionen DM neben <ien 3,4 
Millionen DM betragenden Personalkosten besonders 
hervor. 

.. Auch die „Wasserwirtschafbverwaltung„ erfordert 
über vier Millionen DM zusätzHchE.> Landesmittel. Der 
Ansatz für die Besei~ung von Wasscrscliäden ,,..'Urde 
von 425 000 DM auf 600 000 DM erhöht, die Beihil!en 
zur Förderung der Landesmellorationen von 900 000 
DM auf 1 350 000 DM und die Beihilfen zui· Förderung 
ländliclier Wasserversorgungsanlagen von 400 000 DM 
.auf 550 000 DM. 

Wie Sie sehen, haben die beiden letzten Kapitel, 
w.e:lche besonders der Förderung der Landwirtschaft 
dienen. das besondere Interesse des Ausschusses ge
.funden. 

Wir kommen jetzt zum Wald! 

In Kapitel 30 finden wir die Za:hlen der „Örtlichen 
Forstverwaltung", welche die Verwaltung der Staats
forsten selbst und clie Beförst.e1·ung der Gemeinde
waldungen enthält, soweit diese bestehl Die Eln
nahmen aus Holz v.'Urden vom Ausschuß he.rnuf.geseLzt 
und sind jetzt mit 30 Millionen DM ve1·anschlagt. Die 
Forstbesoldungsbeiträge der Gemeinden sind mit 2.8 
Mllli9nen DM ausgewiesen, Die Gesamteinnahmen 
beziffern sich aus diesem Kapitel au1 33,7 Millionen 
DM. Die Ausgaben erfordern u. a. 7,1 Millionen DM 
Personalaufwand, 3 Millionen DM Versorgungsgebühr
nisse, 2,5 Millionen DM Grundsteuern und öf-fent
liehe Lasteu, 4,2 MilHonien DM Arbeiterlöhne für 
dle Holzffilhmg. Für diie Aufforstung sind frisge
samt 3,6 Millionen DM vorgesehen. Dabt..>i. war der 
Ausschuß der Ansicht, daß die rückständigen Aut
forstungsarbeiten auf fün! Jahre verteiH werden 
sollen, da unmöglich in kür2Jerer Zeit dit! 
Schäden aus den Kric,gs- und Nachkri~sjahren 
ohne Stör·ung des Haushalts ausgebessert wer.den 
können. Die Gesamtausgaben werden rund 30 Millio
nen DM betragen, so daß der Obcrschuß aus dem 

. Foristetat mit rund 3,5 Millionen DM angegeben wer
den kann. 

Dle ,,Forstschulen" in Hachenburg und Trippst.ad!, 
die in Zukunft auch die Ausbildung aller Betr.iebs
beamten au! Staatsko.sten überneho:um werden, schlie
ßen mit 15 000 DM Einnahmen und 95 000 DM Aus
gaben ab. Der Per.;;onalaufwand allein beträgt 60 000 
DM. 

Die ,,Fischereiverwaltung" in Kapitel 33 be-L.ieh! 
ihre Einnahmen in Höhe von 12.5 000 DM in der 
Hauptsache aus den Gebühren für Angelerlaubnis. 
Dle meb.te Llebe zum Angelsport scheint in der Pfalz 
:ru bestehen, !ür die allein der Gebührensatz. In Höhe 
von 65 000 DM den der übl"igen vier Regierun.gsbez:irke 
um 5000 DM übersteigt. Die Ausgaben des Kapitels 
für fischzüchterLsche Maßnahmen bezüfern sich au! 
1·und 70 000 DM. Die Personalausgaben für den einen 
Fischereirat sind im Etat des Ministeriums ausgewie
sen. 

Das neue Kapitel in der Nr. 34 bezeichnet sich als 
.,Jagdverwaltung"'. Die lebhafte Debatte um d!eses 
Kapitel bestritt teilweise dessen Notwendigkeit. Die 
Einnahmen mit 150 000 DM kommen von 3000 Jagd
scheinen ä 50 DM. Personalkosten entstehen auch 1n 
diesem Kapit1:'l nicht, da die Verwaltung vom Fo1"1;t
etal getragen wird. Der Betrag der Kostenerstattung 
an Jagdsachverständige wurde auf 20 000 DM gekürzt 
und eine RUcklage von 22 000 DM gebildet. Die 
Gesamtausgaben betragen wie d[e Gesamteinnahmen 
150 000 DM. 

Was ich Ihnen, meine Damen und Herren, mit 
diesen einzelnen knappen Zahlen veranschaulicht 
habe, bez.:.!fert eie:h im ganzen im Einzelplan VIII auf 
Sti,8 M 'llionen DM Einnahmen und 55 MilUonen DM 
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Ausgaben. Das bedeutet nicht mehr und nicht weITiger 
als einen Zuschuß zum Landwirtschaftsetat in Höhe 
von nmd 16 Millionen DM. 

Wir wissen, daß dieser Zuschuß an dem Gesamt
defizit des Haushalts wird partizipieren müssen und 
daß dabei le-ider mancher Wunsch, den die Landwirt
schaft und der Weinbau unseres Landes hegen, viel
leicht nicht so ganz jn vollem Umfange erfüllt werden 
kann. Der Ausschuß war aber .auch andererseits wirk
lich ü~rzeugt davon, daß die Lebensrechte unserer 
bäuerlichen Bevölkerung eine effektivie. wirksame 
und notwendige Sicherung erfahren müssen, um die 
Gefahr der Not abzuwehren, <lie bei der Fort-entwick
lung der Einfuhr in den Bund und nach Deutschland 
herein ohne Zweifel ,sich jetzt. ~chon d.a oder dort 
auftut. 

Die dargebotene Beschulung, Beratung und Hilfs
stellung, wie sie da,; Land .im „vorstehenden" Etat 
.geplant hat, muß andererseits aber auch von unserer 
Landwirtschaft immer mehr genutzt und geb1-aucht 
wet'den, damit die Mit.tel nicht •irgendwie als ver
geudet erscheinen. 

Dann wird tu1sere Lan:dv."lrtschaft aus sich heraus 
die Kraft gewinnen, den harten Existenzkampf zu 
führen und voranzukommen. Und darum geht es 
uns schließli<:h im Endziel! 

kh habe Ihnen jetzt noch di-e Annahme des Einze'.
planes VIII. zusammen mit dem Antrag :des Aus
schusses, der aus Drucksache II/1490 zu ersehen ist. 
zu empfehlen. (Beifall) 

Prä si d·en t: 

Meine Damen ,und Herren! N.ach der Ber.icht
(cl'stattung ist tlie Besprech,ung ,eröffnet. Das Wort 
hat der Abgeordnete Tönges (ODUl. 

Abg, Tönges: 

Meine Dame.n und Herre,n! In dem •letzten Bericht 
ces B:urude~m~niste-rh1ms iiür Ernähm;n;g, Landwirt
schaft und Forsten vom Juni 1950 stehen fö1g,enrle 
lintere.ssante Zahlen über diie Verschuldung der Land
wirtschaft: 

1939 
Hypotheken rd. 4,5 Md. 
Renten u . Altenteile 450 Mill. 
an sonstig. Schulden 1,39 Md. 

21.6.1948 
1,895 Md. 

461 Mlll. 
124 .Mlill. 

l. 7. 194$) 
1,9 Md. 

496 Mill. 
694 MiH. 

Aus die::;,e,n Zahlen ka;nn man zweii 'l'.<i.chtige Schilü89e 
:z.ieihen. 1. Sie be'deuten den ,e,kfatanten Beweis .g~in 
<li'i.' Behauptung, rlie Landwi-rtschaft im ganzen haibe 
in den Hunge.rja·hren gewuch.e1·t unid geschoben. Es 
ist. zwar richti,g, daß durch d.ie umfangreiche Liqui
dierung der Substa!1Jz, duxch den Abbau deir Vieh
bestände, du1·ch 2lwangsläufige Ein,sparungen bei den 
.Betriebsmitteln und durch d,ie Unterlassung von Er
satzbeschaffungen ein Teil der hohen Verschuldl.Ulg 
abgedeckt werden konnte. Es ist aber ebenso klaa:
er.9ichtlich. daß die J...ail!dwirtschaft bei weitem illre 
hohe VerschuJdung nicht ·~anz. ab.getragen hat, denn 
in der Hypothekarverschuldung von rund 1,9 Md. 
Mark stecken etwa 1 Md. Umstellungsgrundschulden. 
Wenn, wie c1as heute .immer noch von böswilligen 
Zungen ·behauptet w.ird, die Landwirtscll.a!ft ·w1i.rkli<:h 
so ge\lruchert und geschoben hätte, dann hätte sie 
höchstwahl'sche.irn.lich i.hre g€Gamten Schiulden a.b
d~cken können. Das zwe:it.e, was aus mesen Zahlen 
E>rsichtliich ist, ist eirue neue hohe Verschiuldunig der 
Laoow.irtschaft, die bis zum l. J,uli 1949 rund 610 Miill 
beträgt. Bs witid tn diesem Bericht des Bund-eSilan.d-

wi.rf:schaftsm:lnistet·s davon gesproche11, daß d'iese Ver
.schuldung, obwohl zur Zeit B,uchprüfungen noch niich.t 
vorliegen, :im .Jahre 1950 kol11Seque,nt wefümgeht; d. h. 
also, dieS<e .oeueo. Schulden werden weiter anl.auifen, 
da .dü.e I...an,dwii.1;tschaft im •heutigen Zustand .unrentabel 
isl, da durch ProduktionJS"kooten und Löhne Jein an
gio~sener · Gewi.nn n'll!r in einzeme.-n, b%0Dlder.s gtin
stiigen Fä!lert, ,hex-arusge-wtirtm:haftet werden kann. 

In die-;:er Tatsache 1iegt für die L;:i,ndw.1rbschaft selbst 
U·!lld für cllas gll!ll2:e Volk etine riesige Gefahr. Wenn 
es dem Landwirt nicht mehr mög!l!ich iist d1e z!ll'r 
Dt.rchführung des Betri,ebes a.ufg:enommen.e'n. .beson
dr.:r.s kurzfristigl..m. Kredite fü.ir Saatgutbeschaffung, 
K'Ul'lSlidünig-erbeschaffong, Viehka:uf nicht mehr J2JUtiick
rz;uz.thl€n - 1uind der Landwirt i.st ,kcin Freund von 

„ Scl!;H~i;l.1m. .. ::-,,.,,.~:u, ... w:ii;-q, ~r .. :kü:!1f ti,g in seinem Betryeb 
aniders wirtschaften. F,r vvird Ausig.aiben, soweit es 
möglich ~t. vermeiden, -und wird ,dJa beginnen, wo 
Elnsparu.rugen möglich, aber vollständig falsd1 am 
P1ab:e sind. Er wi,rd Sa-atg>ut nicht mehr neu iro.ufen. 
er wird K.unstfülniger und Mais<:!htinen ntkht neu ka,u
·fen, 'kurzum, er wird SR.in~n ~tdoo €xtensivieren. 
Und damit steh~n 'lilrir vor del" Gefahr, die wir glaub
ten -end.gültig überwunden zu haben. Wir stehen vor 
ca· Ge-fqJbr, daß wir nach dem Ablauf des M.arsha.1l
P1anes eine extensü.v,ierte Landwirtschaft bekommen 
werden und nicht mehr dli.e Prod,uktion ihervororingen 
können, w.i.e ;si~ G-0tt sei Dank in ihrer Menge in 
den aUe-rletzten Jahren henrorgehracht worden is-t. 
Das bede<Utet emä.hr.u.ngsmäßig und politisch e&ne Ge
fahr, ~te nkht i.libers12hen v.,,erden kann. Das booeutet 

„ 'a'for '.aiich eiii'le-' 'Gefa'hr für den deutschen Bauern, der 
in dE<m kommenden Konkurre=kampf mit der a"U&
iandiL.."<;hen Pr·odukEon nur durch eine Intf'nsivier,ung. 
d. h. durdt eine M~hrprodu'kbiQn je He~tar und Ein
heit, ootne Unkosten veroilldigl(m und r!~rrnt die Preise 
für ~cine Pr-oduktion senken k?.-n.n. 

IDs ist ,s,e,Jbstverständlich Aufgabe jedes, einzelnen 
Betriebsführers und · Aufgabe der berufsständischen, 
~rtschaiftspolitiechen rund techmisch,en Or,g.an.isationen, 
'Cl:iesei;- Gefahr entgiegenizu'\.\'ll'ken, und mit und ohne 
Au:fw,.;lltJ.d von Ck,ldmitt€ln für eine höchstmögliche 
Intensivierunig zu sor.gen. Die ,vi.rtschaftspolitiochen 
Edorderni.sse, Stabili;;ienting <:!er Preise, Normli.erung 
der nqtwendi,gen Einfiuhren, so daß Ex~.reuger und Ver
braucii:er""d'.üfch" sie nicht gestockt werden, sind Auf
€,'1beon der Außenhandelspolitik, die vom Bund gelöst 
v.rero<•n m<Ül!JSen. 

W~m wir heute dien Etat des Lan;dwirtscllafts
miniiste11i1tlTTR'l berat<:'n, dann müssen \Vi.l' an, diesen 

·- 'Etat 1.md die au)l ihm zu leistenden Beträge diie For
'Clerung ste11€tl, daß dieser Etat. <ler I.ntensivier.un,g dea
L„ntl,virt.!"Chaft in jeder Bezi<:ihung die-nt. Das heißt. 
daß rowohl di,e, berufsständi,sche Erzi-€<hitmg der fand
wirmchafüichen Jugend voll gewährleistet wird, daß 
Mittel für l~ndere Zwecke, dlie der {'im:e1ne Betrieb 
Z'I.I tragien nicht in der La.g.e ist, zu.r V,e,nfügun.g ge
stellt werden und daß besond~r e Förderune:smit tel 
für die e!m:ein,e,n notwendli:gen landwirtschaffüchen 
rn:stitiJte 2ll.tr Verl'üig,un:g stehen. 

Der Schuletat ist, so w.ie er vorliegt, mlt Mitteln 
~u.sgestattet, die für die Unterrichtung und für die 
Wirtscllaftsförderunig im Augenblick aUJSreichen. Be<i 
der augenbl'icklich~n Fimmmot ha-lt,:,,n w'i~· die an Slich 
n-0t\v-endiige Neuei'll.'StelJun,g von Teclmikcrn z.ur Zeit 
,n1clit fil'r ' ge,ooten. Oi,e bisher tätiigen Lehrkräfte müs
sen <lli.e ,anfallen.de Arbeit schaffen, müssen aber ru 
diesem Z'J\~e bewe-glicher g,c,macht weroen. 

War sind d~r Mleiln.unig, daß die Mittel, die für solche 
Zweckte aufg1::wandt werden, bestens arrgewandt sind. 
W:i!r sind :aber der Meinung, daß aOC1geschlo~sene 13<?--
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trlebswirts,.;haften, auch in den Schulen, gen,,i.u !-0 wie 
jeder B.1uer rentabel wir~aft-En müssen, und wir 
mUs.c;en es strikte ablehnen, daß diese Ik!t.ricbswirt
schartc11., .sclen es We.t~üler, seien e~ landwirtsd~l-
1ichc Bet,riclJc odci· Obstbaubetrit-be, von vornehereiin 
mit Zusch:ilS&'n dotiert werden. 

Im übrigen steht d:Le Fn1ktion der CDU .auf dem 
Staindpunkl, daß endllch eine Regelung der bisher 
unbefriedigenden Leistung d.cr Landwirt.sch.a!tsscliulen 
€:Etl'o!rl.:n w-c1xien muß, wobed in den ehcma.Ligen pn,,u
ßi&Chc.n Gooh,L;ldlen eine UntersteUung der Schulen 
unter d1o Landwirtscha!t,kammei· an?,Ustreben ist, so 
wie es früher gewesen ist, und die ehemaligen Gc
biets1~ile von Rheinh.e:;.oon und Pfalz ihre besondere 
F.egclru.ng w.l.e f.l'ii,h:.:r haben sollen. Wenn wir von 
clncr Intensii.vieru,n.g der LandwirUK·ha.rt sprechen, dann 
muß in erster Linie cinc ordentliche Bekämpfung der 
P.fian:1.enschäd.Unge d'l.lrchgeführt werden. Entgegen 
-der" M~1irI11.mjg des Herrn Finanzministers, die dieser in 
e'ner Form in seiner Ektredc vorgdragen hat, die 
nicht nur db Mlßbill'i;gunig oos gesamten Bauem
siandes hervorg,eru!c.n hat, sondern auch Dcwek dlafür 
!ist, daß er die Materie nicht ,gi·ündlich genug erforscht 
hat, daß für ~ehe Zwecke vom St.aale nichts zur 
Vm-fügu;n!g gestellt wm'CLen könnte u.rd daß dieses 
Un.,,crczi'cfer von dem Betr:!ebswirt selbst vernichtet 
werden ml.lssc, stehen wlr auf dem Standpunkt, daß 
d<:.r kratast.rnphalc &fall, be~nders der Karto!fel
kä.!er, wid hier auch zu sprechen von der Reblaus, 
nicht allein von den Bdro.f!encn getragen weixien 
kann„ und daß der Staat, wenn er nicht in der Lage 
i!:t, die Kosten gianz zu üllt:l'nch!llcn, wenigstens 1>'ellr 
hohe ZuschilSbo-e zu diesen Bekämpfun.gsmitleln bereit
si-elilen muß. 

Bei den Ausgaben für die Erhaltung der Gestüte 
bcgrußen v;1i.r den Antrag des Ha.ushaJL"- und Finanz~ 
au:sschuss,es, wonach der Ausgabenansatz wesentltich 
hera:bgcscl:Lt wird. Wir sind der Auffassung, daß 
diese Gest.Ute 1U:nler keinen Urru-:.tändoo. tllUfgelöst wer
den dürfen, weil das P!erid nach wfo vor in der Land
wirtschaft eine große Rolle spielen wird. Aber ent
sprechend der starken Molor~e.rung d~r Landwirt
Bchafl ist elne Drosselung dei· Aus.gaben, wie sie in 
diesem AnLr~ voi:,gescllen ia;t, d.u.rchaus . b-:rcchtigt, 
und die noch z.ur Verfüg,wi,g stehenden Mittel reoich('n 
VX>lllrommcn aus, den Bestand der Ge-stüte in der bi.s
hcrigc,n, Höoo z.u gewährleisten. Bctreffond der Landes
khranstalten gelk->n in beziug auf die eingegliedert~n 
W:l:rtscll..iilf.::lbcLrfobe dLeselbcn Fol"dc:run.gcn, die ;au 
den Schulen ·gestellt wmxfon sind. Auch bei den Staats
w~tem is,t ·grunili:ällJkh zu fordern, daß nicht 
nur Einnahmen und A.usg~bcn sich decken, ooruiern 
daß unter den heutigen Vcrhällnissen im Weinbau, 
~cgcbcn.t.:n,~lls durch Verku.u! J..agcrndct· Bestäl'lO'.'!, eine 
Rente hcr-au.sgewirtsdi.a!let wird. 

2iu den Kapiteln Rebi.envered",lun,g, Rebe~üclJ.tung 
t.:.n:l fä:blausbckämp!ung ist Z,U sagen, daß für diese 
Zv.-ecke ·goo.ilgend Mittel bcreif.ge.t,;ld!t werden, da ja 
das Wohl ,1.Ulid Wehe des Weinlandes Rhcicland-PI.aliz. 
au! Gededh urud Verderb mii Leber, un,:i Sterben d<.'S 
Weinbauern verlbunden ist. Es ist überfiü~sig. nur 
von diesen Dingen zu spt"€chen, aber aus ihnen nicht 
die notwend!igen Koru:;eq,ucnzC'n zu :z:iohen. 

Seil V'ifc!lm Monaten wird .iJil ZUJ'tehmen.dem Maße 
von dem Rclilausbt<k:imprun~.,mitU:>l g~prochen, das 
auf aine Erfindung ::les in Alwig (Rhcinhesseri) woh
ncndon Chemiker~ Noack .zurü~ht. Aus Weinbau
kreisen wird besti:illgt, d.aß dieres unbrennbare und 
mii Was.s'..!r unlöB'lkhe llublausb<:!kämpfungsmiltd mit 
einem sehr hohen Verdampßu.ngsgrad bei :.einer An
wendiu.nig die gleiche töd1iche Wirkung hat wie Schwe-

!dsäurestoff, dagegen <len Stock H>lbst in keiner Weise 
angreift. Auch Fachleute auf dem Gebiet d{.)r lkb
z,.r,cht haben die ausge:reidi.nete Wirkung -dieses Mit-

' _ kls aner',rnnnt, ·,i.·eshalb wir hiermit die Regierung 
ersuchen, rascheslens die Verbindung mit dom E.r
!in.der, Herrn Noack, aufzunc,hm0n. 

Gleidl.2.eit.i:g beanlrag~n wir, aus den Mitteln da: 
R.:,bLausbekämpfung zut· Au.,-probung die$eS Mittel& 
einen Bctra,g von 10 000 DM zur Verfügu,n:g zu skll,en. 

Bei der ungeheu1·en Bedeutung, die die Landcs
kulturverwaltu.ng für unser Land hai. und bei der 
außerordentlichen Bedeutung, di~ d!ie von ~hr zu .schaf
fende Fcldb{)reinigunig für die Landwirtschaft hat, h;i 
es zu begrüßen, daß die Mittel der Landeskulturver
vr.utung ertii.iht worden sind und sie damit in dcn 
Slan<l ge.etzt wird, durch Be1·u!w~ geeign:Jter Fach
kräfte die Umlegung und notw€'1ldig('TI Lllndes
mel:iorationen bes,cr und schneller als in d& Ver
gangenheit durchz.tlführen. 

Bezüglich der Verwaltung der Domänen und Streu
grundstücke ist zu sagcin, daß die aus cll0m Etat 2iu 
ersehenden Zahlen 2u berechtigt<:r Kritik Anlaß ;geben. 
E:ne solch g;roße Vermögensverwaltung, die mit einem 
Dc!izllt von rurtd 40 000 DM abschlief;t, dürfte- auch 
im Hinblick auf die private Agrarv.-irl.lichaft kein Bei
spiel einer auch ,.,om Staate zu betr!:ibcnden rentablen 
Verwaltung sein. Es ist zu erstreben, daß dlie Ver
waltung der Domänen und Streugrundstücke künfUg 
unter allen Umständen mit einom Griwinn absclilicßt. 
Das erhebliche ~fiz.it de~ Landwfrtsclia!t!>etats kommt 
i.m w~sentliche n dah':'r, daß die For~lverwaltung, 
anders a:ls in den vorhergehen.den Jahren, gerin.gcre 
Übel""'müssc zu verzeichnen hat Die Überschüsse be
trngcn rund 3 Millionen und s,ind bcgründ<?t durch den 
ger'.ngerm Einschlag und die höher-t'n Au!wendWligen 
für Aufforstungen Wlrl dergleichen. 

Es wird durchaus die Möglichkeit gesehen, daß dtieser 
Reinertrag noch gesteigert wird ,und daß der Mohr
erlös für eine Ver'besserunR dieses Landwirtschaft~ 
ctats, i.rulbcoonder,e z.ur Bereitstellung von Förderiungs
mltte1n für die Landwirt-schart, herangezogen wLrd. 
Im Hinblick auf das komm.ende For::;lg~tz halten 
wir es für .,untr,-a,i;:bar, daß die Gebühren für die staat
liche Bdöi-sterw,g von ~mdndewaldung:cn gegen
über dem vergan.gcne-n Jahr von 8 auf 9 DM oro Hek
tar erhöht worden sind und gd.i~11 der E;wartung 
Ausdruck, daß diese Erhühung wil.>der weg;!ällt und 
die Gebühren aur den früheren Sat.z ZJUrilckge!ührl 
wcrd.en. 

Wegen der Fischerei- und Jagdverwaltung geben 
wir der Hoffnung Ausdr:uck, daß die Enlwlcklull,g auf 
d<?n beiden Gebieten kün.füg den deutschen Fischern 
und Jägern weitere Recl,te dm·äuml und .cfaß dadurch 
die la:uten K.l:agen übc,r starke Wiltlschäd.)n, d~e wlr in 
<lcn vergangenen Jahren hörten und auch he,u1e wie
der hören müs~n. allmföldch vt::1-stwn1rwn. Trot.7..d<Jm 
stehen wir auf dem St.m:lpunkt, dRß die acurh hi:iut.e 
n'1ch entstehenden .starken Wi·ld<:c.llä<lf'ri. s(JIWrit sie 
nicht von den neu anpachtenden Jägtcrn getragen wer
den. nicht von den Ie!dfragcnden Bauern getragen 
werden müssen, sondern daß durch eine gecoetzliche 
npg,e1ung dkse Sch:irien t> 1-; Folge n<:'6 Kr!eg<.'s von d<.'r 
Ge~amt'heit der Bevölk4?rul''.J - &!so vom Bund - zu 
tragen ;;oind al"I Krieg~!o!gelast<m. 

Rheinia.nd-Pfalz ist im W<?se-n1.!ichen ei.11 1and.wirt
&chaftliches Welrlbauland. Die Hä!fie der Eiworbs
tiiUgen ,in unserem Lande ~ind Landwirt,, 1.1nd Wirurer. 
Sie stehen rur Zeit i.m Kampf um d:ie F.thaltttng ihrer 
ExisL-.inz. In die~,em Kampf muß das ganze Volk iihnen 
zur Seil-2 st.('hen. Von einer Regicfl\mg erwarten W'ir, 
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daß sie dut'Ch ihre Hiilfe sich Sot?lbst aktL'V als Staat 
legibtrmert, wenn wir nicht durch eine Verelend'U!tltg 
des 1,a'I'l<d'wirtscha,ftlichen Berufsst&ndes die Steuerkrad:t 
dE·s Landes weiter seinkcn wollen und nicht die jll.1\l1g'en 
Mens,chen vom Lande, \vie 'W°1T es heute schon fest
sikllen können, zvv:angs\veise in die Industrie dr~ 
,t•r.,d sie schli-eß.iieh erwet'bslos wier-den lassen. :H!i.er muß · 
also das Menschenmögliche getan w<.>roen, um Hilfe :z:u 
leisten. Wir eTke=en .an, daß der vorldegende Etat 
den Versuch macht, der Lallldwi:rtscha:ft und dem 
Weinbau mr H~lfe zu kommen, und erklären .deshalb, 
daß wir mit dein vom Haushalts- urud .l!'inanzausscbluß 
vorgE-S.::hi~a,genen Änderungen eirwerstanden sind. (&!i
fo·ll bei der CDU.) 

Vizepräsident Ziegler: 
-Das Wort hat ,de\r Albgeo.rdnete Rüb von dex Fraktwn 

d€r SPD. 

Grund5ätzliche Vorau.ssetz.u.ng für eine Bess,~r:;tellu:1g 
~r Lantdwlrtschaft ist iunmer wied<"r die :::.telgerung 
der E~g, denn wir mü"&?en immer fest.stellen 
daß w.il' keine Uberproduktion ha,ben. Wir werden in 
Doutsch1and sicher a'Uch keine J.andwirtschaftliche 
Überprodtuktion ,bakommen.. Ein~ solche 'Oberproduk
tion kann nur eintreben bei einseitigem Anbau oder 
einseitiger V-e.rl-eg,u:n.g der ·Erz-eu@Ung r,.u,f .bestimmte 
P.rodUJkte, wie v;.~ir -es seiner.zeit schon mit G€mü~ 
1Un:d :i.uch anderen Er~ erlebt haben. Es mt 
ein Uru:lin.g, wenn in. einem Jahr in einem Sektor Über
preise unid gute' Aooat.z e.rzielt werden, daß dann der 
Anbaiu zum großen Teil i,m ,kon,mend-en Jaihr auf di-e
!Se!D. Sektor verlegt wiro. Hiier muß e,in,e P'lanu·nig ein
grl:'ifon. n.atürlkh keine Zwangswirtsch::i:ft, die ver
laugen wir . Sozi.aJ.demok.r:aten sicher auch nicht, son
dern.:·· es ~ ei.ne weitsichtige rund vernJiinfti!ge Len
kun,g d1.>is An!ba~ srnttfinden. 

Die;;er Lenkung wird d'ie Land~Nirtschaft Gefolg-
A b g. R üb : •schart leis'fen. we,nn von der Regiemng s.'i.nnvollle Mia.ß-

Merne Datl1€n ,un,d Herren! Der Hez-r Kollege Tö~ r&.Ehmen :!lüt.· eine oolehe Lenkung anigewendet werden. 
hat schon auf dte Lag,e der Landwirtschaft 1hi-ngie,wie- Wi~ vtlrkt sfrh nun der dif.'Sjährige ·Etat für die Fär-
sen. Wir als Sozialdemokraten wollen -aibe.r doch die del'ung · di?r Le.ndwirtsch:;i,ft aus'? Vor .a~~em -ist an 
Festst.eHung machen, . <laß die so v,ielgepriese:n.e freie ci'ri~ '-Omstänlil''.Kritik zu üben. Durch fü(' Verwaltung 
Ma11ktwirtschaft wie a.uch die L1berah9ierun.g ,des AJU- wil"d der Et:rit schon so überI.astet, (laß hier Miittel rur 
ßenhandels die La.ge der LandWirtschaft sicher nicht Fi)rdcrung oder Landwirtscha.ft nicht ;ililzu viel üt>rilg 
v,eroessert, sondem e-her verschlechtert ,haben. Es srlnici bleiben. ,Es wird notwendig sein, im Laiu:fle des Jahres 
vieUeicht diese L i1beralisieru,n,g des Außenhanidels wie zu prfülen, was bei vcr,schieden~n !{oll,piteJn, 'besonders 
auch di,e freie Marktwirtschaft g;ut für die Industrie. in icrer ·M!nistcrioalbürokratie, noch gespart werden 
vielleicht auch für den Handel, .a:bec nieht für die kann, um dadurch lVl'ittel für Fördenmgsmaßnahmen 
Laoowlirtschaft. Th ·i1St somit eiine Krise hera:u:libe- :frei zu ,bekommen. 
schworen worden, an der eine RegiE-rung nicht leicht- In1'olge d'e:r Kürze der R~e7,eit k:mn ich mich nur 
hin vorii:ber,gehen kann. auf ilnig'e wichtige Kapitel beschränken. Vor allem 

Wenn auch die Landwirtscllaft ni-cht .ganz S!Chuldlos gr·el'!fe ich d:le heraus, die d::n Acket,bau -und ji\l Vieh-
an ihrer jet.zi.gen Lage ist - denn man kann doch ohne zucht betreffen. Zwerst lromme ich zu den Lan<:lwi!·t-
weiteres fäststellen. daß sie oft nicht mit der Zeit schaf1;;;schufan. Mit Befriedigung ist festzustellen, daß 
ging, oft noch mit rückständigen Methoden arbeitete nunmehr alle Lan<lwirtsch.afts ... <>chulen in Betrieb sind. 
und s'ich so gern auf die Hiafe des Staates verließ und Aber noch gar vieles fehlt, um der üindjugen.i d:as 
Ve~bess.erü.1.gsvonschläg;e oft abwies -, so rnu·ß doch sehr notv:end~ge Wissen ,bciz:ubr.ingen. Wenn auch in 
<lr,bei bedacht werden, daß hiietiiür viele Umstäml.e p,ersön11ch€r Hinsicht e-inigerma-ßen -anruehm'bm·e Ver-
maßgebend U'lld schuld waren. Man denke nur acn die h'älm.i,sse geochaff.e-n wi.ir.:len. so sind ,auf dem C'r€biete 
Autarkii;,b~strebun~n d~s Dritten Reichi;>~ und aruch de!!' sächlkhien Bedürfni..-:;se oft unhaltbare Zus~änd.e 
ar.. d,ie verfehlte A,grarpolri.tik fouherer Regierungen. rn ver.z~khnen. Tdl will hier nur einen Fall andlillu::-n: 
Heute wiro es mit den Autar<kiebestre<bun~n vorbei die Schul,e 1111 Ka·i5""'r!>l•a.l1tem, fr:üher <lH Sitz einer Be-
sein; denn wir erstreben ja die Vereinigten Sta:aten zir-ks-Am~Tbauschtile mit dNa>i Kursen, mit einer Feld-
von Europa mit einem einheitlichen Wirtschta,ft:,gebiet, versuch"Sstati•on, wurde riim Dritten Reich zu ~iner Land-
d,fos d-le .d€ut9C'he Landwirtscl.aft zu ga= anidieren Maß- wirtschaffliclien Winterschule degradiert. Der Sitz d1e-
na,h..tnen zwingen wird; sonst "1'ird sie sich i:hr ei~s ser Sd1ule ~st in ein€'m alten Zuchtha1.1s; in dem glei-
Graib schaufeln. chen Gebäude sind Arbeit.samt und Teile des Finanz.-

Deshalb ist es höchste Zeit für eine weitsichtige 0mtes untcr,gebracht. Daß der durch diese Ämter her-
Pf,aruung uoo Lenku.ng 1.mrerer Gesamtwirtschaft. r.n ~r:gel:'lU.fene Verkehr sich -auf die Schule nur ungün.,ti,g 
:diese Planung ist die Landwiirtschaft einiz.1.1beziehen, da a.'WS'Wirkt, dürfte auße1· Z\veifel stehen. Em g,mi. un-
si,e einen cnt~cheidendt>·n Faktor unserer deutschen lhaltlbarter Zustand ist - man muß eB leide?:" auch hier 
Volksw'irts-chaf't d:i!rst,elilt. .., ·., · · ·-erwä.h.nen - die Abortanwagc; denn dort sintl Jun~e,n 

Mei:ne Damen und Herren! E:; ist nach Ans.icb.t der unKl. Mädel gezwungen, einen Abort zu beni1.!l,z€an. Dann 
Sozialdemokraten der Bestand und dias Gooeihen der sliJnd zämtlkhe Lelhrmittel vernichtet wordP.n und 
Landwi-rtschaft für u=r Wirlschaifts.loooen eine Not- k<mn~ bis Jetzt noch nicht beschaift wer.den. 
,1,,.e,11.,cUgkeit und somit aucll ein bedeutsamt>r Tei-1 für Ob man unter solcll~m Umständen der notwendigen 
die Gestaltung und Steilung Douts-ch1ands in der kom- Facb.a.lWb.i.WJun,g unserer Landijugend ger<?Cht werden 
menden europäischen Wirtschaft. Denn wir hoffen, kann, dst dann doch zu bezweifäLn. Der Kreis ist in-
daß ,die Leistun,,!?ien der deutschen Lan.dwi.rt3r..haft z.u f.o1ge sei.nm.· hohen Fürsorgebalastun,g nicht in <l.er 
d:ieser G€~amtgestalti.mg maßgebend beitragen werden. La;g)e. diese Verhältn.isse ·2iu ändern. So wird also der 
Wohl wird di-e AusricMun,g nach d~esem Ziel~ in d~r Steiat ibci oolchen :Fällen - es· gibt noch ähnlicl1<? - ein-
I-Lauptsiache Aufgabe des Bundes sein müssen; ab,er .... ; .. ... ~~.,ID~~11,.J1/1Jt. Befri:edilg'Ung wollen v."ir aber auch 
auch die Län:d€'1' wer.den verpflichtet sein, ihre Agrar- feststellen. daß en:dlich ein:mal ffa d4e Viehhaltung 
pofüi.k da:bin.gehem:l ausrurkhten. Für dLese Ausrieb- UUid Milcttwirtsch.ait et-wias .geschleht. Rheinland-Pfalz 
bung dürfte in erster Linie der Etat de; Landw:irt- ist ei.n Land der Kleinibauern. Abgesehen von den 
schaftsministeriums maßgelxmd seLn neben den für den W:i=e-m siintl d1iieße Bauern die Ha,uptviehhialkr. Unid 
Bestand ,und di,e Förderung bestehenden u:n.d noch Z'.l oo diir.fte sogar die Bcll.auptung zutreffen, daß Vieh-
beschließenden Gesetren. Leider rruüss<en wir aber viele •haltung urud Milcln'l'irtschaft einE>n ebenso wicMi,gen 
Förderungsvliinsche :n,fo1ge Fehlens der Mittel zuruck- Teil der Landwirtschaft darstellen wie d-:'t Obst- und 
stellen und werden daher un'berücksichtl.gt bleiben. Weinbl!J\!, 
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Da au! dom Gebiet der Milch-, Butter- und Fleisch
eueugung v:lellci.chl am meisten die ~,usländische ;Kon-
1mrrenz zu fürchten ist, so ~l es doppelt notwendig, 
durch inlilll.Sll.ve Anleitung un.d Unterrichtung die61ffi 
&ucrn an die Hand-1.u gehen, um alle Mö~ichkeiten 
.w erschöpr~n, die P.roduklion dieser Erzeugnisse z,u 
steilgcrn ,und iu verbillig~n. Gerade au! dksem Sektor 
J.lcgt nach melncn Erfahrungen das Wissen über die 
Fütterun.gslehre und deren sachgemäße Anwendung 
&ehr im argen. 

So 'ist es eine Gen,ugtuung für uns, daß durch die 
Bewilligung der Mittel .für die durch den pfälzi~chen 
Bezl.rkstaJ;: beantragte Leh1·anstalt Cü~· Viehhaltung und 
M~khwlrlscha!t a,uf d~m Bezirksgule Neumühle bei 
Enl,cnbach end[ich -auch für diese Klel.n- un:i Mittel
b.,uern l,m Interesse ih.re1· Vlohhalt1m,g etwas ,getan 
wird. 

NW'l da:i Wort hier anschließend 1Jur Tierzucht. Ein 
/besonderes Kap lt~ ist hier nicht vo11g1;~hen, . sondern 
es sind die Mittel .tur För~ruu,.g der Tierzucht in dem 
Kapitel des Mlnisteriiums enthalten. Ilierzu düdte zu 
~ S(?in, <laß mit diesen Mitteln endlich einmal 
euergisch. der Tierzucht 1n der Roten Zone und über
lu!upt den krleigs- .und nazi.geschädigten landwil'tscha!t
llchon Gebieten ,unter die Arme gegrifJen w.i.ro, damit 
we.n.1igsten9 ein klein.er Teil der Versprechungen, die 
dort ,gemacht wurd~n, ein;gclöst wird. 

Hier diir!tc auch z.u dem Kapitel G;;stüt etwas zu 
sagien sc1n. Es hat schilll der Herr Berichterstatl:e1· da.t·
.au! hin~wiescn, wer in ,Franlüurt a,u! der DLG-Aus
stcllung w:ar, der wird zu de.r Oberzeugung gekommen 
sein, daß in Anbetracht der vielen ao..is,gestc-Hten Trak
t<-ren die Tcchnl~erun,g der La.ndwirtsdJ.aft auch für 
die kleineren Bauern stark im Anmarsch ist. Ja, hätten 
wir bol unseren kleinbäuerllchen Verhälb1isscn nicht 
auch noch die '1.l.rl(gdhcure Grun-dstückszersplitwnmg, 
ich glaube, dle Tage vieler P!e1'<le wären gezählt. Es 
hat sich ja sowieso scllon ,gezeigt, daß h01.lte Pit>Lde 
wenig gesucht slind und bl1iMg angeboten '.\>erdrn, vor 
nllem die ;:f.clchte.n Pfe1·de. 

Nun bost&hl ja absolut bis jttzt noch kein An,J..a.ß 
2llll" Abschafilu.ng des Ge:stüt!'s. Wann das ~l &ein 
wird, das v.1rd d!c Entwicklung der Land·wirtscha!t 
a:E:igeti; a1bcr daß schon eine Entwick.Lung gegen das 
Pford begonnen hat, dilrfk Tatsache sein. Id1 glaube, 
daß dies a,uch .dem Herrn L:mdwirL•chartsmin.i...!.er bc
!w.nni sein dürfte. W.ir könn(!n de~hafü nicllt begreife:t, 
d~ß im letzten Jaruie plöll.lkh .zwei Stelilen besetzt 
wurdeQ., die jahrelang unbesetzt waren, wenn sie auch 
Im Stellenplan enthalten sind. Die Stelle des Vorstandes 
des Gestüts, des sogenannten Landstallmeisters, 
wu:rde während der ganzon Jahre vom Herrn Minister 
ehrenamllich geführL An Stelle des Gestüt.stierarztes 
V\"UJ"dcm Cü-r Untersuchungen ·bei Erkrankungim prak
tische TJ:r:rärzt.e aus dff Nähe z.ugezog,en. 

Der verstul'l>cne Kollege Schmitt (Landau) und ich 
waren im J'ah.re 1947 vom P.inianw.u;;;schuß beauftragt, 
dlie bei.den auscinanded.iegenden Teile Z'i.vcibrückr:n 
und Elch.c-lsd1dd zu überprüfen. Wir konnten trotz des 
Fehlens des Landstallmeisters wie auch des Ge
stüt.stie1:arztes keine Beanslandung.en finden. Ich habe 
<aus nächster Nähe öfters Gelegl:!nheit, EkheLschcid z,u 
b€<.lbachlen 'Und muß, wenigstens von außen gesehen, 
!.rnmer alles in Ordnung finden. 

Nn.m hab,: ich im Auftra.Je meiner Fraktion zu die
an erwähnten Stellen folgendes zu bemerken: Wir 
ru..Lcn vorläufig gegen die Stehle de; LandstalJmei
st.ers nichts elnzuv-reonde:n, beha1ten uns aber vor, den 
cntspr<:>chenden Anh-ag zu st.elle·n, wenn es sich zeLgm 
sollte, daß die Enlwkklung ~ich ändert oder im er-

wähnten Sinne verstärkt, oder wenn es in diesem 
Jahre wieder: vorkommt wie im vorigen Jahr, daß 
Zuchtfohlen an den Pferdemet2Jger verkauft werden. 

IdJ. ha~ eine KJ.e1ne An.frage en die Regle~ 
'*'joerreit gerichtet wegen Schlachtung von Zuchtfoh
lE-.l'.l. E$ ist. mir die Antwort .2luteil gewordc.n. daß von 
d~= Gestüt keines geschlachtet v,:ürdc. 11.h wH:l .au! 
den Fall nicht näh.er eingehen, aber daß von vielen 
ZüdJ.Lern Zuchtfohlen zur Schlachtung und :ru 200 DM 
an den P!erdcmc~ey verrkau{t \vurden, das wird der 
Herr Minister auch nicht bcstrefüm. Das ist eine fe:,;i
stehende Tatsache. Fohlen zu 2lilchten und 200 000 DM 
nodJ. Zuschuß vom Staat zu n!.:hnwn und dann die 
Fohlen a.bzuschlachten, das ist nach n~·Lncr An.s.io.:h.1 
ein Undlngt 

Zu der zweiten Stelle des Gestütstierarzws stelle ich 
im Auftrag meiner Fraktion den Antrag, diese Stelie 
zu streichen; denn die bei.den Anstalten liegen u.n:ge
fähr 15 km auseinander. Auch die Pferde •und dlas 
Rindvieh sind getrennt. In Zweibrikken bciindcn sich 
mit den Hengsten und Stuten -w1,gdähr 80 Siück, in 
Bichelscheid mit der Viehzucht ,und den Fohlen sind 
e.~ ungefähr 60 Stück. Dc.r S itz des Tierarztes ist in 
Ei.ch.clsch.eid. Ob hier durch ruesen Tierarzt dl~ Sache 
des Gestüts verbilligt wird, .glaube ich kaum, weil in 
dEr Nähe doch praktisd1e Tierärzte silzen. die die Bc
treu'U.Il.g dex Tiere auch besor.gen können. 

kh müchte des.halb bitten, daß diese StelJe ge:s.lrkhc-n 
wird, oder vielleicht, daß der Land:;tallmeister - wie 
das .fnüher der Fall war - von einem Tierant e1·selzt 
w:ird; denn die Landstallmeister- waren bis kUffi Jahre 
Hl37 immer Tierärzte. So könnte der Landstallmeister 
d!.ese beiden Aufgaben in einer Per~on ~rlcdigen. Also, 
ich gla.u'be, daß mit der Streichung dieser Stelle ab
solut dem Gestüt kein Abbmch getan wird. 

Nun komme ich zu einem wciten2n Punkt, nämlich 
n.l de:r ungeheuren Gefahr, die d1.'r KarloffelkäCer dar
stellt. Diese Gellab..i.· darf nicht illx!rsehen werden. Ja, 
es sch.eint fast so bci den Beob.ach~en in diesem 
Jahr, als ob die Zeit bald käme, wo überhaupt keine 
Kartoffeln mehr angebaut werden können. 

Ob inH dem angesetzten Betrag die Bckämp!ung 
so durchgeführt werden kann, wie es notwendig wäre, 
bleibt dahingestellt. Wir haben uns schon im Aus
schuß für die Erhi.ihung der bereit,gest.elllen Summe 
eingesetzt. Nun liegt hier ein Antrag der CDU vor, 
Drucksache IL'l501, und ich bin bt:au!h-agt, :i:um Au,i
druck zu bringen, daß a·uch meine Fraktion diesem 
Antrag zustimmt. Ich mik:hle nur in diesem Zusam
menhang darauf hinweisen, daß die Bt:hörden sich. 
oft zu wenig um diese Kartof!elkäferbekämpfung be
kümmern. Vor allen Dingen liegt viel an den ·Land
ratsämtern, wodurch es viele Gemeinden gibt, dle !a.st 
gar keine Karto.ffelkäferbekämpfung du,rchführcn, so 
daß das für die Bauern und die Gemeinden, die das 
regelmäßig machen und vor e:llen Dingen ,gemeinsam 
durchführen, alles gar keinen Wert hat. In meiner 
Gemeinde. .hat ein Beamlei· die Sache untersucht und 
gesagt: Wenn ich nad1 Hütscl11;1).hau.sen komme, da ist 
übcrha"Upt kein Kartof!elkäfet·, aber in vielen anderen 
Gemeind~ sitzt alles voll. Das ist ein Beweis datür, 
daß unbedingt hle-r eingegriffen wer-den muß, und 
vlellcicht ist es ein ganz gutes Mittel, daß diejenigen 
Gemeinden, die die ~kämpfung g~meinsam und fach
gemäß durchführen, bei der Entschädigung für die Be
kämpfungsmittel bevorzugt bd1audelt werden. (Zu
Tu! Abg. Dr. Zimmer: Die Landwirtscha.!tssch'Ulen 
sollen sich da-rwn bemuhen! - Zuru! Abg. Jahn: Und 
die Bauernotganisationt) Die werden auch mit ein
gespannt. Ein großer Obelstand im Lanrl,:, ist immer 
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noch, wie schon vorher erwähnt, der Streubesitz. Was 
nüt:zen dem Bauern die Maschinen und Traktoren, die 
ihm heute angeboten werden, wenn sie infolg.e dieseß 
Zustandes nicht angewandt werden können und somit 
es nicht möglich gemacht werden kann, die Erzeugung 
zu steigern und die Lan:iwirtsch.a!t rentabler z.u ge
stalt€11. Wir Soziaidemokraten ·betr.achten die Flur
bereinigung als erste Voraussetzung für die Ffü-derung 
der Landwkt~chaft, wen dadu't'Ch manches Problem 
gelöst werden wird. Als unbefriedigend si:eht meine 
Fraktion auch den eingesetzten Betrag für die Ffü-de
rung der Wasserwirtscha•ft an. Wir mußten uns aber 
leider <lern harten Muß fügen, da der Landwirtschafts
minister erklärte, es würden die Mittel fehlen. Was 
in ,dieser Hinsicht noch alle zu machen wäre, vor allen 
Dingen durch Meliorationen, ist außerordentlich. 
Welche Leistungssteigerungen könnten hierdtu-ch er
zielt werden. Da -bei solchen Meliorationen und Regu
lierungen wenig sachliche Kosten anfallen, sondern 
es sich meistens um Handarbeit hande1t, dürfte hier 
mit den leider zu wenigen Mitteln immerhin ·docl1 die 
Möglichkeit verk,nüpft sein, die Erwerbslosigkeit 
wesentlich zu ,beeinflussen. Noch ein Wort zur Markt
ordnung. 'überall ist der Weg vom Erz,euger zum Ver
·braucher zu weit und zu kostspielig. Wenn wir be
denken, daß di>e landwirtschaift1iche Produktion heute 
einen Wert von 6 Milliarden hat, <laß dafür aber der 
Verbraucher 16,8 Milli!lirden aufbringen muß, so dürl!te 
es doch einzusehen sein, daß dies nicht so weiter
gehen kann. Hie:r muß eine •bessere Verbindung zwi~ 
sehen Erzeuger und Verbraucher hergestellt werden. 
Das kann aber nur durch ein gegenseitiges 'über.ein
kommen zwischen der Landwirtschaft und den Ver
brauchergenosse!llSchaften gesdlehen. Wir Sozial<iemo
kraten begrüßen deshalb ·~anders die Einigungs
versuche in dieser Hinsicht zwischen den beiden 
großen Genossenschaftwrganisationen und freuen uns 
soga,r darüber, daß der Präsident der deutschen Raiff
eisengenossenschaft und des Deutschen Bauernver
bandes, Minister a. D. Dr. Hermes, in -der genossen
schaftliehen Rundschau, dem Mitteilungsblatt der 
,,geg", 1·ichtunggebend darauf hingewiesen hat. Wenn 
auch Dr. Hermes nicht zu unserer Partei gehört, so 
freuen wir uns doch außerordentlich darüber. Wir 
Sozialdemokraten werden natürlich diese Genossen
schaften. durch Förderungsmaßnahmen, soweit als mög
lich, unterstützen, weil wir diese Genossenschaften 
als Friedensinstrument zwiischen Erzeuger und Ver:• 
braucher betrachten. Gegenüber den Riesengewinnen 
der Importeure, von denen jetzt immeT in den ZeUun
gen zu lesen ist. müssen die Genossenschaften als 
Gegengewicht in Erscheinung treten. -So wird es mög
lich werden, solche Auswüchse zu unterbinden und 
Verhältnisse zu schaffen, wie sie in der Schweiz ru 
verzeichnen sind, wo Erzeuger und Verbraucher sich 
zusammengefunden haben und es damit fe-tig !brach
ten, solche Gewinne <lern Erzeuger und Verbrauc.hee 
zugute kommen zu lassen. Deshalb ist es g;anz bei;on
ders notwendig, daß die Regierung der FöTderung des 
Genossenschaftswesens ihr besonder~ Au•gemnerk zu
wendet. Ich möchte vor allem hier a·ber .auch einen 
Hinweis oder einen Fingerzeig geben, daß in den Land
wirtschaft&schulen unbedingt ein -Lehrfach für Ge· 
nossenschaftswesen eingeführt werden muß. Ich konnte 
natürlich jetzt den Landwirtschaftsetat in der kurzen 
Zert nur flüchtig streifen. Es werden noch zwei Pai•t.ei
freunde zum Weinbau- ,und FOT1Stetat sprechen. Es 
wäre ja noch vieles zu sagen. Wir Sozialdemokraten 
wollen auch in Zukunft -den Bauern bewahren vor 
reaktionären Einflüssen politischer Riehtungen, die so 
gern mit den Interessen der Bauern spielen und sie 

dann nur für ruch zu wahren verstanden. Ich möchte 
dann.noch auf einen Umstand hinweisen, und zwar auf 
die Kauf.kraft der Verbraucher. Auch dies ist ein maß
gebe~der Falctor für die Besserstellu,ng der Landwirt
schaft, und es ist doch cine Tatsache, daß, wenn auf 
Kosten des Kapitals zugunsten der Arbeiter hi-er eine 
Einkommensverschi-eJ::>.ung erfolgt, die Nadlfrage nach 
landwirtschaftlichen Edelprodukten, wie Milch, Fleisch, 
But.l..er, sLcher gesteigert werden wird. Aus diese1· Er
kenn inis heraus sind wir der Auffassung, <laß eine 
ti-efinnerliclie Int.eressengemeins,::haft zwisd1.en Ai•beitet· 
und .Bauern bestehen. bleiben muß. Wir iho.ffen, daß 
auch der vorliegende La,ndwit-t.schaftsetat zu dieser 
Gemeinschaft befü·agen möge. Wir erkennen auch den 
guten Willen des Min~steriums an und werden dem 
Etat mit den von uns beantragten Änderungen zu
stimmen. (Bravo-Rufe und Beifall.) 

Vizet,räaident Ziegler : 

Der Abgeox•d.net,e Horch von der SPD hat das Wort. 

A,b g. :a::.o rch: 
Melne Damen und Herren 1 Bei der wirtschaftlichen 

~u.tun.g, ·me der Weinbau im Lande Rheinland
Pfalz e!nnimmt, und dem katastrophalen Stand der 
Reb'lausverseuchung mit 54 Prozent der Rebfläche in 
unseren Weinbaugebieten kann man cl:ie Kürzung der 
Mitt~ in den Kapiteln 10, 11 und 12 über Reblaus
ibe~ä~p!u~. .. Rebenzüchtung und Rebenveredlung 
~en:über dem •Vorjahre um rund 1,3 Millionen nur 
mit 8edauern zur Kenntnis nehmen. Aus der finanziel
len Schwäche unseres Landes ergibt sich die Notwen
digkeit der Ubertraigung der Aufgaben der Reblaus
bekäropfung -und Umstellung auf .Am€rikaner-Unter
lagen auf den Bund, der ja die stärkeren Schultern 
hat. Ebenso wie die Weinkontrolle kann auch die 
Schädlingsbekämpfung nur wirksam durchgeführt 
werden, wenn sie einheitlich durch den Bund ge
·echieht. Und . . aUdJ. die Weinkontrolle kann nur dann 
wirksam werden, wenn sie im ganzen Bu,ndesg.ebiet 
dul"Ch.giefüh.rt wird und dadurch die Pantech.ereien ·und 
der Verkauf minderwertiger Weine unter hochtönen
dem N'.am.en und in •bombast1scher Au:fmaichun·g ver
hindert wero.en. Dem Lande verbleiben auch dann, 
wenn diese Aufgaben auf den Btmd übertragen wer
den, noch Vliele Aufgaben, und in aller Kürre werden 
dur.::h _di,e E.i.nfuhr ausländischer Weine noch andere 
Auf.gaben für den Weinbau zu erfüllen sein. Hierzu 
gehört in ,erster Linie die Förderung der Weinbau
.schulen, die erfreulich.erweise dm·ch das Verständnis 
de.r Mi1glieder des Haushalts- und Finanzauss,chusses 
für die Nöte des Weinbaues keine wesentlichen Kür
zungen für die Erfüllung ihrer Aufgaben ,erfahren 
haben. Von besonderer Wichtigkeit ist im Weinbau zur 
Förde.i."\l,n,g der Qualität der Rebschnitt. Vor dem 
taiu.sendjähri.gen Rei<:h wa.ren Rebschnittkurse für 
Frauen im Frühjahr el.ngeriehtet worden nach Schluß 
des W.in1.e1"Semesters der Weinbauschulen. Bei der 
außerordentlichen Wkhtigkeit dieser Arbeit, die in der 
Re~l durch F.rauen ausgeführt wird, sind diese Kurse 
für den Weinbau eine Notwendigkeit, besonders, da die 
Frauen von Evakuierten und Flüchtlingen, die mit den 
Ar,beiten nicht vertraut sind, heute in den Weinbergen 
beschäftigt werden. Es bedarf ja dazu keiner großen 
~ttel, imd es Wäre wohl tnöglic'h, daß von den Wein-

! ·· bauschulen aus deren eigenem Etat etwas heraus
g,enommen werden könnte. Beda.uerli<:h ist, daß in 
vielen Fällen auch durcll. die Winzer die Arbeit der 
Weinb.a:\,l.Schulen. nicht genügend gewürdigt wird durch 
die sture konset·vative Haltung der Winzer, die an der 
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alten Uberli<;,ferung felithalten und die besonders im 
Mosclgeblet noch an dem Mehrschenkelbau festhalten, 
bei dem ja ga·r keine Qualität wachsen kann. Zu den 
kommenden Aufgaben gehörl auch wie früher die Be
reitstellung von Mitteln zur Fördet'tlng der Winzer
genossenschaften, ebenso zur Bildung von Genossen
schaften, deren Bildung in der Regel an der Schwie
rigkeit der Geldmittelbeschaffung zur Ansch•a.f!ung der 
benötigten Fä~ser, Keller- und Kelterutensilien schei
t.Ert. Durch die Einfuhr und die Konkul'renz der aus
ländischen Weine, hervorgerufen durch die nicht mehr 
au!zuhaltende Liberalisierung der Wirtscllart in Eu
ropa, fällt den Winzergenossenschaften eine mark1-
regelnde Aufgabe zum Auffang bei guten Ernten, bei 
Wcinschwemmcn, durch Lagerha.ltung, W07.u der Win
~ allein und auch der Handel heute nicht mehr in 
der Lage sind, bessere Behandlung und Pfü:!ge der 
Weine durch Erhöhung der Qualität und damit die 
Erzielung eines besseren Preises. Um eine beswre 
rationelle Bcwlrtscha!t-ung Z'U erreichen, müßte den 
fo1:lsc:hriltlicl1en Winzern der Landtausch zum Zwecke 
der Arrondierung kostenlos getätigt werden. Lelder 
werden 'im Gebiet der Bundesrepublik nur 3 Liter auf 
den Kop! der Bevölkerung dieses eingefangenen Son
nenscheins konsumiert. Eine grundlegende Besserung 
wird nur durch Hebung der Kau!krart der breiten 
Masse zu erwarten sein; wenn wieder jeder seinen 
Schoppen am Abend oder Sonntags eine Flasche Wein 
trinken kann. (Bravo-Ru!e und Beifall.) 

Vizepräsident Ziegler: 

Der Abgeol·dncle Hertel von der Fraktion der SPD 
hat das Wort. 

Abg. HtHlel: 

Meine Damen und Herren! Bezüglich der N<~twendig
keit des baldigen Anlaufes der Bodenreform Sind im 
Lau!e dCT letzten drei Tage von dieser Stelle aus so 
viel gute Wünsche und Forderungen aufgestellt wor
den, daß ich darauf nicht mehr au,sgedehnl zurückzu
kommen brauche. Id1 !reue mil:h, daß es gelungen ist, 
dle beiden Fraktionen dieses Hauses, d;e CDU und 
SPD, bezilglich der Stellung des Antrages Z'Ur Bewi1l"
gung von 2 Millionen Mark, die entweder Darlehen 
oder Zwischenkredite sind, zu einigen. Wir. sind der 
Auffalisung, wenn etwa~ Gutes und Seg<msreiches für 
das Volk besc.hlossen werden soll, dann ist das ganz 
egal, von welcher Partei das beantragt wird, dann 
handelt es sid1 um die Sache und dreht sich um di~ 
se&en,srelchcn Auswirkungen, die mit der Hergabe 
dieser Mittel erzielt werden, kh habe seit dem letzten 
Montaz, nachdem ich bcrei!ls in meiner Stellungnahme 
zum Gesamtetat die Bodenrefo1m gestreift habe, noch
mals untersucht und geprüft, wie insbesondere auch 
im Westerwald das Bedürfnis nach baldigster Durch
führung dieser Maßnahme besteht. Dabei stellte ich 
fest, daß . alle Bc,·ölkel'un,gskreise von dem Wunsch 
beseelt sind, daß nach der Verabschiedung des Boden
re!o~esetzes und seiner Genehmigung duIX:h die 
Mllltärregierung und dem Erlaß der Dur<:hführnngs
bcstimmungen jetzt das Geseb: endlich in die Wirk
lichkeit überführt werden muß. Als Beweis dieser 
Einigkeit dar! ich auf die verschiedenen Tagungen 
dieser Interessenten !n den Ämtern Wissen und Frie
senhagen hlnweisen. Es spra{:h dorl der Pfarrer Hil
bert von der katholischen Pfangemeinde Friesen
hagen, indem er forderte, daß endlich hinskhtlich des 
Anlau!en11 de1· Bodenreform die notwendigen Maß
nahmen getro!Cen werden m~chlen. Er fuhr fort mlt 
der Feststellung: ,,Der Herrgott möge die Männer 

segnen, die in diesem Sinne mt1tlg reden und han
deln!" Und zu dem Handeln sind wir heute be:ru!en 
und verpflichtet, Auch Vertreter aller anderen Rell
gionsgemelnEchaflen und sonstige Interess-entengrup
pen haben sich in gleicher Richtung ausgesprochen. 
Meine Damen und Herren! Wo so viel guter Wille zu 
löblichem Tun si<:h zusammenfindet, da kann der Er
folg nicht ausbleiben, kh bin der Meinung, daß es eine 
Art geschichtlicher Augenblick ist, wenn sich der Land
tag jetzt zu einer entscheidenden Tat zusammenrindet. 
Ais kleine Parallele dazu fällt mir gegenwärtig gerade 
ein, daß vor einem Jahr die Zustände auf der Neu
mühle, der angeblichen Verbrecherkolonie der Pfalz, 
in einer Zeitung unter einem anderen Licht betrachtet 
wurden. Die Landesregierung hat sich jenes Mal ent
schlossen, im Gegensatz zu1· Hoffnungslosigkeit, in der 
jene Gemeinde belassen worden war, einen Betrag von 
75 000 Mark zur Verfügung zu stellen. Es ,wurden auch 
noch andere Geldquellen erschlossen, und heute kann 
der I,..andtag stolz darauf sein, daß ,er mit diesem Be
trag und mit dieE,em Schritt einen ganzen Ort vor einer 
Art Verkommenheit und Verelendung gerettet hat. 
Dort wurde vor wenigen Wochen das Richtfetii ,e
feiert für eine Schule die erstellt wurde mit Lehrer
wohnung, Es ist inzwischen Wasset·leitung hingelegt, 
Lichtleitung ist längst ln Funktion, und zur inneren Er
bauung Ist auch eine kleine Kapelle mit der Schule 
verbunden. Wenn auch gegenwärti,g die unmittelbaren 
Auswirkungen der dort durchgeführten Maßnahmen 
noch nicht sidltbar sein können - die Neumühler Be
wohner stehen nach wie vor mit Gericht und Gefäng
nis in innigster Beziehung -, so darf aber erwartet 
werden, daß diese jetzt getroffenen Maßnahmen in 
der Entwicklung der kommenden Generation ihre 
segensrekhe Auswirkung findet. Ich i;pl'ed1e die Hoff
nung und Erwartung aus, daß irnsbesondere auch Im 
Westerwald die durchzurührenden Maßnahmen der 
Bodenreform von denselben segen~eichen Auswir
kungen begleitet sein mögen. Ich habe noch die Auf
gabe, mit wenigen Worten im Rahmen des Landwlrt
s<:ha!tsetats zu den Forsten Stellung zu nehmen. Mein 
Eintret('n gegen d!e Zusf\tzhiebe hat es mit sich ge
bracht, daß ich au.eh mit den Persönlichkeiten der 
Pfalz, welche die Forsten zu verantworten haben, in 
enger Verbindung stehe. l<.:h dar! der Landesregierung 
das Kompliment machen , daß in der Pfalz eine Reihe 
überaus tüchtiger höherer For.i-lb<!amte tätig ist, bei 
denen man beim zweiten oder dritten Satz, den man 
mit ihnen wechselt. schon das Gefühl der inneren Ve-r
bundenheit mit dem Beruf, der Hingabe an die Lösung 
der ihnen gestellten Aufgabe, hat. Im Mittelpunkt der 
Aufgaben, die dort gestellt ~ind, stehen gegenwärtig 
die Aufforstungen, - die Aufforstungen, die notwendig 
wurden durch die großen Kahlhiebe, wekhe infolge der 
Versorgung der Bevölkerung mit Holz in de!.r Zeit, in 
der keine mineralischen Brennstoffe zur Verfügung 
standen, und weiter noch durch die Zusatzhiebe der 
Besatzung entstanden sind. Nachdem wir vermutlich 
dieses Jahr beim Etat z.wn letzten Mal das Wort „Zu
satzhiebe" berühren, ist es mir eine Verpflichtung, 
auch folgendes festzustellen: Ith konnte Im Laufe der 
letzten Monate durch Rücksprache mit maßgebenden 
Personen ermitteln, daß die in Deutschland ansäo·siien 
Organe und Dienststellen der Besatzungbehörden 
unsere Bemühung bezi.lglieh des Abschlusses der Zu
satzhiebe bei ihren heimatlichen Regierungsstellen au!s 
wirksamste unterstützt haben. Dadurch ist es auch 
gelungen, mit diesen zu5atzhiebcn in einem noch ver
tretbaren Zeitpunkt ein Ende zu finden. 

Bezüglich der Aufforstung darf bemerkt werden, 
daß unsere Forstleitte die hohe Verantwortung, die 
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ihnen ,auf diesem Gebiete auferlegt ist, voll erkannt 
haben. lm Forstamt Landstuhl-Norid hat ein besonders 
aktiver und auch etwas erfinderisch veranl3€ter 
Forstmeister ein Gerät - ich =&hte beinahe sagen -
erfunden, ein Gerät, das gestattet, bei seiner Anwen
dung den fünffachen Nu,tze!f.ekt bei gleichem Geld
aufwand und Arbeitsaufwand 'in der Aufforstung zu 
erzielen. Heute bereits darf mit Genugtuung fest
geste11t werden, daß die Aufforistungen im Lande 
Rheinland-Pfalz dur.ch das große Verständnis der Lan
desregierung, insbesondere aber auch de1· Landes
arbeitsämter, die Mittel für die Aufforstung bereit
gestellt haben im Rahmen der werteschaffenden 
Arbeitslosenunterstützung jetzt scllon etwa 15 bis 20 
Prozent der Kahlhieobflächen ausmachen, so sind wir 
zur Hoffnung ber.echtigt, daß mittels der Anwendung 
dieses Gerätes die Aufforst-ung so beschleunigt w-er
den kann, daß wir es noch erleben <lüru:en, daß da, wo 
uns heute noch Kah\fläcllen entgegenstart-en, in 10 bis 
15 Jahi·en wieder deutscher Wald ste'ht. Diesem Ziele 
wollen wir zu,streben und für seine Verwirklid1un_g 
unsere .gemeim,ame Kraft vereinigen. Es darf auch fest
gestellt werden, daß a1le Kräfte aktiviert werden, um 
die sonstigen unserem Walde drohenden Schäden ab
zuwenden. 

In der Frage der Wik!-sehäden wird immer mehr an 
den &haden gedacht, der in den Fluren dei:- Land
wirte entsteht. lch bin von Forstleuten nadldrücklidl.st 
darauf hingewiesen worden, daß in den Reviei:en, in 
denen das Rotwild überhand hat. außerordentlich 
große Baumbestände durdi das Annagen di-eser Be
stände w issermaßen wer,tlos werden. Das was hier 
unten am Stamm übrigbleibt, ist so vom Wild zer
fr~ssen, daß es kein Mensch mehr 'haben mag. Es wird 
deshalb Wert darauf gelegt, einen Ausweg zu finden, 
untee Umständen durch rücksichtslose Dezimierung 
des Wildbestandes, damit in Zukunft unserem Walde 
Schäden solcJ1er Art nicht mehr entst<e>hen. Es ist Ihnen 
allen bekannt, wie im Zuge der modernen Entwicklung 
das Holz der Grundstoff ist für eine Meng.e von übri
gen Fertigfabrikaten. der wir in der Industrie und im 
Export uns bedienen·. Jeder Kubikmeter Holz, den wh" 
dmch entsprechende pilegliche Behandlung unseres 
Waldes unseren einheimiS<:hen Vläldern entnehmen 
können, brauchen wir nicht einzuführen, und unsere 
ZaMung,;bilanz dem Ausland gegenüber ist damit nicht 
belastet. Man kann ohne irgendwelche rhetorische 
Übertreibung feststellen, daß in der Pflege dieses 
Waldes. in der Aufforstung, die mit a:ller Energie wei
tergetr1ebcn werden muß, und in der Wirtschaftlichkeit 
i.md <leren Si,cherung in der Behandlung des Waldes 
eine große nationale Aufgabe uns gestellt ist. der wir 
um alle gemeinsam widmen müssen. (Be-ifall.) 

V i z e p r ä s i d e n i Z i e .g 1 ,e r : 

Das Wort ha•t der Abgeordnete Migeot von der 
Fraktion der FDP, 

Ab g. M i g eo t : 
Meine Damen und Herren 1 Wenn ich zum Land

wirls<:haftseta l namens meiner Partei Stellung nehme. 
so möchte kh zur <ler~eitigen Lage der Landwirt
schaft zunächst einige grundsätzliche Bemerkungen 
mad1e11. Während bei dem einschneidenden volkswirt
schaftlichen Zeitpunkt der Währun,gsumstel!ung so
wohl ,die Industrie wie Gewerbe und Handel mit ~
wissen Warenbeständen sich in die neue Lage hinüber
retten konnten, hatte die Landwirts,c\la.ft ihre Produk
tionsgüter abgeliefert infolge der gesetzlkhen Be
stimmungen über die Bewirts,chaftung der Lebens-

mibbel. Wie bei vem-ünftigen, volkswirtschaftlichen 
Krieisen heute auch anerkannt wir::!, befand sich die 
deutsche Landwit-tschaft durch diese Tatsaclle in einem 
!Starken ,Nachteil gegen-Ober anderen Wirtschaftsgrup
pen. Bei der Stabili:sierung der Währung liegt, wie 
I•hnen allen bekannt sein dürfte, zugleich jener Zeit
punkt, a:n dem die staatliche Marktrege}ung im großen 
und ganzen ihr Ende fand und der Liberalisierung, 
d. h. dem Wettbewerb, mehr und mehr Platz machte. 
Im Z>i.ige dieser Entwicklung hat der Weltmarkt mehr 
und mehr Einfluß auf den deutschen V,erbraudier be
kommen, .i'a die Verhältnisse liegen ,heute bereits so, 
daß der deutsche Bauer mit sein~m wesentlich ungün
stigen.>n Boden- und klimatischen Verhältnissen als das 
,Bauerntum anderer Völker eben in diesem Wettbewerb 
bereits einen erbitteP1:en Existenzkampf führt. Hinzu 
ko;mmt !exner, daß dut"Ch di:e äußerst gespannte finan
zielle Lag,e in Bund und Ländern der deutschen Land
wirtschaft eine steuerliche Belastung zugemutet wird, 
die das Achtfache von dem beträgt, w:as der hollän
disd:J.e Landwirt und Grundbesitzer von der gleichen 
Hektar-Einheit zu lei.suen hat. Nicht unerwähnt kann 
bei di0ser Betrachtung bl.eiben, daß die sozialen Leistun
gen, die man heute dei- Landwirtscllaft :zumutet„ einen 
Stand erreicht haben, wi-e iihn die ganze d~uts,che 
Bauerngeschichte nicht kennt. Diese enorm hohen Be
lastungen auf der Ausgabenseite, während die Ein
nahmen der heimischen Landwirtschaft bei ihre11 
Haüpfproduktionsgütern beim Erzeuger knapp über 
dem Friedenspreis liegen. 

Während Industrie, Handel und Gewerbe der Wirt
scha.t'tslage dadurch gerecht werden, daß sie all diese 
Ausgaben durch entsprechende Preiskalkulation auf 
den Verbraucher abwälzen, ist dies der LandwirtGchaft 
einfach deswegen nicht möglicll , weil -die Preise der 
Hiauptnahrungsgüter unter den oft mißbrauchten •Be
grlff des politischen Brot.preis.es fallen. 

Ich habe Ihnen hier ein Bild gezeichnet, aus d€'lll 
Sie erkennen mögen, wie es um 'Unsere Landwirtschaft 
bestellt i&t. Ang:esicllts dieser Situation ist es dringend 
notwenfüg, daß unsere Landesregierung immer wieder 
bei den zuständigen Dienststellen des Bundes vorst-e11ig 
wfrd, u.m Jlr1.äßnahmen zu &reichen, die dieser bedroh-
1 ichen Lage <les L<1ndvolkes Einhalt gebiet.en. 

Wenn man im Zweifel sein soJ,lte, welcherlei Maß
nahmen hierbei ,gefot'dert werden, so möchte ich nur 

, .... . ~ . .Beispiel anführen, daß die nordiscllen Länder die 
volkswirtschaftliche Bedeutung ihrer Landwirtschaft 
in der Form würdigen, daß pro Kopf der Bevölkerung 
in Eng\tand 167 DM, in Norw-egen 192 DM als Subven
tionen a·uigewendet we1,'<ien, sogar in Amerika, einem 
Land, das das Fünrffache seines Verbrauchs an Land
wirtsch!afts,gütern erzeugt, im Staatshaushalt eine Posi
tion :von„ 2,68. l',~iaroen Dollar zur Stützung seiner 
heimi&ehen Landwirts,chaft aufgewendet wird. Aus 
dieser Tatsache heraus häbten wir es begrüßt, wenn 
die bei Kap1tel l - des Ministeriums - eingesetzten 
~~r~~E~~~:~.!.~~~~ ... höher an~.esetzt. worde1: wär.e_n. Es 
Ware wuns&i,enswert, daß die wemgen Mltte-1, die auf 
<l>ero Gebiete del' T-ierzucht zur Verwendung kommen, 
der bteiten Masse unserer Tierhalter insofern zu
ifließen würden, wenn man beispielsweise die Ge
mein<!.€' als Träger der ·Bullenhaltung finanziell weit
gehend unterstützte. Ohne Zweifel ~ind Gelder der 
TierzudJ.t auch nutzbringend bei dem Tuberkulose
tilgun,gsverfahren verwendet. Außero!'Clentlkh be
grüßt wlrd auch, daß unter Titel 31 ,.Mittel zur För
d€'rtm,g der Landwirtschaft" eingeset2lt sind, zumal zu 
ervvarten ,s'!JE>ht, <laß aus ::li,esen ~k!ern ein er.hebl1che-r 
Betrag für Saatzüchtung un<l Vermehrung bereit-
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gestellt wi.t'd. Denn wh· wissen, daß unse.r.· Saatgut in 
den letzten Jahren in seiner Quamat sta1·k gelitten 
haL Wer heute mit fachmänni:schem Blick durch 
unsere Fluren igeht, wird feststellen müssen, daß gerade 
bd dem Getreide ein sehr unterschiedlicher Ähren
stand !esi:.:uslellen ist, eine Ersc.lieinung, die auf ab
gebaute Saat hindeutet. Wir .. haben in den letzten 
Jahren viel zuviel cxpCT''mentiert mit ausländischem 
Saatgut, mit Sorten, die für unseren Boden und unser 
Klima absolut ungeeignet waren. Wir müssen daher 
unsere hcimisc.hen Sorten wieder hochzüchten. 

Wir haben die Landwirl.sdrn rtsschulen, wir haben 
Lan<ifrauenschU:len. Was uns fehlt hier im Lande ist 
eine Bauernschule, auf der Persönlichkeiten ge:;.ch~t 
werden, die nicht nur ·über ein entsprechendes Fach- . 1 
wissen verfügen, sondern die auch in der Lage sind, 
au! der Bühne des politischen Lebens die Interessen 
ihres Be1'ufsstandes zu vertreten. Leider fehlen uns 
diese Menschen. Wohl haben wir ein Heer von Diplom~ 
landwirten, die au! ir,gendeinem Gebiet der Land
wlrt.sd1a!t speziallsiert sind. Aber nur wenige st.€hen 
als bäuerliche Landwirte in bäL1et•lichen Betrieben und 
haben die F.ähigkeit, die Interessen des Bauerntumes 
so wahrzunehmen, wie es sein müßte. De~halb muß 
dfe ländliche Bildungsarbeit aur unsere Bauernsöhne 
und Bauerntöchter ausgedehnt werden. Aus iht·en 
Reihen müssen die Persönlichkeiten ,het·angebildet wer~ 
den, wck.he mil Erfolg unsere Belange in der O!!ent
lichkeit vertreten können. Die Bauernverbände haben 
das auch klar erkannt, Es ,fehlen jedoch die Schulungs
ställen. In den vorhandenen Landwil'1:scha!tsscllulen 
mlt dem einsertigen fadllkhen Unt.€rrichi kann dem 
Ba:uern nicht das Wissen vermittelt werden, welches 
ihn befä.h.igt., Bauernführer zu sein. Das Ziel muß des
halb sein, regionale Bauernschulen zu schaffen. Auf 
diesen Schulen nur können die Voraussetzungen für die 
Vollpersönlichkeiten un,seres Bauernstandes gescha!!en 
werden, wekhe die Problematik der Agrar- und Wirt
scha!lsprobleme kennen und füe zusammenhänge von 
Ei..nzelmensch, Familie und Slaat mit ihren Rechten 
und Pflichten sohen. 

Unser Landwirlsdlaflsn:üni.stel'ium und die berufenen 
Organisationen milssen dazu beitragen, daß der Plan 
füt· eine Bauernschule in Rheinland-Pfalz verwil·klicht 
weroen kann. Die Bauernverbände können aus ihren 
bcschränklen Mitteln eine solche Dildu~stiitte nicht 
allein schaffen. Die pfälzische .JungbauemsL:haft beab
sichtigt, über Winter auf den zui· Vel'!ügung stehenden 
Jugendherbergen Schulungskurse durchzuführen. Auch 
diese Kurse kosten Geld und können ohne finanzielle 
HH!e nicht venvitklkht werden. 

Melne Damen und Herren! Wenden wir uns nun dem 
Kapitel 20 und 21 zu. Dieses Kapitel hat mit Recht 
den größt~ · Zu·schußbcdarf. Wenn hier im Hause der 
l!chon vor langer Zeit beschlossenen Bodenreform das 
Wort geredet wird, so ist hier die vertretene An
schauung nicht in Einklang zu ,Lringen mi.t der Teclmi
slerung der Landwirtschaft, welche uns immer und 
immer wieder empfohlen wird. Damit zerschlagen wir 
große Flächen, die wir für eine produktive rentable 
Maschinenarbeit brauchen. Dazu wissen wir, daß die 
Re!orm des Bodens viel Geld ko.st!:!l und daß unser 
Land immer vor leeren Kassen steht. Unsere Mein ung 
ist die, daß diese Gelder viel nub.bringender für die 
Flurbereinig-ung vel'wendet werden sollten. Nicht 
Bodenreform, sondern Flurbereinigung ist das Gebot 
der Zeit. Die Flurbt:l'einigung muß, sollte sie wirklich 
Nutzen für den Landwirt bdngen, großzügig durch
geführt werden. Sie darf sich nicht nur auf die Zu
rnmmcnlegung des zersplitterten Grundbesitzes ersh'ek-

ken, sondern muß noch allt> Land-:!Skulturmaßnahmen, 
Ent- und Bewässerung, Ausbesserung und Befestigung 
der Hauptwirtschaftswege, Auflockerung der Dorflage 
und ggf. auch den Ausbau der Wasserversorgung, so!ern 
noch nicht vorhanden, umfassen. Die Durchführung die
ser Maßnahme erfolgt federführend vom Flurbereini
gungsamt aus, das das Wa.sserwirtschaftsamt zuzieht, 
dem wiederum die Ausübung der Landeskulturmaß
nahmen obliegt. Eine solche umfangreiche Maßnahme 
sollte nicht nur auf eine Gemeinde abgestellt, sondern 
;,ur die umliegenden, wirtschaitliuh damit vc1·bundencn 
ausgedehnt werden. Bei der Durchsicht des Etats vom 
Fachministerium kommen wir nun zu dem zweiten 
Hauptgebiet, der Forstwlrt~.cl.,1rt. Hier bletet gkh uns ein 
wesentlich erfreulicheres Bild. Es zeigt sich mit einem 
überschuß im Haushaltsjah1· von rd. 3,5 Millionen. Der 
Forstbehörde gebührt !ür ihre umsichtige Wirtsdiarts
weise Dank und Anerkennung. Hat sie es doch ver
standen, t rotz aller Schwiet·igkeiten durch die Besat
zung einerseits und die e ingangs von mir geschilderten 
steuerlichen und sozialen Belastur,gen andererseits auf 
dem Gebiete der Staatsfor1;ten so w wil'tS1.ila!ten, daß 
dieser wichtige Bestandteil unserer heimischen Volks
wirtsch.iJt dem allgemci!'.en St1abhaushalt keine Be
lastung, sondern eine spürbare Entlastung bringt. 

Abschließend noch einige Worte zur Fiscllerei und 
Jagdverwaltung. Beide Gebiete sind wohl am stärk
sten der Besatzungsmacht unterwor!en \md amgcsetzt. 
Solange dieser Zustand nicht abgeändett i~t. kann Er.: 
sprlefiliches nicht ge1eistet werden. Wie man in Krei
sen der deutschen Jägers<"haft ?.u diesem ProLlcm denkt, 
beleuchtet ein Artikel der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung" vom 26. Juni, den Ich Ihnen, meine Damen 
und Herren, der klaren Sprache wegen hier zitieren 
möchte: 

Zu dem in Ihrer Ausgabe vom 16. Juni veröffent
lichten Artikel „Die deut scht!n Jäger mitt'eden lassen" 
hat sie als erste fühnmde Zeitung ein Problem aufge
·.@"iffen, das uns Jäger nun schon fünf Jahre bewegt. 
Ihnen hierfür unseren Dank zu sagen, ist nur eine 
besondere Pflicht. In den Ausführungen des Verfas
sers vermisse ich jedoch einen emlment wichtigen 
Punkt, welc..li.er in den letzten vier Jahren in der Pra
:,,::is fast täglich zu Reibereien zwischen den ~salz.ungs
angehörigen und den deutS(;hen Jägern geführt hat, 
nämlich die Bezahlung des entnommenen Wildes. Nach 
allen deutschen Ge5etzen, die ja von den Besatzung~ 
mächten anerkannt sind, ist das erlegte Wild Eigentum 
des Grundeigentümers bzw. des von ihm beauftragten 
Päcl1ters. Die deutschen Jäger haben es bis zum heu.
tigen Tage noch nicht !t!rtigbringen können, daß ihnen 
ihr Eigentum, nämlich das erlegte Wild, bezahlt wird. 
Dieser groteske Zustand wird damit begründet, daß 
es in dem, die Ausübung der Jagd durch Besatzungs
angehörige regelnde Cir. 58 unter Ann. l Zif!. 3 a heißt ; 
Solange die Jagd dem Sport und der Erholung der Be
satzungsangehörigen dient, werden keinerlei Jagdpach
ten anerkannt. (Zurufe; Hört, hi.irt!) Es ist eine Eigen
tümlichkeit aller Bcsatzungsbehöt'den der Welt, daß 
sie sich während und auch nach dem Kriege Re<:hle het·
ausnehmcn, die der Haager Landkriegsordnung wider
sprechen. Während es wohl keinem Besatzungsange
höxigen einfällt, irgendeine Ware einem deutschen Ge
schäft zu entnehmen, ohne sie zu b (;>zahlen, denkt sich 
derselbe Mann ga r nichts dabei, jeden Sonntag oder 
wochentags in ein anderes Rev i€l' zu fahren, Wild zu 
erlegen und es mitzunehmen, ohne den Eigentümer des 
Wi\ies zu fragen oder gar zu enf.S(;hädigen. 

M€-Lnc Damen und Herren! Aus .dieser Sl.t!llun.g
nahme der „Frnnkfmter Al.Lgemcint:'n" können wir 
ersehen, wie dringend notwendig endlich auch das 
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weite G€'biet von Fischeooi, Jagd Uild Jäglerei einer 
Llisung zugeführt werden muß, die deutschem Rechts
empfinden un.d deutscher Auffassung von we-idger,e,ch
te1· Ja@d entspricht. 

Wenn ich in metne,n Ausführun~n ZJU.m Landwirl
schaftsetat ,es für n.otwrndiig hielt, 'Cli-e eiben ,gema.ch
tfn Erk-läl'ungen abz.ugeoen, !iO hoffe im namens 
meiner Fraktion. daß der Landv,lirtschaft nicht rn.u- in 
Regierungsk.reisien, son<lE>rn auciJ. ,in den 'breiten Massen 
der VerbriauchO;!'rschait jen,es Verständnis ontgegen
gooracht- wird, ,das sie verdient auf Grund iilirer har
km unld schw,eren Arbeit auf der 'beimiscll.en Scholle. 
Möge sich dadurch jene verhängn.\svoU.e .Kluft \SCbJiie
ßen. die zurm Nachteil ,un,seres Volkes zwischen. Stadt 
und Land besteht, und möge in der Gemeinsamkeit 
dann die Not überwunden und unserem deutschen 
Va1erlat'Ld zum Wiederaufstieg verholfen werden. 
(Beifall bei der FDP.) 

Vizeprä3ident Zi-egler: 

Das Woo·t hat der A'bgeoronete Schweinhat'tlt von 
der Fvakt:oon der FDP. 

A b g. S c h w e i n h a r d t ; 

Meine Da= unid Herren! Nach.dem aLLe Vocredner 
iht· warmes Herz für die Landwlrtscha-ft und für den 
Weinbau hier ge7,eigt haben und auch i,n der letZ'ten 
Zeit alle Parreien sich sehr für diese FordeTTUng e1n
ges€tzt ,ha,b€n, :iist es nich.t notwendig, daß ich !ihnen 
noch einen langen Vortrag über diie einzelnen Posi
tionen, wie sie ~stelit sind, hier halve,. Ich beschränke 
mich auf de:i Hauptwirtschafbsz:weig .un,se·res ~bietes; 
den Wein.ibau. Ich möchte aber vorher der Landes
regi-erung meinen Dank aussp:rechen im Namen !der 
Wi!l7.erbevölikerun.g, daß die Regierung das A.ushäi~
schiild des Land.wirts.chafsministeriums .geä.n(!:ert hat, 
indem der Name „Wein1bau" a!USch"ilcltlich lhe11aus
gestellt eist, =lches viüik:lich der Struktur unseres 
La,nd€s Rheinland-Pfalz eintspI'icht.. 

Bedenken Sie, daß das Ha.uptweii,rugebiet .w:n Bun.d 
das Land Rheinland-Pfalz i-st, welches 80 v. H. des 
Weinoa,ues unseres ges,amten Landes aufweist. Die 
·w·1rtscl:iaftsschöp-fung€1n aus dem Wcinb-a:u am Volks
einkommen übertreffen die Maschinen-, Eisen-, eisen
sch,affen,de und <i,ie Holzindustriie. Es ist ,vd.nklkh ·ein 
Zweig, der ganz eindeutig !hier he<ra:usgestellt werden 
muß. Der Weinlb31U wirkt &ich doch so befruchtend auf 
die gesamte Wirtschaftlichkeit ,unseres, Landes aus. 
daß er auch dieses Interesse verw,en.t, was lihm ~out 
wir:d. Bed-eniken Sie, wenn diese un.'Wlirtschaitlichen 
Hänge, dLe si-ch ja für sonst nichts eignen, brachliegen 
würden, so würden die blüheru:len Gebiete, ·wie wir aie 
h!ier am Rhein haben, zur Einöde werden wi,d ver
derben. (ZUrufü: rnteressantl) Es wäre nichts mehr 
des, wenn diese Hänge nicht tdement.spreche.nd wirt
schaftlich g.enutzt v.r.ürden. In di~_c,e-r- Be-21'iehun.g freue 
ich mid1 .außerorden.Uich, ,daß alle Parteien und ialle 
Vorredner dies,e,s erkannt h~be:n. 

Was den Etat ange!ht, oo war es auch eine Freude, 
.ci.aß ,dieses Jiaihr erstmalig zur Förd.en.tmg des Wein
bmres 10 000 DM .zur Verfügung gestellt wurdoo. Tu 
h,t .a:ber ein Betr.a:g, der für dieses Weiobauland 
eigentlich e.iJne Bagatelle ist. Wenn Sie bedenken.. daß 
die Kreistagsabgeordneten des Kreises Kreuznach .in 
voraus,sichtlicher Erkenntnis die.i:en selben Betrag für 
den Kreis Kreum:ach bereitgestellt habon, dann können 
Sie sich denken, wi,e weit ,und vor.ausskhtLkh diliese 
Leute auch da ,schon ,gelenkt un:i geplant haben. Aller
dingis ist es ein Anf.a,n~. der uns auch erfreut. 

----------·-· ----~·-··-- · -- -

Ich m.öcb.t.e noch. kurz auf das agrarische Ungeziefet· 
eingehen, \,;,oru:nter auch die Reblaus fällt. .Es ist 
nich.t ... so ... mit d~i· Reblaw, daß sie so leicht zu be
kämpfen wäre. wie wir das beim Kartoffelkäfer 
gehört haben. ·Die Reblaus ist. eine Seuche. Sie i~t 
kein Risiko, wogegen man sich versichern kann, die 
man auch nicht. in den Preis einka-lkuheren kann, 
w~e 4.;1,1,1.al~ d,~ ~err Finanzminis.tel' Hoffmanr'l ge
meint hat. Wenn sie die Verhältnisse kennen in den 
Weinoa111,-ebieten, werden Sie mir zugeben, daß der 
Winzer k,aum in der Lage ist, dieser Seuche Herr ztt 
wer<:l.en. ~m kenne cli,e Verhältnisse an der oberen 
Nahe; sie sind so katastrophal, daß dlie Wirtsch•aft
lichkcit sehr darunter leidet. Sie wissen auch weiter
hin, d:,ill der Staat in früheren Jahren und auch 
außerdeutsche Länder diese Probleme so genau ge
nommen und ein Gesetz geschaffen und -dement
sprechend. den Wiederaufbau forciert und gehalten 
haben. Nun, daß e-s heute rricht so g,eht wie früher, 
.ist S<'hr ersichtlich, Die Gelder sind nicht da, und es 
muß et:w.as gefunden werden, wie man d:iesem Vieh
zeug entgegentritt, um die Wirtschaftlichkeit unseres 
Weinba\l,eS zu erhalten. 

Ich habe mit Freude gehört, daß zur Zeit ein Mittel 
ausprobiert werden soll, das die Rebliaus bekämpft, 
ohne daß d'l.e Pflanze dabei zugrunde geht. B~i der 
bisb.erigen ... ß~kämpfung konnte man nur mit Schwe
felkohlenstoff <lie Reblaus vernichten, damit ging 
.aber auch der Stock ein. Jetzt soll ein Mann aus 
Albig - . Kollege .Schlick sagte es mir noch gestern -
-eio. Mittel eriunden haben, das bereits in Versuchen 
auspr-obiert wird, das die Rebl-aus vernichtet, ohne 
daß die Pflanze zerstört wird. 

Wenn dieses Mittel - wozu .auch von dem Abge
oridneten Tönges von der CDU ein Betrag von 10 000 
DM ,gefol'Cl.ert V11Urde - wirklich helfen wfude und 
tatsächlich die Hilfe bringt, dann wäre es Millionen 
wert für den Staat und für den Winzer, die Wirt
sch.affä.chkeit würde so gehoben - ich glaube bald 
nicht, daß es ein solches Mittel geben s-::>11, daß i<:h 
bitt€', diese 10 000 DM unbedingt zur Verfügun•g zu 
stellen, um aHe Ve1'suche auszunützen. 

(Abg„ Schlick: Wo ist das erprobt?) 
Es soll erprobt werden, Versuche !laufen, Herr 

Schlick. E!;l wäre w:lrklich alles daranzusetzen, damit 
mit diesem Mittel geholfen wird, um die ganz.e Mlisere 
mit d.er Reblaus zu überbrücken. Wir können das an 
der N18.he am besten entscheiden. Die untere Nahe, 
mein He'imat<iorf, ist restlos aufgebaut. Wir haben 
bis nach Bingen zu an der Nahe keinen wurze1echten 

I · .St-ock meihr. Wir haben alles aur Amerikanerrebe 
umgebaut, vor dem. Kriege schon. Wenn Sie die 
Wirtschaftlichkeit unseres Dorfes ansehen, so finden 
Sa..e, daß ·ein größerer Besitzer soviel erntet wie ein 
gafüeif Döff über Kreuznach, weil wir in der glück
lictlen .~ waren, damals. m it Staatsgeldern auf
zubauen. Unsere Wingerte haben jetzt ihr Hochzeits
kleid ,an; sie bringen uns Wein, und dadurch floriert 
alles. 

Wenn Ste die Gebiete sehen, wo die Rebla1,1s tobt 
und der Winzer nicht in der Lage ist, den Morgen 
Weinberg, den er verlo1·en hat, wiedet- aufzubauen 
m.it ~~ 1'4itt.eln, weil ein Morgen We'inbei:,g heute 
5000 ~~ .~000 DM. kostet, so müs~en doch Mittel und 
Wege getuoden werden, um ilun zum Aufbau zu 
verh~lfen, Di~ Mittel sollten auch schon durch 
Cksetze ~reitgestellt werden. Man hat - ich war 
einmal- zugegmi ·im Agrarpoli.tischen Ausschuß - diese 
Sache ventiliert und :hat geglaubt, durch ein Reblaus
K,assengen>etz, ,das ja jetzt noch in Verhandlungen 

. steht • .Mitt~l ,da,J;ü.r zu bekommen. 
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D.ie Winzcrsch.a!t und auch die Weinbauverbände 
sind dagegen, daß ein Gesetz gemacht wird, das aus
schließlich au! den Schultern der _Winzer ruht. Diese 
Mittel sollen durch Belastung der Einheitswerte her
beikommen. Das 1st eine Belastung, die auch nicht 
tragbar 1st. Es mi.lssen irgendwie Mittel und - Wege 
gefunden werden, daß aile Leute - auch der Wein
handel -, sei es durch Katastrophenfonds oder sonst
wie, bctcUl.gl werden, weil der Staat di~ Miitlel nicht 
allein au!bringen kann, wn diesen Wiederaufbau zu 
stützen. · 

Es tst in diesem Zusammenhang noch auf einzelne 
Redner hinzuweisen. Der Abgeordnete Rub sagte mit 
Rclht, daß die Bauernschaft gegen Neuerungen ist. 
Das ist eine altbekannte konservative Einstellung. 
Ich weiß aus Erfahrung, daß diese- Gemeinden an 
der Nahe, denen es heute wirtslh-aftlich gut geht, skh 
an!äng].kh mit Händ<m und Füßen geg.en den Wieder
aulbau gesträubt haben. Einer ist stJgar hi,igegangen 
mit der Sense und hat gesagt: ,,Wenn einer an mei
nen alten Wingert kommt, dem schlage ich den Kop! 
ab mit der Sense!" Heute würde der Mann mcht mehr 
tauschen mit den früheren Verhältnissen. Es ist der 
Zug au! dem Lande, die Leute sind gegen die Zu
sammcnleiUng und gegen den Wiederaufbau - aber 
zu ihrem Schaden. 

Auf die wirtscl1aftliche Bedeutung, die Herr Horch 
ausgeführt ht-1t, habe ith auch schon hingewiesen. 
Herr Horch .gibt a~r auch einem Wun&ch Ausdruck, 
daß die Kontrollen liber den Weinbau und den Wein
handel verschärft werden sollen. Es lst eine dringende 
Notwendigkeit, daß auch in dieser Bezl~hung von der 
Landcsregierunt etwas getan wird. Sie erleben heute 
draußen Fälle, daß ein Zeug zum Ausschank kommt, 
was nur noch weinähnlich ist, und daß dieser Wein 
mehr im Keller gernach.t und der Winzer um seine· 
Mül1c und Arbeit _c;iamlt bctrog,en wird. E$ ist wirk
lich notwendig, auch in den Verbrauchergebieten 
Weinkontrollen e!nzuricht'.;n, damit nilht der Schund 
und der Matsch so groß werden, daß sie sich wirklich 
zum Schaden des Winzers auswil'ken. 

Alles in allem gesehen glaube ich - wenn ich es 
ver!olgen kann, was hier !m Lande Rheinland-Pfalz 
gei;plcH wird -, daß sich dfo Leute Mühe machen, um 
den Weinbau und die Agrarwirtschaft zu halten. 
Wenn ich au! der anderen Seite die Mithilfe dct· 
Winzer &eh(), die sich mit allem Flleiß - wie man in 
diesem ung(lnstigen Jahr beobachten konnte, wo die 
Schädlingsbekämpfung so schwer war - dafür ein
gesetzt haben, um das Produkt zu retten, so muß · 
man sagen: sie brauchen es für das kommende Jahr, 
um ihre Steuern zu bezahlen und ihre Anschaffungen 
zu machen. Sie sind darauf angewiesen. Es ist heute 
so wie überall, auch der Winzer lebt von der Hand 
zum Mund. Wenn er ein Jahr nichts erntet., hat er 
nichts. Dann ~r>Ort das die ganze Gemeinde und der 
ganze Krcts. So setzt sich die Winzerscha!t ein bis 
:rum Letzten 

Wenn dieses Interesse, so wie Sie es hier au[
gebrachl haben, vcrwll'klicht wird und der Stac1t sein 
Nötiges tut, dann müssen Mittel und Wege gefunden 
werden, daß dieser Hauptberur~zweig nicht mit Sor
gen ln die Zukunft zu schauen braud>t und alles das 
tut und weiterhin Cl'hii1lt, daß er die Wirtschartlich
kcit behält und zum Segen unseres ganzen Landes 
mit dazu beiträgt. 

Aus diesem Grunde 1'-timmen wir dem Etat zu, 
weil wir ho!!en, <laß alle P.irtelen ihr Möglichstes 
tun, um der Landwir~chaft und dem Weinbau zu 
helfen. (Beifall bel <!er FDP.) 

Vizepräsident Ziegler: 

Das Wort hat der Abgeordnete Griesbcck von der 
Kommunistischen Partei. 

Abg. Griesbeck: 

Meine Damen und Herren! Wenn \Vi.r den Etat de,; 
Landwirtscha!tsministers betracli ten, so stellen wir 
fest, daß er bei Ausgaben von 55 Millionen DM 
ganze drei Millionen für unmittelbare Zuwendungen 
an die Land,\irtsch.art, Winzer und Bauern zusam
men, vorsieht. Schon die Tatsache, daß zur Förderung 
der Landwirtschaft nur 200 000 DM und z.ur Förderung 
de.s Weinbaus 100 000 DM eingescut sind, zeigt klar 
und eindeutig, daß es sich hier weniger um eine 
große Organisation zur Förderung der Landwirtsd1art, 
sondern vielmehr um eine Vt>rwaltw1gsstelle für 
Staatsgüter, Sch.ulen, vor allem aber aul',11 um die 
Verwaltung der Staatsforsten handelt. 

Angesichtis der Tatsa<:he, daß nur 200 000 DM für 
die Landwirtschaft eingesetzt sind, glaube ich, Ihnen 
e:inen Vorschlag unterbreiten z.u müssen. von dem ich 
annehme, daß er Ihren ungeteilten Ilel!all finden 
wird. Sie alle haben gehört, daß in den letzten Wo
chen in einer Reihe von Landstrichen unseres Vater
landes urplötzlich die Naturgewalten aus he.lte1·em 
Himmel auf die Landwirt-schart ,hernnterprasseltcn, 
daß Hagelschläge, Blitz und Donner einzelne Gegen
den vollkommen verwüsteten und dort die Ernte 
eines Jahres und damit die Hoffnunit der dort woh
nenden Menschen zerstörten und ver;ichteten. 

Ich ·habe mir daher gestattet, namens meiner 
Freunde einen Abi.1nderung~iintrag IJ/1517 zu Kapitel 
1 Titel 31 einzubringen, der wie folgt lautet: ,,Zu 
Kapitel 1 Titel 31 - Mittel zur Förderung der Land
wirtschaft - Der Geldansatz wird von 200 000 DM 
auf 300 000 DM erhöht. BegründL•ng : Soforthilfe zur 
Beseitigung der Unwetterkatastrophenschäden der 
letzten Wochen in Weinbau und Landwirtschaft.." 

Ich gestatte mir. Ihnen, Herr P'räsd.dcnt, diesen 
Antrag zu übergeben. 

Meine Damen und Herren! Wir haben hier viel von 
der großen Not der Landwirtsehart und vor allem 
auch des Weinbaues gehört. Wir Kommunisten steohen 
au! dem Standpul'lkt, daß all da~, ,vas hier zur Be
hebw1g und Linderung beigetragen wurde, nichts 
arrderes darstellt als den Versuch, irgendwo neuen 
Wein in alte Schläuche zu füllen, als einen vergeb
lichen Versuch, der durch die letzten Jahrzehnte hin
durch Immer und limrner w:ieder unternommen wurde 
und letzten Ende;, uns heute dahin geführt hat, wo 
wir stehen, nämlich zu der Tritsactie, daß sich W~n
bau und Landwirucha!t langsam auf dem Wege zur 
Verelendung befinden. Denn \\1r dürfen nicbt ver
gessen, daß heute im 20. Ja11rhW1dert nkht mehr so 
gearbeitet wird und nicht mehr so gewirtschaftet 
werden kann, wie das m .der Vergangenheit viele 
hundert Jahre lang unsere Väter taten. 

Die Feststellung, die hier einige Redner trafen, daß 
man au! dem Weg in ein gemeinsames Europa wäre 
und damtt die Landwirtschaft einer unerhörten K,:m
kurrenz ausgesetzt würde, zeigt, was kommen wird, 
wenn wir allein die Tatsache des augenbllcklicheri 
Freihandels und seine Folgen betrachten. 

Aus einer Anzahl von Ländern - ich glaube, bald 
13 - holen wir hier in unser Vaterland Weine herein, 
die wir selbs.t in solchem Umfange, solchem Ausmaß 
Wld von solcher Qlüie herstellen können, daß wir 
froh wären, wenn 'W:fr diese Mengen, die wir ein
füh:·en können, auszuführen in der Lage wären. Auf 
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solche Art un-cl Weise, meine Damen und Herren, 
geht es nicht. Ich meine die freie Marktwirtschaft, 
die man neuerdings zum besseren Schluclcen für die 
weni~ Sachverständigen als „soziale Marktwirt
schaft" verbrämt, hat uns ja gezeigt, ,ctaß der Kampf 
ums Dasein, falls er nicht von oben planvoll gelenkt 
wird, zur Vernichtung vor allem der schwächeren 
Existenzen führt. Die laoowirtschaftliche Struktur 
unseres Landes ist so, daß bereits der größte Teil 
<ler Bauern kleine und mittlere Landwirt,c, sind, die 
aufs ·schärfste von einem solchen Kampf betroffen 
und, wie ge9agt, in -der kürzesten 'Frist zum Erliegen 
gebracht werden. 

Wir müssen infolgedessen darauf hinViirken, daß 
nicht Freihandel, sondern planvoll ,gelenkte Wirt
schuft, vor allem bei uns in der Landwirtscllaft, vor
genommen wird. Wenn sich irgendwie die Schlot
barone und die Großindustriellen gegenseitig ruinl~ 
ren wo'.len, so haben wir Kommunisten gar nichts 
<:fagegen, aber die Bauern darf man nicht diesem 
Sturm und Ansturm einer ausländischen Konkurrenz, 
die unter ganz an<le-ren Bedingungen arbeitet, au·!<
setzen. 

Ich komme mit ein paar Worten zum Kapitel 
Pflanzenschutz. Es sind hier 600 000 DM nachträglich 
eingesetzt worden. Ich nehme an. daß das der Bun
des-Zuschuß ist, von dem gesprochen wurde. Ist er 
noch nicht gekommen? (Zuruf: Bis jetzt noch nicht!) 

Bis jetzt noch nicht! Das ist sehr betrüblich; denn 
es wurde genau wie bei uns ·schon iange von dieser 
Unter:stützung für den Pflanzenschutz bzw. vor anern 
zur Kartoffelkäferbekämpfung durch den Bund ge
sprochen. Es ging weit in die Runde. aber es tra'f 
nicht ein! 

Leider muß ,ich dem Ministerium den Vorwurf 
machen, daß es viel zu lange gewartet hat, um von 
sich aus zur Initiative überzugehen. Denn di'e langen 
Wochen schönsten Wetters waren leider dann .{lbge
löst durch eine Regenperiode. Und in diesem Zeit
punkt lief dann die sogenannte Aktion zur Versor
gung der Landwirte mtit Gesarol, also mit Stäubungs-
mittein, an. Del' Landwirt, der nicht gleich am ersten 
Tag gestäubt hat, hat es erleben müssen, daß er ent
we:ler 10 oder 14 Tage fang kaum stäuben konnte. 
weil es dauernd regnete, womit die Wirkung des 
~sarols zum Teufel gewesen wäre, oder daß er, 
wenn er gestäubt hat, in einem Tag sein Gesarol 
irgendwo vom Regen w.e,ggewaschen sah. 

E;i is t nämlich Tatsache, daß <las Gesarol eine 'her
vorragende Wirkung hat, wenn aber die Maßnahmen 
mit Verspätung anlaufen und die Mittel zu spät in 
die Hän-de des Landwirts ,gelangen, dann -wird die 
furchtbar-e Plage des Kartoffelkäfers sich noch wei
terhin auswachsen und uns :in der Zukunft noch viel 
größere Schäden zufügen ,als das bis jetzt der Fa11 
war. (Umr-erutändJ.icher Zuruf Abg. Gänger.) 

„Vielleicht sind sie rfübergewandert, ich ·weiß es 
nioht, Herr Gänger." Das gleiche gilt •für die Reblaus
bekämpfung. In der Reblausbekämpfung S-Oll man 
unserer Auffassung nach nicht warten, bls die ge
~amten Gebiete befallen sind, sondern man soll, wenn 
schon eben wie bei uns .hier der Weinbau eine der 
Haupteinnahmequellen unseres Landes fat, mit bei 
weitem höheren Mitteln, als das jetzt der Fall ist, an 
die Bekämpfung herantreten und dafür sorgen, daß 
eine reblausresistente Weinrebensortl"' gewonnen resp. 
überall angebaut wird. Zur Moorwirtschaftsstelle 
Landstuhl gestatte ich mir die Frage, warum man 
dort von der Saatzucht zur Schweinemast über,gegan-

gen ist. Ich weiß nicht, ob die Schweinema·st ent
sp~er.td der Tendenz des freien Marktes in der 
Zukunft noch sehr rentabel sein wJrd. Auch in der 
Vergangenheit waren noch ganz leidliche Preise zu 
erzielen: Mithin hat jeder Schweine gemästet, d ie 
Preise si'nd langsam am Fallen, und eines sch:önen 
Tages wird man für die Schweine nicht mehr allzu 
viel ermeTen können. Ich glaube aber, ·wenn der Staat 
schon irgendwie Grund und Boden hat, so11 er sich 

· und ·e~tf 'er'· sich vor allem nicht in unserem Agrar
·staat damit begnügen, nur irgendeinen Erwerb dar,aus 
zu machen, eondern er muß mit gutem Beispiel vor
angehen, z.B. Saat züchten, dafür habe ich Verständ
nis, damit unsere Bauern erstklassiges und bestes 
Saatgut b~k;oromen. Er soll Schweine züchten, und 
2.war ei11e hervorragende, leicht mästbare Rasse, die 
eine gu,te Futierve,rwerterin ist, aber nich.t einfach 
Schw:e.ine .. m.fu:;ten zum Verkauf. Da~ jst sehr p~imltiv 
und d;;imi.t .hat man sich - sagen wir einmal - die 
.Sache ~hr leicht gemacht. Im übrigen gestatte ich 
ml.r di.e An.frage, ob man die 2100 Hektar, das sind 
fast achteinhalb Tausend Morgen, nicht irgendwie -als 
Sied:h,1.o.gsland verwenden könnte. Auf diese Art und 
Webie könnte man wieder für eine Reihe von Um
siedlern hier eine neue Heim:ü schaffen und ihnen 
-die Mö,glkhkeit geben, skh eine Existenz zu gründen. 
Das Kapital der 1.1.ndwirtschaftlichen Schulen möchte 
ich'' rihr ki.frz streifen. Ich stehe auch auf dem Stand
punkt, daß nur die be.,;ten Lehrer und die besten 
Schulen für unsere Bauern und unsere Bauernjugend, 
unseren Nach.\\.'llchs, gut genug sind, gestatte mir 
aber, Herr Min1ster, warnend darauf hinzuweisen, 
daß Fälle in der Lehrerbe$elzung und in der Pel'SO

nalPQlltik, Wie sie jüngst im Lande vorgekommen 
.s.ind, niuht mehr vorkommen dürfen, wenn sich die 
Sache nicht zu einem gewa-ltigeo. Skandal auswachsen 
·soi'f: ,, Ic_t\0"sm;j;e ·"tnir die wei'1:eren Worte, ich glaube, 

. .. wir ..... !-:':m;,!,e;IJ,m ... ®A, ,,J;Ierr ~n:hste1: ! Auf der anderen 
, Sei~~ .,~QJ;i)J;l,W~} .. ,'.;irrlr, zum Thema der 14 Domänen. 
Auch hier bat es sich das Min,i:sterium wirklid1 leicht 

. gemacht; ilidem. es einfach auf die Domänen Pächter 
gesetzt. hat. kh glaube, über die Zei t der Hintersassen 
sind v;,ir la11ge hinausgekommen. Wenn Sie dort 
el:stkM\1>~ig~ : .Saat,zi~chtanstalten, vor allem Vieh
zucll.tansta!t€:ll, soeh'll.ffen würden, die dafür sorgen, 
daß unsere Bauern endlich statt ihrer kleinen Krüppel 
anständig~ Vieh bekämen, das auch Milch gibt, dann 
hätt<ii1 "'sie ' ,der „ Landwirtschaft von Rhein1and-P!alz 
einen hervorr.agenden Dienst erwlet'len. 

leb bitte, nicht zu vergessen, .daß gfa!rade unsere 
Bauern da unten mit ihren Kühen ihren Mist stunden
weit, oft Hunderte von Metern hoch befördern müs
sen, daß sie, um z.u ihren Feldern zu kommen, Stun
den des W,eg:; zurücklegen. müssen, so daß das Vieh, 
das ~ic haben, sowohl was Zugfestigkeit und Milch
leistung anbelangt, ganz hervorragend gezür.htet se'in 
muß, ,<lai;nit noch irgendein Erfo1g damit ;,.u erzielen 
ist. Ich werde aber zur Abhilfe dieses Miß::;tandes 
später bei me.inen Ausführungen noch andere Vor
schläge unt-erbreiten. Was die ~stüte rinbehugt, so 
·möt:'hte ich nicht sagen, daß mnn die .l?ferdezucht 
.ietzt - ·sagen wir einmal - restlos auf den Aus5terbe
Etat s-etzen · ·soll; denn :in der Landwirtschaft gibt e:s 
gewisse Arbeiten, bei denen man auch heute noch, 
trotz >det'· vorgeschrittenen Motorisierung. vielleicht 
noch geeignete Pferde einsetzt. Das wird nat lirlich in 
erster Linie für größere Güter in Frage kommen. Wir 
geben aber der Hoffnung Raum, daß man - sagen 
wir m':11 - die Be:;etzung der Gestü1:e: und die Un
kosten, die man für d:ie Gestüte aufwendet, so .~ering 
hält'. daß' ~ie ~uch' tn" einem entsprechenden VerhiLtni~ 
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zu der im Laufe der Jahre weniger ~rtvoll gewor
denen P!erdezucht steht. Nun zum Kapite·1 Forsten. 
Ich stelle bel Durchsicht des Forsletats, Herr Ober
land!orstmeister, fest. daß •,vir 1949 44 Millionen DM 
aus dem Holzverkau! lösten, während 1950 nur 
33 Millionen herauskamen. Ich will damit nicht be
haupten, daß :ich eine :Erhöhtmg des Waldeimchlages 
gewünscht hätte, ab~t· was ich hier feststellen will, 
ist, daß die Gehälter im Jahre 1950 t.rotz geringeren 
Holzanfalles um 800 000 DM htlher waren als 1919. 
Dasselbe gilt von den Automobilkosten, von den 
K.1:a.fU:11.lu·zeugkosten. Trotz der Einführung des 
beamteneigencn Wagens stiegen die Kosten für Krart
!ahrzeuge von 526 000 DM im Jabre 1949 auf G90 000 
D-Mark im Jahre 1950. kh glaube, daß v.ir auch hier 
auf dem Gebiet_ der Forsten immerhin versuchen 
müssen, Einnahmen und Ausgaben irgendwie in e.in 
criräglkhcs Verhältnis zu bringen, daß man nicht 
auf dem Standpunkt zu stehen brnucht, wir haben 
gute Einn.lilimen, sehen wir zu, wie wir möglichst 
alles ausgeben können. Dasselbe gilt nämlich auch 
von dem Kapitel Jagdverwaltung: Wir habeu ausge
rechnet, daß wir 150 000 DM het·einbekommen und die 
150 000 DM müssen .aber reiitlos irgendwie unter dem 
Posten Aus,&uben verschwinden. Man hc1t sogar die 
Reisekosten mlt rund 23 000 DM angesetzt in der 
Form, daß man 13 000 DM ofllziell an~etzte und unter 
einem Posten Allgemeines noch einmal Fahrtkosten 
usw. mit 10 000 DM bl'achte. Es ist nicht möglich, daß 
in einem so armen Land, wie es bei cUeser Etatbc
ra tung heule allgemein festgestellt wurde, Geld um 
jeden Preis ausgegeben wird. Ich komme nun zur 
Lande:;kullu1·vc1·waliung, in der ich_ leider vorwerfen 
muß, daß sie eine große Untedassungssünde begangen 
hal. Sie hat nämlich nicht die vom Landtag vor Jahr 
und Tag beschlossene Bodenreform weiter vorge
trlclJcn. Ich weiß nicht, ob es nötig ist., I-Ien- Ministel', 
daß immer wieder und immer wieder vom Landtag 
aus Vorstöße unternommen werden müssen, sondern 
ich glaube, daß die Regierung von sich aus <loch 
schon hätte die Gelegenheit benutzen müssen, da!i.il" 
zu sorgen, ,daß die vlelen Tausenden von Lantlhungri
gen, die seit Jahr und Tag warten, .wieder eigenen 
Boden unter die Füße zu bekommen, endlich einmal 
nlc.!ht nur vage Hoffnungen, sondern etwas Positiv~ 
gesdhen hätten. Ich habe hier von dem Sledforverein 
,,Eigene Scholle" {Wissen a d. Sieg) und dem Kreis
Bauernverband Altenkirchen und dem Deutschen 
Gewerkschafü;lJund eine · Eingabe vorliegen, deren 
Inha:t uns 1.>i;,,,.1gt, daß die Versuche, die Bodenreform 
mljglichst zu verhindern und hinauszus<;,hieben, nach
gerade groteske Formen anzunehmen be:;trebt ,.;ind. 
Ich weise darauf hin, daß man den Leuten, die da 
oben auf den Fürst-Hal:z.foldschen Besitzungen siedeln 
wollen, erklärt hat, weite Gebiete werden unter 
Natunlchulz gestellt. It:h bin dafür, daß wfr hier nicht 
den Natur.schul..:, sondern irgendeine andere Konsier
vien.mgsmögllchkcit suchen, vielleicht Koru:;ervierung 
uralter überkommener Sitten, Konservierung des 
Großgrundbesitzes und Konservierung der Vergan
genheit, die man augenscheinlich hier anstrebt. So 
kann es nicht weitergehen, meine Damen und Herren! 
S 1e stellen sich hier her und erheben Anklage, daß 
die UmsLedler au! Grund des Potsdamer Abkommens 
hier nicht unle1·gebn1dtL w~rden können. Sie beklagen 
und b()daucm, daß Sie keine Möglichkeit hätten, dtese 
Leute in Bl'ot und Arbc-it zu bekommen, und wir 
haben hiei· noch Tausende und aber Taus~n.de von 
Morgen Land zur Verfügung, auf denen wir diesen 
Leuten eine Hei1nstälte schaffen könnten. Warum 
wird d.!ese MögliohkeH nicht durchgeführt? Warum 

wird diese Möglichkeit nicht ins Auge gefaßt? Legen 
Sie Wert darauf, daß wir h'.er e!ne ewige Keimzelle 
von Unzufriedenheit haben, die eines Tages mit 
eruptiver, elementarer Gewalt zum Kriege drängen 
soll? Wenn Sie es gut meinen mit diesen Menschen; 
dann helfen Sie {Zuruf Abg. Claus: Geben Sie ihnen 
die Heimat wleder, schicken Sie sie wieder nach 
dem Osten zurück]) dann helfen Sie lhnen nicht mit 
Work!n, sondern mit der· Tat, Herr Kollege, dann 
mfu.-sen Sie sich an die drei Großen der Weltgeschichte 
wenden, nicht an mich. {Zurufe und Heiterkeit.) Ich 
bedaure es so sehr wie Sie, aber es gibt Verhältnisse, 
die sind härter, und wir müssen es uns abgewöhnen, 
da wir nun einm;;.l die Prügel berogt:.n haben, zu wi:h
klagen und zu jammern und zu vergessen, daß wlr 
mit trampelnden Kürrassieri;ti~fdn eines Tages über 
dl.e ganze we:t schritten und alles re~tlos niederge
trampelt haben. (Zuruf Allg. Claus.) Herr Kollege, 
lch v~ri;tehe Ihre Zwischenrufe, ich habe auch nicllt 
vergessen, was mein Herr Vorredner, der Angehörige 
Ihrer Partei, für wunderbare Sachen zm Bodenreform 
sagte, er sprach von •,:erdrehtt>n Aurrassungl'n. Jawohl, 
wir kennen Ihre AuUas.sung, Latifundic-n müssen ge
sdlaffen werden, die kleinen Bauern der Eifel sollen 
unter irgendeinem Großgrundbcsitzet" wieder zusam
mengefaßt werden zu einem Großbesitz, d~mit man 
mit ihnen ,11·beiten kann. Wir kommen Ihnen aber 
mit anderen Vorschlägen.. (Zuruf Abg. Claus: Kolcho
sen!) Nicht die Kolcho~en, - und wenn die Kolchose 
gut wäre, wäre der ein Och.se, der sie nicht einführen 
würde. Es kommt darauf an, ob sie gut ist. Sie kennen 
sie nicht, in!olgedessen können Sie sich da1·ilber kein 
Urteil erlauben. Aber eins gestatten Sie mir, Ihnen 
zu si:>gen. Sie können genau so, Herr Kollege, wie wir 
in dieser:i, Dörfern einen Gemeindebullen halten, s~ 
könn~n Sie auch einen Gemeindetrecker haltf:n, und 
wenn Sie den Gemeindetrecker haben, der unseren 
armen kleinen Kühen die Arbeit des Misi!ahrens 
f'tundenweit in den Dörfern abnimmt, der ihnen die 
Arbeit abnimmt, die schwere Ladung H~u herunter
zufahren in dt:n Stall, dann hat man schon vlel zur 
Verbesserung d€r Landwirtsclta!t getan, dann werden 
die Stunden, die der Baue-r stumpfsinnig hlnter seiner 
Kuh he1·schreilen muß, weil sie nicht schneller gehen 
kann, durch die Arbeit des Treckers er:sp;irt. D~nn 
kann eine Arbeit, die sonst in Tagen und Wochen 
geleistet werden kann, in Stunden oder Tagen ge1,:.-i
stet werden. (Zuruf Abg. Schlick: Nur muß es lJcim 
Einfahren in die richtige Scheune gefahren werden!) 
Wenn Sie irgendwie damit beauftragt wären, wilrdcn 
Sie wohl den Weg finden, und die Bau~rn, die damit 
beauftragt sind, werden <:!en Weg dorthin auch rin<len. 
Ich habe Ihnen ja schon gesagt, Sie können Ja den 
Gemeindebullen, der zur allgemeinen VcrfügunJ;t 
~teht, auch akht in Ihren Stall führen, ltnd die.,.es 
Problem wird genau so zu lösen sein "-'le das and(' re 
auch. Meine Herren, man kann sich an Stelle eines 
Bretts vor den Kopf notfalls sogar Bleip1atten vor
legen, damit man Wahrheiten, die mit atomarer 
S.icherheit jetzt auf uns her€"inbre...'1"1t>n, auch dann nieht 
zu hören kriegt. So können wir uns nicht unterhall'"n, 
meine Herren. Wir sind nicht hierhergekommen, um 
irgendwie uns gegenseitig zu sagen, daß den Bauem 
nicht geholfen w~rden soL, sondern wil' wollen ihnen 
doch helfen, wir wollen gemeinschaftlich beraten und 
wollen den besten Weg dazu flndcn. Daß wir aber von 
vornherein eisige Ablehnung irgendwelchen Vorschlä
gen entgegenbringen, das ist nicht .-;t'hr klug, sondern 
im Intert!s!ie dieser Bauern sogur sehr bedaiuerlich. 
(Zu.ruf Ab,g. Claus: Für Ihre Praxis bedauerlich!) 
Entschuldigen Sie, .da.s hat mit der Praxis gar nichts 
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zu tun. (Zwruf Abg. Fe!ler: Herr Claus kann ja nach
her sagen, was er sagen will!) Man soll nicht irgend
wie hetzen, sondern sich sachlich mit seinem Gegner 
auseinandersetzen. Denn wohin un.s die Hetze gefi\hrt 
hat, meine Herren {Zuruf: Das haben wir im Osten 
erlebt!), das sollten Sie bei der -furclltbaren Tragödie, 
in die die Hetze unser Volk gebracht hat, langsam 
erkannt haben. Ich wciß, Sie haben es einmal erkannt, 
a~r das· deutsche Volk hat bewiesen, <laß es allzu 
.schnell vergißt, das ist <lie Tragödie unseres Volkes. 
Wenn wir weiter von diesen Problemen zu der Frage 
der Hilfia fÜ!r unsere Bauern gehen, so müssen wir, so 
bedauerlich es ist, trotz der festgestellten erh,eblichen 
Verschuldung dafür sorgen, resp. den Antrag stellen, 
daß weitere erhebliche Kredite zu billigem Zinsfuß 
möglichst langfristig zur Verfügung gestellt 'werden. 
Denn die Kapitalverknappung in unserer Bauern
schaft ist so riesengroß, <laß -die Leute manchmai nioht 
ln der Lage sind, über =rei und drei bare Mark zu 
verfügen. Wer Mitglied des Grenzlandausschusses ist, 
weiß ja genau, was uns seinerzeit der Bürgermeister 
oben in ,der Roten Zone gesagt hat, daß einer seiner 
Bauern zu föm gekoarunen list und ihn um ein Darle
hen von 5 Mark gebeten hat Ist es angesichts solch 
furchtbarer Not nötig, <laß wir irgendwie uns gegen
seitig anflezen, gegenseitig angreifän? Ich bin bereit, 
Ihnen hiel:' Vorschläge vorzutragen, und ich nehme an, 
daß Sie sich mit diesen Vorschlägen befassen werden. 
Ich habe ~klärt, daß d!e Kredite langfristig und 
billig sein müssen. Diese Kredite .für die Landwirt
schaft müssen .gekoppelt sein mit Krediten an die
jenigen Gev.rerbe und diejenigen Berufe, di.e in innig
ster Beziehung zur Landwirtschait stehen. Ich habe 
z. B. in den letzten Tagen folgenJdes miterlebt. Ein 
Met:i:germeister auf dem Lande suchte gegen Eintr.a
gung einer ersten Hypothek auf sein keineswegs wert
loses Besitztum - es war Neuanlage eines Küh1rau
mes über ®00 DM errichtet, dabei wjrd ihm wohl der 
Atem etwas ausgegangen sein - e in Darlehen von 
2000 DM. Glauben Sie, d.i,e Kreissparkasse unseres 
Ortes wäre in der Lage gewesen, das Darlehen zu 
vermitteln? Man hat ihm sogar gesagt - er hat skh. 
nachdem ihm das Darlehen verweigert worden war, 
an micht gew.andt, <lann ,habe ich mich mit c1er Kasse 
in Verbindung gesetzt und dann hat ihm die Kasse 
erklärt, er möcllte sich doch weiterhin an mich wen
den, ich solle durch den Landtag dafür sorgen, daß 
die Kasse Geld bekäme. Und t'S i·st so, meine Damen 
und Herren, daß unsere Kassen in diesen verelendeten 
GebJ.eten der Roten Zone nicht eimnal g-enu.g Geld 
haben, um Kredite ausleihen zu können. Also sorgen 
wir dafür, daß in diesen Brennpunkt der Not und des 
Elends entsprechende Kredite kommen. Meine Damen 
und Herren 1 Alsdann liegt uns ein and.el'E!S Prol)lem 
noch sehr nahe. W,ir müssen dafür sorgen, V!ie ich 
schon gesagt .habe, daß an die Stelle des Freihandels 
eine planvol:le Wirtschaft, an die Stelle des plan
losen Freihandels mit -den Dollarblockländern ein 
Wuen- und E:andel:saustausch mit dem Osten tritt. 
(Unverständlicher Zwisc..lienruf.} Herr Kollege, ich 
habe Sie schlecht verstanden, ich darf aber darauf 
hinweisen, daß sich zum Befürworter -dieser Sache der 
Präsident des Deut.sehen Bauernverbandes Dr. Hermes 
gemacht hat. Er hat auf 'crund seiner großen ·w~iten 
Übersicht waihrscheinlich bessere Erkenntnisse, a1.s Si-e · 
sie mit einer Betrachturug aus der Froschperspektive 
liefern könnten. 

Wir müssen den Warenaustausch mit dem Osten 
schon des""'1egen haben, damit wir wieder in Zusam
menhang mit unseren dort in •der deutschen .demokra
tischen Republik befindlichen Bauern kommen, di~ 

------------·· --
SaatgUt und vor allem wertvollstes Saatgut herstellen, 
da·s zum TeH bei. uns nicht vorhanden ist und das 
wir ~uf dem Umweg über das Ausland beziehen müs
.s.en auf Dollar-l,3a.s.is, . und die eii;ie Reihe von Waren 
Liefern können, die wir nicht herstellen, während w ir 
·ed.he ~ : ;i;teil'i.e" von .Waren dorthin liefern können. 
Ich Habe an etne1' großen Tagung teilgenommen, da 
spr'a:ct'I· ein Bauer un.d Großpferdezüchter aus Nieder
sad:J.sen dawn, daß bei Pferdeversteigerungen nur 
ooc:h die Pferdemetzger erscheinen würden, und er 
ha~ fest,gestem, daß drüben in der deutschen demo
kratischen Republik zum TeH noch Pferde vor dem 
Pfluge, vor dem Wag<!n gingen. die man viel besser 
dem. Metzgec ... geben .:würde. Es besteht also dort eine 
große .Nachfrage und ein großer Bedarf, während wir 
hier nicht. w.issen, vvoih:in mit unseren Tieren. Auf ·der 
anderen Seite wiird für Millionen DM bzw. 
DolLar.s Saatgut aus Überseegebieten oclel." anderen 
Gebieten eingeführt, datS zum gpoßen Teil für unsere 
klimatischen Verhältnisse g,ar nicht einmal gut geeiog-

.. n.e.t„..i~t .. .. .. .A.u.f. d~t. .anderen :Seite, meine Damen und 
.. ße.r;reti,: ~teij,t f~st, ich ·habe schon das letzte Mal anläß
lich der Beratung zum Justizetat g,esagt, daß wlr uns 
wieder in einer überaus kritisohen Episode der Welt
gescmc:ht:.e befinden. Was liegt näher, meine Dame-n 
und Herren.. daß gerade die deutsohen Bauern, deren 
AufgHbe es· ist, Leben zu ochaffen, Leben zu föridern. 
die in unmittelbarer Einheit mit der Natur leben, daß 
diese Bauern aus Ost und West sich zusammen.schlie
ßen im Kampf gegen Krieg, gegen .alle möglichen 
&hwi~keiten,. vn.e die Atombombe, damit das große 
Wort Ulrichs von. Hutten verwirklicht wird, W'ie er 
es verkündet: ,,Der deutschen Zwietracht mitten ins 
I;le+z'\ ~u,;r.!J,1; .t,..bg. D,erruner~e {CDU]: Stimmt er nun 
dem ·Etat 'Xll;' oder nicht? - Heitffi'keit.) 

Vizept·äsident Ziegler: 

Ehe ,vir in der allgemeinen Aussprache weiterfahren, 
· .. " trus'ai'.);1.:i'"'~~"''~~'."'l!lli'.dß:t ''üntE!rw.ssen, dem. Hohen Hau;e 

eine bettilblfohe 'M:ltteilung zu machen. Es ·wurde mir 
vorhin gesagt, daß det Abgeordnete Böhm sehr schwer 
erkrankt ist. Die Abgeordneten Seppi und Hertel 
haben steh zunachst einmal in aller Eile zu ihm bege-

, 1 • ben. Hoffen wir, daß der Abgeordnete Böhm diese 
schweren Stunden überwinden kann und bald z.u sei
ner vollen, Gesundheit zurückkehrt. (Bravorufe.) 

Wir fahren in der allgemeinen Aussprache über den 
Landwi.r~cha!tsetat weite1·. Das Wort hat der Abgeord
nete Demmcr!,e von der Fraktion der CDU. 

A b g, D e mm e r 1 e : 

Meine Damen und Herren! Wir" beraten den ELat 
von dem .Ministerium für Landwirtschaft, Weinbau 
und ]!'(1.t'S~. E;he ich nun ü.berhaupt zu den ver

, ... ~c~~~x\''"1TI~ ~fi'" Stellung nehm€', möchte ich im 
voraus 1.mseteril: I-terrn Landwirtschaftsminist-er und 

:· .... autji '.:~·~~·:~ te;und all denien, d ie auf dem Amte 
mif.schffl~ den Dank aussprechen für die bißher 

! · gele'.lst~ Ar'bett. (Bravomfe.) 
Obwohl man manchmat nicht mit all,em ,e11111g

gehen konnte, muß man aber ,doch in der Gesamtheit 
sii.geti, lfä ist etwas ffü.· die Landwirtschaft, .für Wein
bau und F.orsten getan worden. Der Herr Landwirt
schaftsminister "sov.rohl wie all seine Helfer haben 
sicli. Mtlihe gegeben,. so viel für die Landwirbsmaft zu 
tun, ·wie sie tun konnten. Besonderen Dank dafür, 
Hel:T. Minister, daß Sie in Bonn immer wieder versu
chen. die Einfuhrschleuse möglichst klein zu 'halten, 
dan;11Lt nic.ht. un~erel' Landwirtschaft noch größeres 
Unheil zu.gefügt wiro. Mühen \Sie sich auch dahin 
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weiter ab, daß die Einfuhr mit unserer Erzeugung in 
rechten Einklang kommt. Wer die Bedeutung der 
Landwirtschait überhaupt kennenlernen will und 
kennenlernen wollte, der soll auf eine landwirtscbart
lichc Ausstellung gehen, wie sie in Frankfurt war. 
Wenn man diese AussteBung gesehen hat, konnte m.11.n 
z\W.lerlcl !eststellen: 

1. daß die Landwirtschaft selbst von sich .aus etwas 
geboten hat in der Tierzucht und verschiedenem 
anderen und 

2. kann man feststellen, wie viele Tau.sende, Zigtau
sende und Hund.ertLau.sende von Menschen von 
der Laodwh'tscha!t leben, für die Landwirtschaft 
Maschinen und ~räte erzeugen. 

Und sie können nur davon leben, wenn die Land
wirtscha!t in die Lage versetzt wird, diese Ma'>chinen 
und all diese Dinge zu kaufen, die hiel' e1·~ugt wer
den, d. h. wenn die Landwirtschaft ihre P.rüdukte 
wieder verkaufen kann. Zur Zeit aber haben wir in 
der Laoowirtschaft eine Krise, an der wir nicht vor
beigehen können. Die Bedeutung der Landwirtschaft 
in unserem Lande muß meines Erachtens - ob es nun 
die Landwirtscha!t allein oder der We!inbau ist - .noch 
mehr erkannt werden, und wenn man die Bedeutung 
erkennt, dann muß auch mch1· dafür geschehen, als es 
bisher der Fall ist. Wir dürfen eines nicht vergessen: 
es gibt keinen Beru!, wo so gerechnet wird wie in der 
Landwirtschart, nämlich wo die Preise nicht selbst 
errechnet weroen können, sondern sie hängen von 
den Zufälligkeiten ab. Nur die Landv:i.rtscha!t be
kommt die Preise gesagt, alle anderen Beru!e können 
Ihre Gestehungspl'else plus Gewinn usw. errechnen. 

Nun mBchtc ich. nachdem ein Vertrete1· der CDU 
bereits gesprochen hat, nicht ·SO schematisch wdahren, 
sondern kh möchte die Probleme herausgreifen, um 
die es eigentlich heute gehl. Ich stelle d'ie Schwarz
wildschäden in den Voroergrund. Die Schwairzwild
schäden bctterren die ~mcinden, die meistens am 
Walde liegen und darau! angewiesen sind, Getreide zu 
bauen und Viehzucht z.u betreiben, an und für sich 
schon die ärmeren Gemeinden. Dort haust das .Sch war1.
wild. Es ist eine Kr~sfolge. Hier muß meines Erach
tens mehr getan werden als bisher. Wir haben in der 
Pfalz eine Wildsc:hadenausgleichska·sse, die a.bex jeden
falls in diesem Jahre nicht mehr funktionieren wird, 
weil die gesetzliche Unterlage dafür !ehlt und die 
Gemcindcn - das ist die Ülx!rzahl der Gemeinden -, 
wekhc nicht bcfrof!en sind, wollen nicht mehr in 
diese Wildschadenausglekhskasse zahlen. Auf der 
anderen Seite fühlen sie c;ich auch mchl vel'pfiichtel. 
Hier milßte eine gesetzliche Untermauerung statt.fin
den, damit der Ausgleich geschaffen werden kann, und 
wenn nun die Jugden !rei sln<l, &ehe ich für diese ~ 
mein.den, dle Schwarz.wildschaden haben, sehr schwarz, 
daß sie dhrc Jagden überhaupt verpachten können 
mit dem Vorbehalt, daß der Pächter .sich zu 50 Pro
zent an dem Schwarzwildschaden bcteil:igen soll. Hier 
scheint mir noch eine große Lücke zu sein, die v.iel-
1elcht durch das Jagdg.esef:! geschlossen werden kann. 
Andcrcrseit..s w.lsscn wir, daß in dem Etat etwas mehr 
Geld für Meliorationen und Wasserversorgung einge
setzt Ist, weil gerade diese Dinge -die LandwJrtscha!t 
:In erste1· Linie an1gehcn. Es ist auch richtig, daß die 
Beträge auch jetzt noch etwas schwach ·sind, obwohl 
man dabei berücksichtigen müßte, daß dadurch wieder 
Hund~iie w1d vielleid1t Tausende von Menschen in 
Arbcit und Brot kommen. 

Von meinem Freund und Kollegen· Rüb wurde die 
Llbel'al!sicrung gerüit. Er sagt wobt, er will nicht die 
Zwangswirtschaft, sondern die gelenkte Wirtschaft, 

auch die Anbaulenkung, und es ist bekannt, daß wir 
von der CDU weder Zwangswirtsdlaft noch Anbau·· 
lenkung wollen, wir wollen die soziale Marktwirt
scha!t. Daß man nach dem Aufhcl.Jcn der Zwangs
wirtschaft sofort cine andere, weniger gelenkte 
Zwangswirtscha!t ilbernchmen konnte, war klar, weil 
jeder einzelne einmal vorübergehend frei sein wollte. 
Die Erfahrung, die nun gemacht wurde für die Allge
mein:h<rit, haben die führenden Menschen vorher schon 
erkannt, daß wir eine soz.iale Marktwirtschaft brau
chen 'Und für die Einfuhr einen Schleusenwärter, der 
dafür sorgt, daß nicht mehr hereinkommt als eben 
dringend notwendig ist. Eine soziale Marktwirtschaft, 
jawohl. Was sie wollen, darüber sind wir uns klar, 
das ist Zwang,sw!rtscha!l Anbaulenkung, das geht 
mir auch schon zu weil Ich glaube, die LandwirtM 
schalt wird auch von slcl1 heraus, wenn das Schleu
senwerk funktioniert, und die Bauernverbände dafür 
sorgen, daß auch der Anbau in die rechten Wege ge
leitet wiro. Was die Landwirtschaft dringend benötigt, 
ist vor allem die Landwirtschaftliche Berufäschule, 
damit unsere Jugend nach dem 8. Schuljahr noch zwei 
Jahre Schulunterricht erhält und .sich vorbereiten 
kann für ihren Bel'u!. 

Bezüglioh der Tierzucht muß gesagt werden, daß 
bis jetzt immer noch sowenig Aufmerksamkeit der 
Tubel'kulose entgegengebracht wird. Id1 !ühre hier 
einen Satz aus: Rindertuberkulose bedeutet Kinder
tuberkulose. (Zum! Abg. Diel [CDU): Sehr gut!) Aus 
diesem Grunde muß hier etwas geschehen. Obwohl es 
zu dem Etat des Innenm!lnisteriums gehört, muß ich 
aber doch sagen, es muß hier mehr getan werden, nicht 
nur wegen unseren Bauern, nein, wegen unsc-rcn Kin
dern in Stadt und Land. (Zuruf Abg. Dlel [CDU]: Sehr 
richtig!) Wir können keine gesunde Milch- und Vieh
wirtscltaft treiben, wenn wir der Tuberkulose nichl 
zu Leibe rücken, und das können wir nur durc:'h Ent
tuberkulosierung unseres gesamten Viehbestandes. 
(Zuruf Abg. Diel [CDU); durch eine Gesundheibkon
trolle!) Kollege Rüb hat auch von dem Gestüt :Eicl1el
sclleid ausgeführt, daß dort früher der Lands~ll
meister immer ein Tierarzt war und nun ein Land
stallmeister und Tierarzt sei, er hat deri. Tierarzt 
abg:t.lehnl und behält sich vor, vielleicht auch den 
Landstallmeister abzulehnen und ihn dw·ch einen 
Tierarzt zu ersetz.en. Wir baben aber aus verschie
denen Ausführungen hier gehört, daß das Pferd zur 
Zeit bedrängt sei durch den Bauernschlepper. Unbe
dingt richtig, deshalb J.st das Pferd, das wit- auch für 
die Zukunft nicht entbehrt!ll können, in einer gewis
sen Klemme. Was soll geschehen? Wil' sind daran, die 
Pferdezucht etwas umzustellen, um d'ie Warm.b,üter 
etwas schwerer :z.u z.üchten und die Kaltblüter etwas 
leichter. Das ist notwendig, damit beide Tiere handlich 
e:in:d für den Bauernbetrieb und nicht allzuviel Futter 
verzehren. Wir sind auch weiter daran, das Zwei
brücker Pferd, .da:., früher bckannUich an die Wehr
macht Reitpferde abgab, das Gestüt sowuhl als die 
gesamte Züchtung, das ist nun vorbei, dieses Pferd 
zu einem Bauernpferd zu gestalten au! diesem ~stllt. 
Da war es notwendig, daß nic:ht zuerst der Tierarzt 
gesucht wurde, sondern der wirkliche Fachkönner, <ler 
Züchter. Und es ist Tatsache, daß der jetzige Land
stallmeister, Dr. Frase, anerkannter Tierzüch'ter in 
der Pfalz. und weit über die Pfalz. hinaus bekannt ist. 
Des.halb ist Dr. Frase dort Landst.allmei.~ter geworden, 
und man mußte in <erster Linie Rücksicht nehmen au! 
die Kenntnisse aus der Tierzucht her, und dann erst 
kann der Tierarzt kommen. Und es stehen so \'iele 
Werte au! dem Spie-1 in der Umstellung dieser beiden 
Rassen, daß man da nicht sparen konr,te, und sollte 
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-:ien Tierarzt zuerst suchen, der vielleicht gar kein 
Tierkenner und Tierzüchter ist. Das ,sind die Gründe, 
die ,dazu führten. daß ein Nichttierai·zt Landstallmei
ster wurde. Daß aber der Landstallmeister gerade in 
dieser Zeit dringend notwendig war. ,ctaß die Stelle 
nicht weiter verwaist bleiben konnte und nebenamt
lich vom Minister verwaltet wurde, otl.a.s dürfte jedem 
klar sein, gerade jetzt., wo ,jemand notwendig war. 
Der Landstallmeister hat nicht nur das Gestüt zu 
verwalten. sondern e1· hat ,die Tierzucht un<l P.ferde
mcht in der ganzen Pfalz auf die Heine zu ::;tellen. 
auf neue Formen. 

Der Kartoffelkäfer. Es itSt davon gesprochen worden. 
daß da mehr getan wer<len müßte (Zuruf .Abg. Schie
der [KPD): Noch mehr?), um den Kartoffelkäfer zu 
bekämpfen. Ich glaube nicht, ,daß wir :ihn per Flug
zeug auszuführen brauchen, wie gelegentlich behauptet 
wird, son<lern daß er von selbst dorthin fliegt. Ich 
muß dazu sagen, es sollte dafür gesorgt werden, daß 
die Bekämpfungsmittel kostenlos rechtzeitig zur Ver
fügung stehen. nicht erst wenn ;d~e Gefahr schon da :ist. 
Mehr braucht meines Er,achtens von Staat,;; wegen nic.l).t 
gietan zu werden. Der Bauer soll wi9s,e,n, im Mai schon 
stehen uns -die Bekämpfungsmittel kostenlos zur Ver
fügung v~m Staats wegen. Dai; übrige werden die Buu
ern, Bürgermeister und Landräte von selbst tun. Aber 
eines, Reu Mini,ster, Jlätten Sie doch noch zu erledigen. 
!eh glaube, es i,st wirklich ein Versäumni,s, daß Sie es 
bisher noch nich t getan haben, daß S1ie auch dann 
:für das günstige Wetter .sorg-en, wenn die Bauern 
stäuben wollen. (Heiterkeit!) Mein Kollege Rüb hat 
noch etwns anderes angeführt. Er hat als das Allheil
mittel für -die Bauern die Genossenschaften verlangt, 
dei· Erz.euger w 'e d.er Verbraucher soHen sich vereinigen, 
und quasi blickt immer w:eder durch, daß der Handel 
allein an allem schuld -~,ei. So ~t es nun doch 
nicht. Die Genossenscn•atten sind nicht d:as Allheil
mitlel. Ich will es Ihnen aber sagen: Selbst \Vlenn es 
.gelänge, den Handel auszuschließen und die Genos
sen.;;chafi:en bt•herr:.cht-en allein das Feld auf beiden Sei
ten - eine direkte Verbindung ohne Zwischenhandel -, 
dann kostet diese Bürokratje auch Geld, vielleicht 
mehr Geld als der Handel verdient, denn wenn keine 
Konkurrenz seitens des Hanctelis gegenüber den Genos
senschaften mehr ,da ist, dann sinrl es fertige Beamte. 
Ich will von der Korruption und den Möglichkeiten 
gar nicht sprechen. Auch \Venn die Waren so und so 
transportiert werden„ Aber, ich muß noch auf etwas 
hinweisen. Wenn die Genossenschaften das auf beiden 
Seilen wirklich in den Händen lhaben, wer zahlt dann 
d ie Steuern? Die Genossenschaften bekanntli-ch niobt, 
denn dieselben sind steuerlich günstiger gestellt als 
der Handel Dann ist man gezwungeri, weil ja der 
Handel keine mehr zahlen würde, die St€'Uem auf die 
Erzeuger und Verbraucher dn anderer Form umzu
legen. Dann w irö man mindestens genau so naß sein. 
Also, jedenfalls i,st das nicht <las Allheilmittel und 
soll uns als solches nicht vorgetragen werden. Hande l 
gab e;, zu allen Zeiten und wird es auch weiterhin 
geben. 

Nun zur Bodenreform un.d Flurbereinigung, Es sind 
zwei Gedanken vorgetra,g,en worden; <ler eine vom 
Herrn Kollegen Hertel, daß mit der Bodenreform auf 
den Hatzfel<l.schen Gütern nun vieles e>rschlossen 
würde; und der Herr Ko!lege Mig€ot hat gemeint, das 
wäre ;,,icht richtig, man hätte mehr Flurbereinigung 
machen und Ma,schinen e1nset:ren können. Ich liege xwt
schen diesen beiden Dingen mit meiner Ansicht. Ich war 
damals bei der Bereisung der Hatzf.eldschen Güter, der 
Felder, die für ,die Bodenreform bereitgestellt werden 
sollten, und habe festgestellt, daß d-ie Gutsverwaltung 

n;ichts .ändern kann und die neue. d ie nun hinkomm1., 
auch nichts, daß also dort niclit viel herausspringt, E ,; 
schadet ,g:ar nichts, wenn der Staat dl-e Mittel mal 
hier hinein.steckt. E.r wird dabei erleben, daß hier 
nicht viel mehr herauskommt. Das S'Jnd alles einzelne. 
kleine Besitzungen zwischen dem Wald, wo nie viel 
zu ernten tst. Unid die Besitzer von lwute - ich k~nn 
es verstehen, daß sie nach Eigentum unid Besitz stre
ben-, sie werden morgen als Besitzer mehr zu b.ezahlen 
haben, als heute .sie als Pächter ;,..ah1'en. (Zurufe: Seht" 
rkhti,g.) Soviel habe ich festgest ellt. Aber trotz al ledem, 
der Versut'h lohnt sich und ist vielleicht sehr ·lehr
rei~, ob~ohl ,nach meiner Ansicht diese zwei Millio
nen Jür Meliorationen in aufgeschlossenen Feldern 
diens Uic!;ler wären. 

F1urberein'igung ist notwendig und muß geschaffen 
werden auch dort, wo man noch nicht so will. Wir 
haben sie 1n meinem Dorf auch noch nicht. Trot?dem 
sage kh mir'. vvir müssen langsam dahinkommen. Auf 
ein.mal geht es ja 11lcht. 

Und nun 1.um Kollegen Griesbeck. Ich frage mich 
immer wieder, ob die KPD da,; Recllt hat, un~ Vor
lesun11,',en dariiber zu halten. wie wir die Ostflücht
linge behan'deln sollen. Ausgerechnet die KPD! Weiter 
hat er ausgeführt, da~ ,deub,che Volk hätte nichts 
erkannt, nichüs gelernt aus der Vergang,enheit. Doch, 
wir haben gelernt, nlimlich rl3ßwirgHiddichderNazi
D1ktatur entronnen sind, wh' wehren uns mit Händen 
und Fi.iße-n, ttns einer neuen Diktatur zu ergeben. 
(Bravo-Rufe bei der CDU}. Was n:un der Handel mit 
der Ostzone .anbelangt. hl,ren wir, staunen v.nir darü
ber, daß die Ostzone Pferde braucht, daß sie vie1-
leich1 Sa•at.e-n braucht und alles Mögliche · (Abg. Feller: 
Umgekehrt!). Nein, die &!·ehe ist schon so, Saatkal'
toffeln sind in d iesem FrUhjahr aus der Bundesrepu
blick · in die Ostzone gel·ollt. Pf.erde brauchen sie! Und 
wir waren von · früher gewohnt., aus der Ostzone alle 
Saaten und .alles Zuchtmaterial des ge$-amten Viehes zu 
erhalten. Wie muß die Ostzone abgewirtschaftet ha
ben! Da,;; ~st die Lehre. die wir daraus zi,elhen. Und des
halb WPhren wir uns, uns dieS€'r Diktat,,1r einzuver
leiben: 

Es tut mir leid, daß im Land'wi rtJschaft„et..at über 
di~e Dinge · gesf>t:'Ochen wurde; kh kann sie aber 
nicht ungehört verhallen lassen! Hier muß Antwort 
gegeben: werden, weil immer wieder versucht wird, 
alle D.ingie auf den Kopf zu stellen, uns .für dumm 
zu halten ut'ld zu sagen, wir hätten Bretter vor dem 
K,opf. Das mi.lss-en wir un,s endlich in diesem Hause 
verbitten! So geht es nicht weiter! (Beifall bei der 
CDU.) Zur Illustration: Ich habe es sechs verscllie
denen Herren gesagt. Es sind einige Wochen her, da 
war auch hier e ln Auftritt lm Landtag. Ich h8be dann 
draußen mit <lmn Kollegen Griesbeck g~sprochen und 
habe ihn gefragt: Wie kommt iht· dazu, immer dieses 
Theater aufzuführen? Das l.st doch nicht ,demokrat isch! 
Wie könnt ihr das denn machen? Und <lia sagte er 
mir .Ta, wir schöpfen die demokratischen Freiheit en 
eben aus. Darauf erwiderte ich: Ja , sagt einmal. wenn 
ihr . mwg~n. wir}di.cb. an der Macht seid, tut ihr das 
dann auch· noch so zugeben, oder wie ist. das nachher'! 
Ja, ant\•vortet,e er, wir haben. dann Diktatur! (Heiter
keit.) Und '"'"ir müssen uns das gefallen lassen! Das 
ist genau so, wie es 1932 war, 'Cl:ie Nazis und Kozis 
gemeinsam haben alles verdonner t , was die Regierung 
damals tun wollte, und haben alle Freiheiten nicht 
nur erschöpft, sondern mehr als ausgenutzt. Und als 
die Nazis an der Macht waren, da haben sie uns „De
mokratie" beigebracht, nämlich die Diktatur, und da-
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vor bewahre uns der Herrgott!! (Abg. Feiler;· Die 
Nazis sitzen doch bci -euch und nicht bei uns! Bei euch 
sind die Nazis und die Hitlei+-Aktivisten!) 

Meine ,Fraktion, um wiedei+ zur Sache zu kommen, 
stimmt dem Etat des Landwirtschait.sminist.eriums zu 
einschließlich der noch eingereichten Vorschläge, die in 
den Ausschüssen beschl-Osisen wurdien. Hoffen wir, daß 
wir wieder ein Jahr gut herumbringen. 

Herr Minister, ich bitte Sie noch einmal, helfen Sie 
fn jeder Lebenslage der Landwirtschaft und sorgen 
Sie in Bonn dafür, daß die Schleusentore einen Wäch
ter bl!konuncnl (Bei.fall bei der CDU.) 

A b g. G r ! es b e c k : 

Ich bitte ums Wort! 

Vizepräsident Ziegler: 

Der Abgeordnete Grie.sbcdi: von der Kommunistisd1en 
Partei hat das Wort. 

A b g. G r i e s b e c k : 

Meine Damen und Hel'ren! kh. sehe mich leider ge
zwungen, zuerst -einmal cine Ausführung des Herrn 
Dcmmerle richtigzustellen. Es war ungefähr so, wie er 
sagte. Er hal nicht gesagt: W&l macht ilu\ sondern: wie 
f!;t es drüben? Er meinte da wahrscheinlich die So
wjetunion, so habe ich d'as aufge!aßt. Und da habe 
ich erklärt - da Uegt keine Lüge vor - : D1iiben is l die 
Diktatur des Proletariats - und hier behaupt~t ihr, ihr 
hättet Demokratie! Nicht wah1·, entweder sagt ihr: 
Schön, wir haben auch Diktatur; dann ist es .gut. Das 
war lediglich eine Unterhaltung, wie ·sie freundschaft
lich unter Menschen üblich Ist, bei der ich irgendwie -
wenn man so sagen kann - aus der Theorie die SadJ.e 
erklärt habe. Hier aber ein Positivum daraus zu 
machen, das finde ich unerhört. Auf det" anderen Seite, 
Herr Dcmmerle, habe ich hier nicht politische Prnpa
i::mda getrieben, sondern Ich habe Ihnen erklärt, daß 
kh bereit und beslr~bt bin, •im Auftrag meiner Freunde 
positive Vorschläge zur Verbci;.;;enmg der Lage der 
Landwirtscha!t zu b1'ingen. 

kh glaube, meine Damen und Herren, wir könnt!n 
uns alle noch daran erinnern, daß vor über Jahrei-
1'rist Ue!te - sagen wk einmal - in deutscher Sprache 
von amerikanischen Redakteuren, von amerikanischen 
Zeitungen - .ich glaube „Neue Zeitung" in München -
herausgebracht und verteilt wurden. In diesen Heften 
wurde viel über die Sowjetunion geschrieben. Aber 
dieses amCl'llkani.sche Heil hat festge:;tellt, daß die 
Leistungen der Sowjetunion auf dem Gebiet des 
Agrar-Sektors vorbildI:kh :s<.-ien. (Zuruf bei der KPD; 
Hört, IIürt!) Aus diesem Grunde, meine Damen und 
Herren, habe Ich gesagt, wir müssen hören und prü
fen. Ich meine, es Ist hier ein neuer Weg, der gienos
,enschaftliche Weg, den wir vorschlagen. Darüber sind 
wir uns alle j,m klaren. Und es i.st selbst verständlich, 
daß es eben „nur" den Weg des Herrn Kollegen von 
der FDP i,:ibt, daß man die kleinen Bauern nach der 
Theorie des Herrn Schlange-Schöningen - also den 
Weg %Um „Besseren Wirt" gehen läßt, sprich Kapital
Trusls -, sie von ihrer Scholle vertreibt, um dann 
große Latifundien zu haben, einen Großgrundbesitz, 
den man mechanisieren und bea.rbcHen kann, oder 
man faßt diese Bauern :ru Gemeinschaften zw;ammen. 

Deswegen habe ich ja das Beispiel d<!s Gomeinde
s tieni, des Dor!i.Uers, genommen, der ebon!alls für 
alle ge.mcinsch.a!llich isL Warum sollte nicht der Trek
kct· genau so für die Leute gemeinschaftlich dasein 
und nicht rür t:iin, zwei oder drel Leute! Also, es sind 
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doch wirklich praktis<:he Vorschläge, die sogar bei der 
Di:.kussion mit den Kleinbauern meiner Nachbarschaft 
auf.sehr fruchtbaren Boden fallen. Wenn wir das Geld 
hätten, dann würden wir uns längst ein oder z,vei 
solcher Dinge angeschafrt haben, um aus der Praxis 
zu sehen, was zu machen ist Und was sich tut. Daß 
man aber hier dieses heiße Bemühen, um - wie Sie 
selbst zugeben müssen - der in Krise befindlichen 
Landwirtschaft neue Wege aufzuzeigen, als politische 
Agitation hinstellt, das ist eine Sache, die au! das 
schii.rfäte zurilck.gew!esen werden muß, Herr Dem
merle. 

Vizepräsidenl Ziegler: 

Das Worl hat der Herr Obc1·landforst.meu;ter Gus
.sone als Vertreter der Regierung. 

Oberland!orstmeisler Gussone: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich bitte, 
zu der so wichtigen Frage der Wildschadensverhütung 
und Wildschadensbekämp!ung Stellung nehmen zu 
dürfen. Die wirksam.te Wildschadensbekämpfung ist 
der Abschuß des zu Schaden gehenden Wildes oder 
jedenfalls eine entsprechende Kurzhaltung. 

Ich !reue mich, dem Hohen Hause mitteilen zu kön
nen, daß die größte Schwierigkeit, die bisher in der 
Ingangsetzung der J~dausübung bestand, nämlich die 
Waffenbeschaffung, j<!fat. im wcsimtlichen ü.l.lerwunden 
ist. Wir haben bereits 631 Waffen hereinbekommen 
und endlich nach vielen Bemühungen eine weitere 
Eln!uhrlizenz über 1322 Flinten und über 50 Drillinge 
erhalten, so daß in kurzer Zeit etwa 2000 Jäger von 
Rheinland-Pfalz bewarrnet sein werden. 

Die Bewaffnung ist auch die Vorbedingung dafür, 
daß große Teile der Jagdbezirke \viedcr verpachtet 
werden können und die Jagd dort ausgeübt werden 
kann. Also es ist mit Sichei·helt zu erwarten, daß in 
den von der Besatzungsmacht !reigegeben<!n Jagden, 
soweit sie z.ur Verpachtung kommen, der Wildschaden 
durch Abschuß des Schwarzwildes im Laufe der näch
irten Monate oder des Win~rhalbjahre-s wesentlich 
eingedämmt werden kann. 

30 v. H. der Landesfläche etwa ninuut die Besatzung 
weiterhin für sich in Anspruch. Rund 70 v. H. hat aie 
freigegeben oder wird sie in Kürze noch freigeben. 
Hier im Rheinland war es bisher mehr. in der Pfalz 
hat es gehapert. Es :.ind jetz.t kürzlich dort die ersten 
186 000 ha freigegeben worden. Es liegt dles an ge
nsen organlsatorlsd1en Mängeln, die nicht so schnell 
zu überwinden waren. Es ist mir aber in Ausslcht ge
stellt. daß noch bis Ende dieses Monats dle re:;Uichcn 
Flächen in der Pfalz und auch Jücr im Rheinland 
.freigegeben werden. Damit ist, wie gesagt,· au!' den 
von Deutsche11 bejagten Flächen die Frage der Wild
-schadensverhütung in etwa wenigstens geregelt. 

Eine .zweite Frage ist die Nachbarschaft der Jagd·· 
reservate, d.ie ja in allen Aussprachen immer wieder 
erwähnt wuvde. Der Herr Generalgouverneur hat an
geordnet, daß die Jagden, d.ie am Rande der füi.ser
vat.e liegen, von jetzt ab sofort \'On einer ganzen 
Anzahl von Forstbeamten der Reservate bcjagt wer
den, so daß am laufenden Band dort Schwarzwild ab
geschossen wird. 

Was das Jagdreservat in Ahl'brück anbetrillt, hat 
der Herr Gouverneur mir schon vor einiger Zcit einen 
Teil dieser Reservate zur freien Jagdausübung, im 
wesenlliclten für repräsentative Zwecke, zur Verfü
gung gestellt. Es sind dort bis jetzt .;chon cinige 40 
Stück Sc:hwa1·z.wild gescho~~en worden, .;;o daß der 
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Wildschaden au.f den angrenzenden Flächen - ich er
wähne die Orte Kempenich und Spessart - in Kürze 
wesentlich zurückgehen wird. 

Es bleibt dann schließlich noch die Frage, wie wer
den die um die Reservate herumliegenden Jagden 
wirksam geschi.itzt? Ich habe den Vorschlag gemacht -
denn es h,mdelt sich bei den Reservaten um große ge
schlossen~ Waldkomplexe, in denen immer ein ge
wi,,ser Wik!schaden sein wird -, <laß diese großen 
Komplexe eingezäunt werden. Und mit Freude ·stelle 
ich fest, daß ein entsprechender Antrag der Fraktionen 
der CDU und der SPD bereits vorl'iegt, ,der die Mög~ 
lichkeit gibt. -in größerem Umfang Zäune gegen Rot
und Schwarz,.vild zu errichten und damit auf den 
Feldmarken um die Jagdreservate herum Scha;:;1.en grö
ßeren Umfanges zu vermeiden. Schließlich ist auch 
vom Landeskomm.is.sariat zugestanden worden, da:ß 
die deutschen ,Jagdkommandos, die hier im Rheinland 
seit 1947 bestehen und dmmerhin mit einem Abschuß 
von über 11 600 Stück Schwarzwild ihre Tüc.'1.EJk;)it 
unter Beweis gestellt haben, in allen Fällen eingesetzt 
wer<len, in ,denen auf den von iden Besatzungsmit·· 
gliedern in Anspruch genommenen Jagden noch irgend
wie größerer Wildschaden zukünftig auftritt. 

Ich darf dann viellekht n<Y'..h allgemein berichten, 
daß un,g,efähr 4000 Jagdscheinanträgie von deutschen 
Jägern beim Landeskommissariat schon eingereicht 
sind und daß inzvvischen - 2200 w.aren es kürzlich, die 
herausgegeben wurden - die Herausgabe fortlaufend 
weitergeht, so daß in dieser Hinsicht auch keine 
Schwierigkeiten mehr entstehen und in Kürze die 
Jagdausübung in Gang kommt. 

Von Interesse wird in diesem Zusammenhanig audJ 
&ein. daß sei~ns der ,Bundesregierung, und zwar sei
tens des Bundesjustizministeriums, angefragt -wurde 
na.ch der Wildschadensregelung hier im Lande und 
dabei zum Ausdruck gebracht worden ist, daß beab
sichtigt ist, die Wildsc.'fladensfrage bundeseinheitlich 
als Kriegsfolgelast z.u regeln und bei Besprechungen 
mit den Hohen Kommissaren demnächst irgendwie in 
den Vordergrund zu stellen. 

Ich habe dann noch den Auftr.;.g, zu dem Entschlie
ßungsantrag des Agrarpolitischen Ausschusses Nr. 
JT/1444, der wie folgt lautet: 

,,Die Landesregjerung vvi:rd beau.fkagt, die Bun
desregierung zu ersuchen, mit den Hoh€n Kom
missaren in Verhandlungen einzutreten und end
lich eine Neuregelung d.er in Rheinland-Pfalz 
immer noch fortbestehenden unhaltbaren Zustände 
.auf dem Gebiete des Jagd- und Fischereiwesens 
herbeizuführen", 

mitzuteilen, daß bereits unter dem 24. Juni seitens 
der Landesregierung dem Herrn Bundeskanzler kon
krete Vorschläge zur Regelung des Jagd- und insbe
sondere ,des Fischereiwesens unterbreitet sind mit der 
Bitte, die erforderlichen Verhandlungen bei der 
alliierten Hohen Kommission einzuleiten. 

Vizepräsident Ziegler: 
Meine Damen und Herren! Ehe ich dem Herrn Mi

nister das Wort gebe, halte ich es für meine Pflicht, 
den Ausdruck des Herrn Abgeordneten Feiler, den er 
vorhin als Zwischenruf gebraucht hat, scb.äctstens zu
rückzuweisen. Ich habe den Wortlaut jetzt erst fest
stell-en können. Der Abgeordnete Feiler hat gesagt: 
„Die Nazis sitzen unter euch!" Diesen für das Hohe 
Haus äußerst bel-ei>digenden Ausdruck weise ich, wie 
gesagt, mit ailem Nachdruck zurück. {Zurufe: Sehr 
ri.chtig! - Abg. Feller: Das sin<d Tatsachen! Glocke de-s 
Präsidenten.) 

Vizepräsident Ziegler: 

Ich l'ufe Sie zur Ol'dnung, Abgeo!'dneter Feller! 

Der Herr Minister für Landwirtschaft, Weinbau und 
Forsten hat d·as Wort. 

St~atsrii -r·fifs' tet Stübinger: 

Meine sehr vec·ehrten Daimen und Herren1 Gestatten 
Sie mir, daß ich am Ende der Beratungen über den 
Etat, d.es Mi.o.:isteriums für Landwirtschaft, Weinbau 
und 1''-ox,ste.o.. Lhnen noch einen kleinen Überblick gebe 
über den tatsäcbllcb.en Stand in den einzelnen Abtei
lungen meines Ministeriums. 

Die Landvvirt.schaft <les Landes Rhein!and-Pf.alz be
sitzt eine· typisch kleinbäuerliche Struktur. Nut· rund 
25 v. H. aller Betriebe zeigen eine Größe von über 
5 Hektar. An der landwirtschaftlichen Nt1tzfläche der 
Bundesrepublik im Umfänge von insgesamt 14 Mil 
lionen Hektar ist Rheinland-Pfalz roit ins.gesamt einer 
Million Hektar ~teiligt. Die Spezialku1turen sind in 
unser~ l'..al.'ld mit einem besonders hohen Prozent
satz an ae-r Ian'<iw:irtschaftlichen Bodenbenutzung be
teiligt. Dl~ ist deutlich aus den Zahlen über jähr
liche Pl'oduktt.onswerte zu erkennen. Danach stammen 
rund 61 v. H. der der Pflanzenproduktion aus Sonder
kulturen wie Wein-, Obst-, Gemüse-, Tabak-, Zucker
rüben- und Gerstenbau. Die Viehhaltung ist beson.ders 
:in den Höhengebieten seh1· st,ark und bildet dort das 
Rtickgrai wi.sere.i: land.wirtschaftlichen Betriebe. Bei 
den Förderungsmaßnahm~m des Staates für die Land
wirtschaft rnüss-en deshalb in erster Linie auch die 
Spezialkulturen und die Tierzucht im Vordergrunde 
stehen. Mein!:! sehr verehrten Damen un!d Herren! An
ge5.ichts des gegenwärtigen guten Standes der land
wirtschaftlichen Kulturen fühle ich mich zu der Hoff
nung berechtig!., daß d.ie dies.iäh.dge Ernte unserer 
Landwirt.sdl.aft wiedet· einmal einen v-ollen Erfolg 
bring(m dürfte. In den 1-etzten Jahren, besonders im 
Jahre des tiefsten Standes der lan<hvirtschaftlichen 

1 Frodu.J;..t.ion, l!N7148, mußte unsere Landwirtschaft 
.. i ......... ;i,·.ie1e ... ,MißeJ:'.folge ·.durch ungünstige Witterungsverhält-

li nisse ertragen. Ich .hof.fe-, idaß in diesem Herbst 
Scheunen, Speicher und Keilet· so gefüllt werden, ,daß 
die menschliche und tierische Ernährung aus eigener 

, Erzeugung beachtlich ver~sert wird. Ich komme nun 
1 zu einem Kapitel meines Ministeriums, dem .auch von 

Ihrer Seite die größte Bedeutung zugemessen wurde, 
wie ich ~nJ.äßUch der Diskuwion feststellen kannte, und 
zwar :m · der Flurbereinigung. Die Flurbereinigung ist 
wohl die dringendste Maßnahme, die wir zur Förde-

' , rung der Lan<lwfrtscllaft in unserem Lande durch
' fÜlhreri können.· Noch etwa 600 000 ha müssen bereinigt 

weroEm. Die Flurberein'i,gung ist l>a,i etwa 300 000 ha 
durchgefülfrl. Weitere 300 000 ha sin<l bei den Kultur
ämtern im Augenblick in Bearbeitung, Wir rechnen 
damit, daß wir in rlen nächsten drei Jahren in etwa 
92 Gcn'narkungen :rund 60 000 ha zum Übergang brin
gen dilrften. Mit der Flurbereinigung ,s.in<l auch immer 
Melioration~ unld Rodungen in größerem Umfang 

. verbunden, die eine Ertrag.s.sue!i.gerung von besonderem 
Aumm~rße bringen. Die Finanzierung bereitet uns na-
t.üt1icb.. _beso11~e Schvvier.iglreiten, weil die :früher 
gegeb~ . .aeihllfen von durchschnittlich 50 bi:s 6-0 v. H . 
heµte !\ic;b.t m~r möglich sind. Unsere Landwirtschaft 
hillt sich .selbst dadui·ch, daß die A-.tsbauarbeiten in 
erster Llnie durch Hand- und Spanndienste ,gelefatet 
werden. Die Landesku:tturvierwaltung wird durch den 
'V'orli~enrle.o. Rat.lshalt:;plan erstmalig wieder unge
fähr den Stand von 1038 per;;onalmäßi.g erreichen. Au.f 
dem Gebiete der Sied.l.ung, der zweiten Hauptaufgabe 

. -de."Lawieskulturverwaltung, liegt das Schwergewicht 
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der Arbeit z. Z. bei der Flüchtlingssiedlung. Auf dem 
Gebiete des cllemal!gen Luftwaffenübung!lplatzes Ahr
brück und an einigen anderen Stellen des Landes 
werden über 90 Neusiedlerstellen, davon 70 für Flücht
linge, lm Laufe dieses Jahres geschaffen werden. Es 
kann damit gerech11et werden, daß weit-e'!·hin im glei
chen Zeitnuun etwa 250 Heimatvertriebene im Wege 
der Pacht in die hie;ige Landwirtschaft ein.gegliedert 
werden. Bei dem Landvorrat der gemeinnützigen 
Siedlungsunternehmen, der sich - abgesehen von Ahr
brück - auf etwa 1500 ha beläuft, handelt es sich in 
erster Linie um rodungs!ähigen Heckenwald, der na
türlich besondere Aufwendungen für dle Urbar
machun.g erfordert. Um die Kosten der RodW1gen zu 
senken, sind z. Z. Großrodemaschinen von uns in den 
E.Insatz gebrucht. In der Bodenreform sind die Ar
beiten soweit vorangekommen, daß sich der Umfang 
der Landabgabe übenie.hen läßt. Es hand.:-It sich um 
etwa 7000 ha Kulturland und um etwa 12 000 bis 
15-000 ha Waldiläche. Die Abwicklung der Landabgabe 
scheitert an der Unmöglichkeit, ausreichende Barmittel 
aus dem Landeshaushalt !ür diesen Zweck zu erhalten, 
und vor allem aber auch daran, daß langfristige, bil
lige Siedlungskredite zur Zelt nichl zur Verfügung 
stehen. Mit dem Finanzministe1•ium sind Verhand
lungen eingeleitet zur Scha!!ung der Möglichkeit der 
Entsdilidigung des Bodenreformlandes durch Schuld
ver-schrcibungen. Es wird alles geschehen, um vor
dringlich ein größeres Ver.fa~ren im Kreise Altenkir
ch'Cn durchzu!ühl:en, über das wir h.cute, wie bereits 
von den verschiedenen Parteien betont, uns ja näher 
unterhalten haben. Es kommt uns hier bd diesen Sied
lungsunternehmen in erster Linie darauf an, etwa 
200 Hofpächter der Fürstin von Hatzfeld und eine 
große Zahl von Parzellenpächtern zu Eigentümern zu 
machen. Au! unsere Veranln55ung führt die Finanz
verwaltung :zur Zelt in dem Gebiet der Filrstin von 
Hatzfeld bereits Bodenschätzungen durch. Hierdurch 
wird elne gute Grundlage ·sowohl für dle Landab
gabcvcrhand:lungen als auch für die weitere Besiede
lungsplanung gcscha.ffen werden. Die Arbeiten der 
neu errichteten Nebenstelle Wiss€t1 de~ KulturRmtes 
Koblenz, die in der Erfassung der bestehenden Ver
hältnisse, der Entwurrsplanung, Ermittelung der 
rodungswilrici'!gen Flächen und in Vorarbeiten für die 
Meliorationen bestehen, sind so weit vorwärts ,getrie
ben, daß wir im Augenblick dabei sind, im Wege der 
gütlichen Verhandlung zunächst die Abgab<? von Teilen 
der zur Abgabe vorgesehenen Flächen zu beginnen. 
Es handelt. sich dabei in er:;.ter Linie um diejenigen 
Flächen der Parzellenpächter und derjenigen Paehl
betriel.>c, die bcl der endgültigen Bes.iedlungsplanung 
keine nennenswerte Veränderung zu erfahren brau
chen. Neben der Bodenrel'ormsache Hatzfeld läuft als 
tlrlnglich·ste Maßnahme das Verfahren für Wiederbc
stedlung des elwmaligen Luftwarrenübungsplatzes 
Ahrbrück im Kreise Ahrweiler. Während dort, wie 
berei~ erwühni. etwa 60 Siedlerstellen für Heimat-
vertriebene noch In diesem Jahre errichtet werden 
können, scheitert dle Rück!ülu·ung von elwa hundert 
früheren Ei,il;cnlümern, die au! Grund des Bodenre
!orm.gesetzes einen Rückgabeanspruch haben, .an dem 
Mangel an Mitteln. Nur in ganz geringem Umfang 
wird es uns möglid1 sein, diesen früheren Eigentümern 
d.Le nötigen Baukredite für die Wiedererrichtung ihrer 
Gehörte zu vemi.itleln. Meine Damen und Herren! 
Einca der schwierigsten Probleme endlich ist zur Zeit 
nuch die ländliche Wasserversorgung, die in den mei
sten Kreisen zu teilweisen katasll"ophalen Notständen 
geführt hat. Dle Ul.'Sache hierfür liegt begründet 
erstens In der Uberalte1:uog und mangelhaften, zum 

Teil vollkommen unterlassenen Unter~altung der be
stehenden Wasserversorgungsanlagen während der 
letzten zehn Jahre, zweitens in dem erhöhten Wasser
bedal"'f der Bevölkerungszunahme, drittens in den 
hygienisch in jeder Weise unhaltbaren Zuständen bei 
den Gemeinden ohne zentl'alc Wasserversorgung, und 
viertens in dem allgemeinen Rückgang der QueI!en
verschüttungen, hervorgerufen durch Kahlschläge und 
Klimaveränderungen, und fünftens in den l{.rlegs
schäden, insbesondere in der Roten Zone. Daneben sind 
dle um!angreichen Hochwasser- und Unwetterschäden 
an gemeindlichen und genossenschaftlichen Anlagen 
sowie die Schäden an bestehenden Meliorationen und 
Wasserläufen zweiter und dritter Ordnung zu besei
tigen. Diese Maßnalunen sind dringend notwendig, 
weil jede Verzögerung der Instandsetzu.ngsal'beiten ein 
Vielfaches an Schäden :z.ur Folge hätte. Gleichwohl 
sind die im Zuge der Umlegung notwendigen Meliora
tionen Voraussetzung für die erfoigreche Durchfüh
rung der Umlegungen. Alle Mußnahmen sind nur 
durchzuführen, wenn ausreichende Landesmittel bereit
gestellt werden. Dle gerinifügige Personalerhölwni:: 
steht in keinem Verhältnis zu der erhöhten Steigerung 
des Arbeitsanfalles. Der in Kapitel 30 ausgewiesene 
Haushalt der Forstverwaltung ist ganz allgemein da
durcll. gekennzeichnet, daß einerseits der Holzeinschlag 
gegenüber dem Vorjahr wesentlich herab.gesetzt ist, 
die Einnahmen dadurch vennindert wurden, anderer
seits durch den Beginn der Wiederauffor,;tun,g der in 
den Vorjahren genutzten Flächen und durch die drin
gend notwendige Intensivierung des iesamten Forst,.. 
betrieb€S die Ausgaben erheblich erhöht werden muß
ten. Auf der Einnahmens-e-ite s.ind insbesondere di.e 
Einnahmen aus den Zusatzhieben von 17 Millionen 
DM im Vorjahre auf 5,5 Millionen DM im laufenden 
Etatjahre herabgesetzt worden. Dies war ja auch nur 
- darüber wollen wir uns ja im klaren sein - eine 
unechte Einnahme, da es sich wn einen E.lngri!f in 
unser Holzvorratskapital handelte. Der Einschlag der 
Zusatzhiebe v11urde grundsätzlich am 31. Dezember 
1949 beendet. Wenn nach diesem Zeitpunkt noc.'ti 
kleinere Mengen zum Ellnschlag gekommen sind, so 
lagen hier besondere Verhältnisse zugrunde. Von den 
rund vier Millionen fm, welche die Besatzungsmacht 
als Zusatzhiebe für das Forstwirtschaftsjahr 1947 bis 
1948 gefordert hatte, sind 3,2 Millionen fm geliefert 
worden. Au! den Einschlag der re.stlichcm 800 000 fm 
ist seitens der Besatzungsmacht verzichtet worden. Bis 
auf einen Betrag von 10,5 Millionen DM, und zwat· 
5,5 Millionen DM au.s Staatswak!ungen und 5 Mil
lionen DM aus Gemeinde- und Privatwaldungen, sind 
die Zusatzhiebe bezahlt. Dle Bezahlung der restlkhen 
10,5 Millionen DM soll nach Mitteilungen der JEIA in 
der allernächsten Zeit erfolgen. Der Umlage-Ein
schlag, der 1949 noch 3,7 Millionen fm betragen hat, 
konnte im Forstwirbcha!tsjahr 1950 au! 2,3 Millionen 
fm gesenkt werden. Nachdem in <kn Jahren 1946 his 
1949 einschließlich der Zusatzhiebe zu!'.ammen 18,3 Mll
lionen fm, d. h. fast das 2'.'•fache des normalen Abnut
zungssatze,, eingeschlagen worden war, macht der Zu
.stand des Waldes es dringend erforderlich, den Holz
einschlag zu vermindern, um ihn allmählich wieder 
auf den Normaleinschlag zurückzuführen. Von dem 
diesjährigen Holzeinschlag entfallen 800 000 fm, d. ll. 
4.2 fm je ha Holzboo.enfläche, auf den Stal.'.tswald W1d 
1,4 Millionen fm, d. h. 2,9 fm je ha Holzbodenflädl.e, 
auf den Gemeinde- Wld Privatwald. Wie bodl der nor
male Holzeinschlag nach dem derzeitigen Zustand des 
Waldes sein kann, wird durch die For:;teinrichtungs
&rbeiten erntlttelt werden müssen, die zur Zeit im 
ganzen Lande, im Sla1üi:;- und G,'meindewald, b!reits 
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angelaufen sind. Erst nach Abschluß die&er Forstein
richtungsarbeiten, dle etwa zwei bis drei Jahre dauern 
-werden, wird für jeden einzelnen Forstbetrieb fest
stehen, wieviel Derbholzmasse je Jahr und ha einge
s,chlagen werden kann, ohne daß damit das Hoizvor
ratskapital angegriffen werden wird. Diese Forstein
richtung.sarbeiten wurden aus Zweckmäßoigke-itsgrün·· 
<len erst begonnen, nachdern in dem Holzeinschlag 
eine gewisse &ruhigung und Gleichmäßigkeit einge
treten ist. Die vororinglich:ste Arbeit ist die Wieder
aufforstung der Kahlschlagflächen. Nach dem Stand 
vom l. Oktober 1949 waren an Kahlflächen vorhand~n 
im Staatswald 15 728 ha, im Gemeindewald 21 312 ha 
und im Privatwald 2644 ha, das sind zusammen 
39 684 ha. Im abgelaufenen Forstwirtschaftsjahr 1949 
sind bereits 5600 ha au:flgeforstet. Wegen Mangels an 
Forstpflanzen konnten <i:ie Aufforstungen noch nicht 
in dem Umfang betrieben werden, wie dies erwünscht 
wäre. Dieser Mangel ist heute behoben, so daß die 
Wiooerauffor:stung mit allen Mitteln voran.get-ieben 
werden kann. Deren Fortschritt ist jetzt nur noch ab
hängig von der Verfügbarmachung der erforderlichen 
Mittel. Die Ausgaben für die Wiederauf!orstungs
arbeiten sin<l getrennt worden in einen Betrag in 
Höhe von 1,6 Millionen DM, die normalerweise auf
gewendet werden müssen, und in einen Betrag für 
Nachholarbeiten in Höhe von rund 2 Mill'ionen DM. 
Jeder ha in einer nicht auf.geforsteten Fläche bedeutet 
einen jährlichen Zuwachsverlust von etwa 41/~ fm im 
Werte von rund 135 DM. Meine Damen und Herren! 
.Te länger a'lso eine Fläche unaufgeforstet lieigenbleibt, 
um so höhe:- werden die Kosten der Wied.€:raufforstung. 
Es ist darum dringend anzustrebe:-i, daß die derzeitigen 
K.ahlschlagflächen mit größtmöglicher Beschleunigung 
'Wieder in Kultur gebracht werden. Da.s Ministerium 
für Landwirt.schaft, Weinbau und Forsten hat daher 
einen Plan entwickelt, der es ermöglicht, im Zeitraum 
von fünf Jahren eine Wiederaufforstung sämtlicher 
Kahlschläge idurchzt1führen. Nach unseren •Feststellun
gen und nach uns,eren Vorbereitungen dürften bezüg
lich der Durchführung dies-es Pl~nes keinerlei Schwie
rigkeiten ernsthafter Art mehr entstehen, nachdem 
wir insbesondere für die Heranzucht der Jungpflanzen 
in der letzten Zeit alle Sorgen und alle Mühen zu
sammengetragen haben und damit der EJ.·folg von 
dieser Seite gesichert sein dürfte. Meine -sehr ve,
ehrten Damen und Herren! kh möchte, nachdem ich 
Ihnen in großen Zügen einen Überblick über die Ab
teilungen gegeben habe, nur noch einige wenige Worte 
zu den einzelnen .hier im Plenum des Landtages vor
getragenen Einwänden von meiner Soeite entgegenstel
len. Unser lieber Kollege Julius Rüb ist leider nicht 
mehr anwesend. Ich habe bei seinen Ausführungen 
unwillkürlich daran denken müssen, daß er bestimmt 
nicht bei der Kavallerie gedient hat, denn wenn er bei 
dieser Truppe ged!!ent hätte, wäre -seine Voreinge
nommenh-eit gegen das Gestüt und die Pferdezucht 
n:icht so groß, wie es hier zum Ausdrucla.: gekommen 
ist. (Zuruf: Haben Sie denn dort gedient.?) Ich habe 
zwar nicht bei der Kavallerie .gedient, aber bei einer 
berittenen Truppe. Die Frage des Gestütes Zweibrük
ken ist nicltt so ein1iach zu lösen, Wie der Kollege Rüb 
es sich vorstellt.. Wenn er davon ausgeht, daß er sagt, 
durch die Motorisierung '!.Ni.irde von Jahr zu Jahr die 
Bedeutung des Pferdes in der Landwirtschaft her
untergesetzt werden, so kann man darüber zweifellos 
~teilter Meinung sein. Es ist nach meinem Dafür
halten gerade im Laufe der letzten Jahre in puncto 
Motorisierung auch in manchen Betrieben m.anche,; 
übertrieben wo1'Clen. Ich kann Ihnen isagen, wenn auf 
meinem S('hreibtisch z.B. heute ein Antrag vorliegt 

um Erhaltung e ines ERP-Kredites in Höhe von 1000 DM 
zur Anschaffung eines Selbstbinders tür einen iand
wü:'tsc.."J..aftlichen Betrieb von drei Hektar, dann muß 
icll sagen, daß in diesem Falle ein ERP-Kredit falsch 
angelegt wäre. Genau so falsch sind nach meinem 
Dafür.halten Hunderte von Traktoren in .die kleinen 
Weio:döder bei uns hineingewandert nach der Wäh
rungisr-etorm, wo unsere Weinbauern, uru;ere kleinen 
Weinbauern, hellte zum großen Teil nichts mehr mlit 
diesen Masdlinen anzufangen wissen, denn ;sde haben 
dama.Ls noch damit gerechnet, daß d'ie Maschine nicht 
nur für den landwirtschaftlichen Betri€b zur Verfü
gung steht, sondern daß sie damit auch noch Holz
fuhtat·beUen und, Transportarbeiten durchfü.h1·en könn
ten. Wir müssen ahso wohlweisli<"h überlegen, ob wit· 
bei der eX!istenzieHen Schwierigkeit, die wir ,heute in 
uo3erer Landwixtschaft haben, bei einer gewissen 
Größe 4nserer Landwirtschaft, es nicht viel gescheiter 
wäL·e, zwei Kühe zu .halten als einen Traktor. Nur nach 
dieser Methode wlrd es wieier möglich sein, gerade 
in den kleinen und klein.;;ten Betrieben die Rentabili
tät herzu.stellen. (Zurufe: Sehr richtig]) Genau so gut 
wird es notwendig sein, daß 'Wir in vielen Betr,ieben, 
vor allen Dingen in denen, dde in den nicht umgelegten 
Ortscha:fteu liegen, versuchen müssen, nicht den Trak
tor, sondern das Pfär~ wieder ,eirnz:ufüihr-cn. Jedenfalls 
glaube ich, 1da:ß die Land'Wirtschaft in der Pfalz und in 
Rheinhoessen -es nicht verstehen würde, wenn man eine 
so alte Zucht:stätte w:ie das Gestüt in Zweibrücken 
heute von uns aus nicht mehr fördern und es eines 
schönen Tages auflösen wÜI'de. Diejenigen Kollegen 
von mir, eile die pfälzischen Ver,hältnisse kennen, und 
vo1· allen Dingen diejenigen, die die Struktur auf der 
Sickinger Höhe kennen, wissen genau, \vieviel Tausende 
VOJ;l. lau.dWirtii.chaJ:tlichen Betrieben doit in der Haupt
sache mit der Zucht <les Zweibrücker Pferdes ihl· 
Leb~n fristen. Das Pferd .bedeutet für die Sicl~inger 
Höhe und die Zweibrücker Gegend eine Basis der 
lan-d'\·,irtschaftlichen Existenz seit Hunderten von 
Jahren und auch heute noch. Die Leute dort werden 
sich nicht durch die Konjunktur der Zeit beeinflussen 
lassen, nun plötzlich zu sagen, wir geahen von unserer 
Pferdezucht ab. Es war schon imm-er so in der Land
wirtschaft, ob sie Schweinezucht oder Pferdezucht be
trieben hat, es kam einmal eine Baisse, •und es kam 
eine Hausse. Die Tatsache, daß nach Beendigung des 
Krieges gerade unsere BJ:'lüder aus dem Osten, sofern 
.sie zu :uns. l;lerü.1:>ergekommen sind, auf alle Fälle ihre 
PfeI1de mitnehmen konnten - denn es waren ja die 
beweglichen Te'.ile, -die sie, unsherü'berbrin~en konnten-, 
hat uns allein Hunderttausende von Pferden nach 
Westdeutsch.l,and hereingebracht und dadurch auch 
hier bei uns einen Zustand herbeigeführt, daß wil' 
Wl>hl heute sagen können, wl•r sind im Moment noch 
et~,s mit Pfeooen Gbersetzt. Aber vergessen Sie n'icht, 
das Lebensalter einies Pferdes beträgt vielleicht 15 
Jahre oder 10 Jl;lhre .iim Durchschnitt. Es wird auch 
wiedex der Tag kommen, wo wlr danach rufen, daß 
wir P.!eroe bt"auclien, und dan n werden wir dafür 
dankbar sein, daß wir die Zuchtstätten unserer Pferde 
erhalten haben. Ich möchte Sie ,deshalb bitten, dem 
Antrag des Kollegen Rüb nicht beizustimmen, das Ge
sbüt Zweibrücken ab:iuschaffen. w~nn er sagt, es .seien 
15 kll:n vom Eichelseheid.er Hof nach Zweibrücken zu
rückzulegen, so möchte ich wissen, welcher Tierarzt, 
welch~r praktische Tier1,1rzt heute nicht .Strecken von 
15 km täglich zurü.cklegen muß. Ich bin persönlich der 
Uberzeugung, -daß der Tierarzt von Zweibrücken und 
vom Ekhelscheider Hof, der immer im Etat vorhan
den war und der auch früher schon immer besetzt 
war b'is nach dem Kriege, sein Geld allein verdient 
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dadurch, daß er clle dort vorhandenen Tiere pflegt. 
Wü.r hlibcn au! dem Eichelscheider Hof eine Rlnder
herdc von mindestens 50 Tieren, wir haben i;;ine g.roße 
Schwelnezudl.t, wir haben außerdem mindestens einen· 
P!erdcbe:,land von 80 bLs 100 Tieren. Wenn wir die 
Kosten berechnen würden, die wir sonst !ür den 
praktischen Tierarzt bezahlen, dann können wir mit 
derselben Etatpo~it1on auch . einen Gestütst.ierarzt ein
rühren, der dann ja auch noch andere Aufgaben im 
Rahmen des Gestüte.;; .zu erfüllen hat. Meine sehr 
verehr-ten Damen und Herren! Ich muß noch au! ein 
P.roblem zu sprechen kommen, das insbesondere von 
der. Korrununistischt.'n Partei auf.i:egriffen wurde, in
dem sie betonte, daß die Landesregierun;g slch bi&her 
praktis.ch überhaupt nicht um das Boden!°'eformg(.'S•itl. 
gekümmert hätte. Wir müssen zunäch!-t einmal fest
stellen, daß wir auf Grund des Bodenre!ormg~etzet;, 
das uns vorliegt, ja nicht die Möglkhke<it haben, den 
Großgrundbesitz zu enteignen, daß wir das auch nicht 
wollen, ,sondern daß wir gezwungen sind, wenn wir 
die Ländereien übernehmen, daß sie auch in irgend
einer Form bezahlt werden. 

Infolgedessen mußten wir zunächst sortieren, was 
vorlag. Wir haben zunächst einmal dafür gesorgt, daß 
die Er!assun.g der vorhandenen Grundstücke durch
gerührt worden ist. De.swegen hat sich das Landwirt
scha!tsmlnisterium -:!azu entschlossen, eine eigene 
Außenstelle des Kultw·amtes Koblenz. in Wissen zu 
errichten. Wir haben weiter veranlaßt, daß das Finanz
ministerium die Reich;;bodenschätzu.ngs-E11l).cbun.gen in 
den dort liegenden Ländereien durchführt, denn wir 
brauchen ja vor allen Dingen die Einheitswerte und 
die t.a f.säcl1lkhcn Werte der Ländereien, die der Bo
denreform Uber!ilhrt werden sollten. Wir mußten über~ 
legen, welche Flächen überhaupt für Rodungen in 
Frage kämen, und diese Voraussetzungen ,sind alle not
wendig, um am Ende die Pr.eisfestset:z.ungen auf Grund 
des Bodenrefor,mgcsctze9 und die Abgabe der Län
dereien durch!i.ihren zu können. Auf Grund unserer 
Untersuchungen ist ei. uns nun gelungen, auch den An
liegerbedarf festzustellen. Sie wissen, daß gerade eine 
solche Lösung des Bodenreformgesetzes durch die An
Itege-r. fln.anzfoll gesehen, auch am leichtesten zu tra
gen ist. Es ist uns weiterhin bekannt, wekhe PadJ.t
verträge ohne nennenswerte Bindung bestehen bleiben 
b:i:w. ins Eigentum der Pächter überführt werden 
können. Weiterhin haben wir mil der Landeskultur
verwaltung bzw. mit 100 Eigentümern, insbesondere 
der Familie von Hatzfeld, Ver'handlungen aufgenom
men, 'Um eine Einigung zu erzielen Z1.U1ächst ein.mal 
au! einem gütlichen Wege. Ein Angebot eines Eigen
tilmcrs liegt bei uns vor. Dieses Angebot ist jedoch 
von uns in i1einer bishedgcn Form nicht angenommen 
worden und kann auch in dieser Form nicht angenom
men werden. Sollten wir im weiteren Vel"lau!e unse
rer Bem!lhungen., au! gegenseitiger Absprache eine Lö
sung herooi.zu!ilhren, zu keinem Er!dlge kommen, so 
werden wir selbstverständlich. zur Enteignung schrei
ten. Wir sind uns alle darüber im klaren, Herr Kol
lege Fcller, wenn wir jetzt zur Enteignung -schreiten, 
h!llbcn, wir die Verpflichtung, diese Ländereien, die 
wir enteignen, zu ber.z.ah1'en, und haben nur dii.e eine 
Mögllchkei t, nachdem wir kein Bargeld ha.1:>€n, darüber 
wollen wir uns .gar kdnen blauen Dunsl vormachen, 
auf Grund· der Etatberatungen wird ja jeder davon 
ilbcrzeugt sein, daß wir es mit Schuldverschreibungen 
versuchen und daß wir sehen müssen, daß wir eine 
staatlicbe Kreditbank finden, die uns in etwa hier zur 
Verfügung steht. Denn letzwn Endes kann nicht der 
Staat zuerst die Ländereien kaufen und sie dann frei
willig ohne EnLschädi.gung an die Pä<:hwr bzw. Siedler 
weitergeben. Wir haben deswegen gerade im Augen-

blick die letzten Besprechungen mit dem Finanzmini
sterium, um die Bezahlung von Schuldverschreibungen 
durchfuhren zu können. 

Im übrigen möchte ich noch gl'undsätzlich folgendes 
sagen: Wenn Sie die Verhältnisse in der Entwicklung 
der Bodenreform in den anderen westdeutschen Län
dern •betradJ.ten, so können wh' ruhig daneben be
stehen. Hier wurde wenigstt!ns bei uns mit den ein
zelnen Objekten begonnen, so in Ahrbrück und auf 
dem Offweilerhof. Wir können e!Y weiterhin nicht a.uf 
uns sitzen lassen, daß wir sagen, die Landeskulturver
waltun.g hat in all diesen Dingen nichts getan. ,Meine 
Damen und Herren! Wir haben in diesem Jahre und 
sind jetzt dabei, in dem Gebiet des ehemaligen Luft
wia!fenübu.o.gsplat.z.es Ahrbrtit:k. mehrere Dörfer neu er
stehen zu lassen und mehrere alte Dörf.;1· wiederher
zuricb.len. Es handelt sich allein bc-i dem diesjährigen 
Projekt um die Dörfer Kaltenborn, Herrschhach, Wei
denbach, Kasel, Heckenbach, Blasweiler. Lederbach 
und Denn. Es ist selbstverständlich, daß wir auf Grund 
der uns gegebenen Mittel uns an solche PI'Ojekte her
anmachen müssen, die wir tal::iächlich am Ende aucl1 
durchführen können. Ich bin davon üllcrz.eugt, daß 
unsere Landei;ku1turverwa'llung sich weiterhin a1le 
Mübe geben wird, mit dem begonnenem Ziele ~iter
zukommen, damit wir am Ende auch mit den Fragen 
des Bodenreformgesetzes eine allgemein befriedigende 
Lösung erstreben und er'halten werden. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich komme zum 
Schlusse, und ich möchte dabei nicht versäumen, rhni;:n 
persön1ich und den Kolle,gen des Landtages herzlich zu 
danken für die Mitarbeit, die Sie mir in den vergan
genen Jahren der schweren Not zutei1 werden ließen. 
Ich möchte auch nicht versäumen, meinen Beamten 
und Angeste11t.en herzlich .zu danken für die Arbeit, 
die sie im Laufe der letzten Jahre geleistet h.c:l.6en. 
Ich kann in dieser Stunde auch an einem Punkte nicht 
ganz vortbcigehen, den ic:h noch einmal erwähnen muß, 
wenn ich Sie daran erin,ncre, daß z,u mein= Mind
sterium im letzten .Jahre noch eine Abteilung „Ernäh
rung'' gehörte. Durch die Aufhebung der Zwan.gs
bewirt.schaftung und durch die Verlagerung der Zu
ständigkeiten dieses Gebietes au! die Bundesebene ist 
der Personalbestand dieser Abteilung au,f garu. wenige 
Personen herabgesunken. Es war im letzten Jahre für 
mich - das dürfen Sie mir von Herzen iglauben - keine 
gerade dankbare Aufgabe, in meinem Ministe'fium eine 
sehr große Anzahl von Leuten a·uf die Straße z.u 
setzen, d!e in den Jahren der grJßten Not ihre Pfii<.'ht 
unter den allerschwierigsten Voraussetzungen getan 
haben . .Parlament und Ministerium sind heute glück
lich darülbcr, daß diese sdlweren Jahre des Hungers 
htnter uns liegen, tlie wir in gemeinsamer Arbeit - so
weit es in unseren Kräften stand - zu übcrbtilc:kcn 
versucht hab<'n. 

Mein letzter Wunsch in Z'USammcnb:mg mit der Be
ratung meines Etats, meine Damen und Herren, g"'ht 
jedoch dahin, dcyß die Gewitterwolken am östlich<.;n 
Horizont nicht mehr als ein Schatten werden und daß 
die Jahre des Hungers und der Not, ,so Gott wHl, un..<>e
rem Lande und damit dem gesamten deutschen Vater
i.and tür die zu.kunft erspart bhiiben mögen. (Beifall!) 

Vizeprä,sident Zfeg1er: 

Meine Damen und Herren! Mit den Ausführungen 
des Ministers schließe ich die allgemeine Aussprache 
über den Einzelplan VIII. 

Wir kommen ni.lnnlc>hr z.u do,cm Einzelplan XI, Rech~ 
nungshuf. Bcrichtershitter ü•t der AbJ,:..:Ot'dnctc Fittlcr. 
Er hat das Wort. 
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Präsident: 

Meine Damen und Herren! Ehe der Abgeoroinete 
Fittler mit seinen Ausführungen beginnt, mache ich 
dem Hause bekannt, daß der bi,sherige Landtagsabge
ordnete PieP?.r · sein Mandat niedergelegt hat. An 
seiner Stelle wurde Herr Richard Diphold aus Pir 
masens in den Landtag einberufen. Herr Diphold ist 
anwesend, und ich darf ihn hier in -diesem Hause be
grüßen. (Beifall!) 

Der Abgeot'dnete Fittler als Berichtei·5tatter hat das 
Wort. 

A b g. F i t t1 e r : 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Ab
teilung Rechnungshof io;t wohl anerk,mnte1·maßen eine 
der notwendigsten Anstalten un9eres Landes. Es 
düt'fte wohl keine Fra;ge sein . daß wir all,gemein 
über die Notwendigkeiten des Rechnungs.hofes über
zeugt sind. Bei den Haus.haltsberatungen hat der 
Haushalts- un'CI Finanzausschuß leider die Feststellung 
machen müssen, daß auch im vergangenen Jahre wie 
früher sehr viele Ausga,bepositionen überschritten 
wurden, und daß außerdem diE' Wahrnehmung gemacht 
werden konnte, daß im letzten Monat eine Reihe von 
Dienststellen es sich nicht versagen konnte, noch <iie 
letzten verfüg-baren Mittel, <lie im Haushalte vor
geseihen waren , mit. mehr oder weniger Notwendigkeit 
noch schnell auszugeben, um den Au.~gleich zwischen 
dem Soll und dem Il.t herbeizuführen. Das allein 
dürfte schon die Notwendigkeit voll beweisen, daß 
wir einen aktio·nsfähigen Rechnungshof brauchen, der 
uns rowohl bei der Prüfang allgemein wie auch. bei 
Prüfung besonderer oder einzelner Anstalten immm:· 
wieder und immer wieder im Haushalts- und Finanz
ausschuß -die nötige Handhabe gibt, um einzugreiren, 
:<olange es noch nicht zu spät ist. 

Der Voranschlag sieht vor eine Einna'hlne von 3000 
DM und einen Zuschußbedarf von 505 400 DM. Ledi.g
Uch in einem Titel wurde eine Kürvung vorgenommen 
durch den Hausha1ts- und F inanzausschuß, und zwar 
- wie bei allen anderen Voranschlägen - bei dem 
ziemlich heftig umstrittenen Kapitel Trennungsent
schädigung. In Kapitel 1 - Ausgabe - Trennungsent
schädigung haL det· Ha'Ushalts- 'Und Finanza,ussch.uß eine 
Kürzung von 33 500 DM des Ansat:res auf 25 000 DM 
vorgeschlagen. Dafür wurde aber bei Kapitel 1 Titel 21 
die Zahlung <ler Umzugskosten von 3000 DM auf 
10 000 DM erhöht, um s,o die Möglichkeit :ru sdla.ff,en. 
daß die Trennungsentschädigungen im Laufe des 
Rechnun,gsjabres jetzt herabge~tzt werden können 
durch Umzüge. Bei einem Stand von 38 Beamten und 
19 Angestellten, insgesamt 57 Köpfe Pe1·sonal, ergibt 
sich, wie schon gesagt, eine Gesamtam:gabe von ,505 400 
DM. Die Zahlen der vergangenen Jahre liegen zum 
Teil etwas höher, so daß auch hier <las Erfreuliche 
zu bemerken iist, daß mit einer gewissen Sparsamkeit 
vorgegangen wurde. Im Jahre 1947 hatten wir 521 000, 
im .Jahre 1948 556 OIJO, im .Jaihre 1949 532 000 und im 
.Jahre 1950 ist das SO'l1 auf 505 400 DM festgesetzt. Auch 
die Zahl der Beamten und Angestellten hat hier eine 
rückläufige Tendenz erreicht, indem gegenülber dem 
Stand von 1947 von 73 nunl'Jlehr im Jahre 1950 ein 
Stand von 57 Beamten und Angestellten etatisiert ist. 

Der Hausha:J.ts- und Finanzausschuß schlägt dem 
Hohen Hause vor, den Haushall.splan, wi,e er in der 
vot'!iegenden Fassung vorliegt, anzunehmen. Auch darf 
ich, wie das meine geschätzten Vorredner schon getan 
ha'ben, zum ScMusse dem gesamten Personal den 
Dank und die Anerkennung des Hohen Hauses für die 
geleistete Arbeit aussprechen, insbesondere dem stän-

,di,gen Mitarbeiter des Haushalt~- ,md Finanzaus
schusses, der uns das ganze Jahr immer und immer 
wiedH sehr vi-eil mit Rat und Tat zur Seite ge6tanden 
hat, Herrn , Regierungsrat Maneke vom Rechnungs
hof. (Beifall!) , 

j 
Präsident: 

Meine Damen und Herren! Das Plenum hat be
. ' schlossen: <I'ä'ß" eine .Aussprache über diesen Haushalts

plan nicht stattfindet. 

Ab g. D r. Licht e n b e r g er {CDU) 
+UX ... Ge~ch~~Ell)rdnu.ng: .. 

Ich bitte den Landtag, den Bet·i.cht -des Geschäfts
ordiiu n.gsaus.schussi:-s en tgegenzu n eb-men. 

PräJSident: 

Herr Abgeordneter, wir wollen das nach den Ein
zelp'kmlbehandlungen machen. -Es ist so !beschlossen 
worden, daß nach den Einzelplanbehandlungen auch 
die Gesetz:estext.e erledigt wenden. 

Me•ne Damen urid Herren! Wir kommen nun zum 
EinzeJpla.n XII: Haushalt des La.ndcskommissars für 
die polißsdie Slub,e,rung für das Rechnungsjahr 1950. 
'Ber'fc'!füirirfätfäf"""isr "der"' 'Aögeöroneft? Dauber vom 
'Raushaits- ·un.d 'Finanza'l:l~~chuß. 

'' 1, I I 

A b g, D a tt b e r : 

Meine. Diunen und Herren! Wir müssen uns mit 
diesem Plan noch einmal befa'>sen, weil die politische 
Bereinigung · noch nicht abgeschlo~,;en ist. Es liegen 
zur Zeit noeh etwa 940 Fälle zur Bearbeitulllg vor, 
darunter etwa 300 FäHe, zu den.en sich die Akten bei 
der Staatsanwaltschaft be!in<'.en, ·so <laß in diesen 
Fä~len ~e Ve.i'handlung keinen Fortgang nehmen 
kann, Di.e Organisation des Landeskommissars konnte; 
vexkltj.uerl...w~den. E;;, sind inzwischen eingestellt 
w~roiiii:i:: ·:ofo'.'·.Sp;:v.cpk.aqi.mern in Trier, Mainz und 
Mo11täb'äür·.: .. '.t.rn Augenibiick ,;ind noch vor'handen: 1 
Unwrsuchuug.%lusschuß in Neustadt und Koblenz, 2 
Spruchkamrrl€rn I. Instanz. in Neustadt, 2 Spruch
kamn'l.ern I,. Il,'lst1;1)1.z in Koblenz und eine Spruch
kammer II. Instanz in Koblenz. 
'" . " ""'' " ......... . . 

Das Abschilußgesetz für die politische Bereinigung 
sioeht vor, "daß nur noch .gegen Beh·offene, die v-or
.;mssichtlich in die Gruppe l oder II eingestuft weriden, 
verhandelt wird. Die anfallende Ar,beit hat auch in den 
letzten Monaten noch einen ansehnlichen Umfang 
angenommen. So betrug z. B. der Postausgang im 
Mai 3854 Posten. Im Mai wurden ausgefertigt 135 
Amnestiebescheide, 341 Jug~ndamnestiebe·schei.de, 367 
Nicht,.oetz:offon-e·nbescheide, llO Ein,;te1iungsbesch1üs.se, 
220 Anerkennungen aus anderen Zonen und 40 U m
stufungsbescheide. So'iange die Spruchkammern noch 
existieren, wird man nicht umhin kommen, auch das 
Kommissariat noch ibestehen zu lassen. Der uns vor
liegende Plan ist bereits im Dezember vorigen Jahres 
aufgestellt worden. Bis zur Beratung im Haushalts
und Fip.anzausschuß haben sich Momente ergeben, d ie 
lbqi dem ein!~nen Positionen w.esentlkhe Veränderungen 
zugelassen halben. Die Veränderungen wollen Sie aus 
der Drucksache Il/1492 ersehen . Ich möchte davon 
.iß;;ie,Ee11:·"·w'et'i'' ~ie se~r umfangreich ~ind - es handelt 
'slqi. .. ~~f.~W.~ ... Wl:l ;B:t·u1äß.1$ung(!n der Ansätze - , Ihnen 
die Ansätze· im einzelnen vorzutragen. 

Der Ausschuß empfiehlt Ihnen die Annahme unter 
B,erücksichUgung der in der Drucksache II11492 vor
gesehenen Änderungen. (~ifall!) 
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Präsident: 
Nach der Berichterstattung ist die Aussprat'he er

!lffnet. Der Abgeordnete Sehleder von der Kommu
nistischen Partei hat das Wort. Es ist eine Redezeit 
von fünf Minuten beschlossen worden. 

Abg. Schieder: 

Meine Damen und Herren! Zu dem Haushalt des 
Entnazüiziemngsminlsters haben wir an und für sich 
nicht viel zu erzählen. Es ist ganz offenkundig und 
Ihnen allen bc"kannt, daß wir seit i1'ber zwei Jahren 
aus der Entnazifizierung ausg~schieden sind, nachdem 
wir der Meinung waren, daß es so, wie verfahren wurde, 
nicht welterbctrieben werden konnte. Gegen diese 
Meinung standen alle übrigen Parteien, wenn auch 
mitunter in Worten gewisse A,~chwächungen getroffen 
wurden. Tatsache tst, und . wir o;ehen das nicht nur 
allein in der Organisation des Staates, in der Wirt
llChaft, wir sehen es auch bei vielen anderen Gelegen
heiten, auch auf außenpdlitischem Gebiet, daß die 
wirklich Verantworilichen nach \Vie vor ungeschoren 
herumlau!en, während die Kleinen bestraft. wurden. 
Diese Methode haben wir abgelehnt, und aus diesem 
Grunde sC>hcn wir auch nicht ein, wofür wir heute 
Mittel filr einen Haushalt de;r En tnazi!izierung ge
nehmigen sollen. 

P r ä s i d e n t : i-
Das Wort hat der Abgeordnete Müiler von der SPD. 

A b ,g. M ü I I e r : 
Meine Damen und Herren! Aus einer in de1· S1aats

ieitunig Nr. 2 vom Landeskommissariat für die poli
tische Säu.bcru.ng veröffentlichten Aufstellung geht 
hervor, daß bis zum 31. März 1950 rund 300 00-0 Fälle 
von den Säuberungsbehördcn bearbeitet wurden. Den 
Si1.uberungsbchü1·den liegen zur Zeit nur noch 75 Ein
sprüche Haupt~chuldigei- und Belasteter vor. Diese 
Zahlen sind ein BL!weis einer geleistel~n ho<.'hpoli
Uschen ArbeiL der Säubcrungsbehörden. Bei der Be
wältigung der den Säubcrungsoohfüden unterstellten 
Aufgaben muß man berücl<sichfigen, daß die ganze 
Frage neu und ein Problem von nie gekannter Größe 
und ohne Beispiel war. Die gesetzlichen Grundlagen 
der Bereinigung des politischen Lebens sind durch die 
Besatzungsmächte gegeben worden, die mit einer voll
korrunen anderen Menta lli lät an die Frage herangin
gen. Die Verordnungen der Militärregienmg waren 
wohl eine Grund!~, die sich aber In vielen Fälhm 
hcrrurn:md auswirkten, so daß oft di~ Möglichkeit ge
nommen war, die Fälle nach persönlichem Eindruck 
zu entschddcn. Zu sehr war in diesen Verordnungen 
der Unterton der Kollektivschuld des gesamten deut
schen Volkes mitwirkend. Sehr oft wurden in den 
ersten Jahren die Ent;;cheidungen der Säuberungs
b~hörden durch die be '*urskhtigende Militärbehörde 
abgeändert bzw. korrigiert. Dazu kam, daß sowohl die 
Säubcrun.gsbchörden als auch die politischen demo~ 
k~atischen Parteien sich in der Säuberungsarbeit zu 
neuen poHtL~chen Erkenntnissen durchringen mußten. 
Ich dar! erinnern, mit welcher Leidenschaft die Par
teien dieses Hauses sich bei der Mllitärbehütde für 
die Juiendamnestie eingesetzt 11aben. Die von der 
Säuberung Betroffenen sollten sich eingedenk sein, 
daß die Säuberungsbe:hörden lange Zeit nicht fr~i 
waren in ihren Ent~dwidungen. Es llegt in der Natur 
der Sache, daß der Betroffene, sofern er nichl beein
druckt ist von der Größe der Katastrophe, die Hitler 
über das deutsche Volk gebracht hat, iede Sühnemaß
nahme als ungerecht €'mpfindet. Ja, es fehlte nicht an 

Drohungen, daß die heutigen Spruchkammerange
hörigen eines Tages vor denen stehen werden, die Sli,e 
in der Vergangenheit in Sühne nehmen mußten. 

Diese Tendenz wird noch gefördE>rt durch Verlaut
barungen der Presse, wie z. B. die „Allgemeine Zei
tung" vom 19. 10. 1949 in dem Artikel mit der Schlag
zeile „Der dicke Strich" schreibt. Dort heißt es, daß 
Rachsucht und Konk.urreru:furcht bei den Entscheidun
gen der Säuberungsbehörden -mitgewirkt hätten; daß 
e.i; Leute gegeben hätte, die jeden Parteigeno.._"6-en am 
liebsten geteert und .gefedert, ihm ein Hakenkreuz für 
immer auf die Stirn gebrannt und für Lebzeiten aus 
dem gelernten Beruf geb1'8cllt hätten. Ahnlich schreibt 
die „Frank!w'ter Zeitung" im Februar 1950. 

Ich protestiere mit aller Enbchiedenhelt dagegen, 
daß dies das Leitmotiv der Säuberungsbehörde ge
\V'eSCn sei. Ich protestiere dagegen, daß man die 
Männer und Frauen in den Säuberung~behörden oer 
niederen Gesinnung bezichtigt.. Wenn wir die Sta
tistik über den Stand der SäubC'nmg heranziehen, 
ergibt skh einwandfrei die Art der Rechl~prechung in 
unserem Land, und die ~!eht n,icht nach Rache und 
Konkurrenz aus. 

Leider fehlt mir die Zeit, die Z&hlcm aw; der Sta
tistik vorzutragen. Ich muß deshalb diese Zahlen 
übergehen. Es dürfte unbestr itten .sein, daß auch nach 
der oder jener Seite hin Fehlurteile ergangen sind, 
die rrlch.t gebilligt werden können, ja sogar zum Wider
spruch herausfordern. So hat z.13. eine Spruehkamme1· 
unseres Landes gegen einen stellvertretenden Gau
leiter unseres Gebietes diesen in Gruppe ~ cingestun 
und somit entsprechend dei,-i Ab,.;chlußge:;e1.1.· das Ver
fahren eingestellt und den Gauleitel' den anderen 
Bürgern gleich.gestellt. Ich müdilt: dieses Urteil als 
politisch instinktlos bezeichnen. Selbst dann, wenn der 
Gauleiter per,sönlich ein anständiger Mensch gewesen 
wäre, ·hat er die Stelne gehoben, die dit- anderen ge
worfen haben. 

Unser junges Land hat viele:s getan, um die poli
tischen Verhältnisse zu bc!riedi~n. Die politische 
Säuberung gibt sich Mühe, Mitläufer und Entlastete 
in das staat~bürgerliche Leben einzugliedern; sie hat 
großzügige Amnestien erlassen und daran politiscl1e 
Hoffnungen geknüpft, die sich bis heute leider noch 
nichl erfüllt haben. ,. 

Der Landtag hat ein Rechtstellungsgesetz erlas.sen, 
dessen Auswirkungen füi- die Gemeinden und den 
Staat von starker finanzieller Belastung i:st. 

,Durch ein Abschlußge~tz wurde die Gruppe III in 
Gruppe IV umgruppiert, das in einzelnen Fällen Milde 
walten ließ, die nicht angebracht Wal'. Wir haben je
doch den Wunsch, daß die, die durch diese Großzügig
keit in den Genuß weitgehender staatsbürgerlicher 
Rechte kamen, mit dem nöti~n Takt .ihre Ansprüche 
stellen und sich eingliedern in das demokr.atische 
staatsbürgerliche Leben. 

Ich will nicht versäumen, den Männern 1.1nd Frauen 
der Säuberungsbd1üi'den und den Beisitzern der 
Spruchkammern Dank und Anerkennung aus?:U!>pre
chcn. Auch die Regierung sollte meines Erachtens diese 
Pflicht nicht versäumen. Diesen Dank sage ich beson
ders dem Landeskommissar für pol!tls<'he Säuberung 
und dessen SteUvertrete1·. 

Die Arbeit ,in den Säubcrung..,bd1ürden war nicht 
leicht, weil es oft schwer war, die Wahrheit zu er
forschen, -da die Zeugen in vielen Fällen v.'irtscha(Llich 
von den Belasteten abhängig waren. Es dar! l'Ühmend 
hervorgehoben werden, daß sich die Männer und 
Frauen als charaktel'!est erwiesen haben, da von 1100 
Beschärtigten di,eser Behörden uns<'res Landes nur 
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einer den sicherhich vielen Beeinflussungs- unct Be
stechunw:,ve!'suchen unterlegen ist, und uns das trau
rige Kapit.el eines benadlbarten Landes erspart blieb. 

Laesen Sie mich noch eine Forderung der ander
weitigen restlosen Verwendung d-en- durch die Auf
lösung der Säuberuog.sbehör<len freiwerdenden At··· 
beik;kräite erheben. Man sollte mit Sorgfalt einen 
geeigneten Arbeitsplatz .fül' je-den suchen; man sollte 
auch dann eine R~gelun~ treffen, wenn ein Ze-itange
ste:Her inzwischen das Einstelllrngsalter üb~schritten 
haben sollte. Unser junges Land kann es sich nicht 
le'sten, Männer und Frauen, die Charakter und Stand
haftigkeit bewie~en haben, die Anti.faschisten waren. 
m1(h geleisteter Arbeit beiseite zu stellen, die für 
ihre Arbeit von Unbelehrbaren bedroht wurden. Die 
Regierung hat die Pflicht, diese Treue mit Treue zu 
vet·gelten. lm übrigen stimmt die soztaldemokratischc 
Fraktion dem vorliegenden Etat zu. 

P 1· ä s i d e n t ; 

Das Wort h.at der Landeskommissar Jungl-as. 

Landeskommissar .Junglas: 

Meine sehr vaerehrten Damen und Herren! Wir kön
nen annehmen, daß diese heutige Vorlage dtie letzte 
ist, die in diesem H'cluse über d.as Kapitel „Landes
kommissariat für <lie politvsche Säuberung'' vorgelegt 
wird. Ich glaube, wir werden uns gemeinsam freuen, 
wenn dieses Kap;itel abgeschlOEsen ist. Aber ich gla'llbe 
auch, wir dürfen doch nicht versäumen, darüber nach
zudenken, ob nun unsere Arbcit d en gewünschten Er
folg hatte oder nicht. 

Ich weiß genau, daß darüber die Meinungen geteilt 
sin<l. Es gibt Personen, die sagen, es i•st zu str~g ge
handelt w-0rden; es gibt solche. die sagen, es ist zu 
weich, zu obe!-i!ächlich gehandelt worden. 

Meine sehr verehrten Dam,en und Herren! Wir 
haben etwa 300 000 Fälle entschieden. Überlegen Sie. 
wenn diese 300 000 Fälle im ordentlichen Gerichtsver
tehren hatten -durchgeführt werden mrU:S1Sen1 Dann 
wären sie in zig Jahren noch nicht erledigt worden! 
Daß biei mit Schnelle gearbeitet werden mußte und 
daß mit dieser Schnelligkeit den Betroffenen gehol
fen werden soUt.e, das Wird vielfach übersehen. Es 
war unsere Aufgabe, so schnell wie möglich den Tren
nung.sstrich, det' zwischen Pg. und Nicht-Pg. l;lestan-d, 
für -diejenigen, die guten Willens waren, wegzu
wischen. Und wir können sagen - wenigstens von 
meiner Sclmu her -, daß wir wohl das Wesentliche 
erreicht haben. n. 

E~ ist ganz ohne Zweifel, daß sich eine große An
zahl, die Mehrzahl, der h:ier in Rheinland-Pfalz woh
nenden ehemaligen ParteigenOSßen den neuen Ver
hältnissen angepaßt haben, und zwar zum großen Teil 
auch mit innerer Wärme. Daß es daneben auch andere 
gibt, daß es Unbelehrbare gibt. die nun wieder viel
lekht in eine neue Phase ihl'es nation~lsoz.ialisHschen 
oder nationalistischen Denkens einmünden wollen, da$ 
können wir nicht ändern. Das dürfte auch nichit die 
Autgabe der Entnazi!wer,un,g sein. Die meisten a,ber 
haben den rechten Weg gefunden. E.5 gibt allerdings 
auch welche, die - ich will nur einen einzigen heraus
greifen un<l zum Beweis einen Brief vorlesen - genau 
noch so denken und handeln, wie sie früher . gedacht 
uno gehandelt haben. W'ir können Ihnen eine Anzahl 
- ich sage au;;drücklich nicht sehr viele - solcher 
Schr-eiben vorlegen. Diese.; hier, was ich Ihnen jetzt 
bekanntgebe, verlese ich mit einer gewissen Absicht, 
urn darzutun. _wie mcrk\vi.irdig die Auffassung man-

eher ehemaliger Parteigenoss-en gegenüber ihrer Säu
berung und den Behörden ist. 

Am 22. Juni sclweibt jemand an den Herrn Staats
minister a , D. Junglas, Koblenz-Lützel, Wi-esenweg 14 
- al30 an meine· Privatadresse -: (Abg. Dr. Zimmer: 
Mit Unte.rschrift?) Natürlkh - das kommt! 

.,Durch ein nochmals er,folgtes Amnestieverfahreb 
iini:f 'mir an· Unko1,ten für Anwalts- und persön

'' H'clie' A'Üsls.gen 491,65 DM entstanden. 

Um di~e Angelegenheit - ich lasse etwas weg ~ 
in Güte zu regeln, wais bestimmt auch in Ihrem 
lntere&Se sein d1'.iirfte, er.l:.a.ube ich mir die Anfrage, 
ob Sie berei.t sind, mit' <ien obigen Betrag .'.Z)U er
setz.en, und zwar bitte ich, ihn a~if mein Konto 
7Q 339 bei der Nassauischen Landesbank in Bad 
Eins' zu überweisen. (Lebhafte Heiterkeit und Zu
rufe: Ist ja toll! - Weiterer Zuruf: W.un<l,ervoll!) 

. .. Ich bit'te 'um Ihre diesbezügliche Mittetlung bis 
zum 5 . .Juli 1950 und erkläre Ihnen hiermit, daß 
i'cl'i' · nil:hl · g~wmt btn, einen solch hohen Betrag 
aus i:neiner eigenen Tasche zu bezahlen! 

H'.ochachtun.g,svoll ! 
· · ..... ~ . T r a p p e . Amtsbür,germaister a . D." 

(Abg. Dr. Zimmer: Gro.ßartigl) Sehen Sie, der Mann 
droht quasi schon Wieder. (Ab.g. Dr. Z:irnmer: Nicht 
quasi, sondern direkt!} Der hat. seinen alten Nazi wie
der angezogen, nachdem er einen Amnestiebescheid 
in der Hand hat, Den hat e1· nämlich kurz vorher be
komm~. Und ,ietzt hat er sich ausgerechnet, wieviel 
Kootien er hat und fordert. mich höflich, aber sehr 
dr:ingend .ruf, bi::; n1m 5 .. JuN zu t-riklären, ob ich be
re:lt' Set· iihm · seine persönlichen Kosten zu ersetzen. 
Das ist eine def.'artige Frechheit, daß ich mir gestattet 
habe, Ihnen einmal zu zeigen, wie sich der eilneoder an
dere - dabei ist er noch -ein Beamter, .alleroings a. D. -
die · Situation vorstellt. (Abg. Dr. Zimmer: Woher
kommt er und bekommt er Pension'?} Sicher, er 
war früher :Sür.gemneister in Lutzerath. 

Diese Auffassungen und Meinitmgen, so wie sie sich 
hier Q;fJenbaren, sind gering. Wir können sagen, daß 
der Erfolg .unserer Arbeit wenn auch nli.cht allent
halben anerkannt, so doch in den verschiedensten 
Lebensver.h.ältnissen sichtbar geworden ist. 

Ich ha,be mi,ch insbesondere deswegen hleliher ge
stellt, weil es voraussichtlich die letzte Debatte über 
dieses Thema hier ist. Allen denen. die in der Ent 
nazäf'i:r.ienmg mitgearbeitet haben, sei es als Beisitzer, 
als Angestellter, :als Richter oder als öf'fentiicher 
Kläger, möchte ich den herzlich-sten Dank aootatten 

· ''":ffi1";'1'tl'r#11:IIL'/-mf,' · tcli' muß daran erinern, daß wir da
ma)l:;,, .als„ die Sache nicht so einfach war wie heute, 
den Leuten nachlaufen mußten, um sie :zu bitten, mit
zumachen. Und diese haben e.s getan: in d,er Überzeu
gung, daß s.ie eine gute Tat vollbringen würden. Ich 
darf du:rmiaus bestätigen, was schon der Vorredner, 
Kollege M.Ulier, gesagt hat: Wenn wir bei 1100 Be·· 
amten und Angestellten nur in einem einzigen Falle -
der Ji.bctg-ens n.lcht an die Öffentlichkeit gekommen 
ist, weil es unrs gelang, das selbst abzudrücken -
Schwierigkeiten hatten und keinerlei sogenannte 
ErüoozJflzierungsskandale in unserem Land -entstan
den sind, so glaube ich!, ist es berechtigt, allen denen , 
di.e mit_gew.rrltt haben. unseren herzlichsten Dank ab
zustat;;~ (Zurufe: &·,wo!) Es ist n iem:md mehr von der 
KPD da, die haben näm1'ich S0€ben behauptet, eie seien 
aus der politi::lchen Säuberung ausgeschieden und wür
den de.shalb den .Etat ablehnen. Das scheint aber nicht 
ganz rich.~ zu seln. Sie haben das zwar schriftlich 
rnd.tgettllt., i'hre L:~ute sind :ium Teil aber schön dabei-
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geblieben. Das wollen wir doch am Schluß noch fest
stellen. E~ slnd auch h~ule noch Personen in c:kr Ent
nazifizierung, die sidh als KoinmUl'listen bezeichnet 
haben und zum Teil auch noch bezeiclmen. Ich habe 
keine Veranlassung, diesem oder jenem irgendeinen 
Vorhalt zu machen, im Gegenteil, ich bin hier, um 
diesen Dank abzustatten, um zu sagen, wir haben 
getan, was wir konnten, was menschlich in dieser 
sdlwierigen Materie zu tun war. Ich möcllte Ill.nen 
abschließ.end versichern, es wlrd unsere ihöcru,;te Auf
gabe sein, auch den Rest, der noch übri.E,bleibt, so 
schnell wie möglich zu erledigen, damit <1iese Ange
legenheit, die zwar notwend1g war, so schnell wie 
möglich der Vergangenheit angehören SQU. 

Präsident.: 
Das Wort hat der Abgeordncfo Dr. Zimmer von 

der CDU. 

A b g. D r. Z immer : 
Auch wir halten ee für notwendig, nachdem wfr 

heute vermutli~h zwn letzren Mal uns mit dieser Ma
terie hier bcfalilS(!n, unseren ausdrücklichen Dank und 
die Anerkennung allen denjenigen Behörden und Be
amten zum Ausdruck zu bl'ingcn, die sich durchweg 
- vielleicht von geringen Ausnahmen, die es ja unter 
Menschen immer gibl, abgesehen - bemüht habeti, 
hier eine Mate.rie zu meistern, wie sie bisher noch nie
mals gemeistert werden mußte, eine Aufgabe, die an 
das Oerechligkeitsge!ühl, an den politischen Verstand 
und an den Takl der einzelnen Beteiligren die größten 
Amorderungen gestent hat. kh glaube auch - und da 
dar!'. kh mich den Aus.tilhrungen des verantwortlichen 
Leiters anschließen - sagen zu können, daß im großen 
gesehen der Er!olg erzielt wovden ist, der errekht 
werden sollte: dle Be!rlooung und die inne.e Abkehr 
derjenigen, die - sei es aus Unvernunft oder aus Irre
.fi.i.hrun.g oder au! Dnuc:k - dkser Beweg.ung verfallen 
waren. Ich .glaube, daß wir auf dem besten Wege sind, 
alle diejenigen wieder an den neuen Staat und an die 
Dcmolu·atie hc1·anzu!üln'len, die in jenen unseligen 
Zeiten davon abgekommen waren. Die Beamten und 
Angestellten, die jahrelang jetzt diese höchst undank
bare Aufgabe erfüllt haben, sie mögen versichert sein, 
daß diese Arbeit nicht vergessen werden w:ird. Deshalb 
unser aufrichtiger Dank und unsere Anerkennung fü!' 
diie selbstlos &eleistete Arbeit. 

Präsiden l: 
Herr Dr. Nowac:k von der Freien Demokratischen 

Partei hat das Wort. 

Ab g. Dr. N-0 w a c k : 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das Ka

pitel, übet· das Wir jetzt sprechen, 2:iehl den Schluß
strich unter Maßnahmen, die nicht allan nach deut
scher Absicht und nach deutschem Recht sich regeln 
konnten. Wir haben von Anfang an schwere Bedenken 
~habt gegen die Art, wie -die Entnaz.ifizienmg durch
gefi.lhrt w01·dcn 'i-st. Un~re Bedenken sind durch den 
Verlau! dann ja auch vollau! bestäti.gt. worden. Wi.r 
waren uns klar da.rubcr, daß eine entsprechende Re
gelung statUinden mußte, aber wlr haben sie uns an
ders vorgestellt, als sie sich nun tatsächlich. vollzogen 
hat. 

Wir ziehen heute den Schlußstrich unter diese Dinge, 
und wir stellen fest, daß die Entnazifizierung im 
Laure dier Jahre eigentlich schon ihren Sinn verloren 
hatte, durch das System, aber einzelnen Berufsständen 
infolge der Entuazifiz.iet1U1g sehr s~were Schäden 
zugefügt worden sind. 

Das ist iru;be:;ondere der Fall gewesen für die Be
amtenschaft, die gezwungen war, gegenüber ihrer Fa
milie, gegenüber ihrer ganzen Position, wenn sle si.e 
halten wollten, sich dien nicht gerade sehr keuschen 
Auffor-derungen au! Eintritt in die NSDAP zu fügen, 
Diese Beamtenschaft hal mit am härl~ten unter der 
Entnaz.i.fizlerung zu tragen gehabt. 

Wenn jetzt die Entnazü'iz.i.erung von uns als abge
schlossen bezeichnet Wird, dann muß aber auch in 
Zukunft diesem Abschluß völlig Rechnung getragen 
werden. Wir müssen dazu kommen, daß diese Zwei
gliederung unserer Bevölkerung in Schwarze und 
Weiße, in Gute und Schlechte, nun endgültig ihr Ende 
findet und daß \\.i.r diese Unterschiede wirklich völli~ 
!allen lassen. Als vlir seinerzeit das Enlnazi.fiz.ierungs
gesetz, das Rech.tstellungsgesetz, be~prochen haben, 
habe ich mich an die Ent.naillizierten gewandt und 
habe sie gebeten, manches, was ihnen vielleicht an 
Härten in den let~en Jahren zu.gestoßen ist, zu ver
gessen, auch da.ran zu denken, daß ja so vielen Men
schen während des Dritten Reiches unendlich viel 
Elend zugestoßen ist, und sich nun als Bür•gcr wieder 
neu e!inzureähen in die Front, die daran g;e'ht, Deutsch
land eine neue Existenz zu schafil:en. 

Betrachren wir die Wahlergebnisse nach den lietzlen 
Wahlkämpfen; neihmen wir die Bundestagswahl oder 
nehmen wir die inzwischen stattgefund{'nen I;,äoder
wahlen, S-O glaube ich, dürfen wir sagen, <laß die Er
wartungen, die wir gegenüber den Entnazi!iz.iertcn 
ausgesprochen haben, sich doch im großen und ganzen 
erfüllt haben Auch aus diesen Kreisen ist, selbst da, 
wo sie mit Ressentiments gefüllt sind, dem Radikalis
mus nach rechts und nach links eine entschiedene Ab
sage erteilt worden. Um so mehr glaube ich, sollten 
wir den gezogenen Schlußstrkh als endgültig ansehen 
und diese Menschen wieder voll in unsere allgemeine 
Gemeinschaft aufnehmen . 

Präsident: 
Nach diesen Aus!ührung,en ist die allgemeine Aus

sprach.e geschlossen. Wir kommen zum Einzelplan IV 
Ministerium filr Finanzen und Wiederaufbau. Das 
Wort hat der Berichte1·statter des Haushalts- und Fi
nanzausschus!!e6, <fur Abgeordnete Heep. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abg. Heep: 

i Meine Damen und Herren! Der Haushalt des Finan:.i::
! min:isteriums und Wiederaufbauministeriums :Ist tm 
1 Haushaltsausschuß zu allererst beraten und zum 
J · Schluß noch einmal einer Schlußberatung unter-

zogen worden. Bei dieser Erstberatung wurden grund
sätzliche Themen besprochen unci beschlossen, daß 
diese grundsätzlichen Fliagen !ür die gesamten Etat
beratungen gelten sollten. Da ist zunächst das Thema 
der Trennungsentschäd:igungen. Die Trennungsentschä
digungen haben im letzten Jahr nicht abgenom
men, sondern e,s sind im Vorjahre ausgegeben 
worden 2 945 000 Mark und im Etat 1950 sind 
vorgesehen - im ursprünglichen Entwurf - 3 086 000 
Mark, also ein Plus von 144 000 Mark. Bei dieser De
sprechung haben wir uns grundsätzliich vorgenommen 
und es auch durchgeführt, uns bei den Voranschlägen 
der Trennungsentschädigung in sämtlichen Haushalts
plänen möglichst an die vorjährigen lst-ZahJ.en zu 
halten und sie, wenn es irgend ging, weiter herabzu
setzen. An di~ Regierung ist das Ersuchen gerichtet 
worden, alle l.Vfaßnahmen zu ergreifen, um die Tren
nungsentschädigungen möglichst bald au1' ein erträg
liches Maß herabzudrücken, besoudet"s durch ~wllh-
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rung von Darlehen an Stelle von Trennungsent
schädigungen, damit die Beamten in die Lage gesetzt 
werden sollten, sich Wohnungen z.u erstellen, oder 
Beihilfen zu geben zur Erstellung von Wohnungen, 
um in Zukunft die Trennungsentschädigun;gen zu 
sparen. Es sind auch im Jahr 1949 derartige Darle!hen 
ausgegeben worden, und zwar in Höhe von 549 000 
Mark, und das Ministerium hofft, daß auch dieses Jahr 
der gleiche Betrag wieder ausgegeben werden kann. Es 
ist dies aber nicht die einzige Maßnahme, die dazu 
dienen soll, die Trennung'9entschädigungen zu besel
tigen oder herabzusetzien, sondern die verschiedenen 
Regierungsstellen, die unterstellten Dienststellen, 
müssen von sich aus durch Wohnungstausch, durch 
:rungtausch von Wohnungen alles tun, um die 
Trennungsentschädigungen herabzusetzen. In dem Be
trag von 3 086 000 Mark für Trennungsentschädigun
gen sind nicht nur die reinen Trennungsentschädiigun
gen enthalten, sondern auch die sogenannten Ver
pflegUJ11gskostenzu-schüsse, die dann gegeben wer
den, w-enn der betreffende Beamte oder Ang:e
stellte mehr als 12 Stunden von seinem Wohnort und 
Heimatort entfernt ist, wieil er D.ienst tun muß. Als 
weitere allgemeine Sparmaßnahmen wuroen bespro
chen die sogenannten Verwaltungsunkooten, denn auch 
diese hatten im Haushaltsplan 1950 die Tendenz, 
weiter nach oben :i:u klettern. Der Haushaltsaus
schuß hat sich einstimmig auf den Standpunkt gestelilt, 
daß das unmöglich ist, sondern daß die Verwaltungs
unkosten, wenn sie niC'ht weiter herabgesetzt werden 
konnten -, und sie sind in vielen Fällen von uns in 
den Ansätzen herabgesetzt worden - zum mindesten 
nicht ·steigen dürfen. Denn die erstmaligen Anschai
fungen und Ausstattungen von neuen Behörden oder 
von früher kriegsrerstörten Behörden haben doch im 
wesentlichen nach unsei:-er Auffassung ihr Eode ge
funden oder sollen 'ihl:' Ende gefunden haben, und der 
Ausstattungsgrad der Büros, dei.- Dienststellen, sollte 
nunmehr gleich bleiben können. Aber nicht nur die 
Büroausstattungen sind Bestandteile der Verwaltungs
unkosten, 15ondern auch das Telefon. Wir sind d~ 
Meinung, auch das Anste1gen der Telefongebühren ist 
falsch. Es braucht nicht in dem Maße und in dem Um
fang und in der Länge überall telefoniert zu werden, 
wie es nach dem Ansteigen dieser Kosten den An
schein hat, und der Ausschuß hat .sicll auf den Stand
punkt gestellt, daß grundsätzlich jeder Behöridenleiter 
sein Augenmerk auf diese Posten, auf diese Ausgaben 
dauernd zu richten hat, um durch geeignete Maß
nahmen - und es gibt viele Maßnahmen -dieser Art -
zu erreichen, daß diese Kos.ten, die von Jahr 
zu Jahr in die Höh~ gegangen sind, herabgedrückt 
wer.den. Was im einzelnen geändert worden ist in 
dieser 2htägigen Beratung <les Ausschusses, ist nieder
gelegt in der Drucksache IL'1495, die Ihnen zugegangen 
ist. Ich will auf die Einzelheiten, besonders auf die 
kleinen Änderungen die~r Drucksache nicht eingehen, 
sondern greif€ nur ,die Dinge heraus, die nach meiner 
Ansicht von besonderer Bedeutung sind. Der Haus
haltsplan umfaßt 27 Kapitel, davon sind 6 Einnahme
kapitel, 5 allgemeine Ausgabekapitel, ein Besatzung..~
kostenkapitel und 15 über<he venschißdenen Dienststel
len wje die Mintsterien un.d die den Ministerien unter
stellten Behörden, Finanzämter, Hochbauämter usw. 
Zum Ausgabe-Etat des Finanzministeriums selbst ißt 
zu sagen, daß wir auch diesmal die Erfahrung -gemacht 
haben. daß das Finanznrinisterium, d. h. also die 
Ministerialinstanz, sehr sparsam ausgestattet ist und 
in ::;einen Geldansätzen sehr vorbildlich arbcitet, was , 
dadurch bewiesen ist, daß im vergangenen Jahr -die 
Ist-Ausgaben des Finanzministeriums sowohll in bezug 

auf ~h~lwr und Löhne als auch bezüglich der son-
.. , ...... ~J~~~/;!;.,;~~~~l?.~1:l:,..:\m.~~f~.~r. m.tJ .d.em vorjährigen Vor

·,!!'-Wl~,111~!;,-~f.!rn.,e?J,~~rech~nd 11,uch mit dem neuen 
V~lag )ri Ube~·ei.oklang gel:mwh t worden sind. 
Das Ministerium selbst umfaßt 51 Beamten:stellen, 
57 Angestellte. Es ist etwas weniger durch Abgang 
von drei Beamten an den Bund, nachdem der Bund 
die Zollverwaltun.g ü~rnommen hat. Die Hauptabtei
lung Wiederaufbau umfaßt 23 Beamte und 52 Ange
stellte. Bei der Beratung der Hauptabteilung Wieder
au~:Y. .. :i:l~.P.,:;:D,, .W.i.1: ... 1JJ;JS„ :tj~r .. tj.ie Frage unterhalten, ob 
die ~nt.a.le Zu~isung dei:- Bau.mittel bleiben soll 
oder ob es zweck.mäßiger wäre, die Baumittel für die 
E'örderung des sozial-en Wohnungsbaues durch andere 
untere Behörden zuzuteilen. Das Ministerium selbst 
vertritt den Standpunkt, daß es ohne dle zentrale Zu
weisung ·der Baumittel nicht auskommen kann, weil 
jeder Antrag nach. der technischen und finanziellen 
~eiw .. .@.P.fm .~~n . n;iuß und weil die Verteilung 
der Mittel nach einem gewissen im Ministerium aus
gebauten Schlüssel gerecht auf die einzelnen Kreise 
und Gemeinden et'fo!gt. Der Ausschuß selbst war in 
sich o..ich,t. eio.lg, ob <l'.ie Mittel zentral oder ob sie durch 
untergeordnete Dienststellen zugeteilt werden sollen. 
Im Titel 27 haben wir die Zuschüsse an Städ:t.e und 
Gi?meinden für die Herstellung der Wirtschafts- und 
AufbadplS:nÜng . 'e1·höht auf 100 000 Mark, wie sie 
voriges ·.fällt "fuig€i.3etzi waren und wie sie auch aus
gegeben vrord-en sind. Wir haben uns zu diese1· Er
höhung bereit.gefunden, weil wir geglaubt haben, daß 
gerade bei kriegszerstörten Gemeinden es sehr oft 
nii:ht möglich ist, ,d/e teuere Planung fü~· den wirt
schaftlichen und für den allgemeinen .Aufbau zu tra
gen. Md .d.i.ß .datin unt~u· Um~änden, weil di-ese Kosten 
~~cti;t. · .tet:t.:t~'·.:werden könn~n, die Planung unter
btm~n::~. · t.iµ .. t~.tel. .;3.Z hab~ wir 200 000 Mark ge
strichen, die eingesetzt war1:.>n für die Errichtung von 
V<eraucbshäusoern und für ,das Ausprobieren von neuen 
Ba~tQffen. Dies!;! Streichung soll nicht bedeuten, daß 
w.ir t;lie Errie:htu'fig V'on Versuchshäusern und die Pla
nung Qd,er . :Qur~U.hrung von neuen Baustoffweisen 
unterb(uqen .. ,wo~l~n, sondern w~r sind der Meinung, 
(laß die Mit:tel :für dä.esen Zweck aus den allgemefaen 
Baumitteln genommen werden soll'en. Nun lassen Sie 
mich zur Einnahmenseite übergehen. Da ist das Ka-

.. .. pit~l..\5., .... ms ... Jst.. .. l;:!~l~;,umt, .. Q~.ß.. ~i.r heute nur verfügen 
·.,· .. übel: ... die. .. . di:i:~ten, .St~uern, während die indirekten 

Steuern mit Ausnahme der Biersteuer auf den Bund 
übergegangen sind. Auch <lie Umsatzsteuei.- ist au! den 
Bund ül;le;rgegangen. Der Ansatz für die Einkommen
st;euer ist d.teaes Jahr um 20 v. H. verdngert worden 
als Ergebnis der Einkommensteuernovelle. Man ist im 
Finanzmlnisterium nicht der Meinung, <laß die Steuer
senkung: ta.t~ächiich zu einer Erhöhung <ler Steuer 
führen wird infolge Verbe1>$€rung dex· Steuermoral, 
som;l<ern man hat c;lie Verringerung des vorjährigen 
Steuel."ansatzes um 20 v. H. vorgenommen. Ein Ver

.gleich der E.inkommensteuer vom vodgen Jahr zu 
diesem. Jahr zeigt · folgende;: Die Einkommensteuer 
betrug irq .:e:rst~:n Vierteljahr 34,9 Millionen, im zwei
ten 31, im. äriit,en :n,7, im vierten Vierteljahr 25,4. 
D1e Einkomrnedsteuer im Aprl1 1949 betrug 14, im 
April 1950 8,9 Millionen, die Körperschaftsteuer im 
April 1949 ~,48, .Im April 1950 3,48 Millionen. Das ist 
also ein Rückgang die5er Steu~m, der wohl im wesent
lichen darauf zurückzuführen ist, -daß nunmehr die 
übe:r:z:ahlungen in den ersten Monaten von den Steuer
zahlern eingehalten werden. Bei der Vermögensteuer 
hatten wir t.UlS im Jahre 1949 sehr versch,~tzt. Die an
~z.te.n 14: .M;illionen sind nicht eingekommen, ,son
dern nur 5,69 Millionen gegenüber 1948 134 Millionen. 
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D.ie Erb:1chaf1'lleue1· bracht~ 1,27 Millionen. Die Um
sat.:z.sl.euer fällt jet:i:t nicht mehr ins Gewicht, weil sie 
nicht mehr in unserer Zuständigkeit liegt. Im Jahre 
1949 ,s1nd 183,9 Mlllionen eingegangen. Wir bekommen 
!ür die Eini.iehung d:ieser Steuern, die uns nicht zu
!lleßen, etwo1 7 Millionen, das sind 4 v. H., Verwal
tungsgebillmm. Es ist jedoch nicht klar, ob wir die 
4 v. H. bell.allen oder ob sich die Absidü des Bundes 
durchsetzt, diese Verwaltungsgebühren aur 2Y. v. H. 
herunterzusetzen. Dia Grunderwerbsteuern betragen 
2,126 Millionen, die K.apitalverkehl\Siteuern :?.82 000, 
Kra!t!ah1·2.eu.gsteuern 16,069 Millionen, die Versiche
rungssteuern 1,1 Millionen, die Rennwett- und Lot-
1.crlestcuern e1·,iaben einen Betrag von 242 000, die 
Wechselsteuer 1,5 Millionen, die Feuerschutzsteue1· 
00 826, die Bclürderung~teuer 17,7 Millionen. Die 
Landwirtschaftsbeil1·äge bett·u.gen voriges Jahr 2,8 
Millionen, davon hat die Hälfte (1,2) das Land bekom
mt!ll und 1,24 die Kammern. In diesem Jahr gehl der 
gesamte Betrag an die Kammern. Der Sport-Toto hat 
die Ansätze übcr:;chrilten. Im ganzen si11d vom Sport
Toto 4.,6 Mlllionen aufgekommen. Die Wohnungsbau
abgabe war eingesetzt mit 7,5 Millionen. In Wirklich
keit hat s.i-e 4 Millionen gebracht. Das Finanzmini
~terium glaubt nicht, daß die 3,5 Millionen Rückstän,de 
noch voll eingehen und hat in diesem Haushaltsjahr 
den Belral!i von 1 Million cingesetzt. (Zuru! Staats
sekretär Schmidt: Herr Berkhberstatter, sie steht zur 
Zeit aur 6,9 Millionen!) In Titel 10 .ist für die Kraft
fahrzeugsteuer der Geldansatz aur 17 Millionen erhöht 
worden, die Wechselsteuer an:statt au! 1,170 auf l,:i 
Millionen und für ,die Weinabgabe sind für Restein
nalumm aus der Vergangenheit noch eirunal 300 000 
Mark eingesetzt worden. Im übrigen darf ich darauf 
hinweisen, daß wir uns sowohl bei den Einnahm·~
ansätzen wie auch bei den Ausgabean.sätzen müglich-,t 
schar! an die vorjährigen Ist-Zahlen gehalten haben, 
und nur da, wo wir wq.ßten, daß Veränderungen ein
getreten sind oder eint1·eten würden, sind die Hau!l
haltl:lao.sätze hüner gesetzt oder erniedrigt worden. In 
Kapitel 4 ist der Geldansatz auf 2 428 000 Mark erhöht 
worden, rcmet· ist zu Titel 1, der Erläuterung hinzu
gefügt: Ziffer 11 Zinsen für Darlehen der Stadt Trier 
:t'ür Wiederaufbau der Piidagogischen Akademie. Bei 
Kapitel 5 slnd die Finanzzuweisungen an die Gebiets
körperschaften zunächst :wrücl<:gestellt worden. Es 
waren ursprünglich im Hau.!;halbplari 42,340 Millionen 
vorgesehen. Bei der Schlußberatung hat das Finanz
ministerium elnen neuen Plan vorgelegt. Dieser ni:ue 
Plan bc1·uht aul'. einer VeN!inbarung mit den •in Frage 
kommenden Verbänden, dem Städtetag, dem Land
krei.;t.ag und dem Landgemeindetag. Man ging davon 
aus, daß das ,F!nanzm:lnisterlum bei den Finanzzuwei
sungen ror die Gemeinden dieses Jahr nicht mehr als 
36 Millionen ausschütten kann; daß ei, sich aber stark 
macllt, diese Beträge vollkommen auszuschütten. Es 
a!.n.d vorgesehen als Entsdüidigung für die Grund
steuerausfälle 12,235 Millionen, ,als Zuschüsse für 
Landsfraßen zweiter Ordnung 1,169 Millionen, als 
pcrsönllchl' Ko~tcn d~r Besatzungsämter 2,5 Millionen, 
persönliche Kosten der Feststellungsbehün:ren 165 000, 
Entsdlii.digung !ü1· die s,taatlichen Angestellten der 
ehemals preußischen Landkreise 1,319 Mi1Iionen, P'o
li:reikostenzu~chilsse 547 000, Bedarfäzuwdsungen 3 
Millionen, Bilrgersteueraul-1.gleichsbeträge 8,564 Milli
onen, Schlüs.selzuweisungen än die Landkreise 5,5 M.il
lionen. Die meisten M.itglieder des Ausschusses ~ ich 
darf wohl sagen alle - waren über d'leses Angebot, den 
Betrag von 42 Millionen au! 36 Millionen Ausschüt
tungen herabzusetzen, etwas bestürzt. Aber weil wir 
aus den Finanzkassen ja nicht mehr herausholen kön-

nen als tatsächlich drin ist. haben wir un,; schließlich mit 
dem Ergebnis abgefunden, weil uns gesagt wurde, daß 
man tat.sächlich nunmeh1· regelmäßig diese Finanz
zuweisungen an die Gemeinden ausschütten will, wäh
rend es voriges Jahr- so war, daß die Ausschüttungen 
erst nach langem Drängen und erst gegen Schluß des 
Rechnungsjahres vor~enommen worden sind. E..s sind 
aud:J. voriges Jahr an die Gemeinden nur ausgezahlt 
worden zwei Zcli.ntel der Bü1·gersleuct·ausgreichs
beträge. Dieses Jahr ·garantiert man uns \·ier 
Zehntel. Es sind voriges Jahr an die Land
kreise nur eine Mark pro Kopf und an die 
Grenzkreise 1,50 Mark bzw. 2 Mark ausgeschütt~t 
worden. Dieses Jahr will man die 5,5 Millionen ge
staUelt an Kreise der Roten Zone m it 4 Mark pro 
Kopf, an andere Grenzkreise 3,25 Mark und die übrigen 
Kreise mit 2 Mark garantieren und tatsächlich au~ 
st:hülten. Zunächst habcu · wir gefeilscht um den Be
trag der Be:iarrszuwelsungen von drei. Millionen. Die
ser Betrag schien uns gering. Wir haben uns jedoch 
überlegt, wenn tat.sächlich die Sdllüsselzuweisuhgen 
in Höhe von 5,5 Millionen, die Bürgersteue1'aUS
glei<:hsbeträge von vierzehn tel ausgezahlt werden, dann 
~trden nicht .so viel Gemeinden notleidend werden 
und mit Bedarfszuweisungsanträgen kommen wie es 
dl:e.ses Jahr der Fall war. Nachdem dei: Bund die 
Fürsorgeausgaben für Arbe[tslose übernommen hat, 
cne lm vergangenen Jahr noch aur den Gemeinden 
lagen, werden sich auch eine Anz:ah! von Gemeinden 
firianziell Im Jahre 1950 erholen, und sie werden viel
leicht dieses Jahr dazu übergehen können, die Ar
beiten, die in der Vergangenheit untet'bliebcn sind, 
wie Wasserleitungen und SC'hulbauten, nachholen. 

Über die Polizeikostenzuschüsse, die erhöht sind 
au! 1,7 .!IIJ.i.Llionen, haben wir uns auch sehr lange 
unterhalten müssen, und zwar deswegen, weil bei der 
Hebung der Polizeik-OStenzuschü$se einige Dinge ge
schehen ;;Jnd, die der Ausschuß nicht für richtig hielt. 
Die Pollz.e.iämter in den mittleren Städt~n sind nach 
un;;erer Ansicht überbc,;a:!tzt. Sie haben wesentlich 
mehr Beamte, als frühei;- in nornialen Zeiten für die 
mittleren Städte notwendig waren. Auf der anderen 
Seite !ehlt Polizeipersonal in den großen Orten. Wit' 
sind der Meinung, daß die Kriminalpolizei nicht nm 
!ür die Städte bei den Polizeiämtem tätig ist, sondern 
daß $1e darüber hinaus für einen größeren Bezirk von 
ein~ oder zwei Landkreisen tätig ist und daß die 
Stadt, wo zufälligerweise die Kriminalpoli7.ei instal
liert ist - um mich einmal so auszudrücken -, nicht 
den Polizeikostenbeitrag zahlen solL Wir sind weiter 
dei;- Meinung, daß · die Istzahl der Polizeiueamwn die 
Höchstgrenze der Last L;t, für die die beh'dfende 
Stadt die Polizeikosten zu zahlen hat. Wenn wcitel'hin 
das Personal dieses Polizeiamtes über die Sollz,ahlen 
erhöht wird, dann soll die Stadt dafür nicht belastet 
werden. E.s gibt eine ganze Anzahl von Ortschaften, 
clie haben z. B einen PersomiJetat in der Vollzugs
polizei von 45, es sind aber dauernd nui;- 35 Polizei
beamte in dem betnillenden Ort tätig. E:; ist ganz 
&elbstve1·ständlich, daß die betrerfende Stadt sich 
wehrt, für 45 Beamte die PQ!izeikostenzuschü::;.se zu 
zahlen, sondern sie müchte sie nur !ür etwa 35 be
zahlen. Es schwnt uns also t·ichUg zu s-ein, daß hier 
eine neue Re~ung vorgenommen wird von dem 
Mindsterium des Innern im Eim·ernehmcn mit dem 
Finanzministerium. Daß diese neue Regelung notwen
dig ist, geht ja auch daraus hervor, daß der vorjährige 
Geldansatz nur etwa wr Hälfte eingegangen ist. Es 
sind also ganz erhebliche Rücl<:stände bei den Städten 
entstanden, die vielleicht 1950/51 eingehen, vielleichl 
aber auch nieder.geschlagen werden müssen. 
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Ausgaben all.gemeine Finanzverwaltung, Kap. 2 
' Titel 6. 

Es ist ein neuer Titel 7 eingefügt wol'C!en: Regie
rungsverlegung nach Mainz. Dort ist die berühmte 
,eine Million nioht eingesetzt worden, sondern der 
Betrag wurde auf 900 000 DM herabgesetzt. Dieser 
Betrag beruht auf einem Angebot des Finanz
ministers, der ausgerechnet hat, daß diß Verlegung 
der Regierung nach Mainz keine Million kootet, son
dern daß er mit 900 000 DM gut auskommen wird. 
(Zuruf Abg. Dr. Nowack [FDP]: Na?) Jedenfal[s haben 
wir uns über dieses Angebot sehr gefreut (Zuruf 
Finanzminister Dr. Hoffmann: Wir können wahr
scheinlich .auf 800 000 DM 'herunter! - Heiterkeit. -
Zuruf Abgeordneter Schlick [CDU]: Die F'reise fallen!) 
un<l haben €S gern .akzeptiert, und Z"\lif.ar debattelos. 
Es sind weiter .eingefügt zu Titel 8: Abwicklung des 
Wiederau:fbauverbande-s Mainz und Ubernahme des 
Defizits des Lagers mit 100 000 DM. 

Lassen Sie mich nun noch, ehe ich zu den Besat
zungskosten übergehe, zu den einzelnen Kap1teln der 
unterstellten Dienststellen kommen. Beim Ober:llinanz~ 
präsidium sind keine wesentlichen Andeningen, v@ · 
uns vorgenommen worden. Bemerkenswert ist, daß 
die Zahl doer Beamten sic:h um 30 und der Angiestellten 
um acht vermindert hat. Das ist darauf zurückzu
führen, daß die Zollverw<1ltung zum Bund überge
gangen ist. Die Finanzämter haben einen Zugang von 
137 Beamten und 337 Angestellten. Die Finanzämter -
da5 war unser Wunsch schon im vergangenen Jahr -
mußten endlich einmal komplettiert werden, insbeson
dere mußte end.lieh einmal der Prüfungsapparat per
fekt werden. Die Prüfer, die jahrel.an,g außer Dienst 
waren. mußten wieder eingestellt, neu geschult 
un<l in Tätigkeit gesetzt werden. Der Herr Finanz
ministel· hat erklärt, daß nunmehr diese Vorbere-itun
gen im einzelnen abgeschlos.sen sind, so daß aucb. die 
Buch- und Bet.rieb;;prüfung,en durch ,:iiQo Finanzämter 
überall durchgeführt werden können, und wiir hoffen, 
daß wir mit dem jetzigen Bestand an Pers,onal das 
no1,male Maß errcicht haben. 

Finanuichule Edenkoben, Finanzgericht, Kassenver
waltung: ohne irgendeine Änderung. Bei der Kassen
\'erwaltung, bei den Regierun.gskassen, haben wir die 
Frage aufgewor,fen, ob es zweckmäßig ist. sie beizu
behalten nder ob man sie an die Finanz- oder Kreis
kassen angliedern will. Wir sü\:d uns nicht einig ge
worden und haben das Finanzministerium gebeten, 
diese Frage von sich aus zu prüfen und unt1:!r Umstän
den im Laufe des Jahres entsprechende Vorsohläge zu 
machen. 

Das Bad Bertrich trägt sich, hat aber den kassen
mäfügen Überschuß von 30 000 DM, den es vorhatte 
abzuliefern, bis jetzt nicht abgeliefert. Das Finanz
ministerium wird bemüht sein, diesen Übe2.'schuß 
heranzuholen. 

Anders ist es in Bad Ems. Bad Ems hat einen haus
halbsmäßigen Zuschuß von 195 000 DM. Voriges Jahr 
sind zusätzlich etwas mehr als 500 0-00 DM ausgegeben 
worden. Wir haben uns die Frage gestellt, wie das 
möglich war. Es ist uns ei.n:e Anzahl Erklärungen 
gegeben worden. Ems war bt>kanntlich von der Besat
zung be;;etzt, und erst nach und nach sind die von der 
Besatzung besetzten Häuser freigegeben worden. Das 
gesamte Mobiliar in den Hotels war nicht mehr vor
handen, sondeTn mußte erneuert we.-den. Aber auch 
di-e Hotels selbst mußten innen und außen gründlich 
instand gesetzt werd-en. Das hat n.atürlkh G:eld. ge
kostet. Es scheint uns, als wenn diese Ausgaben .ali. 
Folge der langen BeschI:agnahmung <les Staatsbades 

Ems durch ·die Besatzung noch nicht ganz abgeschlos
sen sind. Jedenfalls ist er einmal als Besatzun.gs
schade!l.Col'd,erung von 340 000 DM angemeldet und 
uuch als mögliche Einnahme im Hausna:J.tsplan einge
setzt worden. 

Der Mineralbrunnnen Fachingen ist verpachtet. Die 
Pacht soll 28 000 DM betragen. Die Pacht gieht nicht 
ein. Nach cl.em Vertrag hat die Gesfillscha.ft, die den 
Pachtvertrag abgeschlossen hat, die Möglichkeit, bei 
kriegsl;>ed:ingten und zeitbedingten schlechten Ver
hältlli~sen die Stundung zu verlangen Diese Stundung 
hat si~ verlangt. Abei· wlr sind der Meinung, daß 
nicht nui: die Zinsen eingefordert werden können, 
sondern daß auch die Pacht eingehen muß, denn es 
muß beute möglich sein. Denn genau wie man mit 
cine.r großen Reklame Coca-Cola verkauft, muß es 
auch rn.öglic:h sein, durch eine entsprechende Reklame 
de:l. Fa,~e! Wa:sset\s wieder den Umsatz. zu steigern 
und -die Pacht einzuziehen. 

Der Mineralbrunnen Geiinatt. den der Herr Finam:
minister in selner Etatrede atWh erwähnt hat als 
Monstrum. In unserem Land, besteht noch und kostet 
auch noch einige hundert Mark Zuschuß. Es ist angie
regt worden, und wir haben beschlossen, diesen Mine
ralb~·.unnen Geilna1.t an das Domänenrentamt zur 
Verwaltung · zu übexgeben und nächstes Jahr nicht 
mehr im Haushaltsplan erscheinen zu lassen. 

Das La.r.ideslamt für Soforthilfe: D€ssen Personal ist 
von 15 auf 24 erhöht worden, weil neuerdings die Be
schwerdeausschü.sGe und neue andere Dinge anlaufen, 
die bei der ursprünglichen Aulfstellung des Haushalts
plan,, noch nicht modern waren. z:. B. die Wirtscllafts
hilfe aus der Soforthilfe; daru sind ein Sachbearbeiter 
nöti.g und a1.1ch die -=ntsprechenden Hilfskräfte. Es üt 
uber die F'r.ige aufgeworfen worden, ob es nicht mög
Uch ist, die Kosten, die die Städte und Kreise für ihre 
Sofori.hiil!eämter tragen, aus den allgemeinen Soifort.
hilfern::.tteln oder vom Bund zu erlangen. Es ist ent
gegengehalten worden: die und die Städte haben keine 
besonderen Lasten. denn dadurch. daß sie Soforthilfe 
au::z:ichütten können, werden sie ja in ihrem Fürsorge
etat entlastet. Da;; stimmt hier und da. Aber trotzdem 
::;ind dje Beibehaltung und die Neueinführung de-r 
Ämter ,für Soforthi,lfe bei den Landratsämtern und 
Städten für .!lie eine zt1sätzliche Leistung. 

Die Roehbauämter haben gegenüber . dem vorigen 
Jahr eine Änderung eTfahren. Eine Anzahl von Hoch
bauämt.?rn ist nurnnehr beseitiigt worden, und zwar 
sechs. Dafür. sind aber die Kreisbaumeister aus sämt
lichen Krei.tsen zu Staatsbeamten ernannt worden und 
in den Etat der Hochbauämter überführt worden, so 
daß hier keine Erhöhung gegeniiber dem vergangenen 
Jahr, abel· auch infol~ der Auflösungen keine Ver
ringerun,g: .der ~ten ein.getreten ist. Die Neuorgani
sation der Hochbauämter ent,spricht einem alten 
Wl.l.T).$cb., .. d,(i:n. , i;lieses Baus bereits im verg:an.genen 
Jah.l:e und vor zwei Jahren ausgesprochen hatte und 
Mr jei zt in ~ie Tat umg-eset.zt worden ist. 

i . Die Sonderbauverwaltung für das Militärbauwesen: 
D.as ist der 1-etzte Haus,haltsplnn (Kap. 27) des Finanz
~t~~.:.:e.i,. J.st mit einer Stell't'nändenmg g.e.neh
migt wo[l(lle-n, wobei die Frage aufgeworfen worden 
b,t, wei~e Stellung eigentlich die!se Sonderbauverwal
tung _hat, wem sie untersteJlt. Sie erscheint im Etat 

,-de$ .E)ruµizminiseriums, ist aber bisher ejne Dienst
.stelle g~sen, in der die Finan,zverwaltung. die deut
schen Ministerien gar nicht.,; zu .,,agen hatten, sondern 
?lie hat ihre Instruktion und Anweisung von der fran
zö.s;i.s~ep. , 'l',i:~PW, ;i.n,sl;!~ol).dere von der französischen 
Genie erhalten. Das soll skh €.twas gebes~ert haben. 
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Aber der Ausschuß hat den Wunsch ausgesprochen, 
daß d·te Sonderbauverwaltung vollkommen von der 
!ram.öslschcn ·Militärbauverwaltung getrennt wird 
und als rein deutsche Dienststelle, auch nach außen 
hin, ihre Anordnungen vom Finanzministerium b;o;w. 
vom Wiederaulliaumlnisterlum erhält. 

Nun noch emige kurze. Worte zum Besatzungskosten
etat. Die Besatzu~koslen werden vom Bund getra
gen, ab<!r nicht alle, sondern wir sind an den Besat
zungskosten beteiligt m.lL einer Interessenquote von 
10 r1·oz.cnt. Wenn Sie nunmehr .un.se-e Aus.gaben für 
Besatzungskosten .in der Vergangenheit vergleichen 
mit dc.m neu~n Ansatz, dann !Inden Sie eine Erihöh.u:ng, 
und :z:war durch eine Anzahl Posten, die neu cr
scllcinen durch Baumaßnah.men mehr oder wenig~r 
strat,egischet Art, die augenblicklich von der Besat
zung durchieiührt werden. Hinzu kommt noch, wenn 
wir die Besatzungskosten als ganzes nehmen wollen. 
daß wir im vergangenen Jahr 39 Millionen Besat
zungskosten schuldii waren, die zu 15 Millionen jetzt 
abgedeckt worden sind und von denen jetzt noch ein 
Rest von 24 Mlllionen zu zahlen ist. 

Das Gesamtergebnis der Beratungen finden Sie zu
sammengefaßt in der Drucksache II/1495. Der Uam
halb,- und Finanzausschuß .schlägt Ihnen vor, den Etat 
des F1nanzm.inls1edums mlt den Änderungsanträgen 
in der Drucksach~ IL'1495 anzunehmen. 

P r ä" i. d c n t: 
Nach der Berichtei·stattun.g ZtMn Einzelplan IV erfolgt 

<lie Ber!chterst.attung für den a.ußerordent11chcn Haus
halt. Der Abgeol'dnete Hartmann hat das Wort. 

Ab .g. Hartmann: 
M'cl.ne Damen und Herren! Der außerordentliche 

Iiauzhalt, wie er Ihnen zueeigangen ist, ist durch dtn 
Haushalts- und Finanzausschuß um je 3 weitere Posi
tiooien, die Sie in der Drucksache IL'l49B finden, erweitert 
worden. DJ..e Erwc;"iterun.g in die Unterteile 5, 6 und 7 
war notwendig, weil d:!e durch die beispielsweise bei 
Uniel'ieil 5 inzwischen erfolgte,1 Verhandlungen der 
Landesre&:!erung mlt der Stadt Triet· zur Finanzierung 
des Wiederaclbauc.s der Pädagogischen Akademie in 
Trier von der Stadt dem Lande zur Verfügung ge;tell
ten 210 000 DM als Darlehen, umgekehrt auch bei Aus
gaben für den Wlederau.fhau vorgesehen werden muß
ten. Bezügl1ch der Anlelhe :z.ur Finanzierung von Schul
bauten von l Mflllon, die Im Unterteil 6 jeweils in 
Einnahme und Ausgabe nachgewiesen wird, gilt das
selbe. Hle1· hatte der Herr Finanzminister die ~g
lichkeit, 1 Million aus der Soforthilfe für Gemeinden, 
vor allen Din,gen .Ln der Roten Zone, fü1· den Wieder
aufbau kriegszerstörter Schulgebäude zur Verfügung 
zu stellen, weshalb dieser Unteil geschaffen werden 
mußte. Des weltet·cn war durch die Vet'handlungen 
im FinanzaUJSschuß der gesamte Finanzausschuß mit 
dem Herrn FinanzminLster der Meinung, daß auch eine 
Anleihe 2t1r Finanzierung von staatlichen Wohnge
bäuden von 3 Millionen aufgenommen werden mußte. 

Der Flnanzausschuß schJägt dem Hohen Hause vor, 
den Außerordentlichen Haushalt einschließlich der Zu
l'alzdrucksac.:he Il/1498 anzunehmen. (Beifall.) 

VizepTäsident Zlegler: 

Meine Damen und Herren! Nach der Berichterntat
tung kommen wir iur Aussprache. D.is Hohe Haus. hat 
heute vormiitu.g beschlossen, die Dauer der Aussprache 
für jc<le Partei und die Fraktionslosen auf Insgesamt 
bis zu 30 Minuten festzusetzen. Wir lassen nun auf 
al1gemeinen Wunsch zuerst aus den einzelnen Fraktio-

nen die einzelnen Wiederaufbauexperten sprechen, 
dann kornrn,c,n für die übrigen Sprecher noch die 
restlichen Zeiten in Betracht. 

Zuerst hat das Wort der Abgeurdnete Reichling von 
der Fraktion der CDU. 

Ab g. R e i Ch li n g: 

Meine sehr verohl'len Damen und Herren! Der Haupt
abteilung Wiederaufbau im Ministerium für Finanzen 
ist nach wie vor die schwierige Aufgabe gestellt, den 
materiellen Au!bau im Lande zu steuern und durchzu
führen. Der S02iiale Wohnungsbau wird noch viele 
Jahre unser erstes und höchstes Sozialproblem sein, 
insbesondere In bczu.g au! die Finanzen. Dem teilweise 
fürchterlichen Wohnungselend muß unsere pnze Auf
merksamkeit geschenkt werden. Es ist unsere heilige 
Pflicht, der notleidenden Bevölkerung so bald wie mög
lich elnfache, aber gesunde Wohnungen zur Vertilgung 
zu stellen. Die Familien müssen \'Or dem weiteren 
Verderb an Leiib und Seele gerettet werden. Nach dem 
Zusammenbruch 1945 bis zur Währungsreform waren 
wir in unserem Lande leider nicht in der Lage, den 
Wiederaufbau mit Erfolg zu betrefüen. Während die 
Länder der ehemaligen Bizone ihre Baustoffe resUos 
für den Wiederaufbau verwenden konnten, sind die 
Baustoffe von Rheinland-Pfalz zum größten Teil ·in 
fremde wesUiche Arsenale gewandert. Nach der Wäh
rungsreform kam hier eine Wandlung. Baustoffe und 
Arbeitskräfte waren dann plötzlich da, aber dann 
feh.Ue das Geld, so daß auch nach der Geldrefonn mit 
dem Bauen nicht sofort begonnen werden konnte. Eine 
gev.1sse Anlaufzeit war notw<;ndi.g, und so kamen v.1r 
dann von dem Aus.rucken, vom Reparieren, vom Er,gän
z.e:n, vom zusammennageln zu besseren Leistungen. Es 
sind im Ja:hre 1949/50 immerhin beachtenswerte An
sätze und Fortschritte au! dem Ge-biete des sOZialen 
Wohnungsbaues festzustenen . Tausende von Wohnun
gen werden 1950 und 1951 !ertiggestellt werden. Hor
!entlich wird di~ Entwicklung In stets aufsteigender 
Linie weitergehen. 

Das erste Wohnungsbaugesetz, das der Bundestaii; am 
28. März d. J. einstimmig - auch clnschl!eßlkh der 
Kommunistischen Fraktion in Bonn - annahm, hat 
speziell dem sozialen Wohnun,sbau einen fühlbaren 
Auftrieb gegeben. 

Mit ffil!e des Bundes kann unser Land In diesem 
Jahre für etwa 55 bis 60 Mi1llonen DM Wohnungen 
bauen. So ist es doch, Herr Staatssekretär? (Staat~
sekretär Schmidt: Zuschüsse, ein Drittel des Bau.
vo1umens!) Gemäß § 1 des Bundeswohnungsgesetzes 
sollen innerhalib von 6 Jahren etwa l,B Millionen 
Wohnungen gebaut werden und ~ind öffentlich zu för
dern. Wir wilnsch.en von Herzen, daß dieses gesteckte 
Ziel des Bundes erreicht wird, um das fürchterliche 
Wohnungselend wenigstens einigermaßen zu mildern. 

Wir müssen uns auch bemühen, die Baukosten zu 
senken, um preiswerte und wirklich erträgliche Mieten 
zu gewinnen. Das Bauen i.st noch zu teuer. Je billiger 
wir bauen, desto mehr Wohnungen erhalten wir mit 
den uns zur Verfügung stehenden Mitteln. Selbstver
ständlich können die Baukosten nlcht auf Konto der 
Bauarbeiterföhne iehen, die von den Nazis in der 
un:gcrech.tfertigsten Welse herunte1·geschunden wurden. 

Das Handwerk steht im schai'!en Konkurrenzkamp!'.. 
Die Submissionen zeigen, daß die Bauhandwel'kcr 
Kampfpreise abgeben. A:lso auch von dieS€r Seite her 
ist kawn eine wesentliche Senkung der Baukosten 
möglich. Dagegen erscheint es notwendig, die Baustoff
preise der Baustoffindustrie und die Verdienstspannen 
des Bausto!!hande1s einer eingehenden Prü!ung zu 
unterziehen, weil ich dort eine Grundlage zur Senkung 
der Baupreise erblicke. 
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Im § 6 des 1. Bundeswohnungsgeset:z:es sind zu die
sem Zweck der Senkung der Baukosten folgende Richt
linien aufgestellt: a) die Bauforschung, 1b) die Schaf
:fung von Normen für Baustoffe und Bauteile und 
c) die Entwicklung von Typen für Bauten und Bau
teile. Auf diesen tdrei Gebi-eten hat unsere Hauptab
teilung „Wiederaufbau" schon seit lä~erer Zeit ,ei,ne 
gute und wese-ntliche Vcma11beit geleistet. Ich. verweise 
in diesem Zusammenhang auf den interessanten Be
richt der Hauptabteilung Wiederaufbau vom Jahre 
1949, in dem alle ihre Leistungen näther .irläutert und 
beschrieben sind. 

Wir haben nur den Wunsch, daß die Erfolge der 
Forschung und der Normung sowie der Typisierung, 
wie wir sie ,scllon in Rhein-land-Pfalz haben, in die 
Praxis umgesetzt werden, damit durch die Tat audl 
eine :fühlbare Senkung der Baukosten erreicht werden 
kann. 

Von den Architekten in Rihein~and-Pialz, denen wir 
unlängst eine Kammer beschert haben, erwarten wir, 
daß auch sie durch die Ermäßigung der Architekten
gebühren an den Baukostensenkungen im sozia1en 
Wohnungsbau teilnehmen. Aruf lange Sicht gesehen ist 
die solide, mit lheimatgebundenen Baustoffen durchge
führte Bauw-eLse immer die billigste. Wir !lind daher 
der Auffassung und schließen uns der Meiil'Ung · der 
Haupta;bteilung des Wiederautbauministeriums an, 
daß Holzbaracken und sonstige Behelfsbauten tunlich:;t 
zu unter,Ias\Sen sind. 

Das Land selbst muß auch dafür sorgen, daß Hem
mungen im Baufortschritt von seiner Seite her nicht 
erfolgen. Infolge der schlechten und u~enügenden .Be
setzung der Verme$sungsämter war schon des öfteren 
die rechtzeitige Vermessung von Baugrundstücken 
nicht möglich, und der Beginn der Bauarbeiten mußte 
zurückgestellt werden. 

Wir bitten das Wiederaufuauministerium, dafür zu 
sorg~m, daß die Vermessungsämter mit den erforder-
1ichen Vermessungsingenieuren und Vermessungstech:.. 
nikern 1Umgehend beset:z:t werden. 

Meine Damen und Herren! Es ·besteht Ve1·an1as
sung, darauf hinzuweisen, daß die Wohnung-sblöcke 
und Siedlungen für Heim.:ttvertriebene untl Flücht
linge dort errichtet werden, wo auch ihre wirtschaft
HdJ.e Existenz gesichert erscheint. Es hat keinen Sinn, 
die unglück'lichen Menschen dorthin zu verp:filanzen, 
wo übe1'haupt keine Aussicht besteht auf ArbeH.sein
satz; lediglich die Vermehrung der Einwoihnerzahl in 
ir.gendeinem Kreis oder einer Stadt. durch F11.ücht,.. 
linge wäre mehr als ein Fe,h~er. In dieser Fragewäre 
es zweckmäßig, wenn Wfrtschafts.miniGterium und 
Wiederaufbauministerium engstens zusammenarbei
ten würden. 

Nun ein Wort zur Darlehensverteilung aus öffent
lichen Mitteln. Hier haben wir einige berechtigte 
Wünsche der Baufähigen und der Bauwilligen vor:z:u
bri ngen. Grundsätzlich sind wir der Auffassung, d·ie 
Darlehen dorthin :z:u geben, wo am raschesten und 
am billigsten gebaut wird. Wir dürfen keine Mono
PQ'lstellungen gewisser großer Wohnungsoau:gesell
schaften zulassen. Die Darlehen aus öffentlichen Mit
teln sollen auf <breiterer Basis verteilt ,,~rd"e-n. I.ns-oe
sondere müssen die bestehenden Gebäude des Pri
vatbausbesitzes,, der ·heute noch im Lande der· größte 
Hausbesit z ist, berücksichtigt wer<len, um sie vor 
dem weiteren VerfaJl zu 'iJChütz.en. (Zurufe: Sehr gut!) 

Die vorhandenen Straßen, Kanäle und Versor
gun,gsleitun~n müsssen aus Gründen der Billigkeit 
im Bauen aus,genüt:z:t werden, da sie bei Neu:bau:ge-

bieten sehr große Kosten verursachen. Nach § 16 de,; 
1. Buooeswohnunggesetzes ~ind wir verpflichtet, nach 
dem Gesagten zu handeln. Dort heißt es u. a . in 
Absat-z 2: 

.,In Gemeinden m'it Kriegszerstörungen sollen im Rahmen der öffentlichen Aufoaiupianung be
-sonders die Wiederherstellung und der Wieder
aufbau von Wohnungen gefördert werden." 

Gewisse Vorgänge im Lande haben uns veranlaßt, 
auf die Verteilung der öffentlichen Baumittel näher 
einzugehen. So .bat sich unlängst im Kreise Alten
ltirchen folgendes ereignet: 

Der dortige Landrat hat zur Sfü..ung des Bewilli·
gungsaus.schusses am 5. Juli dieses Jahres in Koblenz 
17 Darlehensgesuche :z:ur Bewilligung eingereicht. Ein 
~such von den 17 W'Urde genehmtgt, und 16 wurden 
abgeiefui.t. .. 'ffagegen· wurde ein Darlehensbetrag von 
nahezu 100 000 DM der MitteJrheinischen Heimstät
ten-GmbH. untl <ler WestfäJi,schen Wohnstätten-AG. 
zu.geteilt. Eine Zusammenstellung h a t. er>geben, daß von 
d~ bisher im Kreise Altenkirchen verteilten Dar
lehen die Mitt-e'lr'heinische Heimstätten-GmbH. den 
Bewag von 718 000 D\M - das sind z,und 80 v. H. - er
hail.ten hat, während die Privaten und die kleinen Ge
meinden nur 187 000 DM erihielten - <las 'sind etwa 
20 v. E. (Zurufe: Hört, hört~) In der Pfalz im Kreis 
Frank~nthall wurde uns ein ähnlicher Fall gemeldet. 

Meine Damen und Herren! So gehen die Dinge nicht 
weiter! Wir müssen bei der Vertei1ung der Darlehen 
elnen anderen Maßstab aniegen, der allen gerecht 
wird, weH auch der private Hausbesitz die Zweckge
bundenheit der Mittel vom Bund her auE aHe Fälle 
anerkennt. d. h., daß er auch Flücht1inge aufnimmt 
b:z:w. die Altwohnungen, die durcli. Neubauten und 
Wiederiaufbauten freiwerden, den Flüchtlingen z-u
kommen läßt, weil ,sie dort bi'll.iger wohnen als in den 
neuen Gebäuden. Wir büten daher die Hauptabtei
lung Wiooeraulibau, von Koblenz au,s den Behörden, 
die die Darlehen in let:z:ter Instanz vergeben, einen 
neueµ, . Y~r~~~~tj1liJssetl, der der gerechten Forde
rung im" '.Lande 'entspricht, vorzusch1·eiben. 

Wir haben noch einen Wunsch. Es vräre nach 1.m
serer Ansicht zweckmäßig, wenn beim Wiederaufbau 
der z1::rstörien Gebäude nicht mehr die Einreichung 
voller Baupläne zu erfolgen brauchte. Wenn das Haus 
wiede1· .so aufgebaut wird, wie es war, d.:mn 11iegen die 
Pläne oben -beim Bauamt und ,sind auch in den Hän
den der" Bauherren. Wozu muß dann der .geplagte 
Hausbesitzer nochmals e inen Arclütekten anrufen, um 
neu·e •kostJspielige·· ·Plä°ne machen zu lassen? {Zurufe: 

/
· .. . ~!i!P,;J; .. ,gJJ.j,/),, .. g~i;,t ... ~.m!;l~~~kr~t~r:. Vie1leicht ist es mög

... U~t .. :11Jtt:::9.w..,. .. ~Wi~t .. ~µie F;rleichter ung dem Haus
besit:z: {:1raußen im Lande z.u verschafüm. 

M:,ie~ l)ame.n 1.l,.O..d Herren! Ich komme zum Schluß. 
Wir stimnwn dem Haushalt des Wiederaufbau
ministeriums zu. Ich glaube, daß gerade das Kapite!l 
Wiederaufbau. eine Ang~egenheit ist - von der auch 
mein Fraktionskollege Dr. Zimmer in der General
debatte sprad1 - , die man a1s Kollektivnot, ja als 
Kolle-kt!:v'eic-n.cl be:>:ei.chnen kann. Nachdem auch der 
Bunci' "'fu:" ''1:ie:Lspie-füafter Form das 1. Wohnungsbau
gesetz angen9,mmen hat, dürfen wir vielleicht erwar
te,n, daß a.uc'h de,· Landta-g von Rheinland-Pfalz de,m 
K.apl.tel „ W:iederauibm1" seine einstimmig,e Zustim
mung ~libt. (Beifall bei der CDU.\ 

Viz.epräsi.~ent Zieglec 

Das Wart hat der Abgeordnete F1ttler von der 
Fraktion dci; SPD. 
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Abg. FiLllcr: 

Meine Damen und Ht•rre,11! Ich habe d~n Aus
.C~on mc-inc::; :reh1· ve1-ehl'ten Herrn VorrednC'l'S, 
der auch Fachmann ist, nid\t sehr viel hinzuzufi.igcn. 
Ich k:i.nn namens meiner Fraktion erk!ären, daß wir 
dem Etat der Hauptabteilung I, d. h. der Abt-P.il'tt.ng 
Wiooeraufuau, zusUmmen. 

Allerdings hätten wir noch verschiedene Wünsch(', 
die zum Tell schon in der S1tzung des Wiederaufba.u
ausschu.ssos vom April dieses Jahres geäußert wul'
den, und zwar wegen der Schlüss<>lung. 

,Der Wicderau[bau.aUS9ch,uß hai damals folgendes 
bc:schlos!>cn: ,;Der Wiederauf:bauausschuß ersucht das 
Ministerium für Finanzen und Wiederau!bau, vor 
Bekanntgabe eLn~ Sch1üsi,cis, der der Verteilung 
5ff.enl1lchcr Gelder xugrun.de ,gelegt \~lrd, mit dem 
Wieodex.aurbauau.sschuß Verbindung a.ufzunehnwn und 
ihm die g®lanten Verteilungsmaßnahmen so rechl
ze.iUg bclcannlzu.ge~n, daß der Wiederaufbauausschuß 
vor Verö.tfenilichun.g durch das MinisterL,um dazu 
Steilung ncllmcn kann." 

kh muß bemängeln, daß · hlerauf nichts .geschehen 
ist bkl jelzt. Dahor kommen auch jetzl d'ie einzelrwn 
Beanstandungen bezüglid1 der Verteilung. 

Über die Erfolge des diesjähdgen Wohnungsbau
priog:ramm:s tst in der StaatSlzeitung Nr. 10 ein großer 
Art.Lkcl erschienen, der ,auch die cntsprechcn<len Zah
len b<.-kanntgibt. In der PraxiLs dracußen erg€<ben skh 
durch die Zweckbestimmung der zu verteilenden Zu
schüsse immexhln gewisse Schwiet'igkeiten, weH hier 
nicht dc.:,m sozialen Wohnu.ng9bau so gestouert werden 
lcal11Tl, z. B. für kinderreiche Familien usw., wie ge
wünscht. .sondern nur für FlüchUin,ge und solche LeutR, 
eile untex· den § 31 des Soforthllf~esetze.s fallen. In 
der .Praxis dllrilen ·hieraus groß,e,Schwierlgkciten ent
stehc.n. Die Gem.cinden, dtl.e in dC'T Ha.uptsache Träger 
des WOihnungshuues ~ind, wierden, wenn dies.c Neu
bauten durch Flüchtlin.g,e b-esif'delt werden sollen, 
nicht allein die Unterstütmmgen zu zahlen haben, 
sondern sie werden ruuch noch die Mieten z.a,hle-n müs
sen. Wenn hier der soziale Wohnungsbau und auch 
der oonst.igc Wohnung:,ibau durch Zuschüsse geför<lert 
werden könnten, wäre jedenfalls die Möglichkeit vor
handen, daß man ednc ganz.e Reihe von Fluehtlin,gi:n 
in die vrescntlich biUigeren Altbauwohnungen setzen 
könnw. .A!ußcl'tiem wäre auch nricht unbedingt erfor
derlich, daß man 2JChn, zwölf oder mehr Flüchtlli,n.ge 
'llluf efncn kleinen Raum setzen muß, sondern der 
besiseron Eingewöhnung weg1m kämen sie viel me'hr 
mit der anderen Bevölkenmg in Bel'ühmng und vvür
don sich schneller eillJ!c'bcn, wenn die Wohnungen 
!besser verteilt werden könnten. • 

Der Wiedlerau!baueusschuß h,;,.t jn seiner Sitzung 
vom 13. AprN auch don Minister füt· Wiederaufbau 
ensucht, Z1U prtlfen, wie und in welcher H-0he Mittel 
für den ~1,lalen Wohnungsbau .durch das Land be
reitgestellt werden könnten. Aus den dem Hohen Haus 
genilgend !Jo:kannten finanziellen Gründen konnten 
im ordentlichen Haus.hall kclne Mittel bereltgestem 
werden. Aus diesem Grunde wird meine Frak
tion clnen Antrag Z.ur Bereitstellung von Mitteln 
auf dem Anleiheweg ednbrlngon, der zur Zeit im Büro 
des Lan!dtag~ vervlelfältigt und Ihnen dann nachher 
v~egt werden wird. 

Vizepräsident ZiegJ.er: 

Der Ab.geordnete Frank von der Fraktfon d,er F'.DP 
hat das Wort. 

Abg. Frank: 

M.eine Damen und Herren! Ich verraw Ihnen nichts 
Neues, wenn ich aiu<:h die Feststellung mache, daß der 
Wiooeraufibau im MHtelpu.nkt des alLg-emeinen Intel'
esses stehl Eben.so ist es nlichu; Neues, daß zum 
Bauen Gelder und Immer wieder Gelder gehören. Das 
!Ist ja von meinen beiden V~nern schon ausgi.eb.l.g 
erörtert worticn. Ich muß feststellen, dlill dank der 
Rührigkeit d{!G Bundeswiederaufuauministers heute 
unseren Bauw!illlgen namhait.e Beträge bereits zuie
sprochen werden können. 

Durch diiese Mittel, die z:ur Verl'ü,gung stehen, kann 
diie Bautätig1{clt angeregt wer<len, und durch Bau
tätigkeit w.kd ja wes.entlieh der Ar~it~losigkeit ge
steuert. Das Baugewerbe 1st nun einmal das Scl.Llüs..sel
gewei-bc. Wenn es dem Baugewerbe gut geht, dann 
finden viele Hände Beschäftigung und Verrd:ienst. 

Was wir bei der A"usza.hlun,g dieser Beträge zu 
wünschen haben, ist das, daß diese Beträge nicht 
allzu bürokratisch verw:allet werden und daß die 
Au.szahLung nicht ,ganz ,;() unter AuS&Chluß der Offcnl
lkhkeit s tattfindet; don.n die verschiooe,nen Inieroo
sentan werden hier - will! ich mal sagen - etwas 
neidisch aufeinander, weil sie &ich nicht im klaren 
sind, woh.iu die Gelder nach der einen oder anderen 
Seite fließen. 

Wenn diese bürokratisdlen Formalitäten etwas ge-, 
m.i1cl.ert werden, dann wir d auch die Verwaltung 
etwas mehr entlastet. Die Ausz.ahlun.g der Belt:ä.gc 
soll nach Möglichkeit S<.:hneU erfolge n, denn wer 
schnell ,gibt, der gibt doppelt! 

Wir h.al:ien von unsci'el' Seite aus den Wunsch, daß 
di·ese Umncng.e von Vordrucken und Formwaren die 
auszufüllen sind, etwas beschränkt un.d eingeschrl.nkt 
werden. Weite1lhlin milssen wir verlangen, daß d!e 
zuständigen Behörden rfulmlich nicht allzu wC'i t .aus
e!nanderlie~n, damit nicht jemand, der mal wegen 
eines solchen Zuschusse-s mit der &•hüt'tlc zu ver
kehren hat, Tage braucht, bis E'r von einem BUro zum 
.a:nld'eron hin.gdan.gt. 

Ich hätte noch etwas zu sagen über diese Kreisbau
ämter. Der Wunsch weiter K.1-e.L,;ie ist ja dadurcll er
füllt, daß di.ese Kreisbauämter wieder eingerichtet und 
daß die Vor-steher dieser Krei~hauämtet· St.aat::l~tl\le 
sind. 

Es wun.ie e,inmal ·behaupt.et., daß durch die Einrich
tung der Kreisbauämter sich die ganze Bauverv.ral
tung etwas volksnahe ,ge&talwt. Wir wUn.schen, daß 
dieser Gedanke venvirklicht wird. Dor Leite1· dieser 
K.rei!sbauämter soll Staat.sbeamte1· st-in. Das Bilro 
bleibt eine kommunale Einriehtung. Wie weit sich 
diese bcidcn Be~rüfe vereini,gen lassen, das wird ja 
die Zu:ktmrt noch lehren. Dei· Lclt.e1· dieser Kr>E:'i obau
ämter soll die zweite Staatsprillung im Hoch.buufach 
abgelegt haben. Bewähr te Kreisbaua.mi!>vorsteher sol
len bestehen bleiben. Wenn dies ,geschieht, dalliil dür
fen es a~r nur Leute !;ein, die wirklich ihrer Aufgabe 
gewachsen sind. Sie milssen ilber da$ Maß der Mittel
mäßigkeit hinaiusgc.'he,n. W,ir finden a~r dr.außen, daß 
di.ese Stellen häufig durch Leut,e besdzt sind, di,e 
nicht d[e Gewähr dafür bieten, daß sie dhr Amt von 
höherer Warte aus sohcn. Im ZusammC'TIJ'lnng damit 
vvttnschcn ·wfr das Baugen('hmLg-ung~-verf~hr~n v-"ewnt-
1,kh vereinfacht und besdlleunigt. Aus meiner Er!ah
ru.ng heraus kann kh feststellen, d~ß m.ir au! einem 
K.rel..sbaua.mt gesagt wurde; ja, die erste Vorprüfung 
ist jetzt durch.gegangen, dann kommt elne zweite Vor
prüfung, und dann kommt die Hauptprüfung. Als Mann 
der Praxis kann man nicht verstehen, wie man den 
B!lrokr.atkmus !'.o weit au! die Spitze treiben kann, 
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.A,uch mit dem Baugenehmigungsverfahren Ist wieder 
eine Fülle von Vordrucken und Statistiken beizufügen. 
Erhebungen werden angestellt, die die ohnedies ,s,chon 
sehr 'belastete Wirtschaft noch m€ihr belaste..'1. Auch 
hier il'lt eine Vereinfachung anzustreben W1ld nach 
Möglichkeit zu erreichen. Sie alle, die Sie hier im Hause 
roin.d, mit ganz wenigen Ausnahmen, -h.aben vor zwei 
Jahren kurz vor tle.m E!Jntreten der Währungsreform 
mit uns das Baulenkungsgesetz verabschiedet. Nach 
der bis jetzt eingetretenen Lage a'U!f dem -Baumarkt 
halten wir dieses Bau1enkunigsgesetz für ühc-rilü&slg. 
Das Angebot an Baustoffen, an Arbeitskräften usw. 
ist dera,rt groß geworden, ,daß wir wirklwh nicht mehr 
von einer amtlichen Lenkung reden kön~n. und meine 
Fraktion beantragt, daß wir nach Möglichkeit dieses 
Gesetz, das voLlständig überflüssig ist aufillßben.. im 
übrigen habe kh zu -erklären, daß wir ~m v.m::geleg
ten Haushaltsplan unsere Zustimmung geben we;r,d,en. 
{Beifall.) 

Vizepräsident Zie.gler: 

Das Wort hat der Ab~rdriete Schdeder von der 
KPD. Sie wollen doch zum W~edtera'Ufbau sprechen? 
(Ahg. Schieder verneint.) lc:h bitte die Ab.geordneten, 
(•1·st jetzt zum Wiederaullbau z,u spredl,en. kh -ste'lle 
fest, daß sich niemand ZlU Wort meldet. Das Wort •hat 
Herr Staiat&sekretär Scllmi<lt. 

Staatssekretär Sc h·m i d t : 
Meine ·Damen und Herren! In der A,ussprache hat 

ma-n ::iich vornehmlich, wi':' ich am,rkerunen mu.ß, in 
freundl1icher Kritik mit der Frage deir Steue·rung der 
öffentlichen Baiugelder be$Chäftigt. Lassen Sie mi-ch 
zum Verständlichma-chen uns-erer Haltung noch e-in
mal kurz >das Problem umreißen. Wir haben vom 
Bunde direkt zur Verfüg,ung 34 Millionen Mark a1UJS 
den Münzprägung,s,gewinnen, .die 1n Monatsraten von 
3.2 Millionen Maz,k zu:r V,erfilgu111g stehen. Die Letzte 
Rate steht am 1. Oktober bereit. Zu diaien 34 Mlillio
nen Mark kommen 15 MHlion\?n Merk aus der Sofoo-t
hilfe. 1.5 M.iillionen Mal'k hat das Sozialministerium 
T-<>ch· filr <len F1üchtlin.gswohnun,gsibau in seinem Etat 
gehabt, die uns zur Verfü.,ctung ,gestellt wurden. Das 
sind in,:igesamt etwas über 50 Millionen M'a:r.k. Da
neben treten d.a,n,n d,i-e Gewi,nne, die sich aus der 
Hypotheken,abwertung ei:,gcl>en, die im vorl~ Ja.ihre 
und auch in diesem .Jahre durch den TreuhandfO'J'llds 
verwaltet we·rden. Die letzteren Mittel waren zun:ächst 
gesperrt, da si,e z,ur Abdeckung der fehlends:n Beträ!ge 
aus der Wohnraumabgabe gesichert v.,urden. Nachdem 
.aber zu erwarten ist, daß die Wohrniauma.bgabe ,in 
vollem Umfang di€' Vorausleistungen deckt, werden 
auch <lie Beträge, die frühe[" der Treuhandfond;, ver
waltete und jetzt noch verwaltet, jetzt w'1eder zur 
Verfügung stehen, ,oo daß wir in diesem Jahr mit 
einem Gesamtbetrag von 60 Millionen Mark, ,die die 
öffentliche Hand zur Verfü,g,ung steHt, recl.1111,en können. 
Diese 60 Millionen Mark sind restlos zweckgebunde11'1, 
die 34 Millionen Mark nur für den Flrüchtl!ingswoh
nung$bau. die Beträge aus <l€T Soforthilfe sind zweck
gebi.mden · für Kdeg-sgeschädiigte, Opfer des Faschi.9-
mus und Flücht!Jir1ge. Desgleichen sind die Betli?:ge aus 
den Hypothekenabwertungsgewinnen el.>cnlalls tiir . 
diesen Personenkreis zweckgebunden. ,Es fehlt also„ 
der echte .s,oz;iale Förderung,sbeh,ag für den Personen
kreis - ich habe hnmer wieder darauf hingewiesen -, 
der sich mühsam -einen TeU:betrag für di€' Errichtung 
eines Häuschens erspart, aber nicht bau.en kann, we<!J 
ihm eine Restfin.a=ierung fehlt. Und dieses Fehlen 
ist <las schm€rzlichste :in unserer jetziigen iBa11.tpolitik. 
Ich muß imm€'r wieder darauf hinweisen, daß hier der 
Wegfall der Wohnraumabgabe elne Lücke aufgeris-

sen hat, die so oder w wieder geschlossen werden 
muß. Die Beseitigung der Wohnra,umabgabe war ein 
Py:frfius-Sieg'., der nicht zum Vorteil der armen Leute 
gerorcht. · Wir halben vori.g)es Jahr aus der Wohn
rauin:iabg:a;be nur fü.r die ,armen Leute gebaut, die lin 
diesem J'ahr weinend :in unseren Büros stehe-n, V\lle'J.1 
sie nicht 1,v11Iiterkommen unoct denen wir sagen müssen, 
wir bedauern, wir 1haben keinen Pfenrui<g :rnr Ver
fiiil§ung. 

Die Dücke muß aber auch a'llS einem anderen 
Grunde gesch1o~n weroen - i-ch glaube, -ich habe dies 
schon einmal !hier ~m Hause vorgetr,agen -. Wir konn
t.en bE!i. der entscheidenden Sitzung, die Ende März in 
Bonn stilttla~ n-w· mühsam die Annahme ei.nes An
~~11!!1~111~naes· ·~~'.ern vierhindern, daß nur das
j€D:t,me Land vom ·Bunde Gelder bekomme, das anteil-
1näßig sich durch eigenes Aufkommen am sozialen 
Wohn~ba:u beteilige, Ich oon der AJuffassu.nig, daß 
dieser Antr-ag iauf der I.Jänderebene im Bundesrat die
sen Winter ,vie~i· zur Debatte ko1nmt, un!d es ist z,u 
·~~'Eilen, 'cLll'.ß · der Laridtag sich rech tz.ei ti.g überlegt, 
daß dann ·d'ie Vertreter unseres Landl.""i:: nicht wi,eder 
mit l«."rell Hände.n c1a&tehen. 

Els ,i:&t hier ,der Wiunsch geä,ußert worden, daß der 
Fl-Och.tl~n,gswohnungsbau dort bewieben Vlliirde. wo die 
Flüchtlin.,cie zweckentsprechend angesetzt werden kön
ne-n, und daß vor ail1len Dingen der Flüchtlin@W'Oh
ruungsbau nll-cht so s,tark ZW!;'ckgebunden. sein dür>fe 
wie . das 'z.ur .. Zei( vorgesehen <ist. 1n beiid.en ,Fällen 
decken sich Ihre Wünsche mit den unseren. Wir ,haben 

, .. ll:lurtä~st 'in · ·zu·sh•mmena.rbeit mit dem Sozialministe
rium und ,dem Wirtscha:!tsministcr,i,um unseren Flücht
li.DJgSIW'olmung;sbiau vornehmlich dort angesetzt, wo die 
F1üclitling,e Aussicht' ·ha,ben, eiMs Tages Arbeit und 
Brot zu finden. WJt· sind durchaus- der Meinun,g, daß 
der Flüchtlingswohnungsbau nicht dort betrieben wer
den ·kann, wo die Flüchtlinige Jetzt, ,damit sie ein Dach 
iil:)er den Kopf bekommen, e~n.fach hingesetzt werden. 
rn· den Genielnden ,muß man skh vorübcz,g,ehend mit 
der Anhä<l.lfun~ in dem Wohnun,gsbesatz abfinden. Wir 
können abeif' 'nu.r dort bauen, wo der Flüchtling auf 
dfo Dauer At·be-it unid Brot finden kann. Die andere 
A.ufias~tmg bezüglich der Zw~ckbi,ndung haben wfr i:n 
Bonn wiederholt vorgetragen. W,ir haben :in Bonn a,uf 

!I di.e Unmöglichkeit ,hingewiese-n, daß man heute vor-
9dh.Mbt, daß ,jeder Flochtlingswo-hmi~·sbau auf 20 

1
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. Jah~ dinglich g~~icher t wetiden muß, d. h. wenn wir 
'heute ein,e,m Gelder aus den 34 Millionen Mark ;,;ur 
Verdlügun:g '&tc1len, dann muß d€r Geidnehmer eine 
dtnigJ,i.che Skheriut~g ernge,hen, daß er ·die mit Hilfe 
dlies,er Gelder ersteHt.en Wohnungen auf eiITTen Zeit
['aum von 20 Jatl"iren nur Flüchtlingen 2l\ll' Verfügung 
steIIt. Tut er dies nicht. wird die Hypothek sofort wr 
RückzahLung in vollem Umfange fäl[ig. Wir haben in 
Bonn d!al:'au:f hingewiesen, daß man hjer -g;:;-raid.eiiu 
Flücl1tlin,gsghettos smnfft und <laß man c\.ie Flücht
linge ,;'On' d~r übrigen Bevölkerun,g trer,nt, tmd daß, 
wenn nach 2-0 Jahren urusere Flüchtlinge noch Flücht
-li.n@e slnd, ihre Probleme .füret•haupt nicht gelöst w,ur
den.. A'llch aus -den Gesichtspunkten der Miiet.s.teuerung 
und dE·r sozialen Füroo1•ge ist dies unmöglich. Es gibt 
viele Einwohner .in u,nsere.m Land. die gerne eine 
etwas. höhere Miete in einer Neu.ba,uwohnung bezaih
len. . ·w:e.nn sie au.s dicszm oder jenem Grunde ihre 
Wolmunig cimnal wechseln können , dann könnte man 
Wohnungen. .d:ie dann frei werden. Flüchtlingen zu
vre-iscn, die Miete-n werden für dies.e bi]l.iger tmd die 
Soziallasten nied:r:ia~r sein. Wir ;haben in Bonn immer 
wieder gesagt, entscheidend ist doch, daß den .Flücht
lingen sch:ledithin entsprechende Wohnungen :wir Ver
fügung ~teilt werden, es soll doch gleirh ~ein, welche 
Wohnriiume freigestellt werden. Bis ztir Stunde si:nd 
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wir mit unseren Bemühungen nicht durchgekommen. 
Die gleiche Zweckbindurug .bestand auch tür die Gelder 
aus der So!or!hil!c. Hier konnten wir weni.gstenis 
erre1chcn, daß bcz.üi;:lich der Soforthilfegelder auch der 
Personenkreis eing.eschl-0..•i~m werden kann, .der nkht 
nur ein Haus verloren hat, .sondern der auch in rer
störlen Wohnungen -als 0Mi-elet· gewohnt hat, so daß 
es uns hic.r möglich ist, einen größeren Personenkreis 
von AUel.ngescsscnen ziu betreuen. 

Entsp.rech1.•nd de-1· hier ,geschilderten Vorschri!Len 
ergab sich rur uns zwangsläu!ig der Be,\'.h'tsehaftun.gs- · 
plan für die zur Verfügung stc-henden Gelder. F1ücht
Lin.gswohnun,g<•n mit der scha1,fen Zweckbindung wer
den v,on den privaten Bauherren nur se.lten gebaut. 

Der pr'!vatc Bauherr sagt um,, wenn ich 20 Jahre 
ei-nc cfü.")i;:'lkhc Sicllerw1ig ein.gehen soll, ist <las Dar
lehen für mich n:tcht mehr von Interesse, ich weiß 
ja ntlcht, wen kh ln dcn 20 J:ahf'l•n in mein Haus be
komme, also ich ver2lichte auf Darl-eihen, - so daß wir 
notwendigerweise ·aur die öfft,ntllchcn Bauträger, a.uC 
d.l.c Genossensdlaften und auf die Gemeinden ~us
wieilchen mußt.en, um überhaupt Wohnungen gebaut z,u 
bekommen. Darawi ergibt sich dann die Verschiebun,g 
in den Anteilen an den öffentlichen Geldern. Wir ha
ben schon dm privaten Bauherren gesagt: Laßt euch 
doch nicht von den 20 Jahren stören, denn in 20 Jah
ren sieht die Welt anders aus, und wir sind ilberz,e,ugt, 
daß trotz d~r dmg1i~n Skherung die .ße:lastung in 
den nächsten Jahren dw-ch irgendwt;lchc Vorgänge 
nicht mehr wirksam sein wird. ,F.s g.Lbt tn,ivate Bau
herren, die folgen unserC'r Meinung und ge:hen das 
Risiko ein, es gibt auch eine iaru:e R.:ih•l privater 
Baul1encn, d:Le sagen: noln, das sind VorstellungC1n, = v..~ir n:lcht \\'isscn, ob sie realisiert we,l'dcn, und sie 
lrefon dann von ihren ·B::11uant!'äg('n zurück. Wir muß
ten also au! die örrenillch,>u Bauträger zurück~reHen, 
um das uns zur Verfügung stehende Gt;ld möglichst 
schnell wirksam werden 2JU la!'lSen. Unld wir ,haben es 
auf unserer Landesebene ln ·einem Umi'..m,g wtrksam 
~rdcn lassen - d!l!S ist keine i1berhel.Jliche Feststel
lung, sondern eine tatsikhll<-hf' F•·ststelhi'l"g -, wie dde,s 
1'n keinem anderen Lande Westdcuts-chJ,ands bisher 
erreicht wurde, eine Feststellung, die auch kürzlich 
der Bundcswohnungsmlin.ist.er öffentlich getroUen hat. 
Deshalb, weil wlr uns im Winter bcl'eits nach den 
möglichen Bauträgern umsahen, nachdem un:s die 
Zw«:ltbindung bcka.n.nt wurde. Dort, wo die Zweck
bindung nicht ~hr ,so sir.harf ist, in d~n Baumiileln, 
d!le aus der Soforthilfe verbaut werden, s.ieht die 
Situation bereits anders aus. Von den Soforthilfe
geldern sind 50 v. H. der bereitgestellten Mitl<:'1 in den 
pr!.vaten Sektol' hincingo!lossen. 20 v. H. in den Ge
mc1Lndesckto1· und nur 30 v. H. in d'ie geno~sen~C'haft
lichen BaulrH.ger, WC'iq hier der Bauvlllle ent~prech·end 
der a:urgelockcrwn Zw€<:klbindung von ~en privaten 
Dauhcncn vel"IDC1hrt war. kh horte, daß unsere Vor
&bcll.ungcn, wenn auch nk:ht Ln diesem Jahre, so doch 
·w·c-ntgstc-ns Lm näch!:tc.n Jahr zu REige1un~n !Uhren, 
die hn Sinne Ihrer Wünsche und unserer Wün~he 
liegen. 

Die Frage der zentralen Bca.t,bcitung Im Ministerium 
,fst ebenfa[ls immer wieder Gegenstand lebhafter 
Ktitik. So sehr 'Mir Verst-ändniY dafür ·haben, glruu.bcn 
wir aber aus GrUnden der bc-ochleun!gten Bauförde
rung und ein-er überörtlichen Kontrolle nicht darauf 
verzichwn .zu können. Aus Grlltnden der beschloonig
ten B01Uförde11ung d~shatb, wen wir bei uns sof'o!'l 
überseh11:n, ob die vorgelegten Anh·äge den Ri<?hllin.ien 
cnli:iprechen. Das tun sle nicht immer. Wir bekommen 
z.B. Anträge von Landräten vorgelegt, die völl'i.g 
außerhalb jeder Baumöglichkeit Hegen. Herr Kollege 
Reichlin:g, wir haben Bauanträge vorliegen, die eine 

Wohnraumgröße von 15 bis 20 qm tunfasoon, Bau
anträge vorliegen, wo für fünf oder sedis Parteien 
ein F1ureingang vorgesehen Ist, Bauantt-äge wo die 
Frage der Kloscttanlager:i usw. gar nicht ge'klärt Ist. 
Die Din,ge müssen w1r be-i uns ausschc-iden. Wenn llie 
draußen bearbeitet werden, dann entstehen Bausch:11-
de.n, d1e wir gar nicht verantworten können. (Zuruf 
Abg. Jahn: Haben das die Hocllbauämter denn nicht 
begutachtet?) Nei.o. die Anträge gehen ja direkt von 
den Landrliten zu uns über die Regierungspräsidenten. 
Wir müssen aber auch aus einem anderen Grunde 
s.teuern. Wir geben ja nur einen Teilbetrag 'l:tl dem 
Bauvorhaben. Wir cr9Chließen mit den 60 Millionen 
Mark sdl.ätzun,gsweise ein ,Ba"Uvolumcn von ungefähr 
150 bis 180 Mlilllonen Mark. Bei uns Laufen Anträge 
ein, wo die Antragsteller ihren vollen Finanzie:rung.:;
pl'an vortragen. Bei der Überptiifun.g stellen v."ir föst, 
o.aß dieser FLnanz.ierungsplan fingiert ist, daß die 
Baiuherren nur unser€-tl An teil wribaucn .und dann 
den Bau als Ruine liegen lassen. Das wollen wir nkht, 
sondern wir wollen in jedem Falle kontrollieren, daß 
der Bau tatsächlich fertig wird. Deshalb scheidm wir 
alle die fingierten Anträge aus, und wir müssen heute 
schon da.zu übergehen, Zusagen in erhcl:>HclK'm Um
fang zu revidieren. Das sind alles DLri.ge, d'ie uns be
stimmen, 2JU bitten, es bei der jetzigen negefong z:u 
bel,a,;sren, nachdem wir feststellen, daß der bauwdrt
scha:ftliche Erfolg bei dem jetzigen Verfahren gesichert 
J:sl Das ist doch das Entscli.eiden'<:ie. Wie sehr dff baiu
wirt.scha!l1ichc Erfolg gesichert i:,t, davon n,ur cln 
paar Zahlen. Wir haben im Jahre 1948 am Tage der 
Währungsreform in unsC'rem Lande 55 400 gemeldete 
Bauarbciter in Hoch und Tief gehabt. Wir habc.'tl zur 
Zeit eine M.e'Ldung von 83 000. Desclüictigt sand von 
diesen 83 000 zur Stunde 73 000, das $ind fast 2-0 000 
mehr als am Tage der Währungs.reform überhaupt 
als Bauarbeiter gemeldet warc-n. 

Darin sind die Tiefbauarbeiter enthalten, die heute 
bekanntlich am schwersten unterzubring€n sind. Im 
Hochbausektor haben wir nur eine gewisse Arbeits
losigkeit in den Arbeitsamt4:>e;lirken Mainz, Worms 
und Kaiserslautern. In aHen übrigPn Landesgebieten 
ist die Arbeits1osigkeit im Hochbausektor praktisch 
beseitigt. In vielen Bezirken mricht t.il'h bereits f,in 
Mange1 an Baufacharbeitern bc,merkbar. Wir hofren, 
daß dieser Besdiäft.igungsstand nur Grund unserer 
5y-stematischen Streuung, die auch ein Bestandteil 
unserer zentralen Planung ist, bis zum Ablauf der 
Saison ge,haHen werden kann, denn au·s den Förde
rungsmaßnahmen beginnt das Bauen ja erst Jetzt In 
breitem Umfange. Dieser Erfolg sollte Sie eigentlich 
bestimmen, an dem System, das wir entwickelt ha
ben, festzuhalten und dabei uns anzuhalten. Mängel, 
die in Einzielfäl1en auffreten können, schn<c'll zu berol
tigen. Id1 glaube, das ist der richtigere Weg. Es g[bt 
siche11ich Mängel - ich werde den Vorgang des Krei
ses Altenkirchen üh<?rprüf~n -, wenn <c'S so ist, wird 
die Geschichte bereinigt werden, aber wenn hente 
die Baugenossenschaften Großträger des Ba•.1ge
schehens sind, dann aus Gründen der Baubeschl~u
nigung. Und ich darf Ihnen sagen, viele Gem<?inden 
gehen ja a,uch einen einfacheren Weg. Sie kcmlm.:n 
heute gar nicht mehr mit Einzeldarlehen zu uns, 
sondern wenden sich an die Großbaut1·~er und 
sagen, ihr könnt das ja alles viel besser ml!chen als 
w:ir, und bedienen sich heute der Großbauträger in 
weitestem Umfange. 

Zum Schluß einlge Bemerkungen zur Frage der 
Kreisbauämter. Herr Ko1lcge Frnnke, ich weiß, daß 
die Besetzung der Kreisbauämter ebenso wie die 
Besetzung ailler anderen Bt:?hördenstel1en eine Per
sonenfrage ist. Ich habe mich aber dagt>gen gewehrt. 
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daß die Besetzung in jedem Falle abhängig gemacht 
wird von einem bestimmten Studium, kh ha,be die 
Auffassung vertreten, das wir<l nur abhängig gemacht 
von der Frage: Was kann der Mann, einerlei, wo er 
sich dJeses Können erworben hat? Sicherlich ist das 
Hochschulstudium wünschenswert, abei- es gi:bt auch 
Leute gerade im Baugeschehen, die slch durch prak
tische Arbeit eine Erfahrung erworben haben, die 
manchmal w-eit meh,:- ist als das Suudi.wn. Deshalb 
haben wir bei de,:- Besetzung nicht eL'le sture Linie 
eingehalten, sondern haben ,uns die Leute angesehen 
und haben gesagt: Was kann der .Mann?, und nur 
danach ist 'bei uns entschieden worden. Ich .glaube, 
die Beschwerden, die wir iJn allgemeinen vorgetra
gen bekommen, sind -so gering, daß die Richtigkeit 
unser€'5 Verfahrens dadurch bestätigt worden ist. 

Ich wollte Sie rum SchJuß ,bitten, die Frage des 
Bauens weiterihin aLs die wirtschaftliclle und so
ziale Angelegenheit zu besehen. wie ·sie in dlesem 
Hause seit einigen Jahren gesehen wurde. Das Mini
sterium wird seinerseits versuchen, nur nach dem 
alten Prinzip weiterzuarbeiten: Wie können wfr 
schnell; ,blllig und wiriksam ,ba.uen? Die verschieden
sten Probleme weroen bei uns im Zusarmnenhang 
als eine komplexe AnJgele,genlheit gooe,hen, auch die 
Frage del.' Bauverbilligung, wobei ich im Gegensatz 
zu dem KoUegen Reichling jetzt der .Meinung bin, 
daß im wirlschaft'lichen Sektor VerbiLligungsmö,glich
keiten bei dem Produzenten und bei <lern Handel 
sowie bei <ler Bauindustiie kaum mehr gegelben sind. 
Das Submissionsverfälhren, das wh· überalll ange
wandt haben, >hat si-ch zu einem scharfen Konkur
renzkampf aHer Beteiligten au·sgewirkt, ,so daß wir -
es ist das Wort Baulenkungsgesetz ·gefallen - JSchon 
längst nicht mehr auf solche Bestimmungen zurück
zugreifen brauchen. Die Bauverb.illigun,g ist noch 
möglich durch eine Förderung der Normungen. Auch 
hier sind wir alls Ministerium unseres Landes im 
Bunde an ernter Stelle. Wir lhaben die er:sten Nor
mung,sanordnun:gen herausgebracht Die Dinge wer
den von uns weitergetrieben. Hi.er liegt, gl~.,ube ich, 
die einzl:ge Verbilligung,smöglich:keit, die z. Z. für das 
Bnuen noch gegeben ist. Ich bitte Sie, das Baulen
kungsgesetz nicht dhne weiteres aufzuheben denn es 
enthält einen Paragraphen, d= wir noch gebrauchen, 
nämlich die Vorschrift, daß · LuXW!!bauten 1:mterlbiun
den werden können. Von dieser Vorschrift machen 
unrere Ba•uämter Gebrauch. Wir sind der M€'inung, 
daß ibei dem scharfen Kapitalmangel, den wir ihaben, 
es nicht zu rechtfertigen ist, wenn einzEilne Geldbe
sitzer .sich Bauten errichten, die in der Öffentlichkeit 
wegen ihres luxuriösen Umfanges tmd der :luxuriösen 
Ausstattun1g Unwillen erregen müssen. (Zuruf ,Ab
geordneter Jahn [CDU]: Was schon zum Teil der Fall 
ist!) In solchen Fällen sagen wir über die Bauämter, 
entweder ,sie führen rhren Bau auf die vertretbare 
Norm zurück oder wir lehnen ab. Dafür gebrauchen 
wir noch das Baulenkungs,gesetz. Im ü'b'rigen wird 
es nicht mehr angewandt. Dieser Hinweis sollte Wert 
genug sein, um es vorläufig noch beizubehalten, bis 
daß die sozialen ·Gründe nicht mehr so schar:! ,ge
geben sind. Wti,r hoffen in diesem Jahre in dem öffent
lichen und privaten Sektor ins~amt 20 000 Woh
nungen el'Stellen zu können. Das sind 10 Prozent de~ 
vorihandenen Bedarfes, ich glaube ein Baugescheihen, 
wo wir vor wenigen Jahren noch nicht von geträumt 
haben. Wenn das Land das jetzige Baugeschehen ent~ 
sprechend unseren W'ii.nis,chen noch unterstützt, indem 
es für den echten sozialen WOihmmg,sbau, der losge
löst ist vom Flüchtlings- und Krlegsgeschädigten
problem, Mittel mir Verfügung stellt, dann werden wir 
bauwirt.schaftlich auch im nächsten Jahre weiterkom
men. (Beifall,) 

Vizepräsident Ziegler: 

Mei~e Da~en und Herren! Wir gehen nun zur Aus
sprache über die finanziellen Kapitel im Einzelplan 
IV über. 
· 'b~~i:~~~t:\'.(;t"~~;~· Abgeordneter Sch<weinhardt, FDP. 

Ab g,. S,ch w ei nha rd t (vom .Platze): 

He,:-r Staatsisekretär, Sie geben uns bekannt, daß 
uns vor einigen Monaten Hoffnungen gemacht wur

. den., daß die durch die Kle~nstdarlehen ;in Not ge
·~Wiö:'lfä""'ll,fi'fä'fö:"":Ceüte; · dde sich durch Ausbau einer 

.. , :o~wi'l!oen'. '.w.ohriung noch helf.en .können. sich melden 
könnwn.. Wir haben cine große Zahl von Anmel
dungen. bekommen in den Gemeinden, haben den 
Leuten Hbffnun,gen gemacht, weil uns gesagt W'l.uxie, 
die · Gelder ,ständen zur Veriügung, und n.un sind sie 
enttäuscht, daß .in den Kreis Kreuz.nach nur 24 000 DM 
gekommen sind, und die ~ute können ihr Vorhaben 
rocht au~fübren. Ist es möglich, daß ihnen von .den 
:KlEi™itdarlehen n-0<:h etwas gegeben wird? 

V i z e prä s i d e n t Z i e g 1 e r: 

He-rr Staatssekretär Schmidt hat das Wort. 

Staatssekretär Schmidt (vom Platze): 

Es ist wab.rscli.einlich die Vorschrift übersehen wor
den, daA diese so,g. Ausbaudarlehen zweckgebunden 
sind, d. h. die damit gewonnenen Wohnungen m.üsisen 
ebenf.;j.lls Fl(.i,ch1il,illg~n zur Verfüg·ung gestellt werden, 

...... so.,.'*f:4::-.:~Y~ ,.&.Eil. al:?-~tze~ mußten, wo· die Flüch.t
li,n.g~~i.µ;igen, picht ;Sichergestetllt waren. Im übri-

. gen ist das Verfahr.en von uns sehr erleichtert wor
den. ·nie Landräte legen uns Samm€'18.nträge vor für 
all <liese Ausbauobjekte, die nicht mehr als 2500 DM 
beanspruchen. Da:s Ver.fahren ist also ganz einfach 
von uns gemacht worden. Aber wahrscheinlich wiro 
es bei l•h.nen g&,c.heitert sein an der Tatsache daß 

.. ~~t, 1;~~.!/h~~1,,.~i;-i11.., fHicht1ingwohn:ungen vorge'.sehen 
\'v<!,l,en,. , . . 

Vizepräside:I?,t Ziegler: 

Ich gllaube, daß durch die Antwort ,des Herrn 
Staatssekretärs die Frage restlos geklärt ist. 

Herr A:bgeot·dneter Dr. Boden von der Fraktion der 
CDU hat das Wort. 

A b g, D r. B O d e ll : 

f" "'"""'Mii~e'''':':Bämeü''"''ün'ci."''Herren! Nachdem der Herr 
Kollege Heep .als Beri.chhirstatter des Haushalt- und 
Flnanza.ussch'USSeS den Haushaltsplan des Ministeriums 
für Fi.nanzen und Wiederaufbau eingehend erläutert 
un,d über -die im letzten Jahre hervorgekehrten und 
f1?-' das neue Jahr zu erwartenden prägnanten Ding,e 
bii.n.alUS six:h a"Uch mit vielen Einzelheiten beschäJti"t 
hat, darf ich wohl, in etwa auch gedrunrgen durch die 
Zeitnot, im Telegrammstil zu seinen Ausführungen das 
kurz vortra,gen, was ich namens meiner Fraktion vor
zutragen habe, lllffi mich dann wenigstens in einigen 
Minuten auch mit .der Hauptaufgabe beschäftigen zu 
könner,, nämlidh ein kurzes Wort zu dem Gesamtab
schluß des Haushalooplanes zu sagen. 

Herr Abgeordneter Heep hat zunächst auf die Tren
nungsentschädigung Bezug genommen. ,und ich darf 
namens mefn~· Fraktion das, was er ·aus"eführt hat 
nur unrersfa~16hen: Äuch wir halten die ""Gesamtaus~ 
gabe hierfür von etwa drei Millionen für außerordent
lich hoch. 'Auch wir; das möchte ich ganz besonders 
unterstreichen, sind der Auffassung, daß hier in cin<?m 
besonderen Maßstab auch produktive Arbeit geleistet 
w~den könnte, wenn man über roe 549 000 DM 'hinaus, 
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die er!reu!ic..llerweise im letzten Haushaltsjahr schon 
dafür veranlagt worden sind, einen wesentlich höheren 
Tell der nun einmal notwendigen Trennungsents,:h~
dl,gun.gcn dafür verwenden sollte, daß !ill' die Beamten, 
und zwar nichl nur an den ReJierungshaupt~fädten , 
sondern auch im ganzen Lande verstreut, da, wo sich 
die Notwendigkeit ergi.U, Wohnungsfürisorg~ gdrie
ben wird. (Zurufe: Sehr richti,g!) Der Kollege Heep ist 
auch weiter eingegangen auf die Übersiedlung der 
Regierung nach Mainz. Auch ich dar_f n:amens meinet· 
Fraktion unserer Freude AuSldruck verleihen, daß die 
hierfür in An.salz gebrach~n 900 000 DM noch mit 
100 000 DM unter dem Betrag liegen, der damals 
gena.runt worden ist, und ich darf ebenfalls unter-
streichen, daß der Herr Finanzminister im Haushalts
und Finanzausschuß schon betont hat, daß er sogar 
ho.f!e, mli etwa 800 000 DM aw:wkommen, und zwar 
a Konto der Tatsu.che, daß die Speditionsausgaben, 
wobei man hier von ganz fabeihaClen Summen ge~ 
sprochen halte, sich wesentlich biHiger bei der Ein
holung der entsprechenden Voranschläge heratL~ge-
stellt hätten. · 

Ein kurze.;; Wort auc:h zu den Zuschüssen und Zu
weisungen an die Gemeinden und Gemeindeverbände. 
Wenn der HeIT Kollßie fü>ep den Eindruck des Hatl.'l
ha!ts- und :Flinanzausschµsses wiedergegeben hat mit 
den Worten, daß wir alle erschüttert gewesen seien , 
so kann ich diese Erschütterung auch 1.>.uf me"i ne 
Part~ri•eunde bezJehcn. Am•h wir waren auß.erordent
Uch erschüttel't - 'ich bille zu bedenken, daß ein Groß
teH nicht nur Konununalbeamte, sondern auch Kom
munalvertreter in den niedrigen Instanzen, al:so in den 
Gemeinden, K.r~L,;cn und Städten ist -, als wh: die H:er
abse~ des ~tto):lds von 42 auf 63 Millionen ent
gegennelunen mußten. Wir haben aber die Hoffnung, 
daß 'Sidh hier vielleicht 'im Laufe des Jahres, sei es 
mltlclbar 0~1· unmittelbar, größere Unterstützungen 
doch noch ermöglichen werden, wünschen aber vor 
allem, daß die in dem Haushalts- und Finanz:msschuß 
gemachte Zusage, daß diese Summen auch effektiv 
Monat !ür Monat zur AiusschütiLLrt,g kommen,, ein
gehal!.t."Il wird. 

Ein kurzes Wort zum Oberl'inanzpräsidium. Me-ine 
FroJ.üion ist außerordentlich erfreut, daß sich au! die
ee'In Geblelc durch den Zusammenschluß der Lan.des
linanz.ämtet- von Koblenz und Neustadt, man kann 
wohl sagen, in so beruhigender Form ein Stück 
Ven~raltungsre!ol'm In aller Ru'he vollzogen hat. Und 
wir ho!!en, daß die Edelchtet'ungen, die in finanzieller 
Dezlehung dadurch in dem diesjährigen Haushaltsplan 
zutag,e treten, skh in der Zukunft noch besser aus
wirken werden. 

Und nun meine Damen und Herre n, zu dem Ge
.samtübersci1lag. Sie finden ihn in der 'übersieht, der: 
über die Einnahmen und Ausgaben des ordcnt1ichen 
Haushalt_.. des Rechnungsjahres 1950 als Anlage zur 
Drucksache II/1496 gegeben ist. Nach der Beratung 
der Gesamthaushaltspläne durch den Ministerrat hatte 
sich ein Defizit von etwas über 159 Millionen rür das 
Rechnungsjahr 1950 ergeben. Nach der Uberprü!ung 
und .der Vornahme zahlreicher Abänderungen durch 
den Haushalts- und Finanzausschuß stellt sich nun
mehr das De!izlt au! 88 221600 DM. Davon entfallen 
etwa 8/, au! die ordentlichen Ausgaben und die aUge
meincn Ausgaben und 1~ auf die einmaligen Ausgaben. 
Meine Fraktion hat 1m zusammengehen mit der SPD 
Ihnen in der Drucksache TT' l 518 einen Vorschlag unt~r
breitel, dier eine Ermächtigung oder sogar einen Auf
trag an den Herrn Finanzm!nLster darstellt und den 
Wortlaut ti:ilgt: 

,,Der Landtag wolle büs<.:hließ!:n : 

.. Der Finanzminister wird beauILragt, die in der An
lage aufgeführten im ordentlichen Haushalt für 1950 
aus.gebrachten Investitionsausga,bcn aus dem ordent
lichen in den außerordentlichen Ilamhalt zu über
führen un.d aus Anlei.he:mitteln zu decken, sobald sich 
eine mit .allen Mitteln zu erstrebende Möglichkeit 
der Au!nahme einer lang- oder mittelfristigen An
leihe ergibt." 

In der Anlage finden Sie dann eine Zusammenstel
lung der verschiedenen, ledigUch dem Wiroeraufbau 
zugedachten Ausgaben aus, ich möchte fast sagen, 
allen Haushaltsplänen zusammengestellt. In diesem 
Gesamtbetrag von 18 I 16 000 sind a:ilerdings 5 500 000 
D-Mark enthalten, die durch den Sonderantrag meiner 
Fraktion zu dem außerordentlichen Hauhalt in der 
Vorlage IL11503 mit 25 Mrnlonen eingcsct:z.t sind, 
.so daß sich der Betrag au! etwa 12,5 Millionen DM 
ermäßigen würde. 

Meine Damen und Herren! Ich darf Ihnen ver
sichern, ich würde untn beide Vorlagen mC'ine Unte1·
schrift nicht gesetzt haben, wenn kh nicht im Innern 
davon überzeugt wäre, daß eine gewisse Ho!!nung 
berechtigt ist, daß wir im Lauf~ dieses Rechnungs
ja,lu-e; doch in etwa noch für kommunale und staat
liche Zwecke wieder zum mindesten m!tt€'1fri~ti.ge An
.J.eihen in dieser oder jener Form lx-kommen. Ich 
möchte allerdings in unmittelbarem ZusammenhanJ 
damit auf eine Vorlage der Sozialdemokratischen 
Fraktion zurückkommen, die v.t d~ eben erwähnten 
Antrag auf die 25 Millionen, die ich vorgestern begrün
d,en konnte, in der Drucksache II/1505 gegeben ist, wo 
gebeten wurde, vor allem in der Roten Zone soll ange
fügt werden: der schwer.geschädigten Städte. kh 
möchte den Herrn Antra~teller, den Kollegen Schäfer, 
bitten, diesen Antrag nicht au!recll.tzuerhalten, 'l.llld 
zwar aus folgenden Gründen: Ich h&lX' nnt meiner 
Fraktion zusammen, bewußt und gewollt, in un~rem 
Antt·ag nur von der Roten Zone und zu Erweiterungs
bauten für die Aufnahiu~ der zu envartenden 9000 
F1üchtlingssclmlkinder gesprochen, weil ich ho!rte, 
durch diese Spezialisierung Mittel flüssig machen zu 
können die wegen dieser Zweckbestimmung einmal 
Fürsorge fiürs Grenz:gebiet und das and~re Mal Für
sorge fürs Flüchtlingwesen der von mir erhofften 
Verbcsiscrung des Kapitalmarktes eher zugeführt wer
den können als für die Verbcssenmg des K.ap1tal
marktes im allgemeinen. 

Nun, mcine Damen und Herren, diese Herabsetzung 
des Defiz.its von 159 Millionen auf etwa 88 Millionen 
"vürde sich verbess-~rn, wenn es gelänge, diese Ober
tragung der 18 bzw. nach Abstriuh d{'l' Sctiulbauaw
gaben um etwa 12,5 :Millionen. lch mlichte aber aus
drücklich damit kein Zweifel darüber besteht, zu 
diesem Antrag ll/1518 sagen, daß die Ansätze im 
ordentlichen Haushaltsplan in der Höhe von 18 Mil
lionen im Ansatz bleiben und auch entsprechend 
monatlich verwandt werden sollen. Erst wenn dte 
Anleihe sich als möglich el'\vcist und aufgenommen 
wird, soll der Herr Finanz..,ninister beauftragt sein, 
diese Transferierung vorzunehmen. 

'Meine Damen und Herren! Die Herabsetzung au! 
etwa 75 Millionen würde sich auch noch etwas giln
sttger stellen, wenn - wie schon mehrfach, vor allem 
vorgt:!Stem - eile hier als notwendig bezeichnete ge
rechte1--e Beteiligung des Landes an der Interessen
quote des Bundes durc'hgeführt würde. Auf Vorsclllag 
des Herrn Fin.anzmlnisters haben wir hier einen vor
läufigen Ansatz von 10 Prozent de1· vom Bund ru Iof
atenden Ausgaben vorgenommen. kh bin aber der 
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Überzeugung, daß diese 10 Prozent noch zu hoch ge
griffen .sind; denn wenn u..-1sere rechtliche Forderung, 
von der ich vorgeßtern gesprochen habe, durchgeführt 
wird, dann können wir auf Grund unserer Steuer
kraft - also mit dem Prozentsatz unserer Steuer
kraft - herangezogen werden. Und dieser Prozentsatz 
liegt unter 10 Prozent, so daß auch hier noch einmal 
ein Millionenbetrag erspart werden könnte. 

Meine Damen und Herren! Ich habe vorgestern bei 
der Beratung des Haushaltsplanes des Herrn Minister
präsidenten, ausgehend von dem Abschiluß für 1945 -
ebenso wie es in der Generaldebatte schon geschehen 
war u11d es vorhin auch der Herr Berichtel."Statter des 
Ausschusses getan hat -, dem Herrn Finanzminister 
und seinen Mitarbeitern die Anerkennung meiner 
Fraktion ausgesprochen. Ich habe allen Anlaß, das 
heute dem Herrn Finanzministe1· persönlich gegenüber 
11ochmals zu tun. 

Ich habe heute in den frühen Morgenstunden die 
Tageszeitung zur Hand genommen und konnte dabei 
mit Befriedigung feststellen, daß ,das, was Wlir ·vor
gestern hier ausgeführt haben, .gestern im Plenum des 
Bundestages von dem Herrn Finanmninister in aller 
Öffentlichkeit vorgetragen wurde. Ich darf hoffen, daß 
es Erfolg haben \,,ird.. Jedenfalls glaube ich hier sage!1 
zu dürfen - ich habe bis zur Stunde noch keine Gele
genheit gehabt, mit m8!iner Ftaktion darüber zu 
sprechen -, daß ich mich der ejnmütigen Zustimmung 
meiner Fraktion sicher weiß, Herr Finan1..minister, 
wir stehen in diesem Punkt hinter Ihnen. 

Es ist eine Forderung des Rechts hinsichtlich der 
Interessenquote, hinsiichtlioh des Bundesfinianzaus
g:eichs zum mindesten eine bet-echtigte Bitte an den 
Bund, daß hier die Ansätze eingehalten werden, die 
ich eben skizziert habe. Dieser Rechtsanspruch kann 
auch nicht - ich h~.be alle Achtung vor den Finanz„ 
ausgleichskenntnissen des Herrn Bundestagsabgeord
neten Dr. Fopitz - irrelevant gemacht \verden durch 
die Gründe, die Herr Dr. Popitz gestern in Bonn 
vorgetragen hat. Ich glaube - und deshalb habe ich 
eben gesagt, ich glaube mich der Zustimmung meiner 
Fraktion sicher -, ~nn es nicht gelingt im Bund, 
zusammen mit dem Bundesrat diese berechtigten An
sprüche durchzusetzen, dann werden wir nicht davor 
zurückschrecken, Sie darin zu unterstützen, Herr 
Ministerpräsident, daß die Landesregierung die Ent
scheidung des Bundesverwaltungsgerichtshof.es anruft. 
<Bravorufe und Beifilll bei der CDU.} 

Vizepräsident Ziegle,..-: 
Das Wort hat der Abgeoronete Roth von der Fr'ak

tion der SPD. 

Ab g. Roth: 
Meine Damen und Herren1 Der Binzelplan IV 

,,Finanzministerium" unterscheidet sich von den Etats 
der übrigen Ministerien dadurch. daß jene zunächst 
einmal die Bedürfnisse der .sachlichen Betreuung 
unserer Bürger enthalten und nunmehr der Plan des 
Finanzministers die Mittel für diese Betreuung an die 
einzelnen Ministerien au:;we'i.st, d. h.. also, daß das 
Finanzministerium die Aufgabe hat, alle jene Wünsche, 
die in diesen Tagen vorgetragen wurden und die in 
dem Haushaltsplan gewissermaßen realisiert sind, zu 
erfüllen, und daß es <lafi.ir zu sorgen hat, daß auch die 
Mittel be:reitgeste11t werden, um weiterhin, so wie es 
bisher geschehen ist, wenn vielleicht auch mit Härt~. 
so aber doch dieses schwer beladene Schiff durch die 
Wellen und Fluten all dieser Forderungen und Wün
sche hindurchzusteuern. Das ist die Aufgabe des 
Finanzministers. 

Ich darf mir desha1b vorweg gestatten, mich auch 
der bereits soeben wieder ausgesprochenen Anerken
nung wie d,er vorgestern vorgetragenen Danke5worte 
an den Herrn Finanzminister und seine Mitarbeiter 
besonders an:zusehlieflen, und zwar in der Hoffnung, 
daß es ihm ,gelingen möge, vielleicht ·im kommenden 
J'a.hr mit· etwas weniger Härte .als in der Vergangen
heit den Wünschen, die nun einmal aus den Forderun
gen, AMprüchen 1.md Bedürfnissen des Bürgers ent
stehen, ~~t zu werden. 

Was hinsichtlich gewisser Wünsche im einzeln~n zu 
sagen wäre, ist ja bei den einzelnen Plänen zum Aus
druck gekommen. Das Finanzministerium und die 
Landesregierung haben heute nicht mehr <l'ie Aufgabe, 
auch die Steuer.gesetzgebung vorzubereiten und dem 
Landtag zur Beschlußfassung vorzulegen. Wir sind hier 
einer Aufgabe entbunden, und es wäre m~ines Erach
tens rriüfüg,' sich hier auf dieser Ebene über die 
Steuergesetzgebung schlechthin zu unterhalten. Es 
wird dies wohl in Bonn so ausgiebig wie möglich 
geschehen. Wir werden daraus das, ,vas für uns von 
Nutz und Frommen ist, auch erfahren und entgegen
nehmen müssen. 

Ich darf mich abee trotirdem einzelnen Kapiteln die
~es Haushaltsp1anes IV zuwenden und möchte vor 
allen Dingen einmal eingehen auf die Beträge, diie 
uls Inl,,,estierunw;beträge ..Cür den Wiederaufbau der 
,:taatli,:,hen Gebiinde in Kapitel 3 vorgesehen s.ind. 
Im Hau::;haltf- un-d Finanzausschuß hatte man Beden
ken .~eäuße:rt, für den Wiederaufbau zerstörter staat
licher GE'bliude Mitte1 einzusetzen, mit der Begrün
dun~. e;t' könne vi-el1€'icht von ,der Bevölkerung nicht 
richtig verst!!riden werden, daß in Anbetracht der 
besteheb.deri großen Wohnung~not und der E1·forder
n.is11:e, Wohnungen zu errichten, nebenbei auch noch 
!'taatlkhe Cl'ebilude für Büro- und sonstige Zwecke 
errichtet ~rden. 

Mefoe Damen und Herren[ Ich habe bereits dort .zum 
A1.rndJ"l .. 1ck gebr2.cht, daß es anders aussieht draußen 
in dei· Bevölkerung, insbesondere in den zerstörten 
Städten. Wenn ich von meiner Heimatstadt auch hier 
wieder aus Erfahrung reden darf, so <iarf ich Ihnen 
sagen, es sieht nicht ~ehr ;;chön ·aus, und es ist nicht 
sehr angen·ehm, wenn m1ln fortgesetzt dl,e einzelnen 
Privat:beisitzer der Trümmergrnndstücke animiert, nun 
aufaubau('-J1, und auf der anderen Seite man in einer 
Straße <:i0Heicht 4, 5 oder 6 staMliche Gebi.iude in 
Schuti und Asche liegen sieht, wo nicht einmal aufge
räumt. geschweige da!'ln an ·den Wiederaufbau gedacht 
wird. 

E.s sind Gebäude. die in der Haupt~ache dem Innen
ministerium - Polizeiverwaltung, Landrat6amt usw. -
gehör,rn und die dringend benötigl wel'den. Diese 
Behörden ;i·ind aoor in Gebäuden unte~gebrac:ht, die 
Privatbesitzern gehören, die der Stadt gehören, ditc> 
aber .ielbst unter Raumnot leiden. Diese Raumnot 
wird noch dadurch vermehrt, daß auch die staat
lichen Behörden sich noch hierin teilen. Deshalb finde 
icil es · für ·angebracht, daß man die Polizeigebäude 
und d.l:e · Latidratsämter - bei den Finanzämtern i.st es 
Gott ~ei Dank zum großen Teil ges"chehen - und 
darübt."l: , hinaus vor allen Dingen die Gebäude d~r 
Justizveiwaltun~. insbesondere deren Wohngebäude, 
a1sbald wieder ei~tefu.en läßt. Deshalb sind wir, und 
haben auch ·aen Antrag tmterzeichnet, damit einver
standen, · da:ß dfese Position in Kapitel 3 des ordent
lichen Haushalt& erhalten bleibt und darüber hinaus 
in den außerordentlichen Haushalt ü~rnommen wird 
für den E'all, daß die Mittel aus Darlehen und kurz
fristigen oder mittelfrist'igen Krediten eingebracht 

, werden können. 
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I(apilel 5 sieht die Finan:z.zuweisung und Zuschüsse 
an Gebietsk6rperscharten vor. Es ist bereits vom 
Henn Kollegen Dr. Boden daraUif hin.gewiesen wor
den, daß auch nach der Ansicht seiner Fraktion diese 
Mitlel wohl kaum ausreichen, um die Bedürfniss1= 
der Gemeinden zu befriedigen. Aber nicht nur allein 
das ist es, sondern vielmehr sind ee t.atsächlli:;h be
rechtigte Ansprüche der Gemeinden, Angehörige dieser 
Geblel.skörperschart die danach drängen, nun doch 
viellckht Zug um Zug zu einem Immerhin noc.:h er
u·äglichen f'inanzausgleich zu kommen. 

Wir hatten ja bereits einmal im Laufe des vergan
genen Jaht'es ein Finanzausgleichsgesetz geschaffen. 
Es kann nicht verwirklicht werden. Es hal auch gar 
keinen Wert, es zu verwirklichen, wenn dadurcli 
nlcht mehr enf.sLeht, als vielleicht nur so und so vielen 
k:cine Schlüsselzuweisungen zu geben, die damit 
nichts erre:ichcn und schließlich und letzten Ende~ 
do1·L, wo die Not am größten ist, nicht geholfen wer
den kann. De~halb dar! 'ich .für mich und vielleicht 
auch rur meine Fraktion au;;sprechen, <laß, solange 
nicht in ausreichendem Umlange die Mittel zur Ver
fügung stl:lhen - vor allen Dingen, wenn man schon 
den Begrill ,,.E'inanz- und Lastenausgleich" ausspricht -
und der Aus.gleich nicht so durch.gefühl't wird, wie 
wtlnschenswer1. mindestens der zwingencfaten Not Rech
nung getragen wlrd. kh glaube, nachdem auch der 
Iiau.s.halis- und Finanzaussctluß dafür Verständnis 
hatte, dürfte im laufenden Jahr im Hinblick auf diese 
Tat...achti !lO gehandelt werden . 

Wir haben weiterhin !ü.n! Millionen in KapiM 6 in 
Ansatz g,ebracht, und zwar als V.:rstärkunigsrnittcl fü1: 
den Wiccfor,gutmachungs!onds. Bereits in der voraus
gega:n.goncn Aussprache wuroe s.ch.on darauf hinge
wiesen, daß es doch bu.ld an der Zeit wäre, daß nun 
diCSi! durch Gesetz elnmal fest.gelegte W1€1de11gutma
chung cndllcb. durch:gef(ll,.rt wi1·d. Es iehlt nur nO<'h 
Wl Aus,tü.'hrung.svorschri!tcn. kh mö1:ht~· bei dieser 
Gelegcnhcii noch elnmal darn•uf hlnw~isen, <laß von 
der Lanc1esrc,g.icr~ alles daran gesetzt wird, daß 
diese Au~·f!1hl,un.J.::,vorscl1rifien ,l.lal&gst hcrnL,sgt"geben 
werden. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Kollege Dr. 
Boden hat auc.:h ein anderes Kapitel angeschnitten, 
nämlich dlo Krlegs!olgelasten, und zwar· im Hinb1ick 
au,r die I.ntcresoonquoten.beteiligung dcs Land es. Er 
hat mit necht d.ara,u! hingie\Mieflt'n, daß der von uns 
an:gC'SCtztc Bdtrag von 10 v. H. ei'gentlich i!n Verhält
r<is zur Stcuc1'kraft des Landes .gegenüber anderen 
Ländem ,und im Hinblick au! dle beooa::lcren Um
stande noch zu hoch m·scheint. Auch ich unterstütl.e 
diese Au!!a:ssung, und zwar insbesondere deshalb, 
weH ich bei dies.er Gt'leg.enhelt doch noch einmal unj 
vielleicht zum wie<lcrholt~n Male einen Begrif! her~ 
auss1.clfon möchte. Wir als Lo.nd Rhdnland-Pfalz 
haben bekannllich die im Verhältnis zu unserem Larude 
größte Grenze. In Bonn weiß ,man z,,.,...tr, was es heißt, 
an einer Grenze .zu wohnen, aber man wc1ß nicht zu 
unterscheiden und hält an dem e-intachen Begriff in
sod'ern fest, In dem man sagt, es gibt in Passau eine 
Grenze, es gibt In Schleswig-Holstein eine, 1n Nord-
1·heln-Westrale·n und schlleß.li,ch auch in R.heinland
I'!alz. Aiber so .ist es ja n.Icht. Es gLbt in Rheinland
P!alz noch einen anderen Bcgrif!, und der heißt ei.n.!ach 
Rote Zone. Dieser Begriff schließt in sich e,in; Vom 
Ja!hre 1937 an die Aufrü:stUD,g, d.ie Errichtung von 
BUillkc111,, Zerslöl'ung der Fe1der der Dauern, nach
folgender Vormarsch, Evakuierung der Einwohner 
unter Zurüdclassung von Hab und Gut, darüber 
hinaus Wi!cdcr Ilclmkchr, Zen;töru.n:gm bereits vor
f:ndend, clle Wolmungen bcsl.:hädi1;t, dann Bornbal'!de-

ments auf clle Städle, monatelanger Beschuß, Zurück
fluten der Truppe und whiießlich Einmarsch der 
Alliierten., und dann wieder - ich habe bill"eits &estem 
darauf hingewiesen - Beseitig,1„mg jener Au!rüs~ 
Sprengung der Bunker, da:o.n wiedel'um Sprengung, 
um das Eisen zu gev:i.nnen und abermals Zer
störung · <ler Felder und Beschädigung von Hab 
und Gut. Es ist also hier ein wescnUiCMr Unterschied 
in den Begr.i!fen. Ich glaube, hier nochmals darauf 
au!mer·ksam machen zu müssen sowie den Herrn 
Finanzminister und die Landesregierung z.u bitk•n, 
diese Begriffe mit Nachdruck auch bei der Bundcs
regi.enmg zu vertreten. 

Das wären die wichtigsten Wünsche, diie ich hier ,·or
zut.ra.gen hätte. Meine Fraktion hat in diesem Zu
sammenhang mit dem Einzelplan IV auch noch einen 
Ent.sch!ießungsantrag einzureichen.. Er gehört nlch.t 
unbedingt zum Einzelplan IV, er kann a,bcr vorge
tragen werden im Zusammenhang mit dem Gesamt
haushalt. Es haudelt sich .hferbel vor allen Dingen um 
clie Transferierung der Baudarleh<'n, d!ie Grenzgängern 
von saarländischen Unternelunungcn ,gewährt werden. 

Meine Damen und Herren! Alle Pcrsone:n, die jetzt 
an der Gr enze wohnen. wissen, wie schwer es ist, 
solche Tran.sferiemm,gcn durchzufülmm. Aber trotzdem 
bitten wir das Finani.minlsh'1'1,um, sich diesen Emt
schli.eßungsantra.g zu eigen zu machen und zu ver
>Su.chcn, inwieweit es möglich ist, daß diese Unler
nchmerbaudarlehen auch transferiert werden können. 

Im gleichen Zusammenhang möchtl! ich aber n.ocl1-
mals au! die Not der Grenzgänger lm allgc-mein-en 
hinweise<n. Wir haben ja vor kurzer Zeit einmal ein 
Expose erhalten, {las sich gegen die Forderun,g wa:nrlte. 
den einzelnen Grenzgängern eine besondere Hilfe ziu 
gewähren in bczug auf eine be:l:wre Notierung des 
Franken gegenüber ,der Mark. In die~em Expose wurde 
behauptet, daß die Grenz.gän,l!er ja eii<:ntlich kr.'.i.ne 
Schä<kn und Nachteile hätltm. Es wuro~' !es~esteLI.t.. 
daß es slch nur u.m Brucht,e,ile ihres S tundenlohnes 
handeln würde, die ihn~n geg,,;bencnfalls verloren gin
gen, nachdem ja im allgemeinen im Transfer die ver
dienten Gelder so :m si·<' Oießen würden. wie sie auch 
dort im Saargebiet nicht ano.r'.rs verc.ienl wc,'tlen, ,und 
sie dadurch c.i.ge:itlich nur unwe~entlich b<?m1chteiligt 
w'iii.N.m. Es d:irf trotzdc,m dazu .g~t werden: Die 
Leute, die von uns aus tagtäglich morgen.;; um fünf 
oder schon um vier Uhr ü ber die Grenze rers~. um 
im Saar.gebie t ihr Brot 1.u ver~i(>ncn. und abends spät 
erst nach acht Uhr nach Hause kommen, haben <!inen 
wesentbich höheren Aufwand uls dc;rje.nige, der un
mittelbar bei scincr Arbeitsstätte wohnt. Sie 'hal>o2-n 
einen längeren Tag, der diesen Aufwand bedingt, und 
P~ wäre deshalb an.gebt·acht, doch einmal z.u er'W'ägen. 
c.>b nri.cht wie in der frühcn•n Ver,g:;mgcn.heit auch die
sen Me n.:schC'n an der Grienze dui·ch etne Sondcrbeihll.fe 
gehol!en werden könnte. kh we!.!>e deshalb darauf 
hin, ,.,-eil die Kla-gcn nicht ver!>tumml.)n, immer wi<:'der 
laut werden und t' s !'rll.ließlich Pflicht des Landtages 
iet, diese Klagen a,nzuhören, abCl" auch, ihnen abzu
helfen, oonn es handelt sich ja 1etztcn Endes auch um 
Bürger unseres Landes. Meine Damen und H~1Ten! 
Damit dar! ich meine Ausführungen schließl.)n. Wir 
stimmen dem Einzelplan IV sowohl wie dem Ge.::~mt
haus.halt z.u in der Hof.fnung und in der Erv,rartung, 
daß ,uns zum näcb.sten Jalu:e ei.n viel .günstig~re,:- ll!Ild 
für uns noch annehmbarerer Haushaltsplan vorgeleat 
werden wird. 

Vizepräsident Ziegle1·: 

Das Wort hat der Abg~urdnete Dr. Nowack von der 
Fraktion d~r FDP. 
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.\.bg. Dr. Nowack: 

Meine sehr verehrten Damen und Her,en! Noch im 
vorigen Jahr war· -die Beratung des Etats des Finanz
ministedums der Mittelpunkt unserer ganzen Etat
beratungen. Das Haus war gefüllt, sowohl die Bänke 
der Abgeordneten wie die Plätze der Regderung. Das 
Bild, das wir heute bei diesen Etatberatungen haben, 
spiegelt wohl den Wandel, der im Laufe des vergan
genen ,Jahres durch die Bildung der Bundesregierung 
statt.gefunden hat. Die Aufgaben und die Möglichkeiten 
des J!'inanzministers iin der ·Gestaltung ein-er Finanz
politik und einei:- Steuerpolitik sind durch die Bundes
gesetzgebung bis au,f einen verhältnismäßig kleinen 
Spielraum beseitigt worden. Es •ist daher nicht mehr 
mö,e;lich. Sondersteuern zu machen und zu erfinden, 
wie sie im Laufe der letzten Jahre die Gemüter er
regt haben: vom Zeitungsgroschen üiber die Wein
abgabe und die Wohnunggl>auabgaabe und alle diese 
Dinge, oder Gesetze, die wir aus d-e1· Bizone über
nommen haben, hier oder da mit einem kleinen Häkchen 
zu versehen und damit den rhei:nisch-pfälZJischen 
Steu~rzaihler ein bißchen m ehr zu zwicken, ai!s das in 
andeH:'!l Ländern üblkh war. Alle diese Möglichkeiten 
s1ind Goh sei Dank verschwunden, und damit hat auch 
die ganze Aussprache ... (Zuruf Abg. Feller: Fettsteuer!) 
Die Fettsteuer wird ja be!im Bun<:i ,gemacht, Herr 
F:eller. (Zuruf Abg. Feill~r) Nein, Herr Feller, ~ gibt 
Zwischenr ufe, die beweisen, daß der HeiT Zw.i:scll.en
rufär nicht mitgekommen ist. (Zuruf Abg. Felle:r: So 
hoch.gelsti.g haben Sie nicht ;g,esprochen, Sie über
sch:ä~n skh selbst!) I<:h habe nicht behauptet, daß 
kh hochgeistig .gespr-OChen habe, sondern ich habe nu-r 
fEst.gestellt, daß Sie ,n.icht mitgekommen sind. Diese 
Di-nge sind verschv.'Un'd-1m , das Bild hat sich geändert. 
G€b1ieben ist die innenpolitische Bedeutung des Fioontz.
min,isters, .der nach wie vor eine zentrale Stelle hat, 
,und der mit dem Hinw-eis aiu!f die Leere, die ~ 
oder minder große Leere seiner Kasse, noch. einen 
erheblkhen Einllu.ß auf die gesamte Entwicklung der 
Wirtschaft und der Politik des La,n'des n€!hmen .kan.n.. 
Wir haben hler schon bej der Ge:neraldf'b-atte davon 
gesprochen, daß wir bitten - es war ein Wunsch. ~ 
von seiten der CDU ausgesprochen wurde und dem wir 
uns angeschlossen haben. ich glaube, der Herr Kollege 
Z'immer war e,s, der den Wunsch ausgesprOC!hen 'hat -, 
.daß wir bitten, daß <lii<c Ansätzie des Etats allgemern 
nrur relativ gek-Urzt vvcrden in dem Rahmen, wie die 
Mittel im ,ganzen fehlen. Der Betrag der Mittel, <ler 
:llehlt und der z. Z. dm Etat nic,ht gedeckt ist, beträgt 
immerhin ein knappes Füruftel oder sa•gen wir ein 
gutes Sechst0l; ein Betrag von an.n.äh-&nd 90 MilliJonen, 
für den keine De~kunlg vorhanden ist. Wen.n man stich 
die Relation ausrechnet. v;,".ird einem erst klar, was 
diese 90 Mililiomm bei der Durchf.i.rhrung des Etats 
bedeuten. Aus Steuem1,itteln kann dieses De.fix.lt nicht 
gedeckt werden. Aus Bundesmitteln wird es auch 
dann nicht gedeckt sei,n, wenn wir \Ul.S in dem Sinn~ 
einsetzen. wie es hier der Kollege Dr. Boden eben 
bezüglich der Interessenquote .und der Anteile am~ 
dem Bundesfinanzausgleich vo!'geschlagen hat - Aus
füJu'l.mgen , denen ich mich im Natn€n meiner Fraktion 
voU anschließen kann. ,Es ·bleibt also tatsächlich nur 

,-der ·eine Weg übrig, dieses Defuit a:uf dem Wege üb.er 
eine A?llleihe zu decken. Das ist cin reh.r schwieriges 
Unter.nehmen. Der K:apita.]mar,kt ist rur Zeit nur sehr 
begrenzt beveit, der öffentlichen Hand, Mittel Z'tlr 
Verfügung 2JU stellen. Das hängt zum Teil damit 2JU

sammen, .daß die öffentliche -Hand im La.u.f:e der letz
ten 1 % oder 2 Jahrzehnte immer wieder den i'hren 
Anleihegläubigern gegenüber übernommenen Ver
pf.hichtungen nicht oder nur •t.mw-11;,tändig nachge
kommen ist. Das Vertrauen des Anleihezeichners 

,.kami nur _g~wonnen werden, wenn diei;er den Eindruck 
hat, daß -dde Verwaltung, die um eLne Anleihe nach
sucht, alle9 getan hat, um ihre Ven.va:lturug so ratio
nell uru:l SP.a:nsaan zu führen w:ie nur frgerud möglich, 
und, .daß se;lbst dann der' Ausgleich nicht möglich ist. 
(ZUI'Uf Abg. Kuhn: Daran liegt es doch ndcht, He1T 
Dr. Nowack!) Herr KoHege Kuhn, dei· Steuerrz.ahler 
oder der Mann, dem Sie e ine Anleihe anbieten wol'len, 
der wm Wi'ssen, ist der Betrieb i-m Grurud in Ordnung, 
und das bedeutet, !ist <lieset" Betrieb sparsam geführt, 
wirld er rati-onel1 geführt, .ist er in seiner in1ner.en 
Konstruktion dntakt ... (Zuruf Abg. Kuhn: ... Inter
essengruppen!) Die lmmmen noch dazu. Aber We!l/Il 

S:ie m1· fön hera:n~hen wollen und woHen ihn bitten, 
·de1c1· iu'"'iiiE'i;iett' 'rlli.- eine Staatsanle:ihe, dann mii'56en Sde 
i:hrn u :,t elnm.ai diesen Nachweis der Sauberkeit -u,nd 
d~r Oiifoung Ji.efern. (ZW"uf Aibg. Koon: Wir ha.ben 
keinen fäulen Staat!) Und daher hat aiuch der Herr 
Finanzminiister ein .außerordentliches Interesse daran 
(Zuruf Abg. Kuhn: Das \viirde die Staatsfinanzen 
untergraben!), <lla.ß ,dlie Frage, die wit" in den letzten 
Tag.en in9be.soodere ,aruch bei der Besprecll.un.g des 
Etats des Innenmini<sterimns besprochen ha'ben, ver
Wirklicht werden, daß <liie Vel'waltungsreform 3ich,t
bare Erfolge zeitigt, daß Er.s.p.arn,is.se gem,a.cht w-e-rden, 
wo· immer ·sie .tllUr möglich sind und daß der ges.amte 
Ve:rwaltungsikörpcr sauber ist. 

' ........... . :. " ' "' ' 

. Mein-e ... seihr. .... :ir.er~.r:.t.® . :Ö,im.en und Hemml Lassen 
Sie mi.cl;l n.oc;h eln paar Worte ro einigen filinzE:-lpunk
ten di,es,en grUilldsätzlichen Ausführu111gen anhängen. 
Es .lSt ü'o·er. q,i~ '.l'X'eMUngserttschädiguIJ1gE'.n in diesem 
J'ahr 'gE!iöblü '·so ~sip;rochen war.den wie in allen ande
ren Jall'wen. Sie &ind einfach nicht zu ,beseitigen, sie 
sind k.awn .zu v.ermindem. Wenn jetzt der Umrru.g 
nach M)i.inz kommt, i?t diese Frage wieder akut. Ich 
haibe gehört, daß ein TeH der Beamten nur sehr ungen1 
nach M.ainz geht, daß es aber in VerwaltuI11gen, diie 
Met· bleiben, auch twc:h Beamte gibt., diie ihrerseits 

J gerne mit nach .Mainz gehen würden. Vielleicht, Herr 
i . ~is.ter, . ka,nn rp:an doch noch eine Rundfr-ag'e machen 

bei den Beamten, -wet· skh i.um Auswechseln mit 
. Beam,tei:i., ,d~e nun hier a-nsässig si.n.d, gegen oolche, 
die vteileidl:t aus Mainz herube·rgek-0mmen sind, 'UI'Il 

hier.. !11.ZW . ~~ch?,~tig,ung ZJU finden und ,gerne tauschen 
möchteu, Z.Ul' Verfü;©ung stellen wm; der Kreis wl 
vielleicht nicht sehr groß, aber eine sokhe Umfrage 
krum sich vie1'le-icht lohnen. Es zeigt vor allen Dingen 
ja auch den. ,Beamten :und Angestel•lten seJ.b.st, daß die 
R~ier,un,g sich bem(.iiht, ihnen jegliche Mögilich.keit zu 
bieten. Edne andere Frage, die auch rr:.it dem Um7.,ug 
nach Mai.n.z zusammenhängt, ist die der Verlegrung des 
Statistischen Landesaimte!ii von Bad Ems nach I.iud
wigshafen. Wenn das der Fall ist, dann bitte ich ooch, 
möglich,st .. b,;;ild ;,,u p~fen, ob es noch notwendig i6t, 
daß jetzt das st.aatliche Kurh~,us ·in Bad Ems ffu die 
Zwecke des Statistischen Landesamtes u;mg~baut wkd 
oder· o'b man nicht diesen Bau in irgendeiner Form 
einstellt und g[eich den Bau in Ludwigs!:1afen erriclJ.
ten .&011-.... I~· k~ d.amit auch gleichzeitig aruf ,die 
Frage des Staatsbades Ems, F.s ist hier schon von 
i;lem . Hen'.n Berichterstatter auf die schwierige 
Lage des Bades hingewies.en wordien. Das Bad 
ist schwer betroffen gewesen, und · es ·befindet sich 
heut~ in einer sehr ungünstigen Lag,e gegenüber de;n 
übrigen Bäder 'in bezug auf Konkurrenz. Denn wäh-

l t·end ~a·d 'EJTI& von der Besatzung belegt war und seht 
j ' schwer unt.er die9er Besiatzung zu tragen hatte ,und 

l nach Abzug der Besa1:2JuIJ.lgSl!n·ächte vor 1-eeren Häit.llsern 
. und, ~tergiewirtschafteten Häwsern stand un<l 

: ~µ,ß~tc;l~m n9.ch c;Las Unglück hatte, daß das Kunhaus 
i d,utdl eb:l. Schooen.feuer zu einem erheblichen Teil 
i beschäc:Ugt wurde, so daß Mittel, die sons.t z:ur Reno-
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vierung hätten zur Verfügung gestellt werden können, 
nun erst einmal .rur Wiederherstellung des Hauses zur 
Verfügung •gestellt w~rden mußten, ,Ist dieses -Bad nun 
etwas ins Hintertreffen geraten, .insbesondere auch 
dadurch„ als nun andere Bäd~r. die nicht Sta.ai."'lhi-ider 
sinld,, die günstlg,e Gelegenheit für skh am Schopf 
ergriffen und mit .staatlicher Konzession Spiel
banken eröffnet und damit erhebliche Ströme 
von Kundsch;,i!t in tll.re Ilädet' gezogen haben. Es 'ist 
vielleicht zu prüren., ob man n:lcht eine der beiden 
Spfelba.n.kon, die he<ute -in den Pdvatbädern sLnd, an 
das Siaabbad Ems ... (Zuruf Finanzmtnlster Dr. Itofi
mann: Bad Dili:kheim ist Staat.;;bad, wenn auch in 
privater A.-G.!) Darm ist eventuell ·zusätzlich zu er
wägen., ob man nicht Bad Ems in irgen<!einer Form 
auch di~se Chance ,gföt, siic könnte wesentlich daz.u 
bcitr.agcn, insbesondere wenn man daran denkt, <la.ß 
hier in Kobl-enz. sid1 in al.>.:it:)hba.1·d· Zeit eln Mittel
pl.llilkt des intemationalen Lebens entwickeln wird, 
dann könnte man sich vorst0Uen., daß das für Bad 
Ems von crhül>lichem Vorteil &ein könnte. 

Herr Minister, was kh jetzt sage, hätte ich ei.gentlich 
gestern dem Wirt&cha!lllministcr sa.g,en müssen. Aber 
J.,ct.:z.t.c.n Endes ist es be~r. man sagt es direkt dem 
F1nanzrnin!ister. denn er Ist derjenige, ,der dlle Dl:nge 
ent9chcidel Icli möchte ein Wort sagen zur Einstellung 
von Rernonta,gil'lcredlten in -den -Etat, und nicht n,ur 
2lllll' Einstellung, sondern zur Er!üJlun.g. Unsere Wirt
scna!l .ist durch Dt.>m0ntage ,u.nd durch Maschinenent
ru:ilimc und ähnliche Dinge schwer bet.rofftm wo!'dan. 
Wenn wir Mitt~I hergeben köt1,1Wn, um die Remontage 
von Betrieben zu fördern, dann treiben wh: damit 
efgonilich cioo produktive Erwct,b.sJosenfürsorge, trei
ben wir damit eine I"'ollt1k, die ArbeitspJätze wieder
herslcl.U, dlie durch. d!ie -Demontage und alles das, was 
2.1.1 ihr zu r<!Chncn ist, nun eh1anaJ. genommen worden 
sind. Das macht sich aur die Dauer im Finanzetat 
wle-der ·be.zailüt. 

2iur Fra,gc des Finanzausgleiches nur den einen 
Satz., daß wir bitten, das Abkommen, das gescltlQ&9en 
worden :Ist, z:u erfüllen. Genau so, wie das Land er
wartet, daß der Bund seinen .Fti..nanzausgleich er!illlt, 
können die Gcmcln<len erwarten, daß der nun einmal 
nbgcschlosse-ne Vertrag auch vom Land ihnen gegen
über er-füllt wird. 

.Me!ne sehr vcrehlten Dnmcn und Herren'. Der Etat 
ist dic.,ma.J. eirhd.>lich geringer. Der a-ußerordentlichc 
Etat beschränkt sich auf eine Reihe von Kl'edilbi.in
~bon :ru wirtschaftlichen Zwecken. Aber es wäre eine 
Lllus:ion und ein Fehlschluß, wenn wir glaubten., daß 
nun in der Tat der Steuerzahler um .die Differenz 
des vorjährigen und dies,j,ährigen Etats entlastet wird. 
Es hulJ.cn sich nur die Ebenen verschoben, dadurch, 
daß d<!.r Bund cine-n großen Teil der Au,sg~bcn Ubcr
nommen hat, die vonb.er noch das Land zu tragen 
hatte. Au! der anderen Seite sind a!Nr dur-ch die 
Bundc:s,gcsctz.gebung -'lcrade bd den Steuern, die dem 
Land noch zustehen, bei den Einkommensteuern, Sen
~C?l vorgenommen worden. Ich halte es hier J':i.1,r 
mclnc P!Jkht, darauf hinzuweisen., daß bei der Vor
n.:ifh.me dieser SteuersenklllliJ;l die Vertreter aller Par
teic.n im Bundestag und auch Bundesfinanzminister 
Sd:l.äCI~· die Wirtsd1a!t darauf hingewiesen haben, 
daß mit di~r Steuersenkung nicht nur e-in Ent.gegcn
~OllIDl.On des Staates ,und ein Vcr&Uch der Rehabilitie
rung der S1.eue.rgeset:lliel>ung unternom=n wird, son
dern daß damit .auch eine Rehabifüierung des Steuer
zahlers in bcz•.J.i au! Steuermoral und Abfüh1'w1g der 
Steuc-m. er!ol:gen müsse. Ich glaube, wir dürfen einen 
solchen Appell auch heute n.lcht unte.l.'lasscn, um nicht 
Irrtümer ent.stelum zu lassen. Denn wir wissen, welche 

ungeheuren so:z:ia.len Verpfiichtu.nigen wir auf uns 
.ijegen haben, soziale Verpnichtu.n,g1~n. dit- nicht wfr 
herbeigeführt haben, sondern die wi.r .ganz anderen 
Leuten und Instanz~m ZJU verdanken haben. Wir müs
sen diese sozialen Verpflichtungen, die uns gestern 
der Kollege Se:heeret in Zahlen _genannt hat - zo.I:üen, 
die eigentlich Zahlen des Schreckens sind und mm 
Ersclu-ecken, und die uns zeigen, was .sich dn den letz
ten 15 .Ta.h.t-en in Deutschland entwickelt hat. WJr 
müssen diiese Lasten tragen. E~ sind die Lasten gegen
über den Opfern .des Krieges, -seien e.9 die Kriegsge
schädigten, seien es <ile Vertrio~nen, seien oo d'le 
von ihm zerschlagenen und versLümmelten 11/Censehün, 
seien es die Witwen und Waisen, die z,urüd:gebHeben 
sind - allen diesen Mensdhen müssen wir unsere IIllfe 
geben. Das sind !ixe Kosten, dit• w.ir nirnt .oonkcn 
und nicht ändern können, Und das müssen wir den 
Menscnen sagen, die houte nur über die Steuern 
schimpfen und ~ die Schuld vielleicht nur 'in einer 
schlecll.ten Verwaltung suchen wollen. Wir habt>n k!'ine 
Möglichkeit, unsere Ausgaben in erheblichem Ausmaß 
ru senken, wenn wir auch noch nidlt überzeugt sin.d, 
daß alle Versudie, die Verwal tungsarbeit so zu gestal
ten, daß sie Il!icht viellekhl dod1 noch prakfü.ch€r 'Ul1d 
billiger arbeiten könnte, schon ersdilipft seien. Wir 
hoffen, daß es dem Lande gelingt, durch Anleihen <las 
Defizit zu decken und darmit den dringC'lldcn sorzialen 
Verpflichtungen entgegenzukommen, und wir ·wünschen 
weitenhin noch einmal, daß Sparsamkcit und Ein!ach
ticit das oberste Leitmotiv unserer FinanzverwRltung 
:und unserer Verwaltung überhaupt sein und bleiben 
mögen. 

V i z .e p r ä s i d e n t Z i e g I e r : 

Das Wort haL der Abgeordnete Sehleder von der 
Kommunistischen Partei. 

A b g. S c h i, e d e r : 

Meine Dc.m.en und Herren! Bereits gestern habe ich 
zu ein"ig~n Problemen, die in Zusammenhang mit die
sem Etat des Finanzministeriums steh,:m, Ste1111ng 
genommen. Zum eigentlichen Etat selbst möchte ir.h 
nicht Stellung nehmen. zu <len Treppen und Stufen 
der Ministeria.lbilrokratie, aber in Zusammenhang 
mit dem Finanzm.inistet·[um wird zwcirelsohne <'ine 
bestinunte Frage an den Herrn Finanzminister inso
fern von Interesse sein, weil durch das Finanzmini
sterium eine Reihe bestimmter Fragen über sämtlich~ 
Beamte oder Angestellte, die im Regierungsd.lenst 
sbehen, behandelt oder beantwortet werden können. 
Es würde mich sehr interessieren, was die Re
gierung. die ja irrunerhdn über eine diplomatische 
Vertretung bei der Regierung in Bonn verfügt, er
fahren hat über die dort in der Zwischenzeit eingcfre
tencn Absichten zur Kürzung der Beamt~nigchäller. kh 
weiß nicht, ob es Ihnen allen bekannt ist, daß bereits 
am Tage nach der Wahl von Nordl'lwin-Westfalen e~ 
durchgesickert ist, daß die Regierung Adenauer einen 
derartigen Beschluß g-efaßt und ein derartiges Gesetz 
dazu ausgearbeitet hat. Es würde mich sicherlkh 
genau so gut wie Sie interessieten, ob eine derartig"' 
Maßnalune nur für die Beamten der Bundesregierung 
gilt oder sich generell .auf sämtliche Beamten, au<"h 
der Länderregierungen ausdehnt. 

Zur Frage, die hier im gleichen Zusammenhang __ 
steht, nämlich Lockerung der Beförderungssp<.'rre, 
haben wir uns unterhalten. Ich möchte aber ho!!en und 
wünschen, daß in Zukunft 2:um mindesten die Landes
regierung diejenigen anhört, die von sich aus 
dazu berufen sind, den Mindestforderungen der 
Beamten und Ange;;t,ellten Nachdruck zu vel'leihcn und 
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ihnen Gehör zu schenken, nämlich den Betriebsräten. 
Eine Unzahl von Forderungen, die zum Te:il an den 
gesamten Landtag heran.getragen worden ,sind, ist 
bis jetzt, wie aus diesem Schriftwechsel hervorgeht, 
unbeantwortet geblieben. Nun zu der Hauptfrage, zu 
dem wkihtigsten K•apitel der Einnahmen. Ich habe 
mkh bereits hier im Hause darüber in einer bestimm
ten Form ausgesprochen .. Aber ich bin der Meinung, 
daß gerade der Einzeletat die Notwen<ligkeit ·mit sich 
bringt, ;m den einzelnen Positionen, ihren Auswirkun
gen auf die ~amtheit und .auch auf das politische 
Leben Stellung zu n€'hmen. Es ist von großem Interesse 
und bestätigt die Voraussagen, die meine Partei gerade 
fo dieser Hinsicht getan hat. wenn man sich den Etat 
bzw. die Ansät:re ,des Etats vor Augen hält. 

Meine Damen und Herren! Man braucht nur ~mal 
zu vet·gleichen, wie sich heute dieses Bild verändert 
hat. Während noch ·der Haushalt 1949 150 Millionen 
allein an veranlagter Eink0mmenisteuer vorsieht, 
b1ingt der neue Aru;atz nur noch 110 MiHionen. 
40 MH!iornen oo.nrl €'S weniger geworden. Bei der Lohn
steuer beträgt dieses Minus nur 18 Millionen. Aber 
die übrigen Ziffern geben einen sehr deutliab.en Hin
weis auf die wirkliche Lage. Es ist sehr interessant, 
meine Herren, besonders für mich 'in diesem Zusam
menhang einmal festzusteHen, wie die CDU auf die 
Dinge reagiert, wie sie sich der Verantwortung ent
zieht, wenn die Opposition dazu übergeht, <lie An
klagerede gegen ihre politisohe Verantwortung zu 
halten. Das steht in dieS(!m Zusammenhang. Aus die
sen Unterlagen geht hervor, Lohnsteuer 73 Millionen, 
indirekte Steuern 114 Millionen, das macht zusammen 
schon 186 Mi11ionen. Dazu komm~n noch 46 Millionen 
Mark, die ai.tch wiederum aus den Steuermitteln ge
nommen werden für die sogenannten Ausgleichsfor
derungen. 232 Millionen insgesamt belasten somit in 
erster Linie <i-ie bl·eiten Massen der Bevölkerung ,die
s.es Landes. Dem steht gegenüber ·eine ve1:hältnis
mäßig entschieden geringere Zahl der Leistungen der 
besitzenden Klasse. Vergleicht man nun die politis~he 
Vertretung, so S'tellt man fest, daß es gerade das 
gegenteilige Verhältnis ist. 

Meine · Damen .und Herren! Dabei ist noch eines 
klar. Dieser Etat zeigt noch nicht einmal alle Ziffern. 
denn durch die Veränderung, die mit der Schiaf.fu:n,g 
der Bundesreg.iei'ung, mit der Übernahme bestimmter 
Steuern in deren Kassen ge.g.aingen siind, sind in dti<e
sem Etat und in der von mir dargestellten Rechnung 
überhaupt nicht enthalten. Hier zeJ,gt sich zu deutlich, 
wie sich die Dinge auf Grund der vcm Ihnen g,etr(lf
fenen SteueI'N'forirnen und der·gJeichen entwickelt ha
ben. Ich glaube, eine deutlkhere Bestätigung alleiin 
dessen, was ich in diesem Hause schon ausge:f:i'lhl't 
babe, kann man sich nicht besser wünschen. Ich habe 
eben in diesem Z.us.ammen,h.ang darauf ,hi,ngewiesen, 
welche eminenten Summen dieser Haushalt enf.hält 
an Zinsen für Au:sgl~riohsforoerungen und man muß 
sich e,1nmaI überlegen, ich wieiß, daß man sagen win:i, 
da!·an können wir nichts ändern, das ist ja Vorschri!t 
eines allüerten Gesetzes. Ja. meine Dams'm und Herr=! 
Wir haben aber mindestens tn der einen Himiicht die 
Verantwortung zu tra,gen. denn da.;:. Steuerrefo.i,rn
gcsetz .hat der Landtag gemacht. Dort hat er den 
entscheidc·nd€n Schritt getan. der überhaupt dazu bei
getra.gen hat, da,ß durch die unsozi,ale Sk,uerreform, 
die keine progres.sive Staffolung vors'ieht, die nur den 
Reichen den Hauptanteil d!:>r Steuerennäß,igung rubil
ligt, die systematischste Linie der Besteuerung ange
schlagen hat. All diese Umstände tragen mit dazu bei, 
daß man sa·gen muß: die Ve>rantwort.urng: ist auf der 
deutschen Seite gerade so groß wie auf der al1i.i-erten 

Seite. We<rin ~e sich kla,;- darüber sind, welch ein 
scb.reienides Unrecht allein aus diesen AuStgleicl1sfor
derungen spricht, tiber·loegen Sie sich diese Masse der 
durch die Währungsreform Enteigneten. Hier kommen 
die Kred~tinstitute, die Versiciherungen, und aus den 
allg,emcinen Steuer:m.itfeln müssen sie entschädigt 
we.n:iien. Das i:iennt man nichts anderes als eine erneute 
Unterstützlup,g bzw. N,eua,ufrichtung •genau in dem 
Sinne, w1e es d<?r Lan:lprotektor von Westdeutschland. 
der ehemalige General Marshall, gesag,l hat: Im best€~ 
Falle sind wir bereit. ein hartkapltalistisches System 
ln Westdeutschland zu gewäihrleisten. 

Unmlttelba·r damit zusammenhängend sind die 
Kost~n der Besatzung. Mein~ Damen und Herren! Ich 
hab€- gerade in <lie~r Hinsicht zur Genüge schon ge
sprochen und unsern Standpunkt klargemacht. Aber 
'ich ,glaube, es scW.ägt doch. dem Faß den ,Boden aus, 
wenn m.a,n sehen muß, daß es nun in ,diesem Jailll"e 
noch ~~<.ht eimnal vöE!Jig kl.ar ist, wie hoch die Bes,at
zu ng'8k-0sten. dii,e dem Land außerha~b der vom Bund 
zu leistenden Kosten auf.erlegt werden, sind. Bis j,etzt 
ist mir voräüssichilicb. eins feststehend: 150 Millionen 
für jede Besatzungszone. Der Herr Finanzminister ist 
nicht iinstande zu sagen, ob die im Etat enthaltene 
Surome von .rund 40 Millionen die endgültige sein 
wird. Wie schreiend ist doch der Gegensatz.. -der sich 
hiier auftut, der sich be;ionders zeigt in der Presse, ,in 
.der m.:tn just in diesem .Augenblick mit einer bestimmt 
i~ert<:n M,;.•ldung auftritt. in dem Auge.nbHck, in 
.dem dri:i_bE'n_ in dem anderen Teil Deutschla.nds, in der 
Deutsr:pen Oemokratischen Republik, diie ~eparatliom
koste-n um die HAlft':' her.,abgesetzt wurden von der 
Besatzung. (Zuruf Abg. Ca1ujek {SPD]: In welcher 
Höhe insgesamt?) 

Auch darüber kann ich Ihnen eine Antwort geb~n. 
Die Besatzw1gszone der sowjetischen Macht ist d.ie 
einzige Zone, die bisher überhaupt keine Abrechnung 
gemacht hat über die Reparationen, während in sämt
lichen Westzonen dieses Problem meist nur auf Schät
zungen beruhen kann, da effektive Ziffern weder von 
einer deutschen noch von einer au<Jländischen SteHe 
gegeben _ werden. Es ist dabei zu betonen, daß diese 
Dinge noch nicht allein die Besatzungskosten darstel
len. Sehr interessant 1:st in der D,irstellung, ,die hier 
gemacht wird, daß die strategischen Bauten, dle hier
bei uns 'h€\'londers deut1ich sichtbar, auch hier in Ko
blenz, die Ka:&ernen wiedererstehen lassen, die noch 
davön ""sprechen von Beseitigung von Munition, von 
Entmilitarisierung, bereits wieder dazu über.gegang,en 
sind, '(II'.~~. W,}.r ,P:1\e he11te längst mit eigenen Augen 
sehen komiten, d'ie Vorbereitungen ~m Spiele dessen 
zu tre,t.fi;:n,, was man sogenannte strategi.sche Verteidi
gung ne-nnt. Wir haben unsere Forderung in dießer 
Hin.sieht ~chon x-mal klargemacht. und wiT h~·lten 
an die.:er Foi:-derung unven:-Cickbar fest. Wir sind 
der Melmmg, daß eine tatsächliche Befreiung von 
di.::!sen Lasten nur dann .eintreten kann, wenn das er-
1·elcht wird, w-as wir als Lösung vorgeschlagen haben: 
Schaffung eines Friedensvertrages für Deutschland 
und d.en Aozug der Besatzungstruppen. 

Meine. Damen und Herren! Ich mörhte gleichzeitig 
damit verbinden meine Betrachtungen zu einem sehr 
interessa.nten Kapitel, das nunmehr durch -dais Ziffern
material .äußerst delikat gewor<Wn ist. Das i·st die Ver
sorgung derjen·\gen. von <lenen der Herr Kollege 
Llchtenberger einmal hier in solch beredter Form 
gesprochen· hat und, ich gl.lube, auch .gestern noch so 
intensiv in &nutz genommen hat. Wir stellen fest, 
das ist allein nur ein kleiner Überschlag gewesen, den 
Ich machen konnte. der Etat für die Versorgung der 
Beruf~soldaten und Hint.erb'.iebenen aus Landesmit-
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teln 15 Proz.ent gleich rund 300 000 DM, zusätz.lich noch 
über z.wei M!ll!onen rar Pensionen der Entnazifiz.ierten 
und noch nioht Wiederbt..>Schäftigten, allein von Lan
deskrutcnan~ät:ren, so daß also rund 2,2 Millionen 
dafür au!gewandt werden müssen. In welchem Ver
hältnis, meine Damen und Herren, steht daz.u d~r 
Vergleich mil den Leistungen, die das Land für die 
Oprer des Fa..;chi.smus, von denen sich HerT Lichten
be1·~r bcl se!.rmn kürz.liehen A1.tsführungen so 
trclflich dislanz:iert hat, ich muß sagen, ich habe es 
als cine Ehre gefunden, Hen Llchlenberger, daß Sie 
sich von diesC'n Leuten distanziert haben. Denn die 
Leute, die diese Menschen vertreten, wie Sie es g(!tan 
haben, von denen distanziere kh mich auch.. Sie haben 
in diesem Zusammenhang heute morgen einen Ord
nungsruf erteilt für eine Behauptung. Nun, es trifft 
doch offcukunqig zu, daß die Politik, so wie sie hier 
ausgesprochen wird, von bestimmten Verta-etern der 
CDU doch nichts anderes. darstellt als eine Politik im 
neofosclnstiscli.eri Sinne. 

Vizep r äs ld e n t Z 1 c gl er (unterbrechend): 

Ich muß diese Behauptung zurüdnveisen1 

A b g. s C h i e d e r : 

Hen· Pt'il.s!dent! 11.il ~Laube, es wäre in dieser Hinsicht 
ganz interessant, wenn Sie eben noch einmal nach
lesen würden, was sich Herr Dr. Lichtenberger damals 
erlaubt hat zu sagen. Diese Rede finden Sie in einem 
Protokoll verzeichnet. 

kh habe mir daher erlaubt, meine Damen und 
Hen-en, einen Abänderungsantrag zu stellen, der die 
ursprünglich vorgesehene Summe zur Unterstützung 
des Fonds !Ur Wiedergutmachung in, d. ,h. ich muß 
mich verbe::.sern, der die jetzt vol'gesehene Summe In 
ihre ursprilinglich~ Form verwandeln soll. Ich ~laube, 
d:aß qer Antrag inzwischen verteilt und Ihnen zuge
gangen ist. kh ror<Lere in diesem Antrag gleichzeitig 
weiter, daß alle bishe1· gclel.steten Dcl!1·äg,e als Ltn
derulli'. der irößten Not bewertet und nicht angerech
net werden, so wie es bercits in Hessen der Fall ist. 
(Zuruf Abg. Hartmann fCDU]: Daz..u ist eine Gesefaes
änderung erforderlich!) Hen- Hartmann, ich weiß es 
nicht, ob Sie die ganze Zeit hier gewesen waren, aber 
Ich .glaube;-· aus meinen Ausführungen oder mit meinen 
Aus'l'.i1hnmgen genügend klar,g_estellt z.u haben, in 
welcher Form bestimmten Leuten gewissermaßen das 
Geld nachgeworfen wird. DleSl' Millionen, da kann 
man es schon verantworten, den Opfern de:s 
Faschismus, die jahrelanig alles entbt:hrt haben, zum 
mindesten etwas wiedergutz.umaehen. (Zunif Abg. 
Woltcrs [CDU]: Er hat ja sadhlich nkht dag,·gen
g.eredet!) Seine Bemerkung habe ich als Einwand 
dagegen aufgefaßt. (Zuruf Abg. Wolters [CDU]: Nein, 
nein! - Weiterer Zuruf Abg. Hartmann [CDU]: kh 
hal.>e gesagt, daz.u 'ist eine Gesetzesänderung erforder
lich!) Di~ Zustimmung zu dem Antrag sctz.t voraus, 
daß die Landesregierung ermächtigt wird, diese Zu
stimmung ohne weiteres in Gesetzesform vonulegen. 
Dazu ist in erster Linie die Regierung berufen, der
artige Vorschläge zu machen. 

Meine D;:unrm und Herren! Bei der weiteren Be
ti-aclliwig unseres Landeshaushaltes muß kh auch 
noch kurz auf die Bedingungen, die mit den Ziffern 
für den Finanzausgleich gegeben sino, eingehen. Ich 
glaube, das ist cln ebenso trauriges wenn nicht das 
t.i:aur!gl;le Kapitel in diesem Ansatz.. ld1 glaub~. 
wenigen von Ihnen wird es nicht unbekannt Sf:in, naß 
bereits CDU-Landräte davon ge.sprochen h.iben. daß 
unlie,:- den heutigen Bedingungen den Kreisen und 

den Kommunen nidhltJ anderes übrigbleiben wird, als 
ihre Rechte einz.uklagen, den Staat zu verklagen, um 
zu ihren Rechten zu konunen. 

Nt:1,n, was schildert deutlicher den wahren Zustand 
des gesetz.lich .gesetzlosen Zustandes? Trotz. Scha!fung 
der Finanzausgleichsgesetze haben die Gemeinden bis
her nlichts anderes erreichen können als die Fortst:t
zung dessen, was sie blshe1· betrieben haben, Bi1t
deller, Bittgänger nach Cano.ssa und ohne Erfolg. 
(Abg. Hertel: Trotzrlem sind manche Gemeinden völlig 
in Ordnung!) Nein, Herr Kollege Hcrtel. Wir sind der 
Meinung, daß darin nicht nur allein eine ernsthafte 
Verschlechterun.g der Situation der Gemeinden bis 
jetz.t eingetreten isl., sondern wir milSlsen ja auch noch 
weitersehen. Wir müssen sehen, daß das DM-Bilanz.
bewertungsgesetz auf die Gewerbesteuereinnahmen 
mindestens schon im nächsten Jahr einen sehr starken 
Einfluß haben wird. Die Gewerbesteuerel"träge wer
den ebenso herunter.gehen, wie wir es hier erlebt 
haben mit un.seren Ansätzen für die Einkommen-, 
die Körperschaft- und die Vermögensteuer und der
gleich-on. (Abg. Hertel: Das wird durch Vennögens
bedarfsz.uweisung ausgeglichen.) Von wem, wenn 1ch 
fragen dar!? Von dem Staat, der selbst vensuclü, 
ü-gendwo Anleihen z.u holen! Vom Staat, der selbst 
nicht weiß, wer ihm diese Anleihen geben soll und 
unter welchen Bedingungen? Da hat mich s.ehr inter
essiert bei unserer Aufstellung zum ersten Male ganz 
offiziell die Mitteilung, zu welchem Prozenl.:!atz die 
Marsh.allplangelder vcninst werden müssen. Und das 
ist gar nicht schlecht, meine Damen und Herren! Es 
sind, glaube ich, 5)~ v. H. Nun, bei einer solchen Summe 
kann man es sich schon leisten, unter soldlen Bedin
gungen und den weiteren, die dar:in bestehen, daß bc
slimmte Sclluldverschreibungen eingetreten sind, An
leihen zu machen. Aber ich frage Sie, ist das etwa 
die Taktik oder das Verhalten des ehl'b,uen Kauf
manns? 

kh habe Ilrnen schon des öfteren gt'sagt, \'llir haben 
nichts einzuwenden, daß man Anleihen aufnimmt, 
aber es muß eine anständige Geschäftsgebarung ge
ben. man muß wis,en, wo man dnm ist. Man kann 
sich nicht auf Bedingungen einlassen, die einem völlig 
unbekannt sind, und man kann niemals Generat!onrn 
in zweiter oder dritter Folge mit eine1· Verantwortung 
belasten, die für sie n!C'ht tragbar sein kann. 

Der Haushalt des Finanzministers enthält keine 
);l'oßen Beträge mehr, wie sie uns von früher bekannt 
waren für Subventionen; es i~t lediglich eine Summe 
von 1,2 Millionen für die Energieversorgung od<:r für 
die Energiegewinnung angesetzt. Näheres iH mir dar
über nicht bf.!kannt. Mö.glichcrw~isa daß es in Zusam
menhang mit der Moselstau~turl:' "t~ht, aber ich wäre 
vielleicht dem Herrn Finanzmini~ter d~nkbar. wenn 
man auch darüber mal etwas erfahren könnte, er
fahren schon deswegen, weil es in unserem Lande j.a 
auch wie in den übrigen z.ehn westdeutschen Ländern 
ein Monopol der Energieversorgung gibi, i;o wie es 
hier das RWE im Mittelrhein oder sonstige kleinere 
Energieversorgungsgesellschaften sind, die eine völlii 
selbständige Politik betreiben können, die im völligen' 
Gegensatz aber auch steht zu den Interessen der (!e,

meinden, insbesondere dort, wo es sich darnm dreht, 
die Verhältnisse zwischen Gemeinden und Energiever
sorgung auf eine neue Basis zu stellen. 

Meine Damen und Herren! Zu dem Ka1,itel der So
foithilfe möclite ich eines vorausschicken. Ich wun
dere mich darüber, daß der Proteststurm bezüglich 
der Kostenanteile noch nicht stiirker geworden ist. 
N~ch dem, Wal!, mir bis jet1.t z.u Ohren gekommen fot, 
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sind die Bürgermeister und die Landrät.e darüber er
bittert, daß wiederum di~ ganzen Dinge auf ihre 
Et.ats übernommen werden müssen, während das Land 
bzw. de1· Landtag oder der Bun.de.stag nur sich jew,eils 

· auf die legislative Seite schlagen. 

Ich möchte hoffen und wünschen, daß auc:h in dieser 
Hinsicht den Geneinden eine entsprechende Entlastung 
no<:h in diesem Haushaltsansatz .gewährt wird. 

Zur Soforthilfe generell muß ich feststellen, oaß die 
bisherige Taktik in bezug auf <die Hausrathilfe ein~ 
sehr große Erbitterung gerade unter den Teilen der 
Bevölkerung hervorgerufen hat, die zu dem restlichen 
Drittel gehüren, die bis jetzt von der Hausrathilfe 
ausgeschlossen worden sind, indem erklärt wurde: wir 
haben zunächst keine Beträge mehr dafür da, aber 
für sollt voraussich-tlich im September dieses Jahres 
bedactit werden. 

Meine Damen und Herren! Es wurde damit vor 
allen Dingen in Zusammenhang 1rebracht die Notwen
digkeit, wir müßten Wohm.mgen batien, -das Gekl müsse 
dem Wohnungsbau,sektor zugeführt werden. Schön! 
Durchaus nidlts gegen den Wohnungsbau! Aber, meine 
Damen und Herren, wie sieht dann in der Praxis 
dieser Wohnungsbau aus? 

Es wird soviel davon gesprochen , ~lder für die 
Flüchtlinge werden angelegt im Wohnungsbau. Wo 
sind ,denn die Fälle, in denen die Flüchtlinge nun tat
sächlich die Wohnungen bekommen haben? {Abg. 
Franke: Erst müssen sie fertig sein!) 0 dtoch, es sind 
bereits eine ganze Reihe von Wohnungen, d. h. von 
Häusern erstellt worden, zu denen Gelder aus diesen 
Fonds gegeben wurden, aber wenn es dann darauf 
ankommt, m.m die Wohm.ingen mit Flüchtlin.gen zu 
becetzen, <lann stellt l'-idl (>fStens einmal heraus, d~ß 
die Flüchtlinge entweder gar nicht dort sind. wo diese 
Wohnungen vorhanden sind, oder aber man muß fest
stellen, daß die Flüchtlinge außerstand'l" sind, d·i,ese 
Wohnungsmieten zu bezahlen. Man erfährt im glei
chen Zusammenhang von den VerantworNichen, von 
den Bauämtern, von den Bürgermeistern, na schön, 
es ist weiter nicht schlimm, wir setren andere hinein. 
und dann bekommen ~.rir deren freie Wohnungen: in · 
die wir dann eile Fliichtlinge hineintun. Auch ·das 
haben wir schon exerziert! Und der Erfolg ist der, daß 
trot~dem keine Wohnungen für die F11üchtlinge dc1 sind 
noch für die anderen kriegsgeschädigten Menschen. 
(Abg. Völker: Sie sind inzv;r.isc:hen untergekommen!) 
Haben Sie, Herr Kollege Völker, schon g.esehen, wo 
sie untergekommen sind? (Abg. Völker: Ja, ich habe 
es schon gesehen!} Ist es für sie angenehm? (Abg. 
Völker: Was heißt angenehm?) Ich meine menschen
würdig? Sie müssen sich ·doch vorstellen, die Leute 
sind doch bewußt vier oder fünf Jahre auf dem Koffer 
sitzend hernmgezogen ... (Zurufe: Stimmt n.icht ,ganz., 
- Widerspruch.) erst in den Lagern von Sch!eswi,g
Holstein oder vorher in Dänemark oder in Bayern , .. 
(Mini,ster Dr. Hoffmann: Wer hat sie denn herausge
schmisoon? - Zurufe von der KPD - Abg. Wofü~rs: 
„Bewußt" ist nun doch ein starkes Stück! - Unruhe bei 
den Kommunisten. - Glocke des Präsidenten. - Abg, 
Franke: Lassen wir ihn doch weiterreden! - Abg. 
Kuraner: Sie haben nicht darüber zu reden! - Leb
hafte Unruhe im Saa,l.} Herr Kuraner, ich möchte mich 
mit Ihnen nicht darüber unter,halt.en, ob mir das Recht 
zusteht, hier darüber zu dllskutieren, aber ich mochte 
Ihnen eines sagen, ich bin so gut von der Bevölkerun;g 
in diesen Landtag gewählt worden und habe deren 
Belange zu vertreten wie Sie auch! 

Vizepräsident Ziegler (unterbrechend): 

Herr Abgeordneter Schieder, ich muß Sie darauf 
au,fmerksam machen, daß Ihre Redezeit von 30 Mi
nuten abgelaufen ist. 

A b g, ~. c h i e d e r : 

Ja. Meine Daroen und Herren! Sie haben ~esehen, 
di>ese. ,~i~~~ :Q.arstellung, wie ich sie gegeben hab€, 
hat doch imme1;hfo ein Gutes, wie ich fegtstellen darf. 
(Gloclte des Präsidenten.) Es wurde die ganze Ge
schichte . <loch hier etwas au:fgepulvel't, nachdem ich 
das Gefühl hatte, daß man schon ,J.a:ngsam am Ein
sch.lafen war. Aber ich möchte zum Schluß sagen: Ich 
oofürc:hte nur das eine, es wird genau gehen, wie es 
scli.on der. alte Goethe gesagt hat: .,Iihr d.u.rch6tudiert 
d.ie- große und die kleine Welt, um es am Ende gehen 
i.u la:isen, wie es Gott gefällt!'' Es wird: sich b!ier auch 
bewe~~n. und ich bin de1' überzeugU?JJg, daß dieser 
gesamte Etat nur au.f dem Pap1er stehenbleiben wird, 
daß eile vom Herrn Finanzminister erwähnte „Diktatur 
der Ministerialbürokratie" fortdauern wird und daß 
man In spätestens drei oder vier Wochen wieder einen 
M'()l[lats-Etat machen wil'd, v.nie bisher laufe<nd. (Bei
fall bei tier KPD.) 

Vi1ZJepräe:i.dent Ziegler : 

Meine Damen und Herren! Zu ab:sC'h!ießenden Aus
fühnmgen hat nunmehr der Hen Minister für Finan
zen und Wiederaufbau das Worl 

Staats mini s t er Dr. Hof f man n : 

Meine Damen und Herren! Ich darf zunächst den 
daran ~tciligten Fraktionen für die anet·kennenden 
Wol'te d:mken, die sie der Arbeit oder wenigstens dem 
guten Willen meines Ministeriums gewidmet .haben. 

Zu einzelnen Punklen, die in der Debatte berührt 
word~n sind, d'llrf kh zunächst dem Herrn Abgeoro
net-en Schieder gegenüber klarstellen, daß diese 1,2 
Mill'iünen für Energieverl'Ol'gung ein Darlehen dar
.st!e>Jle,n. das den ,.Pfalzwerken" Ludlwlgisihafen ,gegeben 
worden :ist, einem Energiebetrieb, an dem bekanntlich 
der Bezirksverband Pfal:r. maßgebend ~teiligt ist. 

Ein' Wort zu . der' Steuermoral! Nicht das erste und 
, 'währ'sc'hernä'fch'"nicht" däs' l~~tel Steuermon\l kann wie 

t joooe· Moml nafürliclt nicht kommandiert werden: sie 
t ... 'i;!lci-i'ilf"'frt'"li:'fem"''ivfääe;. in dem die Ste1.1ergesetzge'o1mg 

legale W-eige zur Verminderung der Steuel'lasit scha,f.ft, 
und in dem "r.r'a:ße, in dem die automatische Besserung 
der ,virtschaftlichen Verhältnisse e intritt. 

Zur Frage der !nteressE'nqu~te wird das Land den 
:;ibleqnei;i.de:l;l. S~ndpunkt in aller Schärfe wieiter ver
h·et~r,. Unsere Bemühung um eine Abwehr dieses für 
alle st.euerschw<).chen Länder a,bsol.ut untra,gbaren 
Systems scheint im übrig~n nicht g,anz au,ssichtslos ·7.U 

''Sein:•"''''"'''' ''''0 ' 1 , , ,.,,,j ,,, . ' 

Der Punkt, der überhaupt nicht mehr von der Ta
geso.i:dn,ung verschwindet, fat der, auf den der Herr 
Kollege: .No~aqc eingiegangen ist, der aber auoh dem 
unsichtbar an unaeren Verhandlungen beteiligten Bund 
dei· Steuer,z.;i.hler wieder Vet·an-lassung zu einer Zei
tuu.gsnotiz gegeben hat unter der Überschrift „Zu hohe 
Personäikosfon in Rheinaand-Pfalz - ein teurer Ver
wialtuog.s,a.pparat". Oer Bund der Steuerzahler, cier sich 
zur Zeit mit der Durchleud1tung d-es Hausha,ltsplanes 

·, ·de/!, 4q4~;:.R~.111land-Pfalz befaßt, ·hat Statistik ge
.'.!Xl~~~.:,,:.J:i.n§. .... J~Jg~fil.l?;m •. c;l<1,ß unsere Personalkosten 
2.5 v. H. über <l~ Bundesdurdlischnitt liegen. 

Ich habe mir zur Abwechs.elung einmal die Arbeit 
nicht selhe.r gemacht, sondern von einem meiner Her-
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ren etwas aufschreiben lassen, was ich vielleicht mit 
Genehmigung des Herrn Ptäs!denten kurz verlesen 
dlad. 

~ ist im übrigen gedanklich etwas, was x-mal hier 
produziert worden ist, aber nachdem sich das Inter
esse der Ö!!en!Jichkcit bei der Etatbera.tung im we'
eentlichen aur diesen Punkt zu konzentrieren scheint, 
kmm es wohl nicht oft genug gesagt wel'den. Es heißt 
da: 

,.,Finanzvergleiche ~ischen Ländern und Gemeinden 
sind schwierl,g und meistens, wenn >Sie rno'ht sehr exakt 
berechnet werden, fra.g\vUrdig. Im Rechnungsjahr 1949 
hat der Pcn;onalaufwand in Rheinland-Ffälz rund 
20 v. H. der Gesamtausgaben betragen. Der Personal
attfwand -der Gemeinden war aber derselbe wie jetzt, 
also nacll den Ausführung~n des Bundes der Steuer
zahler etwa 40 v. H. Will man hieraus den Schluß 
ziehen, daß im Rechnungsjahr 1949 das Land Rhein
land-I"'!.alz äußerst sparsam, die Gemein,den aber au
ßcrordcntlidi .aufwendig gewirtschaftet hätten, so wäre 
das falsch. Dei· Btu1d der Steuerzahler wird auch. das 
nicht bdlaUi>ien wollen. 

Bereits dieser Hinweis zeigt, wie leichtfertig es ist -
ich hätte ruatürlich nicht „leichtfertig" geschrieben; 
denn ich lege darauf Wert, im Verkehr mit meiner 
Kundscha!t mich eines vornehmen Tones zu beflei
ßiigoen, aber hler steht nun f'inmal „l.eichlfertiig" - (Hei
terkc,li), aus E!lnom Zahlenvorglefah ohne Untersuchung 
der Elemente und der Gründe Schlüsse zu ziehen. Für 
den hohen Prozentsatz der Personalaufwendungen 
beim Land im Reclmungsja'hr 1950 gibl es mehrere 
Gründe. Der wichtigste sei angedeutet. Das Grundge
setz hat dem Bund wichtige Lasten zugewiesen, aber 
durcbw~ nur die Sachausgaben dieser Lastt>n. Die 
Verwaltung dieser Ausgiabcn-Tatbcstände, bcispiel~
~ise die Verwaltung der Kriegsopferversorgung, der 
Desalzung:sau!wendungen, der Kriegsfolgehilfe, der 
Autobahnen, der Bundes~traßen usw., ist au('h nach 
dem Grundgesetz bei den Ländern geblieben. Man 
muß deihalb schon die Lastenverteilung und den Fi
nanzausgleich kennen und in Reclmung setzen, wenn 
man Zahlenver.gleiche ziehen will. Beim Vergleich 
Land und Gemeinde ist die Regelung des Finanzaus
iglelch.s besonders v.rl.chHg, weil sie von Land zu Land 
verschieden ist. In Rheinland-Pfal:r. trägt das Land 
z.. B. !.ast au.sschllefilich die persönlichen Polizeikosten 
und ausscbließlich die pe~/lnlichen Volksschullasten. 
In anderen Ländern füigen diese Lasten überw:iegend 
bei den Gemeinden. Es gibt Länder - zu denen ge
hört auch Rheinland-Pfalz -, in denen die Forstver
waltung überwiegend Landesverwaltung ist. Es gibt 
aber auch Länder, wo der st,aatliche Anteil hinter dem 
kommunalen erfh<.•blich 1.urücksteht." 

So ergeben sich Verschiebtlnilen in den Größen beim 
Land und in den Gemeinden, ohne daß die Zahlen 
allcin ein Maß der Sparsamkeit erkennen lassen. 

Zur Beruhigung des rheinisch-pfälzlschen Steuer
zahlers j_arüber, daß seine StaaG;venv::iltung auch einen 
Verglclch mit derjenigen anderer Länder aushält, 
seien nachstehend aus der Statistik <los Bundes er
rechnete Zahlen über den Personalaufwand je Ein
wohner mitgeteilt, wobei nochmals aur den velativen 
Wert der Zahlen hingewiesen wird. Die Statistik ist 
eine sehr menschenfreundliche Einrichtung, ,d.ie auf 
Bcstellunig das Gewi.lnschlc in der erwünschten Maß
arbeit auch liefert! kh habe selbstverständlich deshalb 
hl.cr auch sehr br.1uchbare Zahlen. In -den elf Monat~n 
dCö Recb:nungsjahres 1949, und .zwal' vom 1. 4.. 49 bis 
zum 28. 2. 50, betrng der Personalaufwand je Kopf 
der Bevölkerung ln 

Baden 
Württemberg-Baden 
Bayern 
Schleswig-Holstein 
Württemberg-Hohenzollern 
Hessen 
Rhe i n!land-Pfalz 

'83 DM 
79 DM 
73 DM 
70 DM 
67 DM 
66 DM 
62 DM 

Sie sehen, meine Damen und Herren, wi1· stehen hiel" 
an einer .sehr anständigen Spitze, -die nicht 25 v. H. 
über dem Durchschnitt, sondern einige Prozent untel' 
dem Duxchschnit liegt! (Zuruft!: Bravo!) Womit einmal 
"ti..ieder bewiesen wäre, was ich bei jeder Gelegenheit 
über die Statistik zu sagen pflege. (Heiterkeit) 

Zu dem Ergebnis der Haushalt~beratungen, m{?,ine 
Damen und Herren, darf ich bemerken, daß sich die 
Landesreglerun.g nicht der HorCnmltll hingegeben hat, 
ctaß der Haushalt in der Form, die in der Ausschuß
beratung - also imm.:rhin in dem Gremium der be
sonderen Sachvez:iständigen - beschlossen worden ist, 
unverändert das Plem.un passieren wtirde. E.s ist wohl 
unvermeidlich, daß sieh manch11' ~chwer abgerungenen 
Verzichte und manche stumme Resignation im Aus
schuß hier bei der ö!fentlichen Beratung wieder in 
eine !röhlich-optlmlstische Aktion verwandelt! (Leb
hafte Heiterkeit.) 

,Wir sind cntschlo,;sen , Wand'lungen, die sich aus 
diesem parlamenlarischt!n Szenenwechsel ergebi2n, 
nicht allzu tragisch zu nehmen. Dies um so weniger, 
als es sich bei diesen hier beschlossenen Änderungen 
und Hinzusetzungen let:r.ten Endes um Ding<a handelt, 
tlie auch nach unserer Meinung zum großen Teil be
rechtigt, zum anderen Teile sogar \vünschenswe:d 
wären. Soweit es sich bei diesen Positionen um solche 
des oroentNchen Haushaltes handelt, blelbt die be
ruhigende Gewißheit, daß die Regierung mit dem 
Abschluß . die.er Beratung heute abend ihre volle 
Kommandogevvalt über den Haushalt wrücltgewinnt. 
Ich \•erweise insoweit aur die Ausführungen etat
rechtlicher Art, die ich in meiner Hau.shalt:n·t>de ge
macht h.abe. Ich ergänze sie allerdings dahin, daß wir 
urus bereit erklärt haben, wie bi..,,her den üblichen 
realen Moni>t~wirt3l'11aftsplan. wie er sich aus dem 
vorliegenden Et..t als Rahmenetat jcweiL'i verwirk
lichen läßt, weiterhin in ,enger Zusammernirbclt mit 
<.!an Hausha.Us- und F'.inanzaui,schuß aufzustellen. 

Für die Bewirtschaftung des Haushaltes nun sind 
uns gleich zwei Rezepte, ich glaube eines vom Kol
legen Zimmer und eines vom Herrn Kollegen Now:ack, 
präsentiert word-en - wahlwei·se. Das eine ist der 
Maßstab der Proportionalität, nach dem die einzelnen 
Positionen im Haushalt möglichst untH Beibt>.haltung 
der Grundrelation -bedient werden. Das andere ist die 
Rangordnung nach .der Dri,,glkhk<'it, ich glaube, Herr 
Kollege Zirruner nannte es die R,ingordnung der Not
stände. Das Sllnd zwei Grundsiitze, zwischen denen wir 
uns bisher schon in der Praxis mit einigem Glilrk hin
durchg~wunden haben. Es el'leichtert einem immer d.i-e 
Arbeit, "1.icnn man zwei Anweisun~n hat, die sich 
im Ertgebni\S kreuzen, es kann dann nioht sch!iefgehen, 
eines stimmt immer. 

Der Landtag hat zahlenmäßig ausdrucks\·ollcre K<n·
'relHuren beim außerordentlichen Haushalt vorgenom
m<:m, auch hier Änderungen in der Richt.ung eines Dc
darfes, den wir von selten der Regierung durcllaus 
anerkennen. Mit dem außerordentlich•m Etat ist es 
r,un so: er ist bekanntlich der .geduldigste Teil <ie:. 
Gesamthaushalts, aber auch der am wenigsten ver
bind-liehe, v.-eil er ja au! einer Hypothese b<:ruht, näm
lich a'Ut der, daß sich eben ausreichende Kreditmit~l 
beschaffen 1a8$en. Ich will damit nicht sagen, daß w!r 
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um; nicht dur('!laus mit allen Kräften bemühen wür
den, aueh di€Se Positionen des außerordentlichen Etats 
zu booienen. Aber ich ·dar! wohl darauf au:Emerksam 
machen, daß irgendwie erreichbare Fremdmittel zu
nächst in einem ganz beträchtlichen Umfang zur Dek
kung der laufenden Ausgaben, des Ordinariums, noch 
benötigt werden. 

Schließlich, meine Damen und Herren, hab<! ich zum 
Abschluß der Haushaltsberatung ,das Bedürfnis, auch 
im Namen meiner Mitarbeiter dem Landtag den Dank 
für seine durchaus situationsbewußte Arbeit auszu
sprechen. Ich darf feststellen, daß der Landtag im Ver
gleich zu früher, z.u den Anfängen seiner Lehrzelt, 
sich zu einet· sehr viel verantwortlicheren Bf!trachtung 
und Behandlung der finanziellen Grundprobleme un
seres Landes durciJ.b""'enlngen hat. Ich freue mich, daß 
der Landtag wenigstens aus seiner näheren Kenntnis 
der Dinge heraus, daß auch der Hanshalts- und Fi
nanzaussehuß aus seiner engei laufenden Befassung 
mit den Finanzproblemen d€1S Land.es <l.ii.e Einsicht 
gewinnen konnte. daß das Finanuninisteriium. wenn es 
heute selnen Aufgaben gerecht werden w:i.ll, Motor 
und Bremse gleichzeitig sein muß. Bei solcher Ge
meinsamkeit der Grund.auffassun,g zwischen Landtag 
und Regierung, wie ich sie zum Schluß glaube fest
stellen zu dürfen, wil'd es auch möglich sein, den vor
aus.sictitlich unausbleiblichen SchWier:igkeiten auch des 
Haushaltsjahres 1950 cinigennaßen gerecht zu weroen. 
(Bravo-Rufe und Beifall.) 

Vizeprä„ident Ziegler: 

Meine Damen und Herren! Wir sind damit an das 
Ende der Aussprache zunächst tiber den Einzelplan IV, 
aber damit auch an das Ende unserer Gesamtaus
sprache ~kommen. Ich schlage Ihnen nun vor, eine 
Pause einzulegen vor der allgemeinen Abstimmung, 
und zwar von etwa einer Stunde. (Protest und Un
ruhe.) Ja, jeden:fialls hat eine ·große Partei des Hr.mses 
diesen Vorschlag unterbreitet, Der Abgeordnete Hertel 
hat das Wort. 

A bg. Her tel: 

Die gestellten Anträge sind vielfach in völliger 
Dbereinstimmung mit allen Stellen des Hauses ge
stellt. Es wird desbafö keiner besonderen Aussprache 
über den Wert und die Notwendigkeit dieser Anträge 
bedürfen. Ich glaube, mir gestatten zu dürfen, den 
Vorschlag zu machen, daß eine halbe Stunde durchaus 
ausreichend ist, um auch die Mitglieder des Hohen 
Hauses wieder entsprechend zur Evh01ung kommen 
zu lassep. 

Vizepräsident Ziegler: 

Abgeordneter Dr. Zimmer hat da~ Wort. 

r 
A b g. D r. Z i m m e r : 

kh hatte dem Präsidium den Antra,g unterbreitet, 
eine Stunde Pause einzulegen, damit die Beratungien 
im Plenum tlüssiger vonstatten gehen können, und 
zwar müssen wir Gelegenheit haben, jeden einzelnen 
gestellten Abänderungsantrag in der Fr-aktri.on wenig
stens durchzusprechen, wenn auch di<:! meisten An
träge bereits bekannt sind. Ich glaube, es wird dem 
Ablauf der Plenaraitzung nadlher nur zustatten kom
men, schon allein in bezug auf die Fülle der Abstim
mungen, die nachher vor sich gehen. Meine Damen und 
Herren! Zuschauer oder Zuhörer des Plenums kriti
sieren vielfach, <laß bei uns die Abstimmungen an
scheinend nicht so überlegt formal vor sich gehen. wie 
,es sachlich erforderlich wäre. Wir müssen uns auf 

diese Abstimmungen aus formellen Gründen vorbe
reiten. Ich 'kann deshalb meinerseits nicht gut darauf 
verzichten, eine Stunde Pause einzulegen, ieh will 
aber auch sagen, daß wir in einer Stunde auch wieder 
h!ier sind, vielleicht auch etwas früher - aber eine 
stunde - es sind eine ,ganze Ffüle von An.trägen -
wir haben nicht die Absicht, neue Anträge zu stellen, 
mit Ausnahme des einzigen Antra~s, den ich bereits 
mit anderen Herren besprochen habe - auch mit dem 
Herrn Finanzminister - bezüglich des § 4 des Haus
halts- und Fü.nianzgesetzes. Abgesehen davon haben 
wh' kein-en Antrag mehr zu stellen, Sie brauchen also 
keine Überraschungen mehr zu erwarten. Icl:J. bitte 
also eile anderen Fraktionen, unserem Wunsche Rech
nung zu tragen und uns eine Stunde für diese Vor
bereituhi)en zu genehmigen. 

Vdzepräsident Ziegler: 

Herr Abgeoroneter Hertel, ,Sind Sie füimit einver
standen, daß wir eine Stunde Pause em.legen? Der 
Abgeordnete Hertel hat sein Einverständnis erklärt. 
Damit ist di.eser Vorschlag angenommen. Wir ver
tagen uns damit auf genau 17.30 Uhr. 

Unt.erbrechung der Sitzung: 16.30 Uhr. 

Wicde-i-beginn der Sit:i:ung: 17.30 Uhr 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Die Sitz.ung ist wieder 
eröifnet. Ich schla~e Ihnen vor, daß wir vor <ler Be
ratung, <ler zweiten Beratung zunächst. die Dmcksache 
II/1519 behandeln, die noch zuerst im Gesch:äftsord
nungsausschuß vorberaten wurde. Das Wort hat der 
Vorsitzende des Geschäftrnr<lnun~usschusses, der 
Abgeordnete Dr. Lichtenberger. 

A bg. Dr. Lichten b er ger: 

Meine Damen und Herren! Jedes Wort, das von hier 
aus im Plenum gesprochen wird. wird gedruckt, ver
breitet, kostet Ge1d, und nimmt die Zelt von mehr als 
100 Menschen in Anspruch. Il'h fasse mich daher so 
k1m~ wie möglich. Der Landtag hat den Geschäftsord
nungsausschuß am 11. Juli beauitragt, zu prüfen, ob 
der im Anfrag ID'1499 verlangte Sonderausschuß zur 
Überprüfung der Sondergewinne der Zentra.:J.kellereien 
zulässig ist. Der GeschäftsordnungsaU:55chuß hat die 
Frage heute geprü:ft. Anwesend waren ac.:ht Mitglieder. 
Der Gedankenaustausch veranlaßte die SPD-F1·aktion, 
ihnen 4\ntrag in drei Punkten abzuändern. Dle neue Fas
sung fil"lJden Sie in der Drucksache II/1519. Der darin 

i ... :v.er.Jaugte .Sondecms.scll.uß ist, wie der Geschäftsord
nung.sau 5schuß einstimmig bei Enthaltung einer 
Stimme fe.stges.tellt hat, zulässig. Er hat nicht die 
RE;chtE;, ,~i~.~ .. ,,l!,,':tiei;such1.mgsausschusses. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Ich kann jetzt wohl 
über den Än<lerungsanh'ag, der Ihnen in Drucksache 
II/1519 vorliegt, zur Abstimmung kommen. Wer dem 
A.ntrag 11/1519... Der Ab.geordnete Dr. Zimmer hat 
das Wort. 

A bg. Dr. Zimmer:. 

Ich wollte noch einen Zusatzantrag stellen. 

Präsident: 
Bitte ochön, Herr Ab~eordneter Dr. Zimmer. 
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Ab g, D r. Z t mm er : 
Der Ausschuß hat seine Arbeiten unverzüglich au!

zunehmen und spätestens binnen vier Woclwn das 
Ergebnis seiner Beratungen vo:zu1egen. 

Präsident: 

Der Abgeordnete Feiler hat das Wort. 

Abg. Feller: 
Wlr möchten bitten, vor der Abstimmung die Frage 

zu klären, ob bel dieser Sonderkommission, an der 
wir fnler~ierl sind, auch ein Mitglied der Arbeits
gemeinschaft der KPD vertreten sein kann. Davon 
maehen wir unsere ZUJStimmun,g abhängig. 

Präsident: 
Der Abgeordnete Hertc1 hal das Wort. 

A b g. He r t e l : 

Obwohl die KPD nicht die Ft·aktionsstärke hat und 
sonst in den Ausschüssen nicht vertreten ist, würde 
nach unserer Auliassung nichts im W.ege stehen, wenn 
ein VcrtreLe1· der KPD ausnahmsweise zugegen wäre. 

Präsident: 
Meine Damen und Herren! Wir müssen zunächst 

über den Antrag abstimmen lassen in der G€!:s:amtheit 
mit dem Änderungsantrag. Herr Abgeordnetel' Zim
mer, wolllcm S[e dazu noch etwas sagen'! 

A b g. D !'. Z ( mm er : 
Ja, der Antrag der Arbcllsgemelnschaft der KPD 

wirll clnc sehr grundsätzliche Frage auf. Wir können 
d.lesem Bcg<;hr>en nicht zustimmen, bevor de-r Ge
schäftsordnul)gsausschuß die Konsequenzen überprüft 
hat, die sich daraus ergeben. Es ist überhaupt immP.r 
bedenklich., hier im Plenum Anträge zu stellen. d,ie 
einen grundsätzlichen Charakt('r tragen. Es hat lrich 
herausgestellt bei den verschiedensten Anlässen, daß 
eine genaue rechtliche Prüfung notwendig ist. Genau 
so auch der Antrag der SPD heute. Ich bitte dringend, 
daß diesem Antrag nicht entsprochen wird, jedenfaHs 
nicht im Augenbltck, bevor nicht die Konsequenzen 
ein rur allemal .geprüft ::iind. Falls der Ausschuß von 
sich aus zu der über:reugung käme, daß •dies,er oder 
jener hinzuzuziehen wäre zur Beratung, dann wäre 
das eine Sache d~s Ausschusses, aber hier von vorne
hereln ihn als Mitglied zu wählen, das greift In die 
Geschäftsordnung des Landtages ein, Dns muß zu
näclu;t geprlift werden, ob und wie das möglich ist. 

Präsident: 
Ich glaube, daß ich den Antrag des Herrn Dr. Zirn~ 

mCT so verstehe, daß es c!,em neu gebildeten Ausschuß 
überlassen bleibt, einen ent.spre(·h(•nden ~chiluß zu 
fassen und nach diesem Besd,luß zu handeln. Sind 
Sie da.mit dnverstan<l€'n? (Zustimmung! - Abg. Feiler: 
Id1 bitte wns Wort!) Bitte schön, Herr Abgeord'l'leter 
Feiler. 

A b g, F c 11 e r : 
Wir haben wieder.holt den Antrag gestellt, die Frak

tionsstärke zu vermindern, um uns Gelegenheit zu 
geben, an den Ausschußberatungen teilzunehmen. 
Nachdem Sie nunmehr nach der Erklärung der CDU 
es von Ihrer Gnade abhängig machen wollen, ob wir 
demnächst zu dl~ Kommlsi;!on zugelassen werden 
sollen, in der wir eine grundsätzliche Entscheidungs-

frage sehen, würden wir gezwungen seln, bei dies-em 
.Antrag uns der Stimmen zu enthalten, nachdem wir 
vorher bereit waren, dafür zu stimmen. 

P1·äsident: 

Meine Damen und Herren! Ich ]2$se mit dem Zu
satzantraig, den der Abgeordnete Dr. Zimmer gestel!t 
hat, über den Gesamtantrag abstimmen. Wer dem An
trag seine Zustimmung geben will, bitte kh um Er
hebung der rechten Hand. Die Gegenprobe? Stlmm
en!.haltung? Angenommen be'.1 vier Stimmenthaltun
gen der Kommunistischen Partei. Ich schlage timen 
nun vor, daß wir das Landesgesetz über die Erhel>ung 
eines Zusclua.ges zu den landesrechtllchcn Verwal
tungs- und sonstigen Gebühren außerhalb der Justlz
verwaltung - Drucksache I1/U63 • behandeln, und 
zwar in zweiter und drUter Lesung. kh bitte um ddc 
Berichterstattung des Hauptausschusses. Zur Bericht
erstattung hat <ler Abgeordnete Hartmann das Wort. 

A b g. Ha r t m a n n : 

Meine Damen und Herren! Der Hauptausschuß hat 
sich gestern abend mit dex Regierungsvorlage, Druck
SAche II/1463, beschäftigt und hat übereinstimmend 
beschlossen, da es sich um ein sehr kurzes Gesetz 
handelt, diese Drucksache in ein Landesgesetz, \!Nlches 
Ihnen in Drucksache IL'1513 vorliegt, zu kleiden, und 
zwar vor allen Dingen auch im Interesse des Bürgers. 
Da das gesamte Gesetz, das hier durch die Regierungs
vorlage abgeändert werden ooll, nur sechs Para
g:rap.hen hat und das Abänderungsgesetz drei, hat man 
sich :!m Ausschuß auf den Standpunkt gestellt, dann 
wollen wir doch diese Änderung direkt in den be
stehenden Gesetzentwurf einbauen und dem Hohen 
Haus empfehlen, dieses Landesgesetz m ~wciter und 
dritter Lesung anzunehm€n, womit die Angelegenheit 
leichter auch für das Publikum und für die bete!Ilgten 
Behörden zu ü~rsehcn ist. Der Aus.c;chuß bittet das 
Hohe Haus, dem Gesetzesvorschlag II,11513 in zweiter 
und drittel' Lesung ~lne Zustimmung 7,u geben. 

Pr~sldent: 

Sie haben dle Ausführungen des Berichterstatter.,; 
gehfü't. Wir kommen zur Beratung in zweiter Lesung. 
Ich rufe auf die §§ 1, 2, 3, 4, 5, 6, Einleitung und 'Ober
schrift. Wer dem. Gesetz in zweit.er Beratung ~ne 
Zustimmung geben v,l'ill, bitte ich um Erhebung der 
rechten Hand. Die Gegenprobe? Das Ckset.z ist ange
nommen gegen vier Stimmen der Kommunistisdwn 
Partei. Wir kommen zur· dritten Beratung. Ich ru!e 
auf die §§ 1, 2, 3, 4, 5, 6, Einleitung und übcrschr:ifl. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich schließe die Be
sprechung. Wer dem Gesetz in dritter Bcratu.n,; seine 
Zustimmung geben will, bitte Ich, sich vom Platz zu 
erheben. Die ~genprobc? Angenommen gegen vier 
Stimmen der Kommunistisch('n Partei. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen nunmehr 
zur zweiten Beratung un.~erf>_s: Haushaltsplanes. [clJ. 
schlage lhnen vor, daß v.'ir zunächst ülwr die Einzel
pläne abstimmen_ In den Ände-rungsanträgen des 
Haushalt..- und Finanzausschusses heißt die erste 
Formulierung: ,,Der Landtag wolle beschließen: Der 
Landtag stimmt dem vorgelegten Einzelplan mit fol
genden Änderungen ?.U." Damit ist bei Annahme eines 
solchen Antrag..-s die Zustimmung in zweiter Lesung 
gegeben. 

Ich 1·ufe zunächst au! den Einzrlplan Nr. O, dazu die 
Drucksache II:'1486. Ich ruft> a.uf die Kapitel t und 2. 
Wer dem Antrag IL'l486 des Haushalts- und Finanz-
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aus,schuooes seine Zustimmung gooen. 'Will, bitte ich 
um E11hebung der r.echten Hand. Die Gegenprobe? An
genommen gegen 4 Sfönmen der Kommunistischen 
Partei. 

Wir kommen zum Einzelplan M. Ich rufe auf die 
Kapitel 1 bis 6, dazu die Drucksache II/1487. Wffl: der 
Drucksache II/1487 seine Zustimmung gebren Will, bitte 
ich um El"hebung der rechten Hand. Die ~rwe? 
Angenommen gegen 4 Stimmen der Kommunistischen 
Partei. - W,ir kommen nunmehr zum Einzelplan I. Ich 
rufe auf di'e Kapitel 1 bis 16, dazu die Drucksache 
II/1488. Wer der Dr,ucksache II/1488 seine Zustimmung 
geben will, ·bitte ich um Erhebung der rechten Han(l:. 
Die Gege-nprobe? Angenommen bej vlier Stimment
haltungen. 

Meine ,Damen und Herren! Wir kommen z1um Einzel
plan I a. Ich rufe auf die Kapitel 1 bis 6. Z'Uilächst 
lasse ich über den Antrag lI/1512 da- Fra!ktion der CDU 
ab~timmen. Der Ge1danc.atz wird auf 100 000 Mark 
erhöht. Wer dem Antrag seine Zustimmung ·g,eben will, 
bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Die ~gen
probe? Angenommen gegen vier Stimmen der Kom
munistischen Partei. Ich lasse jetzt abstimmen Uber 
den Entschließungsantrag II/1508 der S'd:tlald~dkr'a
tischen Partei: .,Die Landesregierung wird ersucht, alle 
notwendigen Maßnahmen ztl treffen, damit für die 
auf Grund mangelnder Auflragserteilung sich in einer 
akuten Beschäftigungskrire stehende Naturste1rtin
dustrie des Landes Arbeitsmöglichkelten in ausrei
chendem Maße z:ur Verfü1;;1.mg stehen.·' E'ß .s:ind hier in 
der Drucksache eini,ge Druckfehler, ich bitte das zu 
ber:-ichtigen. In der Drucksach~ wird <l>as berichtigt. 
Wer diesem Entschließungsantrag .seine Zustimmung 
geben will, bitte ich um Erhebung der rechten Haoo. 
Ich stelle die einstimrnd.!,<e Annahme fest; 

Ich stelle zur Abstimmung die Drucksacii,e II/1489 
zum Einzelplan fa. Wer diese>r Drucksache seine Zu
stimmung g,eben ,,vill, bitte ich um Evhebung der rech
ten Hand. Die Gegenprobe? Stimmenfualtung. Bei vler 
Stimmenthaltungen ,der Kommunistischen Partei ange
nommen. Wir kommen zrum Einzelplan II, dazu d1e 
Drucksache Il/1493. Icii rufe die Kapitel 1 bis 4. W,er 
der Drucksache IVI49·3 seine Zustimmung geben will. 
bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Die Gegen
probe? Stilmmenthaltung. Angenommen bci vier Stimm
enthaltungen der Komm.un:isti9Chen Partei. 

Wh' kommen nunmehr z,tm Einzelplan III. Ich r'lllfe 
au,f die Artikel 1 bis 24, dazu die DrucksadU) II/14Q7. 
Ich 1a9Se zunächst abstimmen über d~ Antrag II/1504: 
Antrag der SPD-Fraktion auf Erhöhung der Mittel :f'üir 
Berufsschulen. 

Das Wort hal der:- Herr Abgeordnete Dr. Boden von 
der CDU. 

Ab g. Dr. Boden: 

Meine Damen und Herren! Wenn irgend etwas im 
Haushalts- und FinanzaUJSschuß einer eingehenden 
Prüfung unterzogen worden ist, dann waren das 
jewei'ls die Stellenpläne. Ich kann Ihnen versichern, 
es hat Haushaltspläne gegeben, wo wir um e!n1Ze-lne 
Stellen nicht nur untereinander, sondern auch mit 
der Regierung, d. h . mit <iem Herrn Fin:anzrninister 
gestritten und gerungen haben. Darüber hinaus möchte 
ich aber betonen, daß gerade im Berufss.chulwesen 
der RegiP.-rungsbezirk Mainz, also Rheinhe-ssen, den 
übrigen Regierungsbezii.rken ie:ine ,große Pferdelänge 
voraus ist insofern, als das Berufssrhulvresen i:n 

Rheinhessen ,gänzlich staatlich dotiert ist, während es 
bei uns in der Hauptsache eine kommunale Ange
legenheit sowohl in den ehemals rheinisch-nassau
ischen wie auch in den pfälzischen Bezirken i'st. Ich 
möchte Sie daher· bitten, aus >diesen beiden Gründen 
dem Antrag Ihre Zustimmung zu vensagen. 

Präsident: 

Das Wort hat de1· Abg~ordnete Cronenbold von der 
Soziald~okratlschen Partei. 

A b g. Cr o n e n b o l d : 

Meine Damen und Herren! Die Sozialdemokratische 
PartEi hat sich veranlaßt gesehen, im Antrag Il/1504 
diese Erhöhung um 12 Stellen für Rheinhessen deshalb 
zu stellen, damU Rheinhessen nicht ganz alos S<tiefkind 
beh·andelt wird' (Zurufe: Hört, hört!), nachdem man 
den Titel 32 um 1 200 000 DM für die übrLgen Regie
rungsbezirke a-höht hat. Wenn man aloo d-ie übrigen 
vier Regierungsbezirke mi,t 1,2. Millionen neu ver
sehen l'!at, dürfte es gewiß keine unl:irl'(,jJ.ge Forderung 
sein, d·l~e 12 St~!en. die vielleicht den Betrng von 
00 ooo· ' DM "iin '.Höchstfalle ausmachen, zu bew.ililgen. 
Es ist ·doch ifi · Rheinhessen so, daß jetzt durch die 
Schulentlassungen eb-enfarlls v.>ieder einige tausend 
Beruf>Sschüler fo die Ben1fäschule hineinkommen, und 
heute '.ist es· schon so, daß keine neue Ste.Ue, die 
drlrigerii:l' nötw'end{g ware, mehr besetzt werden kann. 
Mit def Bewilligung ,dieser 12 Stellen wäre wenügstens 
der -drinigenden Not Abhilfe gescha.f!en, und wir hätten 
Ge1egenheit, auch der rheinhessischen B,erufsschule, die 
in ihrer Stundenzahl, in der Gewerblichen ·.Berufs
,schule un<l vor a111en Dingen in der Hauswirtschaft
lichen 'Berufsschule noch auf demselben niedrigl?rl 
Sta:nk:le l<lf: wie in den anderen Bezirken, eine Icleine 
Er1höhung zukommen zu la„<oSen. 

Ich bltte ' also, hier nun wegen dieser 12 Stellen 
nicht kleinlich zu sein und dem Antrag zuzustimmen. 

Präsi'dent: 

Da:; Wort !"rat Herr Ab,geordnete1· Dr. Boden (CDU). 

Abg. Dr. Boden: 

M~ne Damen und Het-ren! Um an die letzten Worte 
des ·· H'ie'l"ffi ' Abgeordneten Cronenbokl anzuknüpfen 
darf ich kurz ,sag{'n, wo kämen wir· hin, wenn man 
unter H1nweis darauf, daß es sich hier um 1, 2, 3, ß 
oder e Stellen hande-lt, das, was in fünfVV'i5chiger D'ber
legung, '\l\".le ich schon gies,agt habe. alllfs genaueste 
g,e,prüft ist, in einer kurz,en Deb0tte im Pfomun p1ötz• 

· 1 · lieh fü:i~r den Haufen geworfen werden könnte. Ich 
sehe in:ti.cb. aber auch veranlaßt, auf die anderen Aus-

" führungen des . Herrn Kollegen Cronenbold kurz 
zurückzugehen, weil sie den Eindruck erw-ecken könn
ten, als ob wir hier ein Unrecht täten. Das ist nicht 
der· Falt.' Wenn wir' für die übrigen vier Bezirke eine 
wesentliche Erhöhung herbeigeführt haben, die ja 
nur ein Zusatz zu dem sind, was die Kommunen und 
Km:omunaiv,erbände in diesen vier Bezirken so schon 
leisten, dann ist noch kein Anspruch gegeben, daß 
nun ·d~ ffl\\ffu nezirk. wenn e6 sioh c>.uch nur um 
80 000 DM nandeit, auf Gnind d;:;,,r Gerechtigkeit auch 
hieran beteiligt werden müß~. Denn, davon dürfen 
Sle über.zeugt sein, meine Herren aus Rheinhessen, in 
vielen Teilen der übri,gen vier Bezirke ist das Be
rufsschu.lwet.en noch längst nicht auf der Höhe ange-
Langt w:ie in Rheinihessen, wo es ganz vom Staate 
getragca-n wird. 
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Präsident . 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Völker (SPD). 

Abg. Völker: 

Meine Damen u.n.d He.n·en! Ich müchte doch sagen, 
daß n1ch.t allein deshalb, weil die Mittel in den 
nnderen Regiez·ungsbe-1.irkcn erhüht wo1·den sind, der 
Antrag gestellt worden ist, sondern weil es eine 
zwingende Notwendigkeit ist. Herr Kollege Bodl!n, 
Sie wissen genau, daß ich st1hr ernsthaft im Finanz.
ausschuß mit.gearbeitet habe, und ich glaube sogar, 
ich habe zuletzt im .Finanzausschuß gegen diesen 
Antro;g gc.;ti.mmt, damals, als mein Kollege Cronen
bold ihn gesl.e.llt hat. Aber ;ich habe mich in der 
Zwischenzeit noch einmal überzeugt, daß bei der 
Mädchcub~1·u1$1S-Chule dle Lehrerinnen derartig übcr
anslreng t sind, sie acht und neun Klassen führen 
müssen, daß es ein unhaltbarer Zustand ist. Das ist 
eine mangelhafte BesetzW1g an Lehl'krä!ten. Ich weiß 
nichl, ob es in Mainz etwas besser ist, abel' ich habe 
mich überzeugen müssen. Ich habe bittere ~n 
gehört dieser Lehrkräfte, was von ihnen alles gefor
dert würde, es sei ein Ding der Unmöglichkeit, daß 
.sie das aut die Dauer noch leisten können. 

Präsident: 

Hen· Dr. Boden von der CDU. 

A b g. D r. B o d e n : 

kh bL'Cl.auere sehr, daß v.1r auf diiese Art der Kon
troverse unsere kostbare Zeit weiter in Anspruch 
nehmen. Ich muß .aber dem Herrn Kollegen Völker 
durchaus bestätigen, daß das, was er sagte über seine 
eigene Beteiligung und auch über seine Abstimmun
gen Im Haushalts- und Flnanzau.5Schuß, absolut richtig 
ist. Wlr haben uns dann aber doch nicht nur bei 
Rhe.i.ohcs~n, sondern auch l..,ci den anderen vie
Bczirkc:u. der gi·öß,ten Sparsamkcit bcflcißigt, und wir 
haoon das getan, ich !Jitle Sle, meine Herren des Aus
schusses, Sie werden sich. dessen erinnern, in die1· 
Hauptsache im Hinblick darauf, daß reg:!erungsseitig 
erklärt wurde, daJ neue Berufsschulgesetz stehe un
miltelbar vor der Vorlage, und wenn das Berufsschul
gesetz kommt, wird docll eine Reihe von Verän
derungen den Landtag beschäftigen müssen. Also, ich 
bille doch dringend darum, diesen verschiedenen Vor·· 
gängcn ntcht vorgreifen zu wollen, wndern es bei dem 
zu lassen, was der Haushalts- und Finanzall':'scli.uß 
vo11geschlagen hat. 

PI'äsldent. 

Meine Damen und Herren! kh gi..a.ube, 'wir mü1;sen 
aber jetzt zur Abi.Ummung kommen. lc.:h lasse über 
<len Antrag IL'1504 abstimmen. Wer dem Anfrag II/ 150-t 
seine Zustimmung ~ben wiJ.1, bitte ich um Erhtbung 
der rechten Hand. Die Gegenprobe. 

Das ist dle Mehrheit. Der Anttag Ist abgelehnt. 

Wir kommen zum Antt·ag II/1506: Antrag der CDU
Fi-aktion. Wer dem Antrag IL'1506 seine Zustimmung 
~!.Jen wlll, bitte ich wn Erht!bwig d-er 1-echt.en Hand. 
·me Gegenprobe. Stimmenthaltung. Der Antrag ist 
angenommen. 

Wir kommen zum Antrag IIi15'16 der Fraktion der 
SPD. Wer dem Antrag II/1516 seine Zustimmun:_.: 
geben will, bitte Ich um E.r-hcbung der rechten Hand. 

kh .stelle die elnstLmmlge Annahme fest. 

1 
1 . 

Ich lasse nun über die Drucksache II.'1497 in <ier 
nun g~änderten Form abslimmen. Wer der Drucksache 
II/1497 in der geänderten Form seine Zustimmung 
geben will, bitte ich um Erht!l.>un.g der rechten Hand. 
Dle ~enprobe. Stimmenthaltung. • 

Angenommen bei vier Stimmenthaltungen der Kom
munistischen Partei. 

Wir kommen zum Einzelplan IV. 

Ich rn!e auf die Kapitel 1 biS 27, dazu dlie Druck
sache II/ 1495 und die Berichtigung, die Ihnen vom 
Büro de, Landtages dazu .gegeben worden 1st. Ich 
lasse zunächst abstimmen über einen Entschließungs
antrag der SPD betr. Trans!el"ierun.g von Darlc,hen, 
Drucksache IV1520. Wer dem Antrag IL' l520 seine 
Zustimmung geben will, bitte ich um Erhebung der 
rechten Hand. 

Ich $lellc die einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zur Drucksache IL'l522, Antrag des 
Abgeordneten Sehleder. Wer dem Antrag des Abge
ordneten Schieder seine Zustimmung ge~n will, bitte 
ich um Erhebung der rechten Hand. Die Ge~enpr-0be. 

Der Antrag ist abgele!hnt. 

Wir kommen rur Drucksache IL.'1495. W€:r dE'r 
Drucksache seine Zustimmung geben will, b.itte· ich 
wn Erht:!)uri.g der rechten Hand. Die Gegenprobe. 

Gegen vier Stimmen der Kommunistischen Partei 
.angenommen. 

Wir kommen zum Einzelplan V. Ich ru!e au! dle 
Kapitel 1 bis 33, dazu die Drucksache II!l494. Ich lasse 
~nächst abstimmen über den Antrag der SPD, Druck
sache II.'1507. 

Das Worl hat der Abgeordnete Dr. Boden von dt.'r 
CDU. 

A bg. Dr. Boden : 

Meine Damen und Herren! Der jetzt vorgdegte An
trag entspricht dem, was auch in der Regierungsvor
lage des Haushaltsplanes an den Haushalts- und 
Finanzausschuß gelangt war. Bei den Beratungen 
11i1urde von seifen des Herrn Finanzministers geltend 
gemacht, d.iß die von dieser Stelle auszufüllenden 
Arbeiten auch durch d:ie Stelle eines Amtmanns oder 
so ähTlilich erfüllt werden könnte. Aus ,d:ie;:;en Grün
den hat der Haushalts- und Finanzaussch\ill den An
trag au.1' Einführung der Stelle A 2 c 2 abgelehnt. 

Meine Fraktion hat sich auf Grund dle'>E'S Anfrage~ 
II/1507 noch einmal eingehend mit de1· Angelegenheit 
befaßt und hat angesichts der Tatsache, daß die in 
der Begründung aufgeführten Aufgaben aus die
ser Stelle heraus erfü1'lt werden sollen, doch geglaubt 
die Meinung vertreten zu müssen, daß damit die 
Stelle eines Regierungsrats wohl ausije-fi.illt wäre. Sie 
wird also diesem Antrag zustimmen. 

Präsident: 

Meine D.:imen und Herren! Ich lasse über die Drudl:-. 
se.che rn1507 abstimmen. Wer der Druck.sachie II. 1507 
seine zu.~timmung gebt.'fi will, bitte ich um Erhebung 
der rechten Rand. Die Gegenprobe. Stimmenthaltung. 

Der Antrag ist an.genommen. 

Ich lasse nunmehr über die Drucksache fI/149·1 ab
stimmen. Wer der Drucksache IL'l494 seine Zustim
mung geben will, bitte ich um Erhebung der rechten 
Hand. Die Gegenprobe. Stimmenthaltung. 

Angenommen bci vier St:immenthaltu~en der Kom
munistischen Parte!. 
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Wir kommen zum Einzelplan VIII. Ich. rufe auf die 
Kapitel 1 bis 34, dazu die _Drucksache II/1490 mit der 
Ihnen zugegangenen Berichti,gung. Ich lasse zunächst 
abstimmen über -cinen Antrag II/1501 der CDU betr. 
Bekämpfung des Kartoffelkäfers.. Wer dem Antrag 
II/1501 .seine Zustimmung geben will, bitte ich um 
Erhebung der rechten Rand. Die Gegenprobe? 

Ich stelle die einstimmi-ge Annahme fest. 

Wir kommen z.u der Drucksache II/1515: Antrag der 
SPD betr. Streichung der Stelle des GestütstiJerarztes, 
Drucksache II/1515. Wer dem Antrag Drucksache 
II/1515 seine Zustimmung geben will, bitte ich wn 
Erhebung der rechten Hand. Die Gegenprobe? 

Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen zur Drucksache !I/1517: Antrag des 
Abgeordneten Griesbeck betr. Bereitstellung von 
Mitteln. 

Das Wol"t hat der Abgeordnete Ziegler von der CDU. 

A b g. z i e .g 1 e r : 
Meine Damen und Herr€n ! Gestatten .Sie mir, daß 

ich vom Platze aus spreche. Der Antra.g II/1517 :ist hiee 
am verkehrten Platz . . Er betrifft das Kapitel 1 des 
Haushaltsplanes VIII, Titel 31: Mittel zur Förderung 
der Landwirtschaft. Die Beträge sollen vorge8€hen 
sein zur Beseitigung von Unwetterkatastrophen und 
-schäden. Ich weise darauf hin, daß diese Unwetter
katastrophensch.äden in den KapiteJn der Wasser- · 
wirtschaft untergebrac..1-it sind. Dort ist der Ansatz 
für lJnwetterschäden bereits von 425 000 DM au! 
600 000 DM, also um 175 000 DM erhöht worden. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Feiler von der KPD. 

A b g, F e l 1 e r : 

Ich glaube, daß cl:ie formellen Gründe nichts änder,rn 
können. Man könnte es in einem anderen Titel unter
bringen. Es handelt sich nicht nur um die Wasser
schäden, Wir möchten b!itten, den Antrag zur Abstim
mung zu bringen, weil es um, darum geht, daß Mittel 
7.Ur Überwindung der .ganzen Schäden gegeben. werden. 

Präiddent: 
Herr Abgeordneter FcelLer. Ich glaube, d'aß Sie den 

Abgeordneten Ziegler nicht richt.i!g verstanden lb.aben.. 
Die Mittel sind ja bere:its bereitgestellt, auch für 
Unwetter, nicht allein für Wass,erschäden. Ic:h glaube 
des-halb, daß der Antrag- fehl am Platze ist. Ich stelle 
anheim, den Antrag zurückzuziehen. 

Wir müssen darüber abstimmen. Wer dem Antrag 
seine Zustimmung geben will, bitte ich um Erhebung 
d~r rechten Hand. Die Gegenprobe? 

Der An trag ist abgelehnt. 

fch lasse noch abstimmen über ·die Drucksache 
II/1510: Antrag der Fraktion der CDU und SPD betr. 
Verhütung von Wi.1-dschäden. Wer diesem Antrag seine 
Zustimmung geben will, bitte ich um Et·h•~bung der 
rechten Hand. 

Ich stelle dde einstimmige Annahme fest. 

Ich lasse nunmehr über die DruckJsacl~ II/1490 
Einzelplan VIII, Ministerium füa.- Landwirtschaft, 
Weinbau und Forsten abstimmen. Wer der Drucksache 
II/1490 seine Zustimmung geben wH.1, bitte ich um 
Erhebung der rechten Hand. Die Gegenprobe? 

1 

1 

1 
' 

Gegen zwei Stimmen der Kommunistischen Partei 
angeru>mn;ten. 

Wir kommen zum Einzelplan XI, Drucksache II/1491. 
Wer der Drucksache II/H91 seine Zustimmung geben 
wtiil.1, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Die 
Gegenprobe? 

Angenommen gegen vier Stimmen der Kommu
nistischen Partei. 

Wir· kominen zum Einzelplan Xll, Landeskommisoor 
für <lie politische Säuberung in Rheinland-Pfalz. 

Idl. rufe au! das Kapitel 1, dazu die Drucksache 
II/1492. Wer der Drucksache IIr1492 seine Zustimmung 
geben wifil, bitte dc:h um Erhebung der t"€<:hten Hand. 
Die Gegenprobe? l l Angenommen gegen vier Stimmen der Kommu-

·., . nistischen Partei. 

Wir k,onunen nunmehr zum AnßerordentJicben 
Hausb.alt. Ich rufe auf den Unterteil 1 bis 7, dazu 
die Druck~ache Ir/1498. Ich lasse zunächst über die 
Einzelanträge abstimmen, und zwar Antrag des Abge
ordneten Schäfer in Drucksache II/!503. 

Th:ls Wort hat Abgeordnete[' Völker von der .SPD. 

Ab g, Vü l ker (vom Platz aus): 

D.m;:f..)cl,, .... <'!.en Antrag in:soc.fern berichtigen, daß es 
heißen muß: ,,sowie der schwergeschädigten Städte" . 

Präsidept: 

Ich will jetzt über den Antrag II/1503 abstimmen 
lassen. Ich wiH der Reihe nach gehen. 

Präsident: 

hat das Wort. 

A bg. Dr, Nowack: 
"' ' " ""' " " '" " " "' ' . 

Das geht, glaube ich, nicht. Wir müssen eigentlich 
über die Drucksache IL"l505 abstimmen und <iann 
über 1503. 

Pr:i;isfdent: . 

Sie haben recht. 
Der Abgeordnete 
WorL. 

Der Antrag :ist der weitgehendere. 
Dr. Boden von der CDU hat das 

Ab •!{: . D,;:; .. ::~ .~den : 
Mane Datnen und Hen-enl Ich hatte während mei

ner Ausführungen bei der Beratung des Haushalts
planes der SPD nahegel-egt, diesen Antrag zurückzu
zi.ehen, Das ist nicht geschehen. Ich sehe mich deshalb 
veranlaßt, auf di~ Bedeutung meiner damals gege
benen Anregung zurückzukommen. 

WIJ; .ba~n .nu.t Absicht die 25 Millionen, die wir 
im Anleihewege aufne-hmen woHten, untargeteHt in 
Einnahmen .für dje Rote Zone und dann auch für das 
Ffücb.tlingswesen, insbesondere für oie Unterbringung 
der . et:wa 9000 Flüchtlingskinder. Wir ,hatten uns das 
so vorges.teut, daß für diese beiden Son<h,rabteilun-

, 1 ,,., gen 'et"9.·a· 'eti.n Betrag von je 5 Millionen herauskom-
~ .... :\J;öi;u:i.t~,. ,&o :iaß 15 ~onen übrig bl:ieben für 
die .:ilfgenieine Verwendung. Dieses Herausnehmen der 
zwe~mal 5 Millionen hat e ine be„ondere Bedeutung, 
indem .z.u erwar~n steht - wenigstens d ie Möglich
keit ~eben ist -, daß bund.esseitig hierfür besondere 
Fonds zur Verfügung kommen. Dann k~"innten w ir 
aus diesen Spezialfonds das schon mal versuchen. 
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Was de1· Herr Abgeordnete Schäfer will, dafür bleibt 
dann noch aus den 15 Millionen etwas übrig. Aber 
wenn v.rlr das jetzt zu weit fassen, dann ze1,stören wir 
das, was sich 1,m Grunde genomm.€1I'l für die optimi
stische Auf!~ung über die Unterbringung eines 
solchen ... 

Abg. Völker: 
Wir zleh1m zurück! 
Ich danke Ihnen. 

Pt· äs 'id~nt : 

Der Anfrag isL zurückgezogen. kh lasse nunmeht' 
absllmmen über die Drucksaclie IL'l503. Wer der 
Dl'ucksnche IL'1503 zustimmen wHI, den bitte ich un1 
Erhebung der rechten Hand. - Ich .stelle die einstim
mige Annahme rest. 

Der Antrag II/1509 wird von der CDU zurückg~
zogcn. kh 'lasse nunmehr abstimmen über den Antrag 
II'lSll der beiden Fraktionen CDU und SPD. Wer 
dieser Drucksache IV1511 zustimmen will, den b.itt-: 
'ich um Erhebun~ der rechten Hand. - Ich stelle d ie 
einstimmige Annahme fest. 

Ich lasse nunmehr ~bslimmen ... (Abg. Wohllebtrn : 
Zur Gcisch.ä!t.sordnun,g!) Zur Geschäfburdnung de1 
Abgeordnete Wohlleben. 

A b ~- W o h 11 e b e n : 
Es ist dem H.3.use keine Gelegenht"it gegt!bcn wor

den, zu dem Antrag Stellung zu nehmen. 

Präsident: 
Ich l,>L'daute, d[e Ab:sti.J.nmung ist beendet. 

A b g. W o h 11 e b 1.? n : 
Das geht in einem Tempo vorwärts, daß man nich~ 

dil.e Gelegenheit hat, die Blätter zur Hand zu nelun'"n! 
(Zurufe: Sehr richtig!) 

Präsident: 
Gut, ich bin gern beteit, etwas langsamer zu machen. 

(Heiterkeit - Unruhe.) Wir kommen zur Beratung: cter 
Drucksache IL'l521. 

Der Abgeordnete Griesbccit von der Kommuni-sti-
schen I'art.ei hat das Worl. 

A b g. G ri es b c c k : 

Herr I"rüsidenl, würden Sie so liebenswürdig scin 
und kun: .angeben, um was es sich handelt? 

Präsiden t: 
Ja, -gern, Drucksache II/152.l zum außerordent

lichen Hau.sh:iltsplan. Antrag der SPD betr. Bereit
st~llung von Mitteln für Wohnungsbau und Not:stands
arbcitcn. Dle Drucksacht! haben Sie zur Hand? (Zu
rufe: J,awohl!} Der Abgeordnete Dr. Boden hat da~ 
Wort. 

A b g, D r. B o d e n. : 

Meine Damen und Herren! kh h3be auch hier au~ 
rein !in.::.nzpofüischen Erwägungen die Bille, mfr <las 
Konzept nicht zu verdel'lxm. Ic:h bringe d<'n Gegen
vorschlag, den Antr,a.g an den Finanzausschuß zu 
Ube1·wciscn, und zwar aus rein taktischen, nioht ma
te.dellcn Gründen. Sie dürfeo überzeugt. sein, daß ich 
bei der maledellen Prüfung dtr Frage im Haushalts
und F'lnanzau:sachuß eine abso~uL objektive und wohl
meinende Stellung einnehmen werde. 

Abe1· das Praktische! Der Herr Finanzminister· hat 
heute nachmittag bei seiner Sdllußansprache schon 
darau.f hingewiesen, wie schwierig das Kapitel des 
außerordentlichen Haushaltsplans hinsichtlich seiner 
Einnahmeseite, nämlich <l.es Anleiheweges, zu erfüllen 
ist. Wir haben nun durch die verschie<l.enen Anträge, 
die bisher angenommen worden sind, und durch die 
Uran.träge, über die wir zuletzt noch abzustimmen 
haben, eine Gesamtkapazität von 40 Millionen, d1e wir 
im Anleiheweg aufnehmen wollen. 

Wenn wir im gleichen Haushaltsplan weitel'e 40 Mil
lionen einstellen, so würde das - das wird mir Jeder 
Kaufmann zugeben - die Aufgaben derjenigen, die dien 
Anleiheweg zu beschreiten, d. h . Anleihen hereinzu
holen versuchen, außeroroentlich ersd1weren; denn e;; 
ist ein Unterscltled, wenn ich Geld suche, ob ich nuc 
einmal sucll~ oder ob ich bei einem Bankhaus diese 
Anleihe und beim andern jene unterbringen will. 

Es kommt noch c.in weiterer Grund ·hinzu. Insbeson
dere bei -der Inanspruchnahme von Mitteln aus ö!!ent
lichen Kreditinstituten oder uuch vom Bund wird ja 
ganz zweifellos verlangt, daß man den Haushaltsplan, 
sobald er druckgelegt 1st, vorlegt. Dann würden statt 
der 40 Millionen, die v.ir ursprünglich vorgesehen 
haben, plötzlich 80 Millionen im Anleiheweg aufzu
nehmen erscheinen. Das ist eine besondere Er.schwe1·
nis. Denn darauf wlrd so!ort hingewiesen. Wenn wir 
.aber heute erstmals die 40 Millionen, wie wir sie bh1-
her beschl.o~ haben, genehmigE"n und d.tnn iru 
Finanzausschuß auch dem Antrag der SPD nachkom
men und nocll einmal genelunigen, dann steh1:n diese 
40 MiWonen nkht im druckgelegten Haushal~plan 
drin, und Wir können in einer zweiten Stage versu
chen, sie dennoch unterzukriegen. 

Präsident: 

Der Abgeot'dnete Hertel von der SPD hat das Wort. 

A b g. H e r t e 1 : 

Alle Mitglieder dieses Hauses sind sicher bedrückt 
von der Tatsache, -daß wir gar nicht.; für die För
derung des Wohnungsbaues überhaupt im Haushalt 
stehen haben. 

Ich glaube, wir müssen uns gemeinsam darüber 
klar sein, daß gerade die Förderung des Wohnungs
baues ebenso dringl:ich ist wle die Erstellung von 
Schulhäusern. Ich kann mir nicht denken, <laß da~ 
Land Rheinland-Pf.Ilz bei dem Zutagetreten ~inc1· 
Belastung von SO Millionen DM Schuld,m bcim Bund 
in ingen.de!inic für es unangenehme Lage kommen 
könnte. 

Man kann sogar umgekehl't ar~um<.)ntieren: diess= 
von uns freiwillig übernommene Last el'bringt den 
Nachweis, daß wir ge..villt sind, alle Opfer au! uns 
zu nehmen, um das, was wir aus laufenden Mitteln 
nicht b1:;streiten können, auf dc-fn Anleiheweg zu 
erledigen. 

Wir müssen den Mut haben, <las, wa~ unsere Gene
ration nicht zu tragen vermag, auch aur die kommende 
Generation auf dem Wege der Anleihe abzwetzen. 
Und wenn ein Land ,,on der Größe und Bedeutung 
80 Millionen in Form einer Anleihe aufnimmt. dann 
ist es im Rahmen auch einer i;oliden Gesamtau!fas
sun.g durchaus noch verfretb.ir mit Hinweis auf den 
Zweek, für den die Mittel Verwendung finden sollen. 

Präsident: 

Das Wort hat der AbgE,ordndt: Dr. Zimmer von 
der CDU. 
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Abg. Dr. Zimmer: 

Sie S€hen, es ist mißlich, wenn man im Plenum 
dexart schwier:ige Fragen plötzlich ent.scheiden soll. 
Und wenn man im Augenblick nicht sofort rechts 
oder links die Hand hochhebt, dann kommt ein 
Journalist, der einem ins Herz sehen und irgend
welche Motive unterschieben will. Denn es gibt 
Journalisten, die nicht verstehen können, daß man 
es mit seiner Abstimmung vor seinem Gewissen sehr 
ernst nimmt. vor allen Dingen, wenn man Red'lts
fragen zu entscheid.en hat. Die Argumente, die der 
Herr Kollege Hertel eben vorgebracht hat, geben 
selbstverständlich zum Nachdenken Anlaß genau wie 
die Begründung und die Bedenken, die auf der 
anderen Seite Herr Dr. Boden geltend gemacht hat 
gegen die Annahme dieses Vorschlages. (Abg. Dr. 
Boden: Unter Anerkennung der matedellen Zustim
mung!) Ich habe, wit Sie eben gesehen haben, e~n 
kleines privates Kolloquium geführt mit dem Herrn 
Finanzminister. wie er sich zur Sache stellt. Ich würde 
den Herrn Fln'anzminister lediglich bitten, seinerseits 
den Weg zu vreisen; ich möchte nicht vorgreifen. Viel
leicht wird der Herr Finanzminister dem Plenum das 
sagen, was er mir soeben gesagt hat, damit wir zu 
einer vernünftigen und sachgerechten Entscheidung 
kommen. Es genügt ja nicht, daß wir uns gegenseitig 
hier nh:,derstimmen. sondern wir wollen dbah die 
Din~e zunächst einmal sachlich geprüft haben. Ich 
wäre also ,dem Herrn F'inanzm:inister dankbar. 

Präsident : 

Der Herr Finanzminister Dr. Hoffmann hat das 
Wort. . i 

Finanz m i n i s t e 1· Dr. H o i f man n : 

Die Sache hätte sich vielleicht leichter gemacht, 
wenn auch der Herr Kollege HeTtel zu einer Unter
haltung hierht>r gekommen wäre! (Lebhafte Heiter
keit.) Aber mit einseitigen Privatunterh.alJt~n !ist 
es schwer, zum Ziele zu kommen. (Abg. Hertel: Sie 
sind verboten während der Abstimmung.) Die Frage, 
ob es zweckmäßig ist, den außerordentlichen Haushalt 
mit 40 Millionen Mark zu belasten, ist eine rein tak
tische, die auf <ihre Wirkung na<:'h außen geprüft 
werden muß. Ich brauche nicht zu sagen, Wirkung 
wohin. De$halb möchte ich dem Hause an!heim.stellen, 
zu be~chließen, was .ihm paßt, ohne daß es sich auf 
eine offizi,elle Anregung oder Empfehlung des Finan2-
mini..stere beruft! (Sch.a1lem:ie Heiterkeit.) 

Präsident: 

Der Abgeordnete Kuhn von der Soziakl.emokra
t.ischen Partei hat das Wort. 

Abg. Kuhn: 

Der Antrag will bezwecken, die Aufgaben - hier 
für Schulbauten, dort für Wohnungsbauten - beide 
Teile nicht irgendwie ent.wooer zu überspannen oder· 
zu vernachlässigen. 

Es wäre vielleicht ein Kompromiß auf einer mitt
leren Linie möglich.. daß man sagt: Sch~lbauten tun 
not. ebenso aber auch Wohnungsbauten. Ich glaube, 
we~n wir da versuchen, uns auf einer mittleren 
Linie zu finden, werden 'Wir den Schwierigkeiten, die 
uns begegnen, nicht mehr begegnen; d-enn wir haben 
die Möglichkeit zu sagen: die Regierung bekommt die 
Vollmacht, diese Beträge zu beschaffen. Wie sie es 
nun verwirklicht und nach Hause bringt, das wäre 
ihre Sache. 

Präsident: 

DeL' Abg~rdnete Claus von der Freien Demokra
tischen Pal'tei hat das Wort. 

Ab g. C l a u. s : 

Ich mücllte mich auch für die Annahme des Antra
gies auss:prechen. Er sollte zugleich <l'ie Sanktion eines 
Beschtlusses des Wiederaufbauaus.,;chussea von vor 
etwa 4 bis 6 Wochen bedeuten, wo ausdriücklich ,gesagt 
wut'de, die Regierun,g wird beauftragt, sich nach 
geeigneten Anleihen umzusehen gemäß dem Vorbild 
von Schleswig-Holstein und Niedersachsen - giaube 
ich - waren es, vvo für den privaten Wohnungsbau -
davon war -damals die Rede im Ausschuß - auch 
bereu.,, fiO oder 70 Millionen DM zur Ve:rfi.igung gestellt 
worden sind. Ich glaube, wir sind €-5 'hler den Woh
nungsuchenden ,schuldig, ein übri,ges zu tun, im:lem 
wir im Sinne des · Antragstellers entsprechen. 

Präsident: 

Das Worl hat der Abgeordnete Feller von der Kom
mtuii stischen Partei. 

A b g. F e l l e r : 
Nach dem salomonischen Urteil des Finanzministers 

sind wir trotzdem der Auffassung, daß man sich zu 
einem J'a entscheiden soll; denn es wird bisher sovie l 
vom srJzit.ien Wohnungsbau gesprochen. Wenn wir 
auch nicht ganz mit der Begründung des Kollegen 
Hertel einverstanden s.ind, daß unsere Kinder für die 
Silnden i.hrer Väter büßen sollen, mit der Belastung 
der komm.enden Generation, so glauben wir doch, 
d9'ß :tnan hier keine taktischen Erwögungen ,in den 
Vordergrun,d schieben soll, sondern die feierliche Be
kräftigung unseres Bekenntnisses, Mittel für den 
sozialen Wohnungsbau zur Verfügung zu ste:len. 

Prä ,sident : 

Das Wort hat der Abgeoronete Dr. Zimmer. 

A b g, D. t·. Z i m m er : 

Wir werden der Vorlage zustimmen in · der Hoff
nung, daß die taktischen Bedenken, die anscheinend 
der Herr Kollege Fe11er in ihrer Tragweite nicht 
gebührend gewürdtgt hat, sich als gegenstandslos 
erweisen 'l'.rerden. 

Präsioent: 

Ich lasse nunmehr über den Antrag abstimmen. Wer 
dem Anlrag seine Zustimmung geben will, den bitte 
ich im'l" 'Erl'i'eoung de1· recl1um Hand. - Ich bitte um 
die Gegenprobe. - Sf::immentbaltung. - Der Antrag 
wurde angenommen bei fünf Stimmenthaltungen. 

Mt.,,ine Damen und Herren! Wir kommen mm zut· 
Drüc!tsathe II/1518, es handelt sich hier um die Über
schre~oon.g von Investitionsausgaben vom ordentlichen 
in <ien außerordentlichen Etat. Drucksache U.-1518, 
gemeinsamer Ant.rag der beiden Parteien CDU und 
. :sJ.5'f.t':"\~:;€r·:: .. cÜ~$cm' . Antrag seine Zustimmung geben 
w.Ul, den bitte ~eh um Erhebung der 1·echten Hand. -
Ich. hitf.e um die Gegenprobe. - S1linunentlha.J..tung. ! -
Der Antr~~ wu,rde angenommen bei vier Stimment
haltungen der Kommunh,tischen Partei. 

Mcin-e Damen und Herren! Ich lasse jetzt über die 
. DrU<·k~ai.:b.e Ilr' l-523 abstimmen - gemeinsamer Antrag 
der b~del;l. .. _J/'l'aktionen CDU und SPD betr. Wieder
herstellun.g des § 4 der Regierungsvorlage des Landes
geset.zcs übet· die Feststellung des Haushaltspli:mes im 
Rechnungs.iahr 1950. 
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Wer dem Antrag II/1523 .seine Zustimmung .geben 
will, den bitte ich um E:rhebun:g dtl' l'echLen Hand. -
Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthaltung.! -
Der Antrag wurde angenommen bei vier Stimment
haltungen der Kommunistischen Fartei. 

Ich 1·u.Ct! 11umuchr aur dle Drueksat•he 11/1455, Lan
desgesetz Ober die Feststellung des ilaushaltsplans für 
das Rec.tmungsJabr 1950, und zwar die §§ 1, 2, 3, 4, 5, 
6, 7 und 8 , dazu die Änderungsdrucksache II.'1496 mit 
folgenden Zahlen. Ich bitte, die Zahlen in Drucksache 
IJ,'1496 nunm,cht· nach der zweiten Beratung wie folgt 
zu berichU®cn: Der Einn.ahmeansatz b:eibt IY...estehcn , 
Ausgaben 542 313 000 PM, im außerordentlichen Haus
halt 112 810 000 DM in Einnahmen uzi:d Ausgaben. 

Der Abstimmung liegt zugrunde' die Drucksache 
II/14D6 mit den von mir genannten geänderten Zahlen. 

Wer der Regierungsvorlage seine Zu!;timm.ung geben 
will, den bitte ich um Erhebung der rechten Hand. -
Ich bille um die Gegenprobe. - Angenommen gegen 
vier Stimmen der Kommun1stischcn Partei. 

Me1ne Damen und Herrenl Wir kommen zur drlttt'n 
Beraiun,. Ich ru[e auI die §§ 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7 und 8, 
Einleitung und Oberschrift, dazu die Einzelpläne 0, 
M, I, Ia, II, III, IV, V, VIII, XI und XII und den 
.außerordentlichen Elat. (Abg. Feller: Herr Präsident, 
ich bllte um.s Wort!) Del' Abg0ordn(:'te Feller hat das 
Wort. 

A b g, F' e l 1 e r : 
Zur Gesamtabstimmung möchte me-lne Fraktion fol

gende Erklärung abgeben: Die Land~.sregierung war 
in dem abgt!laufencn Etatjahr nicht imstande, die 
dringendsten Probleme der sozialen Not zu lösen. 
Über 62 000 Arbeitslose, fast 250 000 Sozialrentner, 
Kricgsopre1· u~w. und 10 000 Umsiedler warten ver
geblich auf eine grundlegende Hilfe und Verbes
serung ihrer Lage. 

Die Wirllicha!ts-, Steuer-, Finan:i:- und Sozialpolitik 
der Regierung Altmcier ·gibt keine Gewähr, daß 
dieses große Elend überwunden wird. Der vorliegende 
I!aushallsplan von 1950 ze[gt, daß die CDU-SPD
Koalitionsregicrung weder ,gewillt noch imstande :Ist, 
die Mittel für soziale Aurwendungen ausreichend zu 
b~charren. Während die Zuschü.;;se für das Innen
und PoUzei-Ministerium über 41 Millionen DM error
dem, wobd allein der Zus~huß für d!e Polizei üb,>r 
21 Millionen bch'ägt, hat die Landesregierung rur die 
Förderung der Volksgesundheit und Bekämpfung der 
Tube.rkulosenseuche ln diesem Etat nicht die notwen
digsten Mittel zur Verfügung gestellt. El~mo sind 
die angesetzkn Beträge für den Wohnungsbau, die 
Landwirtscha!t und die Winzer völllg unzureichend. 
DomgegenUbcr siellt die Landesregierung auch di~ ~ 

erhöhten Ausgaben mt' d[e Besatzung;:kosten weiter 
zur Verfügung. 

Aus allen diesen Grilnden stehen wir zu dieser Re 
gierung -In grundsätzlicher Oppo~ition und lehnen den 
Gesamthau:;lhallsplan ab. 

Präsident: 

kh rufe auf filinleitung und tlben,cht·irt Weiter(• 
Wortmc-ldungcn liegen nicht vor. Wer der Regie
rungsvol'lage I1'1455 mit den Anhängen seine Zustim
mung geben will, bitte ich, sich vom Platze zu er
hcbeu. Dle GegenprobC>? Das Landesgeretz ist ange
nommen gegen vier Stimmen der Kommunlstis(~hen 
Pa1·tei. 

Meine Damen und Herren! Bevor wir diese arbeits· 
reiche Tagung schließen, hat der Abgeordnete ller
mans das Wort erbeten zur Abgabe einer persönlld1rn 
Erk!ärung. ld1 .;1·telle Lhm das Wort. 

Ab g. He r m a n s : 

Meine Damen und Herren! De1· Abgeordnete Hertel 
hat vorgestern bei der Beratung des Justizetat,; 
schwere ehrenrührige Vorwürfe gegen mich erhoben. 
Ich habe in meiner kurzen Erwiderung <len Abgeord
neten Hertel ·gebeten, falls er außer Sehwindenham
mer noch andere Gewährsmänner für seine Behaup
tu11gen habe, mir diese Gcwäh1·smänner zu nennen, 
um mir die Möglichkeit eines Vorgehens gegen sie zu 
geben. Eine solche Erklärung liegt mir bis jetzt nkhl 
vor. Dahe1· muß ich unterstellen, daß der Abgeord
nete Hertel für seine schwerwiegenden Vorwürfe sich 
keine andere Grundlage verschafft hat als die Be
hauptung des Schwtn.denhammcr. Der von mir gegen 
Sehwindenhammer, aber auch gegen die Verbreiter 
seiner Ansichten, z. B. die „Freiheit", gestern ge
istellte Strafantrag wird in einem gerichtlkhen Ver
fahren erhärten, daß die Behauptungen des Sehwin
denhammer unwahr sind. Der Abgeordnete Hertel 
würde sich die kommende Notwendigkeit einer Ent
schuldigung wiegen seiner bedauerlichen Ausführungen 
erspart haben, wenn er die ihm mehrfach gebotene 
Gelegenheit wahrgenommen hätte, sich an Hand der 
amtlichen Unterlagen und Auskünfte des Justiz
ministeriums über die wirkliche Sachlage zu unter
richten. 

Präsident: 

Der Abgeordnete Zimmer hat das Wort zur Abgabe 
einer Erklärung. 

A b g. D 1'. Z i m m e r : 
· Die Fraktion der CDU hat von den Vorwürfen, die 
der Herr Kollege und Fraktionsvorsitzende der SPD 
gegen den Abgeordneten Hern1.ans in seiner Eigen
schaft als Justizbeamter damals erhoben hat, Kennt
nis genommen, ebenso von der s~bcn abtei,::clJcncn 
Erklärung d~ Herrn Kollegen Hermans. Nachdem 
die erhobe11en Vorwi.il'fe inzwischen ~g-mstand eine~ 
gerichtlichen Verfahrens geworden sind, verz.ichtel 
die Fraktion der CDU im Augenblkk darauf, zur 
Sache selbst Stellung zu nehmen, um nicht den Ein
druck zu erwecken, a:ls ob sie auf ein !>Chwebcttde.:: 
Verfahren einwirken wolle. Sie: hat im übrigen die 
feste Oberzeugung, daß das geMchtliche Verfahren 
dJe Haltlosigkeit der Vorvrürfe ergeben wird . 

Präsident : 

Der Abgeordnete llertcl von der Fraktion der SP'D 
hat das Wort zur Abgabe einer Erklärung, 

Abg. Hertel: 

Zu den Ausführungen meiner beiden geschätzten 
Vorredner darf ich tol~ndes feststellen; Es i!'t s~'it 
Monaten eine Denkschrift im Umlauf, die auch in den 
Händen zahlreicher Mitglieder der CDU sich befind-et. 
{Zuruf Abg. Diel: Ist das eine Denkschrift?) Eine 
Zusammenstellung des Ablaufes des Falles Sehwin
denhammer - wenn Ihnen diese Formulierung bes
ser gefällt, Herr Kollege Dlel, unterbreite ich diese 
Ihrer Begutachtung {Zuruf A~. Diel: Denkschrift ist 
etwas anderes in meinen Augen! Zuruf: Ein Mach
werk Sehwindenhammers!) Ich stelle fest, daß der 
Herr Kollege Hermans seit diesen vielen Wochen 
und Monaten Gelegenheit gehabt hätte, aur Grund 
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dieser schX"iffüch verbreiteten Feststellungien des Herrn 
Sehwindenhammer die Klage zu erheben, die er nach 
seiner eben erfolgten Mitteilung erhoben hat. Icl!. 
stehe auch nicht an, zu erklären, ·heute schon, daß 
im Falle die durchgeführte Klage beweist, daß die in 
dieser Zusammenstellung erhobenen Beschuldigun
gen .gegen den Herrn Kollegen Hermans sich als 
unwahr erweisen WÜX"den, ich sicher nicht anstehen 
würde, mit tiefem Bedauern diese Besd:m1digungen 
zurül:kzuneh:rnen. 

Präsident: 

Der Abgeordnete Hermans hat das Wort. 

Ab g. H e r m a n s : 

Ich darf zu den Erklärungen des Abgeordneten 
Hertel folgendes feststellen: Diese sogenannte Denk
schrift des Sehwindenhammer ist mir allerdings recht 
,spät bekannt geworden. Ich habe aber nachträglich 
erfahren. daß sie wegen der ganz allgemein .gegen die 
Justizv~rwaltung ·erhobenen Vorwürfe bereits Gegen
stand eines Ermittlungsverfahrens war, so daß für 
mich in dieser Richtung keine Veranlassung bestand, 
etwas Besonderes zu tun. Diese Veranlassung war 
aber gegeben, nach-dem sich ein von mir bisher 
außerordentlich ,geschätztes Mitglied des Hauses diese 
Vorwürfe zu ei:gen gemacht und ihnen ,damit eine 
Bedeutung beigemessen hat, die sie aus ,dem Munde 
des Herrn Schwindenh•ammer allein niemals haben 
konnten. (Zul"..tf Abg. Feller: Es fiel ein Reif in der 
Koalitivm-Nacht!) 

Präsident: 

Meine Damen und H,errenl Die pen:ön:1:lchen Be
merkungen ;,ind beendet. Wir stehen am Schlusse 
einer sehr arbeitsreichen Tagung. Wir dürfen wohl 
aHe sagen, daß wir uns ernsthaft bemüht haben, zu 
den Probkmen, die uns noch als Landtag verblieben 
sind, :in den veX"gangen~n Tagen Stellung zu nehmen. 
Ich danke c>.llen Mitgliedern des Hauses für ihre rege 
Anteilnahme und ihre Ausdauer , d ie sie in .diesen 
Tagen gezeigt hab<.-n. Ich danke aber ganz besonders 
den Mitgliedern -des Haushalts- und Finanzaus
schusses, die in wochenlangen Arbeiten zu jedem ein
zelnen Problem eingehend Stellung genommen haben, 
um uns gegebenenfalls in einer Anderungsdrucksache 
ihre Meinung zum Ausdruck zu bringen. Ich hoffe 
und erwarte:, <laß nunmehr dieser von uns verab
schiedete Haushaltsplan recht bald Gesetzeskraft er-

rum, damit wir wieder eine ordentlich,;s> Grundla._ge 
f.Ur unsere weiter~ Arbeit haben. Der Ältestenr at 
schlägt Ihnen vor, daß 'im Monat Awgus t kein·~ 
Sitzung, nach M&glichkeit auch keine Sitzung von 
Aussachüssen, stattfindet, damit die Abgeordneten 
Gelegenheit zur Ausspannung haben. Der Altestenrat 
schlägt Ihn4:m weiter vor, das Präsidium zu beauf
tragen, d.i,e nächste Landtagssitzung im Monat Sep
tember nach Anhörung der Fraktionsführer festzu
.setzen. Auen damit ist dlas Haus einverstanden. - Der 
Abgeordnete Hertel hat das Wort. 

A b g. He r t e 1 : 

Me:ine Damen und Herren! Ich bitte, mir zu ge
,statten, den Dank, den der Herr Präsident den Mit
gliedern dieses Hauses zum Ausdruck gebracht hat, 
auch auf ilm selbst übertragen zu dürfen. Der Herr 
Präisident hat in den letzten Wochen mit Ums~cht und 
Geschick die Beratungen, dje hinter uns liegen, vor 
bereitet und hat insbesondere in <len viler Tagen seit 
dem letzten Montag die Arbeit so ,gefördert, daß 
auch die Gründ:lichkeit der Beratung keine Beein
trächtigung erfuhr. Es können daher die gesamten 
Mitglieder mit der Befriedigung nach Hause :fahren, 
durch die Führung des Herrn Prä.Si.-denten eine im 
Rahmen unserer Zuständigkeit ordentliche Arbeit 
gele.isUi?t zu haben. (Bravo-Rufe und Beifull.) 

Präsiden t : 

Das Wort hat der Abgeordnete Die!. 

A bg. D i.el : 

Meine Damen und Herren! Ich darf darauf aufmerk
sam machen, daß der Antrag, der von seiten der 
SPD gestellt wurde, der Zusatzant rag . . . 

Präsiden t : 

Ich komme darauf noch zui'tick . Meine Damen und 
Herren! Es ergibt sich nur die Möglichkeit, daß gege
benenfalls im Monat August getagt werden k ann von 
dem S<Htderausschuß, der soeben fö.stgelegt worden 
ist. Ich bitte aber, daß der Ausschuß sich noch im 
Juli mit dieseT Frag;e beschäftigt. Nach Möglichkeit 
soll der August insgesamt sitzungsfrei bleiben. Nun, 
meine ]')amen und Herren, darf ich &ie S itzung 
schließen und ,,,ünsche Ihnen a llen eine gu te Heim
fahrt. 

Schluß der S itzung: 18.30 Uhr. 


